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Vorwort. 



Jis war mir yergönnt, meinem Vater die erste im 
Jahre 1869 erschienene Auflage dieses Baches zu widmen 
und den Antheil zu bekennen, den sein Beispiel, sein 
Leben, sein gemeinnütziges Wirken auch an meinen po- 
litischen Anschauungen gehabt hat. Inzwischen ist er in 
das Jenseits hinübergegangen. Die letzten Lichtstrahlen, 
die in sein durch lange Krankheit umnachtetes Lebens- 
ende fielen, entströmten den Fenstern der deutschen 
Hauptstadt, die ihre Freude über den endgültigen Sieg 
der deutschen Waffen und den Abschluss der Friedens- 
präliminarien bezeugte. Seinem Andenken widmete ich 
dies Buch in der gegenwärtig erneuerten Gestalt. 
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Dem Andenken meines Yateis. 
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Widmung 

der ersten Auflage (1869). 



Spät nachholend, was schon in Promotionsschriften 
die von der Universität Scheidenden zu thun pflegen, 
widme ich Dir eine wissenschaftliche Arbeit. Ich war 
der Ansicht, dass zur Rechtfertigung einer Zuneigung 
eine besondere Beziehung zum Inhalt der dargebotenen 
Schrift gegeben sein müsse 

Hier bietet sich mir eine solche Gelegenheit. Selbst 
zweifelnd und sogar abgeneigt, ward ich durch Dich auf 
einen Beruf hingewiesen, dem ich gegenwärtig mit Vor- 
liebe angehöre und den Stoff der nachfolgenden Dar- 
stellung entnehme. Was ich Dir anbiete, bildet eine in 
sich abgeschlossene Abtheilung der Vorlesungen, welche 
ich seit Jahren an der Universität über Politik gehalten 
habe. Die diesem Gegenstande von mir zugewendete 
Aufmerksamkeit entstammt zum grossen Theil Anregun- 



gen, die ich von Dir empfing, bevor ich mich für einen 
bestimmten Beruf entschieden hatte. 

An Dir habe ich zuerst verstehen gelernt, welche 
Anforderungen das öffentliche Leben an den Charakter 
stellt. Einer damals besonders bevorzugten Gesellschafts- 
klasse durch Geburt und Grundbesitz angehörig, erhobst 
Du 1843 Deine Stimme für die Einführung einer reichs- 
ständischen Verfassung mitten im Heerlager derjenigen, 
denen die Anbetung des absoluten Staatswesens als 
Lehnspflicht galt. Wenn auch heute vielfach vergessen, 
sind gerade jene Verfolgungen, denen Du nicht entgehen 
konntest, für mich eine Mahnung geblieben, dass in 
staatlichen Dingen auch die wissenschaftliche Forschung 
auf Unabhängigkeit der Gesinnung und Vorurtheilslosig* 
keit angewiesen ist. 

Diese eine Eigenschaft Deines Wesens wirst Du 
hoffentlich in meinem Buche wiederfinden, wenn es 



auch sonst Deinen Anforderungen und Deiner Einsicht 
nicht entsprechen sollte. Indem ich die „Principien 
der Politik'^ niederschrieb, habe ich nicht gefragt, 
ob ich überall in Uebereinstimmung mit denen bliebe, 
denen ich mich im öffentlichen Leben zumeist verwandt 
fühle, oder solchen überall widerspreche, die ich sonst 
als meine Gegner betrachte. Wie Feuerbach wünschte 
ich im Stadium der wissenschaftlichen Untersuchung 
wohl Yon mir sagen zu können: nulli me mancipavi, 
nullius nomen fero. 

Die grosse Schwierigkeit des poUtischen Handelns liegt 
darin, dass das Yerständniss der uns umgebenden, in ste- 
ter Veränderung begriffenen Thatsachen in Uebereinstim- 
mung zu setzen ist mit der Festigkeit der Ueberzeugun- 
gen, die sich über die höchsten und letzten Entwickelungs- 
ziele des Staatslebens in uns gebildet haben. Wir schwe- 
ben in fortdauernder Gefahr, dass wir entweder, Yon 



der natürlichen Vorausbestimmung unserer Wünsche be- 
herrscht, die Bedeutung der Thatsachen yerkennen, oder, 
von der Macht des Erfolges beeinflusst, augenblickliche 
Abweichungen der Magnetnadel als Beweise gegen die 
Richtigkeit der letzten Principien zuzulassen geneigt wer- 
pen. Um so erhabener erscheint mir die Aufgabe der 
wissenschaftlichen Erkenntniss des Staates. Sie hat den 
Beruf, die Grenzen festzustellen, welche die Brandung 
der Parteibewegungen nicht überschreiten darf. 

Wie hoch immer der Vortheil umfassender Lebens- 
erfahrung des Einzelnen zu veranschlagen ist, so darf 
man doch nicht verkennen, dass in den freien Staaten 
die politische Bildung nicht den Zufälligkeiten unserer 
gesellschaftlichen Umgebung völlig preisgegeben werden 
darf, sondern auf eine wissenschaftlich haltbare Grund- 
lage zu stellen ist. Je allgemeiner die Wahrnehmung 
gemacht wird, dass die Unabhängigkeit des politischen 



Urtheils nicht in dem Masse gewachsen ist wie die 6e* 
legenheit, dieselbe zu bethätigen, desto mehr ist eine 
Annäherung der Staatswissenschaften an die Bildung 
der gegenwärtigen Epoche zu erstreben. Dem Unter- 
richt und der Erziehung ist, wie mir scheint, eine nähere 
Beziehung zum Verständniss der staatlichen Dinge zu 
geben. Denn wenn auch die Jugend vor voreiUger 
Parteinahme zu warnen ist, so halte ich es doch für 
irrig, dass man in der Besorgniss leidenschaftUcher Ver- 
irrung so vielfach die Lehre verkündigt, es gezieme sich 
für das heranwachsende Geschlecht, den Vorgängen un- 
serer Zeit ohne Versuch selbständiger Prüfung theilnahm- 
los zuzuschauen. Ganz im Gegentheil glaube ich, dass 
die Anregung zum Nachdenken über die öffentlichen An- 
gelegenheiten und zur Beobachtung des Geschehenden, 
die Uebung des politischen Urtheils schon im jugend- 
lichen Alter, ein heilsames Gegengewicht gegen die Ver- 



lockungen der Genusssucht darbietet. Auch wüsste ich 
nicht, welches andere Ideal, als der Staat, die Jugend 
nachhaltig zu erfüllen vermöchte. 

In diesem Grundgedanken hast Du mich erzogen. 
Ich bereue es nicht, durch Dich angeleitet, frühzeitig 
mein Augenmerk auf den Staat gelenkt und schon in 
der klassischen Literatur der Schule selbst irrige Ver* 
gleichungen mit der Gegenwart gezogen zu haben. So 
gebührt Dir ein Theil der geistigen Urheberschaft) an 
meiner Arbeit. Das Gute daran rechne ich Dir zu; Irr- 
thümer und Unklarheiten beanspruche ich als mein volles 
Eigenthum unter dem lebenslänglichen Vorbehalte der 
Berichtigung. 
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Nationalität. — Die Ausbildung (|^ Staatszwecl^e eine verschiedene 
in den Cnlturstaaten der Gregenwart: Frankreich, Nordamerika, Eng- 
land, Italien, Deutschland. — Störungen in der Harmonie der Staats- 
zwecke durch völkerrechtliche CoUisionen unter dritten Staaten und 
durch Kriegführungen; femer durch innere Umwälzungen. — Tech- 
nische Erfindungen und Religionsstiftungen. — Nationale Gegen- 
sätze im Innern des Staates — Oesterreich und die Türkei. ~ Ge- 
legentliche Widersprüche in den Objekten der staatlichen Zweck- 
thätigkeit, zu heben durch Zwangsenteig^ungen und Verwaltungs- 
justiz. — Die Grundrichtungen der conservativen , reformatorischen 
und radikalen Politik bestimmen sich nach dem Verhältniss der Staats- 
zwecke zu den Mitteln ihrer Verwirklichung. — Radikale Politik 
dem staatlichen Nothstande entsprechend. — Die Garantien fiir die 
harmonische Verwirklichung der Staatszwecke: Völkerrecht und Staats- 
recht. — Das Staatsrecht als Ergebniss der die VeKassungs- 
politik beherrschenden Thatsachen. — Schluss. 

Anmerkungen und Hachweisungen S. 334—381. 
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Erstes Capitel, 



Die Politik als Wissenschaft. 

BedentnDg des Wortes „Politik'^ — Staatsknnst nnd Staatswissen- 
schaft. — Die Theilung der Staatswissenschaften. — Die Politift als 
Specialwissenschaft unter den Staatswissenschaften. — Bluntschli, 
Escher, Fröhel, Zöpfl, Mohl. — Ergänzung der Mohl'schen 
Definition. — Ausscheidung des positiven Rechts und der Staats- 
geschichte aus der Politik. — Idealpolitiker. — Geschichte, Statistik 
und Völkerpsychologie als Mittel, die gegebenen GesellschaftSEust&nde 
zu erkennen. — Das Problem der menschlichen Freiheit in der Poli- 
tik. — Die gegenständliche Seite der Politik. ~ Ihr Yerhältniss zu 
den einzelnen Zweigen der Staatsverwaltung. — Zweck des politisdien 
Unterrichts. — Die Politik auf den deutschen Universitäten und im 
Lehrplane der Vorlesungen. — Mohl's Ideal eines politischen Systems. 

Mit dem Worte „Politik" werden noch jetzt fiwrtr 
dauemd verschiedene Yorstelliingen und Begriffe ver- 
knüpft. Am leichtesten verständigt man sich, wenn man 
zunächst die beiden Hauptbedeutungen imterscheidet, 
denen zufolge Politik entweder Staatskunst oder 
Staats wissen Schaft bedeutet^). 

Ob eine Politik im letzteren Sinne, als Wissenschaft 

anzunehmen sei, ist mehrfach, jedoch ohne genügenden 

Grund, bezweifelt worden. Aristoteles schrieb seine 

„Politik" als eine Staatslehre oder Staatswissen- 

1* 
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Schaft. Die Angemessenheit der von ihm gewählten 
Bezeichnung ist auch niemals ernstlich angefochten wor- 
den. Jene Streitfrage über das Vorhandensein .einer 
Politik, als einer bestimmt begränzbaren Wissenschaft, 
entstand erst, seitdem sich das Wort für einen von der 
Aristotelischen Auffassung verschiedenen Gegenstand ver- 
wenden lassen musste. 

Mit dem fortschreitenden Wachsthum menschlicher 
Wissenschaft und ihres Inhaltes ward es unmöglich, die 
Gesammtheit aller auf den Staat bezüglichen Erfahrun- 
gen, Erscheinungen und Kenntnisse unter dem Gesammt- 
titel* einer Staatswissenschaft zusammenzufassen. Da- 
her kam es, dass an deren Stelle die „Staats Wissen- 
schaften^^ als Mehrheit, in Frankreich die ^^sdences 
morales et polüiques^^ Platz nahmen. 

Mo hl nennt es mit Recht eine unentschuldbar un« 
begreifliche Begriffsverwirrung, wenn man in unserer Zeit 
noch einmal auf die ursprünglichen Bezeichnungen zu** 
rückgehe. Die Titel der einzelnen zu den Staatswissen- 
schaften zählenden Wissenszweige wurden in verschie- 
dener, bald grösserer, bald geringerer Zahl angegeben, 
jenachdem die Neigung zur Zusammenfassung verwandter 
oder zur Trennung unterscheidbarer Stoffe überwog. Zu 
den Staatswissenschaften in ihrem weiteren Umfange, 
innerhalb dessen noch die Aussonderung eines besonderen 
grösseren Gebietes der Gesellschaftswissenschaft 
(acience sociale^) vielfach befürwortet ward, rechnen wir: 
Die allgemeine Staatslehre, enthaltend die 
überall nachweisbaren Merkmale, Thätigkeitsformen 
und Rechtsgestaltungen des menschlichen Gesell- 
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schaftszttstandes, die sich aus dem Wesen und den 
Zweckbestimmungen des Staates ableiten lassen; 

das Staatsrecht, enthaltend die Normen für die 
Beziehungen der Staatsgewalt zu den ihr unterwor- 
fenen Staatsbürgern, entweder unter dem Gesichts- 
punkte der Vernünftigkeit, Sittlichkeit und allge- 
meinen Angemessenheit (s. g. allgemeines Staats- 
recht) oder unter dem Gesichtspunkt ihrer thatsäch- 
lichen Geltung innerhalb bestimmter Staaten (s. g. 
positives Staatsrecht); 

das Völkerrecht, enthaltend die Normen für den 
Verkehr selbständiger Staaten mit einander, wobei 
dieselben Gesichtspunkte einerseits der Vernünftig- 
keit und andrerseits positiver Geltung von einigen 
Publicisten in der Darstellung gesondert werden; 

die Volkswirthschaftslehre, enthaltend die 
Grundsätze, von denen Erzeugung, Verbrauch und 
Vertheilung der materiellen Güter in der staatlich 
organisirten Gesellschaft beherrscht werden, entweder 
unter dem Gesichtspunkte der allgemeinen im mensch- 
lichen Verkehr bestehenden Wirksamkeit oder des ihnen 
gegenüber gebotenen Verhaltens der Staatsgewalt; 

die Finanzwissenschaft, enthaltend die Re- 
geln für die Bestreitung der im Staate gegebenen 
Gesammtbedürfnisse und die Verwaltung des Staats- 
vermögens und beruhend auf einer Verbindung volks- 
wirthschaftlicher und verwaltungsrechtlicher Grund- 
sätze; 

die Polizeiwissenschaft, enthaltend die Grund- 
sätze, nach denen die Pflege des Gemeinwohls der 
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staatlich orgaofsiiten Gesellschaft, oder die Abwehr 
der ihr drohenden 6emeinge£eihren bewirkt werden 
kann, oder bewirkt wird. (Nach Mo4il, der höch- 
sten literarischen Autorität auf diesem Gebiete : An- 
ordnung der staatlichen Gesammtkraft zu Förderung 
erlaubter menschlicher Interessen, welche durch die 
vereinzelte Anstrengung der zunächst Betheiligten 
nicht genügend befriedigt werden könnten.) 
Andere zählen, den Katalog vervollständigend, noch 
hinzu: 

die Staatssittenlehre, 
die Staatsgeschichte, 
die Statistik der Staatszustände. 
Die Abgränzung dieser Disciplinen von emander, ihr 
wissenschaftlicher Inhalt und die von ihnen theoretisch 
zu lösende Aufgabe, ihre Methode, sogar die Zugehörig- 
keit einzelner unter den angeführten Wissenszweigen zu 
den Staatswissenschaften ist streitig. Es ist bekannt, 
dass man über dreissig verschiedene Definitionen von 
der Polizei gegeben hat und daher nicht zu verwun- 
dern, dass die ehemals sogenannte Polizeiwissenschaft 
sich mehr und mehr in Verwaltungsrecht, Wirthschafts- 
poUtik und Gulturpflege aufzulösen beginnt. 

Auf diese Gontroversen hier einzugehen, liegt ausser- 
halb unseres Zweckes. Wir lassen es beispielsweise völlig 
dahingestellt, ob die Volkswirthschaftslehre zu den Staats- 
oder Gesellschaftswissenschaften, oder gar, wie Einige 
wollen, zu den Naturwissenschaften zu zählen ist. Aus 
jenen Streitfragen, die ein vorwiegend dialektisches und 
methodologisches Interesse darbieten, scheint sich nach 
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dem gegmwftrtigmi Stande nät Sacheriieit «o iki m 
«rgeb^n, dass eine sdiarfe Begr&uning der einzelnen 
Gebiete in dem ^one, daas eine und dieselbe Matorie 
nur je einer Disdplin zur auB8cfaliesslichen theoretischen 
Behandlung überwiesen werde, bei .dem durch das ge- 
meinsame Fundament des Staates vermittelten Zusammen- 
hange aller, durchaus unthunlich erscheint. Neben den 
Theilungen, welche durch praktische Lehrzwecke ange* 
ratiien werden, steht vielfach das Mitdigenthum der Theo- 
rien an weiten Gebietsstrecken. Innerhalb der Staats- 
wissenschaften ist jede einzelne Disciplin, die sich durch 
Begründung eines eigenen Hanshaltes zu emand^en 
trachtet, nothwendigerweise die Hülfswissenschaft der 
anderen. Jede setzt zu ihrem vollen Verständniss die 
andere vcnraus; alle fordern die Erfassung des Staates 
in der Totalität seines Daseins. 

Wie versdiieden nun immer die Anforderungen der 
einen Specialwissenschaft; gegenüber der anderen sein 
mögen — und jegliche unter ihnen nährt unter ihren 
Vertretern die Neigung, die einmal erwählte Aufgabe 
möglichst hoch zu stellen — die grösste Unklarheit 
und der lebhafteste 2^wist waltet hinsichtlich der Po- 
litik als einer Specialwissenschaft innerhalb 
des gemeinsamen Rahmens der Staatswissen- 
schaften. 

Als feststehend kann man nur betrachten, dass der 
moderne Sprachgebrauch sich mehr und mehr von der 
alten Begn&bestimmung entfernte, welche die Politik 
für gleichbedeutend nahm mit der Gesammtheit aller 
Staatswissenschaften. Schon das klarer gewordene Be- 
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wnsstsein der heutigen Zeit von einer Verschiedenheit 
zwischen Recht, Moral und Politik, die im Staate gleich- 
zeitig zur Erscheinung kommen, würde jener alten Be- 
zeichnung im Wege stehen und das Bedürfiiiss einer 
besonderen Terminplogie erzeugen. 

In der Abgränzung der Politik als einer besonde- 
ren Fachwissenschaft neben denjenigen, welche zu den 
Staatswissenschaften im Allgemeinen gerechnet werden, 
gehen wiederum die Meinungen weit auseinander. Ohne 
auf minder bekannte Variationen eines und desselben 
Themas einzugehen, sind insbesondere zwei Haupt- 
gruppen unter den Definitionen auseinander zu halten. 

Erste Gruppe: Politik bedeutet die Theorie des 
staatlichen Lebens und seiner Veränderungen; im Ge- 
gensatze zu der Rechtswissenschaft, als der Theorie 
der staatlichen Zustände. 

„Das Recht verhält sich zur Politik, wie die 
ruhige Bestimmtheit der Verhältnisse zu der leben- y 
digen Bewegung in denselben, wie der Körper zu <» 
dem darin wirkenden Geist.'^ 

„Die Politik als Wissenschaft betrachtet vor- 
zugsweise die Strömungen und Wendungen des 
staatlichen Lebens.^' (BluntschlL) 
In dieser AufEassung begegnen sich: Bluntschli, 
Fröbel, Zöpfl, Escher. 

Hiergegen dürfte indessen mancherlei im Interesse 
der Deutlichkeit einzuwenden sein. Schwierig wäre 
nach der gegebenen Definition zunächst die Auseinan- 
derhaltung der Rechts- und Staatsgeschichte, welche 
uns gleichfalls den Staat in Bewegung zeigt, und ihr 
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gegenüber der Politik Aach scheint es in der Tbat 
vielfach, dass man wenigstens die Geschichte der neue- 
ren und neuesten Zeit, insofern sie sich mit den Be- 
Ziehungen der Staaten zu einander oder der Entwicke- 
lung der neueren Verfassungsverhältnisse beschäftigt, 
gleichbedeutend nimmt mit der Politik. Zweifelhaft 
wäre ferner die Entgegensetzung der zuständlichen Seite 
des staatlichen Lebens als der juristischen und der be- 
weglichen Seite als der politischen. Nicht alle Zustände 
des staatlichen Daseins tragen einen juristischen Charakter 
an sich. Andererseits sind gewisse Theile der Bechts- 
wissenschaft wesentlich aus dem Gesichtspunkte der 
persönlichen Thätigkeit und Bewegung zu betrachten. 
Die Theorie des gerichtUchen Prozesses und der Staats- 
verwaltung kann man eine Theorie der praktischen Rechts- 
handlungen im Staate nennen. 

Zweite Gruppe: „Politik bedeutet die Wissen- 
Vhaft von den Mitteln, durch welche die Zwecke der 
Staaten so vollständig als mögUch in der Wirklichkeit 
erreicht werden." 

Robert v. Mohl fasst die Politik in diesem Sinne, 
gegen welchen neuerdings besonders Bluntschli ange- 
kämpft hat; im Sinne der „ Staats klugheit". Der 
hauptsächhche Unterschied zwischen dieser letzteren 
und der ersten Bestimmung liegt wohl darin, dass der 
praktische, auf das Handeln hinweisende Zweck der 
politischen Theorie bei Mohl erkennbarer vnrd, als in 
jener mehr abstract. zu denkenden Bewegungslehre staat- 
Uch wirkender Kräfte, die Bluntschli im Auge hat. 

Gegen Mohl wendet Bluntschli (im Staatswörter- 
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buche) ein, dass eine Definition zu eng sei, in der mir 
von den Mitteln des Staates, nicht auch von den Zwec- 
ken selbst die Rede sei. Und allerdings ist zuzugeben, 
dass jede Erörterung über die Mittel staatlicher Thätig- 
keit die Feststellung der Staatszwecke verlangt. 

Ausserdem lässt sich nicht verkennen, dass auf 
Grundlage der zweiten Definition, offenbar auch di» 
positive Recht zu denjenigen Mitteln gerechnet werden 
müsste, durch welche Staatszwecke so vollkommen als 
möglich erreicht werden. Denn dass der Rechtszweok. 
zu den staatlichen Aufgaben gehört, und für die Gewäh- 
rung rechtlicher Hülfe in Streitsachen von Staatswegen 
gesorgt werden muss, wird von Niemand geleugnet. 

Ohnehin scheint auf die blosse Eenntniss der ge- 
eigneten Mittel nicht viel anzukommen, da deren Auf- 
zählung uns nur über ein Nebeneinander verschieden- 
artiger Dinge belehren könnte. Zu einem und demsel- 
ben Zwecke des Staates können möglicherweise zwanzig 
Mittel und Wege im Allgemeinen angegeben werdeii^ 
ohne dass sich ein überall zutreffender, theoretisch nach- 
weisbarer Vorzug des einen vor dem anderen darthun 
liesse. 

Die Definition von Mohl scheint daher einer Er- 
gänzung bedürftig. Die Politik, als Wissenschaft, hat in 
unseren Augen zum Objekt und Inhalt: 

den richtigen Gebrauch und die Wirkun- 
gen der ausserhalb der Rechtspflege zur 
Erfüllung der Staatszwecke thatsächlich 
verfügbaren Mittel; 
oder, was dasselbe besagen würde: 
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die (auf Grundlage gegebener Verhält-« 
nisse) ausserhalb der Rechtspflege zu be« 
wirkende Realisation der Staatszwecke. 

Nicht das Vorhandensein an sich, sondern der Qe« 
brauch und die Wirkungen der für die Durchführung 
der Staatszwecke yerfugbaren Mittel ist das für uns 
Entscheidende. Sehr richtig nennt Schleiermacher 
die praktische Politik „wirksames Handeln^^ Die Idee 
der Handlung für den Staat und seine Zwecke ist da- 
her die oberste Vorstellung, von welcher in der Politik 
ausgegangen werden muss, nicht aber der „staatliche 
Lebensprocess", mit dem es auch die Geschichte zu 
thun hat. Die Rechtswissenschaft zeigt die Staatsgewalt 
als souveränen, das heisst höchsten und selbstän- 
digen Gesammtwillen im Volke, die Politik als eine 
Willensmacht, die durch gegebene Zustände und ge- 
schichtliche Ueberlieferungen thatsächlich beschränkt 
und in ihren EntSchliessungen bestimmt wird. 

Die handelnden Subjecte, welche die Politik als 
Wissenschaft vorauszusetzen oder in's Auge zu fassen 
hat, sind daher: die Staatsgewalt mit ihren persönlich 
wirkenden Organen in der Staatsregierung. Sie sind 
die überall vorkommenden, zwar nicht auschliesslichen, 
aber doch schlechthin noth wendigen Träger der poli- 
tischen Handlungsfähigkeit. Zu ihnen treten demnächst 
hinzu als minder allgemein wirkende Subjekte der 
Staatshandlung: die politischen Parteien und möglicher- 
weise auch andere Gemeinschaften korporativer Art, wie 
die selbst verwaltenden Gemeinden. 

Uebrigens liegt der Unterschied zwischen den drei 
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Definitionen der Politik, welche wir gegeben, mehr in 
der Form des Ausdrucks, als in der Sache selbst. Auch 
furBluntschli kommen die Materialien der politischen 
Wissenschaft, wie er selbst bemerkt, nur soweit in Be- 
tracht, „als sie auf bestimmte Ziele des öffentlichen 
Lebens gerichtet sind oder als Mittel benutzt werden, 
um die Staatszwecke zu erreichen.^^ 

Die politische Theorie hat an die Nothwendigkeit 
der fortwährenden und ununterbrochenen Thätigkeit be- 
stimmter für den Staat handelnder Oi^ane anknüpfend, 
sfu ihrer Abschliessung gegen andere verwandte Wissen- 
schaften nothwendigerweise ihren Inhalt zu begränzen. 
Erstens: negativ durch Ausschliessung des positiven 
Rechts und der Rechtspflege, welche letztere eben* 
falls geordnete Staatshandlung genannt . werden 
könnte. Das Recht selbst kann zwar als Gegen- 
stand der politischen Betrachtungsweise theore- 
tisch zugelassen werden, insofern seine thatsäch- 
liche Wirkung im Leben, nicht seine Geltung an 
sich geprüft werden soll. Die Zweckbestimmun- 
gen, denen das positive Recht dienen soll (ratio 
legis) sind auch nebenher in der Jurisprudenz be- 
merkbar zu machen und dienen der Auslegung des 
Gesetzes. Im Uebrigen bedarf die Beziehung der 
Politik zur Rechtswissenschaft einer näheren Dar- 
legung, die erst einer später folgenden Entwicke- 
lung eingereiht werden kann. Unzweifelhaft ge- 
hören hingegen die Eigenschaften, Formen und 
Methoden der Gesetzgebung vorwiegend in die 
Politik. 
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Zweitens: positiv durch den Zusammenhang der auf 
die Staatszwecke bezogenen Handlungen mit that* 
sächlich gegebenen Verhältnissen und Zuständen 
der Gegenwart. Eine allgemeine politische Theo- 
rie, welche über die Verhältnisse eines einzelnen 
Landes hinausgreift und nicht blos einzelne Staaten 
wie Deutschland, England und Frankreich in's Auge 
fasst, ist somit nur möglich in der Voraussetzung 
allgemein gegebener Thatsachen. Da solche in 
einem gewissen Umfange für die Europäische 
Staatenwelt unter analogen Gulturyerhältnissen und 
Staats formen unleugbar bestehen, so sind auch 
Grundsätze für die Staatshandlungen aufzustellen, 
in denen sich allgemeingiltige Begeln des Verhal- 
tens darbieten. Jede politische Theorie ist ab- 
hängig von gegebenen Zuständen des Staates und 
der Gesellschaft; die moderne Politik somit von 
den heutigen Europäischen Verhältnissen und den 
Zuständen jedes einzelnen Staates zusammenge- 
nommen. Allgemein anwendbar kann ein politi- 
scher Lehrsatz für die in analoger Gultur stehen- 
den Staaten nur dann sein, wenn alle erheblichen 
thatsächlichen Voraussetzungen überall vollstän- 
dig gegeben sind. Häufiger ist das Resultat der 
politischen Beobachtung ein Negatives in dem Nach- 
weis unzulässiger Generalisirung der in einzelnen 
Staaten gemachten Erfahrungen. 
Die Politik entschwundener Zeiten und untergegan- 
gener Staaten hat für die heut anwendbare Theorie 
meistentheils nur so viel Werth, wie die Bechtsgeschichte 
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für das Verständniss des hente geltenden Rechtes. Auf 
ganz anderen Voraussetzungen, als die unserigen sind, 
begründet, kann die Politik der griechischen Staaten, 
der römischen Welt und des Mittelalters nur ein Objekt 
der geschichtlichen Betrachtung und Darstellung sein. 
Als das wertbyoUste Ergebniss der Geschichte der Po- 
litik muss es betrachtet werden, dass wir die Bedeu- 
tung der in den Thatsachen des gesellschaftlichen Lebens 
eintretenden Veränderungen aus ihren Ursachen begreifen 
und das Grewesene von dem Seienden trennen lernen. 

Je mehr sich die Geschiebe derjenigen Epoche, in 
der wir selbst stehen, mit den Mitteln der Forschung 
und Darstellung bemäx^htigt, desto grösser wird ihre 
Bedeutung für die Theorie der Politik. Aus der nächst 
vorangegangenen Entwickelung ist der haltbarste Schluss 
zu ziehen auf die thatsächliche Bedeutung, Festigkeit 
oder Wandelbarkeit der uns umgebenden Zustände und 
Einrichtungen. 

Umgekehrt: je grösser die Entfernung der Zeiten, 
deren Lebensinhalt die Geschichtsschreibung darstellt, 
desto seltener wird der Fall eintreten, dass die Theorie 
der Politik durch nutzbare Analogie gewesener That- 
sachen und Ereignisse bereichert werden kann. 

Nächst den Subjekten des politischen Handelns 
im Staate muss daher die Politik als Wissenschaft noth- 
wendigerweise diejenigen Thatsachen des gegen- 
wärtigen Gesellschaftszustandes bezeichnen, 
deren Vorhandensein als feststehend anzuneh- 
men ist, oder als streitig hingestellt werden 
darf, insofern als dadurch der Erfolg des staat- 
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liehen Handelns bedingt wird. £3 ist lediglich 
eine Frage der Zweckmässigkeit, ob dieser beschreibende 
Theil der gegebenen Zustände einer gesonderten, gleidi- 
sam einleitenden Darstellung aus äusserlichen Gründen 
überwiesen werden soll oder nicht. JedenfiaUs bildet er 
eine nnerlässliche Grundlage für die wissenschaftliche 
EatwickeluDg der politischen Grundsätze. Vorzugsweise 
bestimmende, gleichsam präjudicielle Thatsachen der 
Politik sind: 

Grösse, Ausdehnung, Begränzung, Be- 
schaffenheit und Productionskraft des 
Staatsgebiets, 

Dichtigkeit, Bildung, Beschäftigung, 
Reichthum, Charakter der Bevölkerung. 
Eine Politik, welche sich getraute, von solchen That* 
Sachen absehen zu können, wäre weder Staatskunst noch 
auch Wissenschaft. Sie wäre höchstens eine Art der 
Dichtkunst, deren didaktischer Zweck etwa darin be- 
stände, die Menschen zu belehren, wie sie sein könnten 
oder sein sollten. Die Anweisungen, wie die letzten und 
höchsten Staatszwecke ohne Rücksichtnahme auf beste- 
hende Zustände erreicht werden können, nennt man 
vielleicht nicht ohne einige Schmeichelei Idealpolitik. 
Wenn man jedoch damit gleichzeitig sagen wollte, dass 
Ideen oder ideale Ziele keine Wirklichkeit im Leben haben, 
so würde man sich in einer groben Täuschung befinden. 
Die im Volksg eiste wirksam gewordenen Ideen sind 
höchst gewichtige und bedeutsame Thatsachen des staat- 
lichen Lebens, deren Missachtung und Verkennung von 
grösster politischer Unwissenheit zeugen würde. 
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Jene sogenannte Ideal politik, welche eigentlich gar 
keine Art der Politik ist, sondern vielmehr Poesie, be- 
steht vielmehr darin, dass deren Lehrer sowohl unter 
Verkennung aller physischen Thatsachen und Gresetze, 
als auch unter Missachtung der allgemein geltenden 
Ideen Entwickelungsziele aufstellen, welche völlig aus- 
serhalb des menschlichen Pflichtbewusstseins oder der 
staatlichen Machtsphäre gelegen sind. Die Staatsdich- 
tung Piaton 's in seiner Bepublik, die religiösen Anfor- 
derungen mehrerer älterer Kirchenväter an den Staat, 
die Utopia des Thomas Morus und zahlreiche Schö- 
pfungen romantischer Art gehören hierher. Eine Bedeu- 
tung in der allgemeinen Literaturgeschichte ist solchen 
Werken gewiss nicht abzusprechen. Sie können, wie 
Pia ton 's Republik, als Anregungen der menschlichen 
Gedankenthätigkeit und der philosophischen Forschung 
eine welthistorische Bedeutung erlangen'). Es ist mög- 
lich, dass sie ihre Zeit mit Besorgniss erfüllen, wegen 
der Verirrungen, zu denen sie Anlass bieten. Sofern 
etwas anderes als eine Staatsdichtung überhaupt beab- 
sichtigt war, können die Verfasser indessen nicht bean- 
spruchen, zu denjenigen gerechnet zu werden, die das 
Wesen der Staatshandlungen erkannt hatten. 
Drittens. Als eine positive Aufgabe der politischen 
Wissenschaft ist endlich hinzustellen: 

Die nähere Bestimmung der Verhältnisse der 
Staatshandlung in ihrer Vermittlung zwischen 
bestimmt gegebenen Zielen des staatlichen Lebens 
und den realen Thatumständen. Und zwar ist 
diese Bestimmung zu treffen aus dem Gesichts- 
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punkte der erfahrungsmässigen Wirksamkeit oder 
Unwirksamkeit des Handelns. 
Deswegen kommt es gar nicht darauf an, zu unteiv 
suchen, was ein Staatsmaim etwa denkbarer Weise zur 
Beseitigung einer Hungersnoth, oder einer finimziellen 
Galamität oder einer von mächtigen Feinden drohenden 
Invasion mit grösserer oder geringerer Aussicht auf Er- 
folg unternehmen kann. Es hat kein wissenschaftliches 
Interesse, darüber zu discuüren, ob es Angesichts einer 
aufrührerischen Menge besser sei, das Standrecht zu 
proclamiren oder den Bürgermeister einer grossen Stadt 
eine friedliebende Ermahnung halten zu lassen, ob man 
GKite und Nachgiebigkeit oder Gewalt und Festigkeit 
zeigen soll. In solchen Dingen und für solche Fälle 
giebt es keine Theorie, weil Alles von den besonderen 
und eigenthümlichen Verhältnissen des einzelnen Falles 
abhängig bleibt. Und grade solche Fälle und Vorgänge 
sind es, welche denjenigen vorschweben, die das Vor- 
handensein einer Wissenschaft der Politik zu bestreiten 
geneigt sind. Wohl aber ist es eine sehr wesentliche, 
sogar die wichtigste Aufgabe der politischen Theoiie, 
zu ermitteln: 

welchen Widerstand oder welche Unterstützung die 
Staatshandlux^en durch die gegebenen Zustände 
eines Gemeinwesens erfahren; von welchen allge- 
meinen Momenten thatsächlicher Art folglich die 
Wirksamkeit der gewollten und gewussten Staats- 
funktionen abhängt. 

Aus der Natur der handelnden Staatsorgane, aus dem 
Wesen der ihnen innewohnenden Kräfte und im Zusam- 

2 
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menhang damit aus der erkennbaren Summe der überhaupt 
in Betracht kommenden Staatszustände sind die Ge- 
setze des politischen Wirkens zu entwickeln. 

Durch die Hülfe der Statistik ist es der politischen 
Theorie ermöglicht, in ganz anderer Weise, als dies 
ehemals denkbar war, die Grundlagen und Voraussetzun- 
gen staatlicher Wirksamkeit kennen zu lernen, eine Ein- 
sicht in den Zusammenhang der staatlichen Dinge zu 
gewinnen, welche früheren Jahrhunderten versagt blieb. 
Freilich wäre es ein Irrthum zu glauben, dass die Sta- 
tistik für sich allein im Stande wäre, eine sichere Be- 
rechnung der politischen Erfolge zu gewährleisten. Wie 
sehr diese Wissenschaft, möge man sie nun als selbst- 
ständig für sich bestehende, oder als eine aushelfende 
Nebendisdplin oder als Methode der thatsächlichen Fest- 
stellung betrachten, auch noch der Vervollkommnung 
fähig sein mag: es wird ihr voraussichtlich niemals ge- 
lingen, alle ursachlichen Zusammenhänge des staat- 
lichen oder gesellschaftlichen Lebens in der ihr eigen- 
thümlichen Weise zur Anschauung zu bringen, oder alle 
Gesetzmässigkeiten auf ihren eigenen arithmetischen 
Maassstab zu reduciren. Mindestens darf man sagen, dass 
diese Angabe bisher noch nicht gelöst worden ist^). 

Ein sehr weites Gebiet von Thatsachen gehört der 
Psychologie an. Ihr Verständniss ist unerlässlich, 
wo die politische Action auf den Inhalt des Bewusst- 
seins staatlich organisirter Nationen oder gewisser eng 
zusammenhängender Gesellschaftsklassen Bücksicht zu 
nehmen hat, oder gar durch den Volkswillen zu be- 
stimmen ist. Stimmungen, Gefühle, Leidenschaften, 
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üeberzeugungen, religiöse Meinungen, Voruriheile werden 
durch ihre allgemeine Verbreitung im Volkskörper zu 
sehr bedeutenden Faktoren des öffentlichen Lebens. Wie- 
weit dieselben einer planmässig angelegten Einwirkung 
durch Staatshandlungen unterliegen, welcher Grad von 
Festigkeit oder Beweglichkeit ihnen zukomme, ist eine 
der schwierigsten Fragen. An ihrer Lösung arbeitet die 
Völkerpsychologie*). 

Oeschidite, Statistik und Völkerpsychologie liefern 
somit die Werkzeuge zur Feststellung der politisch er- 
heblichen Thatsachen, aus denen zusammengenommen 
die Schlussfolgerungen hinsichtlich der Erreichbarkeit 

» 

bestimmter Ziele zu ziehen sind; Werkzeuge^ mit wel- 
chen die politische Theorie aufgebaut werden muss, da- 
mit sich erkennen lässt, 

welche Grenzen der freien Handlung der Staats- 
organe jeweilig gesetzt sind, 

welche Wechselbeziehungen zwischen der mensch- 
lichen Freiheit in ihrer Richtung auf die Staats- 
zwecke und den gegebenen Thatsachen angenommen 
werden dürfen, 

in wie weit vorhandene Gesellschaf tszustände als 
unabänderliche oder gestaltungsfähige zu erachten 
sind. 

Das Problem der menschlichen Freihat ist nach 
seiner staatlichen Seite durch die Politik näher zu er- 
gründen, als dies bisher der Fall sein konnte^). 

Ein Rückblick auf .die bisherige Entwickelungsge- 
schichte der politischen Ideen zeigt uns, dass frühere 

Jahrhunderte, nachdem man mit der absoluten Autorität 

2* 
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kirchlicher Systeme gebrochen, die Leistungsfähigkeit 
der staatlichen Organe für die Verbesserung gesellschaft- 
licher Zustände bei weitem zu hoch veranschlagten. Für 
alle Missstände, für alle Fortschritte, für Hungersnoth 
und Reich thum, für menschliche Tugenden und Laster, 
s(^ar für das Erscheinen der Kometen pflegte man 
schlechthin die Staatsregierungen verantwortlich zu 
machen. Daher jene lange Reihe heute meistentheils 
vergessener Schriften, in denen das XVII. und XVIII. 
Jahrhundert die moralischen und intellectuellen Eigen- 
schaften der Fürsten zu bestimmen unternahm, durch 
deren Vorhandensein das Glück der Völker und Staaten 
gewähtleistet werden sollte. Daher die Schrecken erre- 
genden Schilderungen idealer Tyrannen. Hervorragende. 
Männer schrieben mit Eifer über die Erziehung der 
Prinzen, ohne durch Fenelon's vergeblichen Versuch 
belehrt zu sein. Die persönliche Herzensgüte eines Mo- 
narchen galt für die beste Verfassimg der Völker. Noch 
Voltaire theilte diesen Irrthum^). 

* Neuerdings scheint die entgegengesetzte Richtung in 
der Würdigung der Verhältnisse vielfach zu überwiegen. 
Nicht gering ist die Anzahl derjenigen, welche die Re- 
gierungen gleich ohnmächtig halten zum Guten wie zum 
Schlechten. Die von Menschen gemachten Gesetze sollen 
nur insoÜBm einen Werth haben, als sie die Eigenschaft 
eines Naturgesetzes der menschlichen Gesellschaft 
an sich tragen, deren Entwickelungen, wie man glaubt, 
sich von selbst vollziehen. Die Geschichte erscheint 
hiemach als eine Reihe von vollendeten Thatsachen, in 
deren Hervorbringung die menschliche Person und der 
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Wille der grössten Staatsmänner nur scheinbar be- 
theiligt sind®). 

So schwankte das Ge^tz der politischen Zu- 
rechnung gleichsam zwischen den Extremen des He- 
roencultus und einem blinden Fatalismus. Für die Oe- 
genwart kommt es darauf an, an den im Voraus be- 
rechenbaren Erfolgen des politischen Handelns einen 
Massstab aufzufinden für di\B Verantwortlichkeit derer, 
denen der Vollzug staatlicher Handlungen obliegt, die 
Grenzen der Fahrlässigkeit, der Pflichterfüllung, der 
Verdienstlichkeit aufzufinden. 

Die politische Theorie muss nach einem Massstabe 
suchen y der uns befähigt, sowohl der Anmassung derer 
entgegenzutreten, welche in einer unermesslichen Reihe 
von politischen Gombinationen das Gelingen ihrer Pläne 
Yorausverkünden wollen, als auch die Geringschätzung 
abzuweisen, welcher der Scharfblick des politischen (Ge- 
nies und die tiefere persönliche Einsicht in den Zusam- 
menhang der Dinge nichts gilt Schon das ist sicherlich 
ein grosses Resultat, dass durch die Statistik gewisse 
Faktoren des öffentlichen Lebens annähernd den Cha<- 
rakter des Berechenbaren angenommen und einzelne be- 
stimmte Objekte der politischen Voraussicht gewonnen 
worden sind. 

Die Verhältnissbei^timmungen zwischen politischer 
Aktion und nachweisbar gegebenen Gesellschaftszu- 
ständen können natürlich nicht als unabänderlich gelten. 
Sie sind dem bald langsameren, bald beschleunigten 
Wechsel unterworfen, zumal insoweit sie dem Gebiete 
der geistigen Entwickelungsprocesse angehören. Ein 
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Vergleich zwischen dem Volksgeiste in orientalischen 
Staaten und der Europäischen Gultur würde genügen^ 
um darzuthun, welchen Widerstand und welche Förde- 
rung ein und dieselbe Staatshandlung innerhalb einer und 
derselben Zeitperiode bei verschiedenartig entwickelten 
Nationen finden kann; von wie ungleicher Dauer die 
Entwickelungsepochen im Leben der Völker sind. 

Die politische Gultur isi zu messen an der Thatkrafb 
des Volksgeistes, wo es der Erfüllung staatsbüi^erlicher 
Pflichten, wo es der Erfassung und Aneignung staat- 
licher Zwecke gilt Wieweit die Leitung der öfifentUchen 
Angelegenheiten auf diese Eigenschaften rechnen kann, 
das wird vorzugsweise in der Gegenüberstellung der 
höher oder geringer entwickelten Volkskörper annähernd 
zu ermitteln sein. 

Schliesslich fragt sich noch an dieser Stelle, welche 
Gegenstände im einzelnen der Betrachtung in 
der politischen Theorie unterworfen werden 
können? 

In Deutschland wird es nicht zwei Lehrbücher der 
Politik geben, deren Inhalt vollständig mit einander 
übereinstimmte: eine Erscheinung, die schon aus der 
Verschiedenartigkeit der Ansichten über das Wesen und 
die Aufgaben der Politik hinreichend erklärt wird. 

Im Allgemeinen ist auf die eben aufgeworfene Frage 
zu antworten; 

dass alle Vorgänge, Erscheinungen und 
Thätigkeiten im menschlichen Leben ein 
wissenschaftlich zu verwerthendes Objekt 
der Politik insoweit sein können, als sie 
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mit den Zweckbestimmungen des Staates 

zusammenhängen oder eine Beziehung zum 

öffentlichen Leben in sich tragen. 

Die Anwendbarkeit der politischen Theorie auf spe- 

cielle Objekte ist daher erst zu entscheiden nach der 

Festsetzung der Staatszwecke. Ihre Darstellung ist 

deswegen für den Inhalt der politischen Theorie eine 

unumgänglich zu beantwortende Vorfrage. Einer später 

folgenden Auseinandersetzung ist dieser wichtige Punkt 

vorzubehalten. 

Schon oben wurde bemerkt, dass nach gewissen 
Richtungen hin auch das Privatrecht der politischen 
Betrachtungsweise imterzogen werden könnte. Dasselbe 
gilt von dem positiven Recht überhaupt. Fiir die Poli- 
tik wäre dabei indessen immer nur dies zu prüfen, ob 
die fernere Beibehaltung oder die Aufhebung eines Ge- 
setzes als Staatshandlung anzurathen ist oder nicht. 
Das Eigenthümliche der politischen Methode liegt hier 
somit lediglich in dem Gesetzgebungszwecke, auf welchen 
die Beseitigung eines als nachtheilig erkannten oder die 
Herstellung eines neuen Rechtsbestandes zu beziehen ist. 
Jeder Gesetzgebungsakt ist freie Staats- 
handlung. Ehe derselbe vorgenommen werden kann, 
ist nicht nur die ethische und juristische Seite der Ge- 
rechtigkeit und Folgerichtigkeit einer vorgeschlagenen 
Massregel innerhalb der bereits bestehenden Normen 
des positiven Rechts zu untersuchen. Auch die zeit- 
lichen Verhältnisse der Publication, die allgemeine Rath- 
samkeit eines Uebergangszustandes, wie bei Zahlungen 
nach einem veränderten Münzfasse, die Wahrscheinlich- 
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keit einer gesicherten DurchfÜhrong gegen widerstre- 
bende Elemente sind zu erwägen. Und gerade hierin 
zeigt sich die politische Natur der Gesetssgebung, deren 
Regeln die Gesetzgebungspolitik ausmachen, wobei 
die Godificationsfrage den ersten Bang einzunehmen 
pflegt'). Vom politischen Standpunkte aus ist das 
schlechteste Gesetz das undurchführbare. 

Für das Strafrecht wurde diese Art der Betrach- 
tung des bestehenden Gesetzes aus dem Gesichtspunkte 
seiner Beibehaltung, Abschaffung oder Aenderung so 
wichtig, dass die vortheilhaften oder nachtheiligen Wir- 
kungen der Strafgesetze unter dem besonderen Titel der 
Griminalpolitik ihre Darsteller fanden. 

Die reichste Fülle nach der gegenständlichen Seite 
bietet sich der politischen Theorie in den Objekten 
der staatlichen Verwaltung. Die grosse Mehrzahl 
der Verwaltungshandlungen kommt staatsrechtlich nur 
in, Betracht unter dem Gesichtspunkte ihrer Zulässig- 
keit auf Grundlage der Competenz und der stehenden 
Organisation der Verwaltungsbehörden. Ausserdem nach 
ihren Beziehungen zu den anerkannten Rechten der 
einzelnen Staatsbürger. Ueber die juristische Seite 
ragt hier die politische empor. Während jene, nach der 
Häufigkeit ihres Vorkommens bemessen, bei normalen 
Zuständen als nebensächlich erscheint oder doch bei 
einem fest ausgebildeten Verwaltungsrechte also er- 
scheinen sollte, tritt die politische Wirksamkeit der 
Verwaltungsakte unter den Zweckbestimmungen der- 
selben entschieden in den Vordergrund^^). 

Im Anschluss an die hauptsächlichsten Gebiete der 
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Staatsverwaltung spricht man deswegen von der Finanz-, 
Steuer-, Wirthschafts-, Handels- oder Militär- 
Politik. 

Hierbei kann in Frage kommen, wie weit die all- 
gemeine politische Theorie auf einzelne Objekte einzu- 
gehen habe? Welches Verhältniss zirischen der Politik 
als Wissenschaft und den einzelnen Zweigen der Staats- 
verwaltungslehre anzunehmen ist ? Ob beispielsweise die 
Lehre von den Finanzen auch in der Politik abgehandelt 
werden müsse? 

Im Allgemeinen sind diese Fragen nicht so schwer zu 
beantworten, wie man häufig anzunehmen pflegt. Die 
PoUtik schlechthin kann sich zur Finanz- oder Wirth- 
schafbspolitik überhaupt nicht and^s verhalten, als das 
Ganze zu seinen Theilen. 

Wenn die politische Seite der Finanzverwaltung in 
einer zu selbstständigem Dasein gelangten Disciplin der 
Finanzwissenschaft gleichzeitig mit den staatsrecht- 
lichen Momenten derselben herkömmlicher Weise ver- 
bunden wird, so kann diese Eintheilung als durch prak- 
tische Lehrzwecke und Arbeitstheilung bedingt, vöUig 
unangefochten bleiben. Das Gleiche gilt von der Wirth- 
schaftspolitik und der Polizeiwissenschaft. 

Diese eigentbümlich benannten Zweige der Staats- 
wissenschaft könnte man gleichsam, soweit nicht staats- 
rechtliche Grundsätze nach den Methoden der Juris- 
prudenz zu erörtern sind, als specielle Politik im Ver- 
hältniss zu der allgemeinen politischen Theorie bezeichnen. 

Unter Anerkennung dieser Lostrennungen von dem 
Gesammtkörper der politischen Wissenschaft bliebe nur 
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übrig festzusetzen, bis zu welchem Maasse die Objekte 
der Verwaltung überhaupt noch ausserhalb jener Fach- 
wissenschaften (Finanzen, Polizei) in der politischen 
Theorie zu berücksichtigen wären? Ob die Politik we- 
nigstens das Hauptsächlichste und Wichtigste aus jenen 
Specialfächern zur Darstellung bringen solle? 

Auf dem Wege theoretischer Auseinandersetzung ist 
hier wenig zu entscheiden. Wie man den Stoff ver- 
theilen will, bis zu welchen Grenzen eine Arbeitsthei- 
lung in der Behandlung ohne Nachtheil fortgeführt wer- 
den, ob nicht vielmehr in einzelnen Theilen wiederum 
eine Zusammenfassung der zerstreuten Elemente statt- 
finden kann: das sind Dinge, die zumeist die Einrich- 
tung des staatswissenschaftlichen Unterrichts 
auf den Universitäten und Academien angehen. 

Das Mangelhafte in der staatswissenschaftlichen Bil- 
dung unserer Zeitperiode Hegt vorzugsweise in der zu 
stark entwickelten Tendenz auf das Einseitige und 
Specielle übermässiger Fachtheilung, während früher die 
Neigung zu allgemeinen philosophischen Abstractionen 
und Kategorien überwog. Mehr und mehr beginnt das 
Bewusstsein zu schwinden von der Zusammengehörigkeit 
und Einheit der rein staatlichen Funktionen. Hierin 
scheint mir der Grund zu liegen, weswegen der Politik 
als Wissenschaft eine gleichsam centrale Stellung 
innerhalb der Confoderation der einzelnen einander ver- 
wandten Fachwissenschaften zu wünschen wäre^^). 

Ihre Aufgabe würde somit darin zu setzen sein, 
dass sie die den Sonderobjekten der politischen Special- 
vdssenschaften (Finanzen, Polizei, Kriegswesen) gemein- 
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Bchaftlichen Grundlagen aus dem Gesiclitspankte der 
wirksamen Btaatshandlong darzustellen hätte. Es würde 
ihr obliegen, die Yerwandtschaftsyerhältnisse unter den 
hauptsächlichsten Gebieten der Staatsverwaltung in den 
näheren oder entfernteren Graden nachzuweisen. Der 
Nutzen einer solchen Behandlungsweise für die stäats- 
wissenschaftliche Einsicht könnte sich darin zeigen, dass 
der Neigung zur Einkapselung in blosser Routine und 
Geschäftsordnung ein Gegengewicht gegeben und die Wirk- 
samkeit der Staatsfunktionen in demselben Maasse ge- 
steigert, als der Blick in den Zusammenhang der staat- 
lichen Dinge erweitert würde. Für den richtigen Gang 
der Regierung ist die Kenntoiss aller in Betracht zu 
nehmenden Einzelheiten wichtig, noch wichtiger aber 
der Ueberblick über das Ganze. Jede Angelegen- 
heit des Staates kann wissenschaftlich für die Zwecke 
der Erforschung isolirt werden. Das Heerwesen bei- 
spielsweise- bietet eine besondere finanz wissenschaftliche, 
Yolkswirthschaftliche, internationale Seite der Betrach- 
tung dar. Sobald es Gegenstand der politisch wissen- 
schaftlichen Betrachtung wird, ist der Gesichtspunkt 
nicht eines besonderen Interessenkreises, sondern der 
staatlichen Einheit entscheidend. 

Hat die Politik als Einzelwissenschaft mit dem 
Zwecke: zu Staatshandlungen nichtjuristisch processuali- 
scher Natur zu befähigen, einen wirklichen Werth, so 
würde ihr in der Gesammtheit der Staatswissenschaften 
für den Lehi^zweck etwa folgende Stellung anzuweisen sein. 

Ihr vorausgehend sind zu denken: diejenigen Disd- 
plinen, in denen die begriffsmässigen Voraussetzungen, 
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Materialien, Objekte und Schranken der staatlichen 
Wirksamkeit überhaupt vorliegen: 

Allgemeine Staatslehre, Staatsrecht, Völkerrecht, 

Statistik, Völkerpsychologie, neuere Staatsgeschichte. 

Ihr nachfolgend wären zu denken: diejenigen Diici- 

plinen, welche eine weitere Specialisirung der politischen 

Objekte und Handlungen oder deren Gombination mit 

dem Verwaltungsrecht enthalten: 

Finanzwissenschaft, Volkswirthschafbslehre und Volks- 
wirthschaftspolitik, Polizeiwissenschaft ^^). 
Für den Augenblick lässt sich nicht verkennen, dass 
die Abgrenzung der Politik in den ihr zu Theil gewor- 
denen Bearbeitungen eine unsichere ist. Im Allgemeinen 
ist man zwar einig darüber, worauf die politische Theo- 
rie ihr Augenmerk zu richten hat; in Ermangelung einer 
festen Tradition und bei der seit hundeü Jahren er- 
folgten selbständigen Constituirung der Statistik und 
Nationalökonomie auf Grundlage der ihnen unwider- 
ruflich gewordenen Gorporationsrechte der Wissenschaft, 
wird der Politik bald aus ihren Vorwissenschaften, bald 
aus ihren Nachwissenschaften der Stoff zugeführt. Dar- 
aus ergiebt sich dann der doppelte Nachtheil, dass das 
politische Verständniss der rein staatsrechtlich behan- 
delten Institutionen beeinträchtigt wird und in der Be- 
handlung der besonderen Materien der Verwaltung die 
das Ganze leitenden Gesichtspunkte abhanden kommen. 
Auf den deutschen Universitäten zeigt sich, so weit 
unsere Beobachtungen reichen, folgendes: 

- Die Unsicherheit der stofflichen Begrenzung erklärt 
es, dass trotz der grossen Neigung zur Abfassung 
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von Lehrbüchern, welche in Deutschland erfahrungs- 
massig besteht, seit Dahltpann (dessen Werk un- 
vollendet hheb) keiner derjenigen, welche Politik 
lehren, ein yoUständiges Compendium verüasst hat. 
Nur in der Schweiz, an deren kleineren Hoch- 
schulen die einzelnen Disciplinen weniger zahlreich 

vertreten waren, machte Es eher von Zürich einß 

« 

Ausnahme in der Abfassung eines Handbuchs. 
Ausserdem Waitz in seinem Leitfaden. 

In den academischen Vorlesungen über Pplitik/ 
scheinen heute, drei Richtungen gleichzeitig zu bestehen : 

eine historische, welche vorwiegend auf der Basis 
geschichtlicher Analogieen den Werth der Verfassungen 
docirt und in der Allgemeinheit des Inhalts dem aristo- 
telischen Begriffe der Staatswissenschaften am nächsten 
zu kommen sucht; 

sodann eine rechtsphilosophisch-juristische, 
welche den Zusammenhang mit dem Rechte vorzugsweise 
festzuhalten sucht und die ethischen Lehrsätze berück- 
sichtigt; 

eine statistisch- verwaltungsrechtliche, welche 
4 vorwiegend die gegebenen statistisch nachweisbaren Staats- 
znstände berücksichtigt. Diese Verschiedenartigkeit der 
Richtungen erklärt sich sehr leicht, sobald man erwägt, 
dass in Deutschland gleichzeitig von Historikern (Sybel, 
Waitz, von Treitschke, Riehl) von Rechtsphilosophen 
(Ahrens und Roeder) und von Juristen (Mohl, Bluntschli) 
Vorlesungen unter demselben Titel gehalten worden sind, 
oder noch gehalten werden. 

Als das letzte und höchste theoretische Ziel der po- 
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litischen Literatur bezeichnet Mohl (in seiner Geschichte 
der Staatswissenschaften): 

„die Umfassung aller ^bereits in die Er- 
scheinung getretenen Staatsarten zu einem 
grossen System/' 
Man bedenke: Eine Politik aller geschichtlich gewe- 
senen und gegenwärtig auf der Erde bestehenden Staats- 
arten 1 Ob ein dazu befähigter Mensch jemals geboren 
wird — kann nur von solchen nicht bezweifelt werden, 
welche an die Fortwirkung der Darwinschen Regeln auch 
in der Zukunft und damit an die Züchtung höherer 
Wesen glauben. Würde ein solches Buch jemals ge- 
schrieben, so könnte es nur zwei Eigenschaften haben, 
die es für die praktische Politik gleich unbrauchbar ma- 
chen müssten : entweder einen unübersehbaren Wust von 
Specialitäten oder den höchsten Grad der Abstraktion 
von den wirklichen Lebensverhältnissen. Die Menschheit 
müsste ein anderes Ansehen bekommen haben ehe von 
einem brauchbaren, auf alle Staaten der Welt anwend- 
baren System der Politik die Rede sein könnte. 
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Die Politik als Staatsknnst 

Irrthnm deijenigen, welche die Möglichkeit einer theoretischen P<h< 
litik bestreiten. — Parallele der Eriegswissenschaften und der Kriegs- 
knnst. — Verminderang des künstlerischen Moments in der Politik 
durch die Entwickelnng der Wissenschaft. — Alte und neue Rede- 
kunst. — Worin die künstlerische Seite d» Politik besteht. — 
Wiederholung und Initiative in der politischen Aktion. — Politische 

Gharactere und Staatsmänner. 

Sehr häufig wird das Wort „Politik^' ausschliess- 
lich im Sinne von Staatskunst gebraucht. Bluntschli 
meint, die Politik sei „mehr Kunst als Wissenschaff. 
Ungefähr in gleicher Weise drückte sich Burke aus: 
„Die Politik ist eine Kunst von höchster Würde und 
Bedeutung, wobei der Erfolg abhängig ist von einem 
gründlichen Studium der Geschichte und einer tiefen 
Kenntniss der menschlichen Natur^^ Andere sind der An- 
sicht, die Politik könne nur für Staatskunst genommen 
werden; es gebe keine Wissenschaft der Politik. 

Dieser letzteren AufiEassung liegen erhebliche Irrthü- 
mer zu Grunde. Jede Wissenschaft wird, sobald es der 
Darstellung ihrer Wahrheiten im Leben gilt, zur Kunst; 
die Trigonometrie zur Messkuiist, die Rechtswissenschaft 
in ihrer Anwendung auf gewisse Processthätigkeiten zur 
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Vertbeidigungs-. oder der neuerdings so sehr entwickelten 
Anklagekunst; die Theologie zur Ennzelredekunst , die 
Philosophie zur Dialektik oder Unterredungskunst. Den 
Römern war die Rechtswissenschaft in ihrer praktischen 
Anwendung gleichbedeutend- mit einer künstlerischen 
Darstellung des sittlich Guten und Gerechten (ars boni 
et aequi). Die Mechanik bietet die Grundlage der Ma- 
schinenbaukunst, die Pathologie, Physiologie und Ana- 
tomie der Heilkunst u. s. w. 

Aber auch die bildenden Künste sind heut zu Tage 
auf eine theoretische Basis angewiesen. Jede Kunst 
ohne Ausnahme, soweit sie diesen Namen verdient, findet 
f^te Grundsätze und innerlich zusammenhängende, wis- 
senschaftlich geordnete Erfahrungen vor, deren sich die 
künstlerisch schaffenden Personen nicht entschlagen kön- 
nen. Farbe und Perspektive in der Malerei sind nicht 
mehr von blosser Eingebung und Genialität bedingt. Je 
reicher die Entwickelungsgeschiohte, welche die Uebung 
einer Kunst durchlaufen hat, desto bedeutender ihr theo- 
retischer Theil. Wenn man behauptet, Staatshandlungen 
seien unbedingt nur auf persönliche Anlage des Politi- 
kers anzuweisen, so sagt man damit nichts anderes, als 
dass Akustik für den Musiker, Optik für den Maler 
gleichgültige Dinge seien. 

Jener Irrthum, der eine souveraine, von aller wis- 
senschaftlichen Erkenntniss unabhängige Staatskunst an- 
nimmt, hat seinen Grund entweder in blossen Wort- 
streitigkeiten um eine Terminologie oder er entstammt 
einem ungenügenden Yers^ndniss der der Wissenschaft 
gestellten Aufgaben. Diejenigen, welche die Werthlosig- 
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keit der theoretischen Politik als der Wissenschaft der 
freien Staatshandlungen behaupten zu können glaubten, 
hatten wahrscheinlich jene Reihe von Abstraktionen vor 
Augen, welche die um das wirkliche Leben unbeküm- 
merte Philosophie als absolut gültige Wahrheiten ohne 
Rücksichtnahme auf Ort und Zeit verkündet hatte. Oder 
es schwebte ihnen jene lächerliche Anmassung Tor, welche 
glaubt, alle concreten Erscheinungen des staatlichen 
Lebens rubriciren und classificiren zu können, als ob 
nur das Inhaltsverzeichniss eines Lehrbuches nachzu- 
schlagen wäre, wo es gilt, eine an die Staatsregierungen 
herantretende Angabe „correct und yorschriftsmässig 
zu bearbeitend^ Angesichts solcher Uebertreibungen mag 
es ganz gerechtfertigt sein, zu betonen, dass persönliche 
Kräfte und Urtheilsgabe in der praktischen Politik 
eine entscheidende Rolle spielen. Wer dies Moment 
übersieht, wird eines mangelhaften Verständnisses für 
die Welt der Thatsachen zu beschuldigen sein. Jede 
auf das Leben und die Anwendbarkeit berechnete Theorie 
hat nothwendigerweise die handelnden Personen mit der 
Verschiedenheit ihrer Begabung vorauszusetzen. 

Eins ist gewiss: 

Alle Monographien und Abhandlungen eines Jahr* 
hunderts würden nicht im Stande sein, jemand zur Len- 
kung eines grossen Staates zu befähigen, wenn ihm Ge- 
schick, Scharfblick und Entschiedenheit, jene grosse 
Reihe intellectueller und moralischer Fähigkeiten ver- 
sagt wäre, ohne die eine Staatshandlung von einiger 
Bedeutung weder erdacht noch vollbracht werden kann. 

Auf der anderen Seite ist es ebenso gewiss, dass 
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aucli das bedeutendste staatsmännische Talent, wenn 
lediglich auf eigene Eingebung angewiesen, und dem 
blossen Selbstgefühle gehorchend, nur gleichsam zufällig 
das Richtige zu treffen vermag. Wie und woher ein 
Staatsmann die Summe jener Erfahrungen und Erkennt- 
mssrgewiimt, welche ihm den Stoff seiner Entsclüiessun- 
gen, die Vorbereitungen seines Handelns darbieten, ist 
erst eine zweite Frage. Des staatlichen Wissens ent- 
rathen kann er um so weniger, je mannigfaltiger die 
Lebensverhältnisse unserer Culturstaaten entwickelt sind, 
je weniger seine eigene Zeit ausreicht, um alles auf 
eigene Beobachtungen und Wahrnehmungen hin unter- 
nehmen zu können. 

Das Verhältniss der politischen Theorie zur Staats- 
kunst lässt sich nicht besser veranschaulichen, als durch 
den Hinweis auf den Werth der Kriegswissenschaften für 
die Kriegskunst. Die Bekanntschaft mit der Strategie, 
Taktik, Kriegsgeschichte und Fortification bieten die Basis 
für unsere Präsumtionen zu Gunsten eines Feldherren. 

Wir wissen, dass die Begabung, den grossen oder den 
kleinen Krieg zu dodren, die ausgedehnteste Kenntniss 
kriegsgeschichtlicher Vorgänge niemand befähigen kann, 
eine Schlacht zu befehlen und zu gewinnen. Ein ein- 
zelner gelungener Handstreich eines unwissenden Ofß- 
ziers, oder das gleichsam zufällige Kriegsglück, das 
einer unbedeutenden Person einmal erlaubte, im Ha- 
zardspiele zu gewinnen, gewähren indessen ein noch 
viel geringeres Anrecht auf unser Vertrauen. Das Leben 
der grössten Feldherren und Staatsmänner der neuesten 
Zeit lässt überall erkennen, wie ausgedehnte und um- 
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fassende Studien ihren Plänen and Unternehmungen zu 
Grande lagen, oder wie sie mit erprobter Menschen- 
kenntniss die Erfahrungen anderer Personen am richti- 
gen Platze zu verwerthen verstanden. 

Wie nun das Wesen der Kriegskunst heut zu Tage 
darin besteht, dass alle Kenntnisse und Beobachtungen, 
alle Erfindungen und technischen Vervollkommnungen, 
der Chemie in der Zusammensetzung der Spreng- und 
Zündmassen, der Physik in der Gonstruction der Ge- 
schosse, der Telegraphie und des Eisenbahnbaues, der 
Chirurgie auf den einen Zweck bezogen werden, im 
entscheidenden Augenblicke benutzbar zu sein ; wie aber 
neben dieser Rüstkammer der aufgehäuften Erfahrun- 
gen, welche selbst einem modernen Militärstaate gebieten 
würde, die Naturwissenschaften um seines eigenen In- 
teresses willen zu pflegen^ dennoch der Erfolg aller kriege- 
rischen Operationen von der Fähigkeit des Feldherren 
abhängt, das in Jahrzehnten angesammelte Material för 
einen entscheidenden Augenblick zu verwerthen, nicht 
anders verhält es sich mit der theoretischen Politik. 
Gerade die Kriege der Jahre 1866 und 1870 haben den 
Werth der theoretischen Bildung für militärische Zwecke 
deutlich erwiesen. Eine Armee, die durch den Mangel 
an Kriegspraxis Anfangs hinter ihren Gegnern zurück- 
zustehen schien, schlug die vermeiaÜich überlegeneil 
Heere von Oesterreich und Frankreich vorzugsweise des- 
wegen, weil im Preussischen Generalstab das höchste 
Maass kriegswissenschaftlicher Einsicht vorhanden war. 
Ohne den kritischen Massstab der Theorie sind viele 
persönliche Erfahrungen werthlos. 
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Der Nutzen der politischen Theorie liegt in der An- 
wendbarkeit ihrer Grundsätze und Erfahrungen auf die 
Behandlungsweise der staatlichen Angelegenheiten. Das 
Künstlerische andererseits in den politischen Entwürfen 
und ihrer Ausfuhrung zeigt sich vorwiegend in der Fähig- 
keit, die Fälle der Anwendbarkeit eines allgemeinen po- 
litischen Grundsatzes in jedem einzelnen Vorkommniss 
YOn den Fällen der Unanwendbarkeit zu unterscheiden, 
die Fälle von Ausnahme und Regel richtig zu erkennen, 
und darnach die Modificationen aufzufinden, denen die 
beabsichtigte Unternehmung zu gehorchen hat. 

Diesen Werth der Theorie erkennend, hat Buchez 
vorgeschlagen eine theoretische Politik mit der Staats- 
kunst zu verknüpfen durch eine besonders titulirte 
Wissenschaft der praktischen Politik; entsprechend 
etwa der angewandten Mathematik zum Unterschiede 
von der reinen Mathematik. Falls er mit der theorfti- 
schen Politik dasjenige meint, was wir in Deutschland 
allgemeine Staatslehre zu nennen pflegen, wäre dagegen 
nichts zu erinnern. Nach der von uns gegebenen De- 
finition trägt die Politik als Wissenschaft den Zweck 
der Anwendbarkeit ebenso in sich, wie die Bechtswissen- 
schaft. Wir stellen deswegen nur die Politik als Wissen- 
schaft, der Politik als Staatskunst (d. h. der erfolg- 
reichen, dem Staatszweck entsprechenden Staatshandlung) 
gegenüber. 

Versuchen wir das Verhältniss beider Begriffe etwas 
näher zu bestimmen. 

Die unendlich wechselvollen Verhältnisse der Zeit 
und des Ortes, der Operationsbasis, die ein Staatsmann 
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gezwungen werden kann, anzunehmen, sind von der 
Theorie niemals vollständig zu übersehen , daher auch 
niemak zu erschöpfen. Angesichts dieser natürlichen 
Grenze hat sich die politische Theorie ebenso sehr zu 
bescheiden, wie die Rechtswissenschaft in der Formuli- 
rung der für die Gesetzgebung brauchbaren Sätze. Ehe- 
mals konnte man glauben, das Gesetz sei im Stande, 
alle mögUchen Fälle im Voraus ins Auge zu fassen und 
zu entscheiden. Bedeutende Männer wie Justinian und 
Friedrich der Grosse hielten dafür, dass man die In- 
terpretation der Gesetze untersagen und damit die Quelle 
der juristischen Streitigkeiten und Zweifel verstopfen 
könne. Die Gegenwart ist von diesem Missverständniss 
befreit. Man beginnt immer mehr und mehr zu be- 
greifen, dass der praktische Werth der Gesetzgebung 
wesentlich bedingt ist durch die persönlichen Eigenschaf* 
ten der richtenden Personen. Ein Versuch, alle Vor- 
kommnisse des Lebens mit gesetzgeberischer Voraussicht 
ordnen zu wollen, muss nicht nur nothwendigerweise 
misslingen; er würde auch schaden, indem er zu einer 
Beeinträchtigung jener persönlichen Kräfte durch sinn- 
verwirrende Anhäufungen von Einzelheiten beitragen würde.* 
Aus dem gleichen Grunde hat sich auch die poli- 
tische Theorie darauf zu beschränken, diejenigen Cau- 
salitätsverhältnisse klar zu stellen, die für die Staats- 
handlungen von allgemeiner Wichtigkeit sind, weil sie 
empirisch hinreichend nachgewiesen und empirisch be- 
gründet werden können. Alle diejenigen Momente sind 
hingegen bei Seite zu lassen, welche im gewöhnlichen 
Lauf der Dinge nach ihren Wirkungen im Voraus un- 
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berechenbar sind. Höchstens ist auf ihr Vorhandensein 
hinzuweisen, um damit den Grad der Gewissheit oder 
Ungewissheit bemerkbar zu machen, der im Augenblicke 
des Handehis vorausgesetzt werden kann^^). 

Mit diesen Ausfuhrungen ist gleichzeitig angedeutet, 
was nunmehr über den concreten Inhalt der Politik in 
ihrer Eigenschaft als Wissenschaft der Staatskunst be- 
stimmt werden kann. Wir nehmen an, dass die Grenzen 
der berechenbaren und der unberechenbaren Elemente, 
Yon denen die Wirksamkeit der Staatshandlungen beein- 
flusst wird, keine unveränderlichen sein können. Daher 
ist es das Yerhältniss der politischen Theorie zur Staats- 
praxis nicht mehr dasselbe wie früher. 

Im Allgemeinen wird man erwarten dürfen, dass das 
Gebiet der theoretischen Erkenntniss nach dem Entwicke- 
lungsgange des menschlichen Geistes in demselben Masse 
wachsen musS; als die wissenschaftlichen Methoden der 
Beobachtung uns eine Herrschaft über solche Thatsachen 
verschaffen, die sich früherhin einer sicheren Wahrneh- 
mung entzogen. 

Insofern dies zuzugeben ist, würde folgen, dass das 
künstlerische Moment in den Staatshandlangen, von 
dessen Wirken wir uns im Voraus keine Rechenschaft 
geben können, sich nach und nach verringern müsste. 
Streng zu beweisen wäre diese Aufstellung allerdings 
nicht. Sie ist nur eine Hypothese; denn gleichzeitig 
mit der Ausdehnung unserer wissenschaftlichen Methode 
auf die einem Causalitätsgesetze bisher noch nicht unter- 
worfenen Thatsachen des staatlichen Lebens, wäre die 
Entdeckung bisher völlig. unbeachtet gebliebener That- 
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Sachen und deren mindestens Yorläufige Anerkennung 
als unberechenbarer Faktoren der Politik denkbar. 

Bei nicht wenigen Objekten der menschlichen Geistes- 
thätigkeit ist der von uns vorausgesetzte Entwickelungs- 
process einer allmählig eintretenden Verringerung des 
künstlerisch individuellen Momentes unzweifelhaft darzu- 
ihmx. Die Heilkunst hatte im Alterthum und im Mittel- 
alter hervorragende Namen aufzuweisen, ehe die Dia- 
gnose der Krankheiten auf die wissenschaftlichen Prin^ 
cipien reducirt werden konnte, deren Nachweisung der 
neueren Arzneiwissenschaft gelungen ist. Man verstand 
den Staär zu operiren, ehe man das Wesen dieser Augen- 
krankheit erkannt hatte. Ohne anatomische und physio- 
logische Kenntnisse heilte man doch im Mittelalter ge- 
wisse Krankheiten. Dass die pathologische Anatomie in 
dieser Richtung einen ungeheuren Fortschritt aufzeigt, 
und uns einen kritischen Massstab der vorangegangenen 
ärzthchen Kunstleistung an die Hand giebt, kann füg- 
lich nicht bestritten werden. Die groben ärztlichen Kunst- 
fehler, die in Ermangelung einer medicinischen Theorie 
ehemals nicht nachgewiesen werden konnten, unterliegen 
heute einer strafrechtlich sanctionirten Verantwortlichkeit. 

Die Parallele dazu bieten uns auf dem Boden der 
Staatswissenschaften die Ergebnisse der volkswirthschaft- 
lichen und statistischen Forschungen seit hundert Jahren. 
Wie vieles auch noch wissenschaftlich zu thun ist, wie 
zahlreich die uns verbleibenden und durch jede Vervoll- 
kommnung der Wissenschaft neu angeregten Streitfragen 
auch sind: immerhin sind der Staatskunst dadurch die 
Grenzen ihrer Verantwortlichkeit theoretisch vor Augen 
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gestellt. Mindestens nach der negativen Seite 
hin sind zur Charakteristik des politisch 
Fehlerhaften feste Resultate der Beobach- 
tung vielfach gewonnen worden. Die Theorie 
der Politik hat also schon dadurch eine eminente Be- 
deutung für die Staatspraxis, dass sie die Wahrschein- 
lichkeit der politischen Fehler und' Missgriffe erheblich 
verringert. Um einen Vergleich mit fräheren Zeitperio- 
den zu ziehen, würde es genügen, darauf hinzuweisen, 
dass die alte Bevölkerungspolitik durch die neuere Sta- 
tistik die erheblichsten Gorrecturen erfahren hat, wo- 
fem sich jene Experimente nicht etwa als geradezu un? 
haltbar herausstellten. 

Die Werthverminderung des persönlichen und künst- 
lerischen Momentes in der Leitung der staatlichen Dinge 
liesse sich auch an den Veränderungen veranschaulichen, 
denen die Beredsamkeit oder die Redekunst bei politi- 
schen und gerichtlichen Angelegenheiten im Verlaufe der 
Zeiten unterlag. Die Reden, welche in Athen öder auf 
dem Forum zu Rom zu Gunsten eines Angeklagten oder 
im Senate von Cicero gegen den Antonius gehalten wur- 
den, könnten heut zu Tage bei uns auch nicht einmal 
annäherungsweise den Erfolg hervorbringen, von wel- 
chem sie in ihrer Zeit begleitet wurden. Man muss da- 
her sagen: die Ideale der Redekunst eines Demosthenes 
und Cicero werden deswegen unerreicht bleiben, weil 
das Abhängigkeitsverhältniss des Hörerkreises zum Red- 
ner in gerichtlichen und staatlichen Dingen mit dem Fort- 
schreiten der theoretischen Erkenntniss fortdauernd ver- 
ringert worden ist. Vor einem preussischen Gerichts- 
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hofe würde dceroxdaDische Redeweise dem dienten eines 
Vertheidigers entschieden zum Nachtheil gereichen und 
vielleicht einen Ordnungsruf veranlassen^^). 

Die ächte Rhetorik war im Alterthum die Kunst 
der wirksamen Rede vor beschliessenden Versamm- 
lungen oder urtheilenden Gerichten; keineswegs also, 
wie man späterhin vielfach glaubte, die formale Kunst 
der sprachlich schönen Rede an sich. Aus der Rede- 
kunst entstand im Alterthum Politik und Jurisprudenz 
in ihrer theoretisdien Richtung. Zwischen den wirk- 
lichen Volksrednern und den Vorstehern der späteren, 
vorzugsweise auf formale Vollendung bedachten Rheto- 
renschule bestand freilich ein Unterschied, ähnlich un- 
gefähr demjenigen zwischen Schlachtfeld und Exercir* 
platz. ^ 

Das veränderte Bildungsverhältniss der Laien im Ver- 
hältniss zur Kirche musste aus dem gleichen Grunde den 
Einfluss der Kanzelrede von der früheren Höhe herab- 
ziehen. Je ungebildeter der Hörerkreis auf den Bänken 
des Schwurgerichts oder in politischen Versammlungen, 
desto tiefer wird im Allgemeinen die Wirkung der künst- 
lerischen Redeform, für sich allein betrachtet, eingreifen 
können. Eine serbische Skuptschina von vielen Hunder- 
ten von Volksvertretern verfallt, wenn einem ermorde- 
ten Fürsten ein ehrender Nachruf gewidmet wird, in 
lautes Schluchzen und Weinen. Murren, Bravos und 
allgemeine Heiterkeit sind die Gefählsäusserungen des 
höher entwickelten Parlamentarismus. Es ist unverkenn- 
bar, dass der sachliche Inhalt der Rede in unseren 
modernen Staaten das Uebergewicht gewinnt über die 
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künstlerische Form der DarsteUung, mag man diese 
auch noch so hoch stellen, und mag man auch noch so 
häufig wahrnehmen, dass der Mangel an Redeform das 
gründlichste Wissen unter den Schatten tödlicher Lang- 
weiligkeiten zu stellen vermag. Ehemals, in dem antiken 
Staatswesen, ein wesentlicher Bestandtheil der Staats- 
kunst und der Rechtspraxis, ist die Rhetorik heut zu 
Tage mit den veränderten Staatsformen und der Zu- 
nahme oder Verallgemeinerung des theoretischen Wissens 
zu einem meistentheils nebensächlichen Moment der per- 
sönlichen Geltung geworden, mindestens im Vergleich 
zu ehemals. Die Wirkung einer gewaltigen Rede über 
eine wichtige Staatsangelegenheit war im klassischen 
Alterthum eine solche, dass man die blosse Rede einen 
Staat^kt nennen konnte. Sie war eine revolutionäre 
Macht auf der Zunge bedeutender Personen. Sehr er- 
klärlich, dass die Rednerschulen gleichzeitig die Schulen 
der Staatskunst waren. 

Immerhin wird auch heut zu Tage die Bedeutung 
der Rednergabe eine erhebliche bleiben, wenn sie nach 
der gegenständlichen Seite mit umfassenden Kenntnissen 
ausgerüstet ist. Wichtiger freilich als das vor einem 
räumlich beschränkten Hörerkreis gesprochene Wort ist 
das geschriebene in der Presse, deren Macht stetig zu- 
nimmt. Wort und Schrift können in Zukunft zu noch 
höherer Geltung gelangen, 

wenn der Geist der Oeffentlichkeit gegenüber der 
geheimen Amtsroutine sich stärkt; imd 
wenn man die Ueberzeugung der einsichtigen und 
politisch leistungsfähigen Volksklassen als das 
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dauerndste und sicherste Instrument der staatlichen 
Herrschaftsakte an Stelle der rein äusserlichen 
Zwangsmittel treten lässt. 

In freien Staaten wäre alsdann die Staats- 
kunst wesentlich die Kunst, in dem Kampf 
der Meinungen die Ueberzeugung des Volkes 
zu gestalten und zur Handlung im Sinne der 
staatlichen Zwecke zu bestimmen, 

Indem wir der theoretischen Politik ihre Bedeutung 
und ihren Werth gegen diejenigen wahren, welche be- 
haupteten, die Wirksamkeit der Staatshandlungen sei 
nur durch die Gestaltungsgabe der staatsmännischen 
Persönlichkeit bedingt, sind wir also keineswegs gemeint, 
das Vorhandensein der „ Staatskunst ^^ zn ignoriren. 
Wir erkennen dieselbe an. 

Wepden wir uns zu ihrer näheren Bestimmung. 

Nicht jede praktische Staatshandlung kann als eine 
künstlerische gelten. Weitaus die meisten Akte der 
Staatsleitung, wenn schon ein Wahlrecht der Regierun- 
gen bei der Art ihrer Ausführung bestehen bleibt, sind 
einfache Wiederholungen innerhalb einer angenommenen 
Praxis. Wie in der Rechtspflege, so giebt es auch auf 
dem Gebiete der Staatsverwaltung eine grosse Anzahl 
Yon alltäglich wiederkehrenden Fällen, einschliesslich 
derjenigen, welche einer abgestumpften Amtsübung all- 
täglich zu sein scheinen, ohne es wirklich zu sein. Diese 
Kategorie wird in dem regelmässigen Geschäftsgange der 
Behörden „abgemacht^^ Ihre Behandlung ist so wenig 
künstlerisch, wie die mechanische Vervielfältigung einer 
originalen Schöpfung. Der Urheber, welcher eine dauernd 
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als gut anerkannte Verwaltungspraxis selbst fiir minder 
vdchtige Angelegenheiten zuerst begründete, mag An- 
spruch darauf haben, als Politiker zu gelten. Die blosse 
Nachahmung des Ueberlieferten hat einen solchen An- 
spruch nicht. 

In Berücksichtigung dieser Fälle, z. B. der fortwäh- 
rend auch in ruhigen Zeiten erneuerten Massnahmen 
der Polizei zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicher- 
heit, der weitaus meisten Ernennungen im mittleren und 
niederen Beamtenpersonal, der Ertheilung von Gonces- 
sionen, pflegen manche Publicisten von niederer Poli- 
tik zum Unterschiede von höherer Politik zu reden. 

Andere wollen diese Dinge überhaupt gar nicht zur 
Politik rechnen, mit welcher sie einen gewissen Begriff 
von Vornehmheit des Thuns verbinden. 

Beide Auffassungen sind bedenklich. Wenngleich jene 
beispielsweise angeführten Fälle nicht das Mindeste von 
einem staatskünstlerischen Thun verrathen, so sind 
sie begriffsmässig dennoch Akte der praktischen Politik. 
Bei den politischen Dingen lässt sich nicht wie bei der 
Jagd zwischen einer höheren und niederen Art der Aus- 
übung nach der zoologischen Rangstellung der jagdbaren 
Thiere unterscheiden. 

Ganz besonders irrig wäre es, zu glauben, dass die 
richtige Behandlung dieser als „niedrig" bezeichneten 
Angelegenheiten etwa minder wichtig wäre, als die sach- 
gemässe Entscheidung eines seltener vorkommenden Fal- 
les. Das Wichtigste für den Menschen ist das alltäglich 
wiederkehrende Bedürfuiss. Eine fehlerhafte und un- 
zweckmässige Verwaltung derjenigen Angelegenheiten, bei 
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denen die zahlreichsten Volksklassen Jahr aus Jahr ein 
betheiligt sind, würde zu den grössten Nachtheilen des 
Staatslebens zu zählen sein. 

Wenn man diese politischen Thätigkeiten mit Bück- 
sicht auf ihre Objekte nicht mit Sicherheit niedere nen- 
nen kann, so ist es auch nach der anderen Seite nicht 
zutre£Eend, alles was in den Ministerien eines Staates ge- 
schieht, ganz allgemein als höhere Politik zu bezeich- 
nen. Auch hier finden sich Angelegenheiten, die gleich- 
sam mechanisch erledigt werden. Ausserdem muss man 
sich stets erinnern, dass dasjenige, was heute noch in 
Ministerien sehr wichtig erscheint, morgen eine sehr ge- 
ringe Bedeutung erhalten kann. Die Bangstellung der 
handelnden Personen fällt also keineswegs mit der grösse- 
ren oder geringeren Wichtigkeit der behandelten Gegen- 
stände zusammen. 

Die Unterscheidung zwischen höherer und niede- 
rer Politik wurzelt in einem gewissen unklaren Gefühle. 
Sie ist wissenschaftlich unbrauchbar. Dasselbe gilt von 
der Ansicht, welche jenen s. g. niederen Yerwaltungs- 
akten den politischen Charakter gänzlich abspricht und 
ihnen gleichsam die administrativen Ehrenrechte entzie- 
hen will. 

Es kommt vielmehr darauf an, genauer zu untersu- 
chen, worin das künstlerische Moment der Staatshand- 
lung zu finden, woran es zu erkennen ist. 

Zu diesem Zwecke ist in der That zu unterscheiden 
zwischen den Akten der stehenden Wiederholung einer 
bestimmten bereits vorhandenen Thätigkeitsform und der 
Initiative oder ursprünglichen Schöpfung entweder durch 
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eine neue AnwenduDg vorhandener oder durch Aufstel*- 
lang einer noch nicht vorhandenen Tbätigkeitsform. Das 
Künstlerische einer politischen Handlung kann sich, ob- 
wohl selten, auch in den niederen Amtsstufen zeigen. 
Ein untergeordneter, von aller Hülfe isolirter Beamter, 
der, auf eigene Verantwortlichkeit angewiesen, in einem 
entscheidenden Augenblicke durch geschickte Benutzung 
der ihm zu Gebote stehenden Mittel den ersten Keim 
einer entstehenden Landescalamität, eines Aufruhrs bei- 
spielsweise, entdeckt und unterdrückt, kann den Ein« 
druck des Genialen und Künstlerischen hervorbringen. 
Der Regel nach sind alle laufenden und regelmässig wie« 
derkehrenden Verwaltungsgeschäfte nur äusserlich- tech- 
nische Proceduren ; allerdings auf Grundlage einer theo- 
retischen, durch Erfahrung gewonnenen Erkenntnisa, 
deren Vorhandensein den untersten Amtsstellen vielleicht 
gar nicht einmal bekannt ist und welche man politische 
Technologie nennen könnte. 

Anders hingegen diejenigen Aktionen, welche sich als 
neue Anwendungen einer vorhandenen Norm, oder als 
Initiative der schöpferischen Krafk in staatlichen Dingen 
darstellen. In ihnen tritt die künstlerische Natur sehr 
deutlich hervor, wenn das Ergebniss der politischen 
Wirksamkeit in dem Geschehenen als der Vor- 
aussicht entsprechend sich herausstellt. Die 
Richtung dieser staatskünstlerischen Thätigkeit kann, wie 
sich von selbst versteht, eine sehr verschiedenartige sein: 
Neubegründung oder Befestigung einer wankend gewor- 
denen Staatsinstitution, erfolgreiche Beseitigung eines als 
schädlich und nachtheilig erkannten Zustandes gegen 
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den Widerstand der ihn stützenden Interessen und Mächte, 
Sicherstellung eines bedrohten Staatsgebietes gegen eine 
Coalition auswärtiger Feinde, Vermeidung eines bevor- 
stehenden Krieges ohne Verzichtleistung auf das Anse- 
hen des Staates, Auffindung und Einrichtung neuer, den 
▼eränderten Bedürfhissen entsprechender Verwaltungs- 
formen. 

Das Kriterium einer schöpferischen und darum künst- 
lerischen Staatsleitung liegt somit nothwendigerweise zu- 
nächst in der deutlich wahrnehmbaren Verän- 
derung in den Staatszuständen als Ergebniss 
eines persönlichen Eingreifens. 

Allein diese Bestimmung ist, als eine rein äusserliche, 
ungenügend; denn sie würde auch die Akte der Zerstö- 
rung in sich schliessen. Jene Veränderung imuss viel- 
mehr als geschichtlich dauernde Steigerung 
der Kräfte des Staates in dessen innerem Le- 
bensprocesse oder seiner äusseren Stellung 
nachgewiesen werden können. 

Zur Zeit des Geschehens selbst kann der Charakter 
jeder politisch bewirkten Veränderung streitig werden. 
Es giebt überhaupt keine Reform, die ohne Widerspruch 
und ohne Verletzui^ bestehender Interessen vollbracht 
werden könnte. Bei der Bildung des Norddeutschen Bun- 
des ist erörtert worden, ob die militärische Kraft Deutsch- 
lands . im Verhältniss zu den ehemaligen Bundesinstitu- 
tionen vermindert oder gesteigert worden sei. Die Re- 
formation ist noch vor kurzem durch ein römisches Blatt 
als das Werk eines „schmutzigen und verlogenen Mön- 
ches^' bezeichnet worden. FünMg Jahre nach seinen 
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Schöpfungen wurde der Freiherr Ton Stein in den par- 
lamentarischen Verhandlungen des unter seiner Leitung 
neubegründeten Staatswesens als ein revolutionäarer Frev* 
ler gescholten, der für die wirklichen oder angeblichen 
Ausschreitungen der Bewegungsjahre verantwortlich ge- 
macht werden müsse. Hill wurde, als er zuerst das 
Pennyporto vorschlug, der Verrücktheit beschuldigt 

Jene schöpferische Kraft, welche das Wesen der staats- 
männischen Leitung ausmacht und ausserdem an der 
Thatsache eines dauernd gekräftigten Lebensprocesses 
im Staate ihren Maasstab findet, ist ihrer Natur nach 
niemals unvermittelt in der Geschichte der menschlichen 
Entwickelung. Jede Idee, selbst wo sie als eine über- 
natürliche Offenbarung angenommen wird, findet ihre 
meistentheils langsame Vorbereitung, ehe sie im Leben 
zur Herrschaft gelangt. Unter dieser natürlichen Be- 
schränkung versteht sich daher auch, dass die Initiative 
des handelnden Staatsmannes nicht immer einem neuen 
Gedanken zu gelten braucht, in der Regel nicht einmal 
gelten kann, sondern viehnehr der Ausfuhrungsweise in 
der Verwirklichung. Die deutsche Einheitsidee ist un- 
mittelbar aus dem Volksgeiste unter den Geburtsschmeiv 
zen politischer und gerichtlicher Verfolgungen geboren. 
In keinem Parteiprogramm stand aber der Gedanke, dass 
eine vorübergehende Auseinanderreissung des Südens und 
Nordens zur Schöpfung eines neuen Kaiserreiches führen 
könnte. 

Die Merkmale einer zur politischen Handlung im 
grösseren Maasstabe angelegten Persönlichkeit treten in 
mehreren Punkten hervor; zumeist darin, dass deren 
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Charakter anscheinend entgegenstehende Eigenschaften 
mit einander verbinden und gleichzeitig in sich enthalten 
muss: Festigkeit in der Entschliessung und Be- 
weglichkeit in der Ausführung des Beschlos- 
senen. 

Vermöge jener ersten Eigenschaft wird es möglich, 
das als richtig Erkannte in Mitten der Schwankungen 
Anderer festzuhalten, den unausbleiblichen Widerspruch 
der Zweifelnden und Unentschiedenen zu ertragen, den- 
jenigen zu widerstehen, welche am liebsten Alles gehen 
lassen möchten, weil sie eine persönliche Verantwortlich- 
keit tiir misslungene Unternehmungen scheuen und, weil 
sie Alles bedenklich finden, im Streite der Meinungen 
grundsätzlich die Passivität als das vortheilhafteste Ver- 
halten zu empfehlen pflegen. Die Entschlossenheit eines 
hervorragenden Staatsmannes gleicht dem Helden in 
Tasso's befreitem Jerusalem, der durch alle Schreck- 
nisse und Verlockungen der Zauberin auf sein Ziel vor- 
dringt. Die abstrakte Möglichkeit eines Irrthums oder 
des Feblschlagens darf einem entschlossenen Staatsmanne 
nicht imponiren, nachdem er alle Mittel gewissenhafter 
Untersuchung erschöpft hat. 

Andererseits bedarf es für das Gelingen tief durch- 
dachter Pläne jener Dehnbarkeit des Willens, welche sich 
jeder veränderten Thatsache anpasst, selbst die nicht vor- 
ausgesehenen Umstände, sobald sie eintreten, in den Zu- 
sammenhang der Dinge je nach ihrem störenden oder 
förderlichen Einflüsse sofort einreiht. Nur so ist denk- 
bar, dass der Wille während der Ausführung einer hin- 
reichend erwogenen Maassregel den Thatsachen überall 
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adäquat bleibt. Kühnheit und Vorsicht, Schnellfertigkeit 
und Zaudern, Offenheit und Verschwiegenheit, Zurück- 
haltung und Entgegenkommen, Vertrauen und Misstrauen 
auf Grundlage reifer Menschenkenntniss , zu allem muss 
die Fähigkeit und die Anlage vorhanden und gebildet 
sein — was freilich nur durch die Mannigfaltigkeit des 
Lebens selbst erreichbar ist.^*) ^ 

Der Unerfahrenheit kann das gelegentliche Hervor- 
treten verschiedener Eigenschaften in dem Verhalten eines 
Staatsmannes räthselhaft oder unbegreiflich erscheinen. 
Jener anscheinende Widerspruch ist gleichsam der Wider- 
schein einer höheren Einheit des staatsmännischen Cha- 
rakters in seinem Verhältniss zu den Thatsachen, von 
denen er sich abhängig weiss. Die historische Kritik hat 
nicht nur die Erfolge eines Staatsmannes, soweit sie ihm 
zugerechnet werden können, sondern auch ebenso sehr 
die Hindernisse abzuschätzen, die er zu überwinden hatte. 
Fast dürfte man sagen: die Grösse der persönlichen Kräfte 
im Staatsmanne bewähre sich vorzugsweise in der Sprö- 
digkeit des ihnen entgegenstehenden Materials. Männer 
wie Cavour erscheinen dadurch bewunderungswürdig, 
dass sie bald die legitimistischen und bigotten Scrupel 
eines Machthabers, bald die revolutionären Erregungen 
des Volksgeistes zu einem Ziele zu lenken verstehen. 

Für solche höchsten Thaten der Staatskunst kann es 
selbstverständUch keine Theorie geben, weü sie in der 
Geschichte als gleichsam vereinsamte Ereignisse hervor- 
treten. Auch würde die theoretische Anempfehlung oder 
Darlegung der Dinge keinen Einfluss ausüben auf die 
Ausbildung jener seltensten Charakteranlagen. In dem 
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Stadium der Ausführung grosser Aktionen wird vieles 
durch jenen ;,entdeckenden Scharfblick'' entschieden, der 
eine dem Menschen vorübergehend anvertraute Gabe der 
Vorsehung zu sein scheint. Schon der Moment, wenn 
eine wichtige Staatshandlung begonnen werden soll, ist 
unbestimmbar. Keine Theorie vermag die zeitlichen Kate- 
gorien zu bestimmen, in denen eine Handlung entweder 
als verfrüht oder als verspätet bezeichnet werden muss*^. 
Damit ist indessen keineswegs gesagt, dass nicht auch 
für den grössten Staatsmann die theoretische Politik 
einen bedeutenden Werth hätte. Sie enthält für ihn den 
Prüfstein der eigenen Beobachtungen, die Ergänzung in 
dem, was er selbst zu sehen und zu erfahren nicht ver- 
mochte; sie ist eine weise Rathgeberin in dem Stadium 
der Ueberlegung und Berathung, welche die Vorläufe- 
rinnen des Entschlusses sind, sie nährt vielleicht Zweifel, 
deren endliche üeberwindung die Energie der Ueberzeu- 
gung nur verstärken kann. Kein Staatsmann ist seiner 
selbst so sicher, dass er die Wahrscheinlichkeit des Ge- 
lingens nicht durch Präcedenzfalle ähnlicher Art zu ver- 
stärken suchte. Ausschlag gebend für den Erfolg schwie- 
riger Unternehmungen ist das Unterscheidungsver- 
mögen, das sofort die Fälle erkennt, in denen ein Er- 
fahrungssatz unanwendbar ist, daher ohne PräcedenzfaU 
gehandelt werden muss. Kurzsichtige Politiker handeln 
ohne Kenntniss der Regel, doctrinäre Politiker, denen 
die Schule mehr gilt, als das Leben, mit Ueberschätzung 
der Regel auf Kosten des einzelnen Falles. Alles hängt 
also davon ab, die Entfernung zwischen allgemeinen Er- 
fahrungsregeln und 'Besonderheiten des gegebenen Falles 

4* 
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richtig abzuschätzen. Alles beachtet zu haben, was die 
methodisch geordnete und geprüfte Erfahrung der Jahr- 
hunderte als eine Regel an die Hand giebt, gewährt min- 
destens die moralische Indemnität denjenigen, denen ein 
schwieriges Problem zur Lösung anvertraut wurde. 

Uebrigens würde es stets angemessen sein, an die po- 
litischen Irrthümer zu erinnern, denen auch grosse Staats- 
männer verfallen sind. Zuweilen scheint es geradezu un- 
begreiflich, wie allgemein Politiker von Fach in einen und 
denselben Irrthum gleichzeitig verfallen. Es genügt daran 
zu erinnern, wie nahezu überall in den höheren Kreisen 
der englischen und französischen Diplomaten (einschliess- 
lich des Kaisers Napoleon) und Militärsachverständigen 
der endliche Sieg der Südstaaten im nordamerikanischen 
Bürgerkriege und der Oesterreichischen Armee im Jahre 
1866 als unzweifelhaft angenommen wurde^^). 

Die intellectuelle Stärke der staatsmännischen Befä- 
higung wird sich nicht nur in der Gestalt und dem Reich- 
thum des Wissens, sondern vielleicht noch mehr in der 
Gabe des schnellen ßegreifens des Vorhandenseins, der 
Bedeutung und des Zusammenhangs solcher Thatsachen 
verrathen, die dem gewöhnlichen Auge noch unerkennbar 
sind, vor allen Dingen der psychologischen Thatsachen, 
die als Motive des Handelns sowohl im einzelnen Men- 
schen, als auch im Volksgeiste wirksam werden ^^). Für 
die Politik giebt es auf diesem psychologischen Gebiete 
keine Beweislehre mit objektiv bindender Kraft. Die strei- 
tigen Thatfragen können hier weder durch Majoritäten 
noch durch Gerichtsbeschlüsse entschieden werden; der 
subjektiven Ueberzeugung bleibt die endgültige Feststel- 
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limg der politiscli erheblichen Thatsachen, wenn sie strei- 
tig sind, überlassen, um so grösser ist die Gefahr des 
Irrthums, um so dringender die Forderung der persönli- 
chen Unbefangenheit in der Prüfung der Thatsachen, von 
denen keine aus Furcht und Abneigung geleugnet, keine 
AUS Hoflftiung oder Vorliebe geglaubt werden darf. — 

Verhältnissmässig wenige Menschen besitzen die Fähig- 
ieit, sich für die Zwecke der Beobachtung politischer 
Thatsachen zuvor von den Motiven des Wünschens oder 
Fürchtens zu isoliren. Daher die stehende Versicherung 
in allen EammerberathungeU; dass jede Partei mit ihrer 
Meinung die Mehrheit des Volkes hinter sich zu haben 
versichert. 

Zwischen jenen Begierungshandlungen , in denen das 
Äusserlich Technische der fortlaufenden Wiederholung 
entschieden überwiegt, und den Akten einer vollendeten 
Staatskunst, die als der Ausdruck des Genies erscheinen, 
liegt ein weites Gebiet für die Staatshandlungen in der 
Mitte, das zu übersehen und zu beherrschen eine für 
den Staatsmann überaus schwierige Aufgabe ist. 

Obwohl England seit dem Ende des 17. Jahrhunderts 
keine gewaltsamen Krisen durchlaufen hat, deren Be- 
deutung mit den continentalen Erschütterungen in Folge 
der französischen Revolution verglichen werden könnte^ 
obwohl daselbst eine vergleichungsweise ruhige Continuität 
der parlamentarischen Entwickelung des Staatslebens in 
diesem Zeitraum nur gelegentlichen Schwankungen un- 
terlag, so kann doch Niemand in Abrede stellen, dass 
eine grosse Anzahl bedeutender Staatsmänner Raum ge- 
nug fand für eine fruchtbringende Initiative: die beiden 
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Pitt, Burke, Fox, Ganning, Wellington, PeeU 
Gobden und viele andere. 

Es ist daher ein grosser Irrtbum, zu glauben, dass 
die politische Freiheit eines Volkes der Geltung staats- 
männischer Gapadtäten ungünstig sei. Eine wider- 
spruchslos geübte Macht und die Gunst einer angebomen 
Autorität sind viel eher eine Gefahr, als eine Anregung 
für bedeutende Personen. Die Empfindlichkeit gegen eine 
ehrlich geübte Kritik, zu welcher nur ein freies Staats 
wesen auffordert, ist ein unzweideutiges Zeichen der Cha- 
rakterschwäche. Für die gegenwärtige Zeitperiode ist es 
schwerlich denkbar, dass irgend jemand eine General- 
vollmacht zur Vollbringung grosser Thaten beanspruchen 
kann. Auch hat die Eingewöhnung in die bedingungs- 
lose Autorität eines leitenden Staatsmannes fast immer 
einen Schwächezustand im Volkscharakter zur Folge. 

Uebrigens zeigeu sich in allen bedeutenden Staats- 
männern neben einer stark entwickelten Individualität, 
die den Eindruck des Unnachahmlichen in uns hinter- 
lassen muss, gewisse gemeinsame Grundzüge, von denen 
ihre Wirksamkeit bedingt scheint. Aus der Beachtung 
derselben kann auch die politische Theorie lernen. 

In den Ländern mit reichster politischer Erfahrung, 
in England, Amerika, Holland nimmt auch in der That 
die Biographie bedeutender Staatsmänner einen so her- 
vorragenden Platz in der politischen Literatur ein, dass 
es völlig unthunlich erscheint, die Absatzverhältnisse 
deutscher Bücher mit jenen Staaten in Vergleichung zu 
bringen. Die bisher vorwiegende Neigung des deutschen, 
französischen und italienischen Volks zu politischen Ab- 
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straktionen macht sich auch in den literarischen Nei- 
gungen bemerkbar. 

Eins jener Gesammtmerkmale der staatsmännischen 
Einsicht besteht in der Eenntniss der Zusammenhänge un- 
ter den verschiedenen im Staate wirksamen Kräften und 
der Beziehungen zwischen den einzelnen Hauptgebieten der 
staatlichen Verwaltung. Vor allen anderen Dingen wird der 
Staatsmann wissen, dass jede seiner Einwirkungen 
über das nächste Objekt derselben hinausgreift. 

Krankheitsstoffe des staatlichen Lebens bleiben nie- 
mals an dem zuerst ei^ffenen Gegenstande haften; sie 
sind ihrer Natur nach ansteckend. Und ebenso wird jede 
dem Staatskörper irgendwo zugefiihrte Kräftigung sich als 
eine allgemein wirksame nachweisen lassen. Wenn man 
den Staat so häufig einen Organismus nennt, so wird 
diese Qualität desselben in dem Bewusstsein der leiten- 
den Personen subjektiv zur Erscheinung kommen müssen. 

Ein Minister, der mit den Einzelheiten seines Faches 
auf das Vollkommenste vertraut ist, kann deswegen noch 
nicht ein Staatsmann genannt werden. Er wird sich selbst 
zugestehen müssen, dass Virtuosität nicht gleichbedeutend 
ist mit Künstlerschaft. Wenn . beispielsweise jemand, der 
an die Spitze der Staatsgeschäfke gestellt ist, im Ernste 
behaupten wollte, die innere Politik könne man von der 
Leitung der auswärtigen Angelegenheiten, die Einrichtung 
des Heerwesens von der Verwaltung der Finanzen, die 
Organisation der Gerichtsverfassung von den Formen der 
Administration in dem Sinne trennen, dass das eine auf die 
Dauer gut, das andere auf die Dauer schlecht bleiben 
könne — so sucht derselbe entweder nach einer Entschul- 
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digung in einer momentanen Verlegenheit oder er lässt 
das volle Verständniss des Staates vermissen. Schon aus 
diesem Grunde scheint die rein fachmännisch coUegialische 
Staatsleitung durch gleichberechtigte in einem Gesammt- 
ministerium vereinigte Ressortchefs unzweckmässig, und 
der Vorrang eines die Verwaltungseinheit repräsentiren- 
den Premiers wünschenswerth. 

Für die Theorie der Politik ergiebt sich hieraus die 
Aufgabe, den Zusammenhang der staatUchen Dinge in 
ihrer Wechselwirkung darzulegen, und dadurch den fehler 
haften Charakter aller nur einseitig gedachten Staats- 
handlungen nachzuweisen. Auch auf diesem Wege sind 
wir somit zu der Nothwendigkeit einer Concentration der 
politischen Regeln in einer die einzelnen Zweige des poli- 
tischen Studiums zusammenfassenden Wissenschaft geführt 
worden. Wesentlich ist für die Theorie der Politik der 
Grundsatz, Thatsachen des staatlichen Lebens nur aus an- 
deren Thatsachen erklärend abzuleiten, nicht aber als Con- 
sequenzenirgend einer logischen Kategorie zu betrachten. 

In der fortschreitenden Auflösung der Staatswissen- 
schaften in eine Reihe von Fachdisciplinen, von denen 
jede eine selbständige und höchste Geltung neben der 
anderen beansprucht, liegt die Erklärung für die bei den 
sogenannten Praktikern hervortretende Geringschätzung 
der Theorie. In keiner Disciplin ist diese durchaus ein- 
seitige Richtung stärker hervorgetreten, als in der Na- 
tionalökonomie, indem sie vielfach den Anspruch erhobt 
mit ihren Lehrsätzen den allein zulässigen Maassstab der 
Staatshandlungen zu verkünden ^^). Eine Zeit lang schien 
man zu glauben, dass das nationalökonomischo Interesse 
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för sich allein gleichbedeutend sei mit dem Staatsinter- 
esse schlechthin. Es ist ein Fehler, die wirthschafUichen 
Gesichtspunkte auf Kosten der ethischen Interessen zu 
bevorzugen. 

Sind diese Auffassungen richtig, so würden daraus 
mancherlei Nutzanwendungen gezogen werden können, 
auf deren Ausführung hier Verzicht geleistet wird. Einige 
wenige und flüchtige Andeutungen mögen jedoch einen 
Platz finden. 

. Für die Ausbildung des Staatsbeamtenthums , auf 
dessen persönliche Einsicht bei der Entwickelung der 
deutschen Staatsverhältnisse sicherlich sehr viel ankommt, 
würde sich mit zunehmender Theilung der Wissenschaft- 
Uchen Arbeitsgebiete mehr und mehr das Bedürfniss eines 
zusammenfassenden Unterrichts ergeben, damit jener Auf- 
gabe genügt werden könnte, den Zusammenhang der 
Staatsthätigkeit in ihren wichtigsten Zweigen zur An- 
schauung zu bringen*^). 

Die schroffe theoretische Gegenüberstel- 
lung der juristischen und staatswissenschaft- 
lichen Bildung ist auszugleichen. Nur zu häufig 
bildet sich gerade bei denjenigen, die von der geistigen 
Autorität der Wissenschaft erfüllt sind, die schiefe Vor- 
stellung, dass den Trennungen der Doctrin und den Ab- 
theilungen der Disciplinen auch analoge Trennungen im 
wirklichen Leben entsprechen. Unserer Ansicht nach be- 
finden sich daher auch diejenigen im Rechte, welche die 
Angemessenheit besonderer staatswissenschaftlicher Fa- 
cultäten und deren Trennung von der Jurisprudenz be- 
zweifelt haben ^^). 
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J^ine andere Anwendung aus der bisher gegebenen 
Darstellung würde für die Zusammensetzung unserer Ver- 
tretungskörper zu gewinnen sein. Es wäre eine der nä- 
heren Untersuchung wohl würdige Frage : ob vom Stand- 
punkte der deutschen Zustände in der Gegenwart bei 
der Zusammensetzung der Volksvertretungen das ideell 
wünschenswerthe Verhältniss zwischen dem speciellen 
Fachwissen und der allgemeinen politischen Erfahrung 
einer näheren Bestimmung zugänglich ist. 

Bis zu diesem Augenblicke herrscht ein Gegens^ 
zwischen jenen beiden Elementen, durch welchen die Wirk- 
samkeit jeder der beiden Faktoren gelähmt wird. Auf 
der einen Seite bemerkt man, wie die zur politischen 
Wirksamkeit berufenen Fachmänner fast überall darauf 
Verzicht leisten, ihr eigenes Wissen mit dem allgemeinen 
Verständniss zu vermitteln. Auf der anderen Seite ver- 
nimmt man, wie von denjenigen, die sich eines beson- 
deren praktischen Geschickes rühmen, der Besitz eines 
umfassenderen Wissens als eine Präsumption der poli- 
tischen Unbrauchbarkeit angesehen wird. Und dennoch 
kann keines der beiden Elemente in unseren Kammern 
völlig entbehrt werden. Eine Versammlung, die heut zu 
Tage aus lauter Fachmännern einer und derselben Ka- 
tegorie oder mehrerer von einander scharl abgesonderter 
Verwaltungsgebiete zusammengesetzt wäre, würde zu 
einer parlamentarischen Wirksamkeit nicht viel mehr 
geeignet sein, als eine Versammlung, die aus „Vertrauens- 
würdigen Charakteren" allein gebildet wäre. 
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Zusammenhang der Wissenschaft nnd der Staats- 
knnst im politischen Process. 

Die Processstadien in der Behandlung politischer Aufgaben. — I. Die 
politische Principienfrage. — II. Die Zweckmässigkeits- 
frage. — Ergebnisse für das parlamentarische System. — III. Die 
technische Frage der Ausführungsweise. — Beispiele für die 
dreiÜEiche Natur der Staatshandlungen. — Die preussische Militär- 
organisation nach ihrer principiellen, utilitaren und technischen Seite. 
— Die Zweckmässigkeitsyerhältnisse als das meistentheils entschei- 
dende Moment in der praktischen Politik. — Streitfragen unter den 
politischen Parteien dar&ber, ob eine Angelegenheit aus dem Ge- 
sichtspunkte des Princips oder der Zweckmässigkeiten zu prüfen ist 

Das praktische Ergebniss des politischen Wissens und 
Könnens zusammengenommen ist : Befähigung zur Stellung 
der Prognose hinsichtiich der Wirkungen der Staatshand- 
lungen ^). Die schwierigeren Aufgaben des staatlichen 
Lebens gleichen vielfach den inneren Krankheiten, über 
deren Natur die Aerzte streiten, so lange der Patient 
zu behandeln ist. Die Wahrheit ist alsdann erst zu er- 
mitteln, wenn die Obduction stattfindet. Obwohl diese 
nachträgliche Erkennung dem Dahingeschiedenen selbst 
nicht mehr nutzen kann, so geht sie doch der Mensch- 
heit nicht verloren. Aehnlich in der praktischen Politik ^3). 
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Die streitigen Fälle sind häufig erst hinterher zu ent- 
scheiden, wenn der Historiker die Gesammtheit der 
Thatsachen kritisch zerlegt und ihren Zusammenhang 
nachweiset. Fast überall verbergen sich im Momente un- 
seres Handelns einzelne Umstände vor unserem Auge. 
Einen nach allen Seiten hin zweifellosen Ausgang kön- 
nen wir wichtigen Unternehmungen fast niemals voraus- 
sagen. Die Neigung zu Prophezeiungen in verwickelten 
Staatsangelegenheiten ist fast immer ein Zeichen der 
Selbstüberschätzung oder der Unwissenheit. 

Ebenso zeigt es Mangel an Unbefangenheit, wenn man 
einem Staatsmanne die Unkenntniss von Thatsachen vor- 
wirft, welche erst hinterher sich herausstellten, im Augen- 
blicke der Handlung selbst aber noch nicht mit Sicher- 
heit gewusst werden konnten. Nur das Eine scheint hier- 
bei vollkommen berechtigt: dass man von denjenigen, 
welche regieren, ein Augenmaass für die zukünftigen 
Dinge erwartet und einen höheren Grad der Voraussicht 
fordern darf, als von denjenigen, welche regiert werden. 

Jede politische Aufgabe lässt sich übrigens 
auf einen bestimmten Entwickelungsprocess 
reduciren, dessen Beobachtung von grosser 
Wichtigkeit ist. 

Die Processstadien, welche in der praktischen Politik* 
zu durchlaufen sind, dürfen wir in folgender Weise be- 
zeichnen : 

1) die Principienfrage; 

2) die Zweckmässigkeitsfrage und 

3) die technische Frage. 

Zunächst Erstens: Die Principienfrage. Bei 
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jeder freien (gesetzlich nicht voi^ezeichneten) Staatshand- 
lung ist vorweg zu untersuchen, ob sie rechtlich und 
sittlich zulässig erscheint, ob ihr beabsichtigter Erfolg in 
Uebereinstimmung ist mit den allgemeinen Staatszwecken 
und Entwickelungszielen der gegenwärtigen Zeitperiode 
und eines bestimmten, national und historisch geschlosse- 
nen Gemeinwesens. 

Principiell ist jeder Staatsakt zu verwerfen, der dem 
bestehenden Recht, der Moral oder den Staatszwecken 
zuwiderläuft, oder über die letzteren hinausgeht. Wohl- 
thätigkeit zu üben nach allgemein menschlichen Gesichts- 
punkten ohne Unterscheidung von Confessionen, Gesinnun- 
gen und Nationalitäten ist eine Forderung der Humanität; 
eine rein kosmopolitische Aufgabe des einzelnen Menschen 
oder der freien Association. Die Mittel des Staates zur 
Verfügung stellen für das Elend fremder Völker — würde 
nichts anderes bedeuten, als eine Ueberschreitung der 
Staatszwecke, wie sich dieselben im Bewusstsein der 
heutigen Zeit darstellen und voraussichtUch auch ferner- 
hin darstellen werden, so lange ein näheres Recht der 
Staatsbürger gegenüber der Staatsgewalt angenommen 
wird. Die Bedeutung der politischen Principien pflegt 
daher zumeist in der negativen Richtung hervorzu- 
treten, indem sie die Vornahme solcher Handlungen ver- 
bieten, die unter dem Anreize der gelegentlichen Nütz- 
lichkeit durch leichtsinnige Regierungen verübt werden 
könnten. Auf der anderen Seite: Das prindpiell für den 
Staat Nothwendige in der positiven Richtung ist der Idee 
nach durch das Gesetz zu ordnen und zu befehlen. 

Sobald die Zulässigkeit einer von der Staatsleitung 
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verfolgten Absicht und deren Ai^messenheit in Bege- 
hung auf die Staatszwecke anerkannt ist, tritt die zur 
Prüfung gestellte Angelegenheit in ein anderes Stadium. 

Da wir es vorzugsweise mit den politischen Principien 
zu thun haben, so erwächst uns die Aufgabe, das Ver- 
hältniss der Politik zu den Principien des Rechts und 
der Sittlichkeit und endlich zu den Staatszwecken zu 
untersuchen. 

Ehe wir diese Arbeit in Angriff nehmen, sind indessen 
einige Darlegungen über den allgemeinen Charakter der 
Principien- und Zweckmässigkeitsfrage voranzuschicken. 

Die Schwierigkeiten, die in dem ersten Stadium zu 
überwinden sind, dürfen nicht gering veranschlagt wer- 
den. Angenommen, die principielle Zulässigkeit einer 
Staatshandlung wird behauptet und gleichzeitig bestritten. 
Wer giebt die Entscheidung? Das Gesetz wird von bei- 
den Streitenden verschieden ausgelegt. Einigen erscheint 
es gestattend. Anderen verbietend, und vor allen Din- 
gen: Wie verschieden sind die Anschauungen über die 
letzten Zwecke und Ziele des staatlichen Lebens 1 

Eine der denkbar wichtigsten Aufgaben ist der po- 
litischen Wissenschaft durch diese Schwierigkeiten von 
selbst gestellt. Ihr ist aufzugeben, die Staatszwecke aus 
dem Bewusstsein des Volkskörpers zu entwickeln. Die 
Lehre von den Staatszweken ist das Fundament 
der gesammten theoretischen Politik. 

Vor der Hand ist hier die ^einfache Thatsache anzu- 
erkennen, dass gerade da, wo die grösste Einigkeit wün- 
schenswerth erscheint, die grösste Verschiedenheit der 
Meinungen hervortritt. Die heute gangbaren Vorstellun- 
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gen über den Staatszweck erweisen sieb bei näherer Be- 
tracbtung als ungemein unklar und verwirrt, als wider- 
sprechend und mit emander völlig unvereinbar. Für die 
Mehrzahl der Menschen hat der Staat keinen anderen 
Zweck, als die Erfüllung ihrer eigenen Wünsche oder die 
Befriedung gesellschaftlicher Interessen. Es hat gewisse 
Zeitalter gegeben, in denen die Menschen weniger als 
heute über den Staatszweck nachgedacht haben, aber 
keins, in dem sie so Verschiedenartiges darüber gedacht. 

Leicht wäre es auszuführen: in der Differenz der Vor- 
stellungen von Staatszwecken liegt das bildende oder 
vielmehr trennende Merkmal der politischen Par- 
teien in der Gegenwart. 

Worüber sehr zahlreiche und sehr weit von einander 
abweichende Meinungen bestehen, das pflegt man ge- 
meiniglich als ungewiss und unerkennbar zu betrachten. 
Daher es sehr erklärlich, dass eine ganze Klasse skep- 
tischer Politiker den Principienfragen gar keine Bedeu- 
tung beimisst und diejenigen belächelt, welche von po- 
litischen Grundsätzen sprechen. In den Augen dieser ist 
die Berufung auf ein Princip nur ein Vorwand des Han- 
delns. Im Uebrigen concentriren sich die lapidläufigen 
Vorwürfe der Parteien in der Rüge entweder derPrin- 
ciplosigkeit oder der „Principienreiterei". 

Zwischen diesen beiden Klippen liegt das schmale 
Fahrwasser, durch welches die moderne Politik hindurch- 
steuern muss. In Ermangelung allgemein angenom- 
mener Staatszwecke wird sie daher stets mindestens 
einem Vorwurfe noth wendigerweise ausgesetzt sein. 
Schon deswegen vermeidet man es gegenwärtig, in den 
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Gesetzen selbst deren prindpiellen Ausgangspunkt aus- 
drücklich festzustellen. Die modernen Strafgesetzbücher 
beispielsweise sagen nicht, ob sie den Abschreckungs-, 
Yergeltungs- oder Besserungszweck als Grundlage an- 
nehmen. 

Je nach den Zielen, die eine Staatsregierung als letz- 
tes Ergebniss ihrer Principien verfolgt oder zu yerfolgen 
scheint, pflegt die Politik charakterisirt zu werden: 

als Kriegs-, Friedens- oder Neutralitätspolitik (mit 
Rücksicht auf die äusseren Beziehungen) ; 
dynastische, nationale oder Gabinetspolitik, 
revolutionäre oder legitimistische Politik. 
Diejenige Politik, welche entweder nicht den Muth 
hat, einen Grundsatz auszusprechen, oder überhaupt nicht 
bestimmt weiss, was sie wollen darf und soll, pflegt sich 
mit Vorliebe als die Politik „der freien Hand^^ oder des 
juste milieu zu bezeichnen. Der Grundunterschied zwi- 
schen Englischen und Französischen Staatsmaximen zeigt 
sich auch darin, dass Englische Staatsmänner von jeher 
abgeneigt waren, allgemeine Regeln des Handelns auf- 
zustellen, während in den Französischen Verfassungen 
seit der Revolution allgemeine Principien formulirt wur- 
den; ein Beispiel, dem man auch in Deutschland 1848 
blindlings gefolgt ist, als man den Grundsatz redigirte, 
wonach „alle Gewalt vom Volke ausgehen^^ sollte. 

Vorausgesetzt nun, dieses Stadium wäre überwunden, 
so treten wir: 

Zweitens, in den Kreis der Zweckmässigkeits- 
fragen ein. Auf Grundlage der bereits politisch gebil- 
ligten, als zulässig und staatsgemäss erkannten Absicht 
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entsteht die Frage nach den verfügbaren Mitteln der 
Handlung, welche, wie wir annehmen, nach Seite ihrer 
rechtlichen und sittlichen Zolässigkeit überhaupt, der 
grundsätzlichen Vorprüfung unterlegen hat. In diesem 
zweiten Stadium ist nur die Wirksamkeit und Zweck- 
dienlichkeit der Staatshandlungen nach ihrem Erfolge zu 
untersuchen. Hier ist die Voraussicht und Vorausbe- 
rechnung am Platze, die Wahrscheinlichkeitsrechnung der 
politischen Theorie auf die von den Staatshandlungen 
beeinflussten Objekte zu richten. Die Anfechtung, auf 
welche jedes Vorhaben, das sich discutiren lässt, von An- 
beginn an, gefasst sein muss, in doppelter Art: 

entweder der Einwand, dass der beabsichtigte Erfolg 
im concreten Fall nicht erreicht werden könne oder 
dass das Gegentheil des Gewollten eintreten werde, 
oder, dass er nur als eine Ursache von Nachtheilen 
und Schädigungen zu erreichen sei, welche den 
muthmasslichen Nutzen überwiegen würden. 
Verhältnissmässig am einfachsten erscheint die Zweck- 
mässigkeitsfrage gestaltet bei der Redaktion eines Ge- 
setzes, über dessen Aufgabe und allgemeine Nützlichkeit 
die entscheidend mitwirkenden Faktoren bereits einig 
sind. Und dennoch, welche Streitigkeiten über diese oder 
jene Disposition! Welche Zweifel — wofern es die Zeit 
irgend erlaubt! 

Verhältnissmässig einfach sind femer diejenigen Streit- 
fragen, die sich auf die Alternative beziehen, ob eine 
bestimmte vorgeschlagene Massregel als vorwiegend vor- 
theilhaft bewirkt werden, oder als vorwiegend nachthei- 
lig unterbleiben soll; höchst verwickelt hingegen dieje- 

5 
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nigen Verhandlungen, in denen zu demselben Zwecke 
eine Mehrzahl von Massregeln neben einander concurrirt 
und ausserdem die Beihenfolge der einen hinter der an* 
deren zu bestimmen ist, oder. für den Fall der Un- 
wirksamkeit einer Staatshandlung eine eventuelle Eut- 
Schliessung gefasst werden muss. 

Im Allgemeinen lässt sich voraussetzen, dass im Ver- 
hältniss zur Zahl der berathschlagenden Personen die 
Zahl der überhaupt denkbaren Verbesserungsvorschläge 
zunehmen wird^^). Grosse Versammlungen sind aus die- 
sem Gioinde völlig unfähig, in einem einzelnen Falle Gom- 
binationen einer Reihe ineinandergreifender Handlungen 
nach dem Gesichtspunkte der Zweckmässigkeit aufzu- 
stellen. Selbst kleinere Collegien sind nicht dazu befä- 
higt, wo die Thatsachen, die den Erfolg einer Handlung 
bedingen, schnell wechseln, was zumeist auf dem Gelnete 
der äusseren Politik oder der Kriegsfuhrung der Fall zu 
sein pflegt. 

Der Bundestag war nicht im Stande, seinem ersten 
und einzigen Gesandten, Herrn v. Beust, für die Lon- 
doner Conferenz 1864 Instruktionen zu ertheilen. Die 
Bundeskriegfiihrung 1866 hatte sich alle Erinnerungen 
an den weiland österreichischen Hofkriegsrath aus dem 
Sinne geschlagen. Was sich durch Instruktionen sach- 
verständiger Elemente im Voraus erschöpfend nicht be- 
stimmen lässt, kann vom Standpunkte der Zweckmässig- 
keiten noch viel weniger durch Beschlüsse einer grossen 
und gemischten Versammlung angeordnet werden. Jeder 
Staatsleitung, ohne Unterschied der republikanischen oder 
monarchischen Regierungsweise, muss daher auf dem G^ 
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biete der facultativen Staatshandlangen die InitiatiTe rot* 
zugsweise überlassen werden. Der naturgem&sse Ein- 
flnss gesetzgebender Versammlungen im par- 
lamentarischen Begierungssystem sollte des- 
wegen niemals darauf abzielen, dass diese 
celbst zu regieren versuchen und zu diesem 
Zwecke nach abhängigen und unter allen Um- 
ständen willfährigen Organen dek* Ausfährung 
Verlangen, sondern vielmehr seine Bichtung 
nehmen auf Anregung bei nachtfaeiligen Zöge« 
rungen oder Unterlassungen auf Seite der Be- 
gierung, auf Informationsertheilung in Hin- 
sicht von Vorgängen, deren Bedeutung tiber- 
sehen wird, auf nachträgliche Gontrole übet 
das Geschehene, Bechenschaftsforderung für 
offenbar und schuldhafter Weise verfehlte 
Akte. Die Hauptsache bleibt also sachliche Kritik. 
Gegenüber ihren Magistratüs majores hatte dieBö- 
mische Bepublik diesien richtigen Satz begri£Pen und 
bethätigt Andererseits wurde er von dem langen Par* 
lament unter Crom well und von d6n revolutionären 
Versammlungen in Frankreich vet'kannt; Gtosse Demo* 
kratische Versammlungen zeigten fast immer eine unbe- 
siegbare Neigung zur Bhetorik und darauf folgenden 
eruptiven Handlungen, deren Gelingen von der zufälli- 
gen Gewalt eines ersten Stosses abhängt. Wohl begrün- 
det ist daher die Ansicht, däss radical regierte Bepubli- 
&en unzuterlässige Verbündete in der auswärtigen Po* 
litik abgeben. 

Die so vielfach vorkommenden Stredtigkeiten zwischen 

5* 
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Volksyertretungen und Regierungen haben, soweit dabei 
Verwaltungsangelegenheiten in Betracht kommen und 
nicht politische Prindpien discutirt werden , meistentheils 
darin ihren Grund, dass entweder von willkürlich han- 
delnden Behörden auch die nachträgliche Verantwortlich- 
keit vor der öffentlichen Kritik abgelehnt, oder ein Ein- 
greifen in laufende Geschäfte von Seiten der Kammer 
zur unrechten Zeit versucht wird. Auf einer Seite der 
Versuch, das Gebiet der gesammten Staatsleitung in 
äusserlicher Lostrennung von den Angelegenheiten der 
Gesetzgebung und Finanzcontrole der öffentlichen Kritik 
zu entziehen ; auf der anderen Seite die fehlerhafte Nei- 
gung, Zweckmässigkeitsfragen nach Analogie juristischer 
Deduktionen zu behandeln und in den Gang der Dinge 
einseitig einzugreifen. 

Die Stufe der Vorberathung dessen, was geschehen 
soll, ist in öffentlichen Discussionen nothwendigerweise 
zu trennen von der Stufe der Ausführung selbst. Das 
Wesen der ersteren fordert Mannigfaltigkeit der Ansich- 
ten als Ergebniss der Discussionen; das Wesen der letz- 
teren widerspruchlose Einneit aller praktisch eingrei- 
fenden Staatsorgane. Wofern es nicht etwa darauf an- 
kommt, einen rechtswidrigen oder geradezu gefährlichen 
Thun einer Staatsregierung Einhalt zu gebieten, zeugt es 
von einer Verkennung der in allen Ausfuhrungshandlun- 
gen nothwendigen Einheit, wenn man, um jetzt noch 
etwas Besseres anzubringen, den einmal eingeleiteten Ent- 
wickelungsprocess der Dinge durch ein verspätetes Ein- 
greifen zu unterbrechen sucht. 

Das Fräventivsystem der Regierungen, wel- 



Drittes Oapitel. Zosammenhang der Wissenschaft etc. 69 

ches man heut zu Tage gegenüber den etwaigen 
Missbräuchen der staatsbürgerlichen Bechte 
entweder verwirft oder zu beschränken sucht, 
ist auch als p arlamentarisches System gegen- 
über den Regierungshandlungen von zweifel- 
hafter Zwekmässigkeit zu tadeln. Die oft ge- 
hörten Vorwürfe der Parteien, dass eine bestimmte, noch 
nicht zum Abschluss gebrachte Angelegenheit anders 
hätte eingeleitet werden sollen, der Mangel an Enthalt- 
samkeit in der Ausübung vorzeitiger Kritik, verstärkt da- 
her erfahrungsmässig den Geist der Büreaukratie und 
die Neigung zur Umgehung der parlamentarischen Mit- 
wirkung in solchen Fällen, in denen man deren Unter- 
stützung sehr wohl hätte brauchen können. Je mehr 
•das blos theoretische Wissen, ohne die nothwendige 
Zuthat praktischer Uebung in einer gesetzgebenden 
Versammlung vertreten ist, desto w^iiger ist eine an- 
gemessene Behandlung der Zweckmäasigkeits&agen zu 
erwarten. 

Wäre es, wie wir andeuteten, ein Mssgriff im ersten 
Augenblicke der Ausführungshandlungen über den Gang 
der Dinge soweit disponiren zu wollen,, dass jede Einzel- 
heit im Voraus bindend festgesetzt wüfde, so wäre ein 
Versuch dieser Art im Stadium der begonnenen Hand- 
lung noch nachtheüiger. Modificationen und Abweichun- 
gen von ursprünglich richtigen Plänenv die sich selten 
vermeiden lassen, müssen der Verantwortlichkeit der 
Handelnden selbst überlassen bleibenv da es nur in sel- 
tenen und besonders günstigen Fällen gelingt, eine Un- 
ternehmung in der Genauigkeit der beabsichtigten Reihen- 
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folge , VM «las Piiogxanua eioes Instromentalkoneertes 
dordmifahren. 

Aus diesen allgemeiii gehaltenen Andeutungen geht 
her?pr, dass in der Behandlung der Zweckmässig- 
keits fragen den ausfuhrenden Personen eine freiere 
Stellung gewahrt werden muss. Gegenüber den herr- 
schenden Ueberzeugungen vom Staatszweck und den 
durch ihn gesetzten Principien hat dagegen das persön- 
lidie Urtheil angesehener Männer, für sich allein ge- 
nommen, keine Bedeutung. Niemand kann im Ernste 
verlangen, dass man aus Vertrauen auf irgend eine Per- 
son politische Principien bekennen oder verwerfen soU. 

In Dingen der Zweckmässigkeit spielt das Ver- 
trauen in die handelnden Personen unzweifelhaft eine in 
der praktischen Politik bedeutende Bolle. Die Entwicke- 
lang der politischen Freiheit zu höherer Geltung vermag 
daran nichts zu ändern. In England wird daher die 
Angemessenheit und sogar Nothwendigkeit persönlicher 
Führerschaft nicht nur in der Leitung der Staatsan- 
gelegenheiten, sondern auch in der Thätigkeit der grossen 
Parteien als unerlässlich betrachtet. In Frankreich und 
Deutschland hat die vorwiegend demokratische Richtung 
der mittleren Gesellschaftsklassen den Gedanken der per* 
sönUchen Vertrauensstellungen in der Führung der Par- 
teien hinter die Vorstellung der Gleichberechtigung nicht 
nur der Personen, sondern auch der Meinungen zurück- 
gedrängt. ^) 

Daraus erklärt sich, dass unbedeutende Männer unter 
Berufung auf die allgemeinen Menschenrechte es als 
eine heilige Pflicht betrachten, ihre Ansichten selbst nach 
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Erschöpfong aller wesentlichen Momente der Discussidn 
vorzutragen. 

Solche Irrthümer mögen verzeihlich sein, aber es ist 
immer zu tadeln, wenn man übersieht, dass das Gelin- 
gen bedeutender Staatshandlungen von der persönlichen 
Freiheit und Einsicht der leitenden Personen mindestens 
in demselben Orade abhängt, wie von der objektiven 
Richtigkeit der Entwürfe. Schon jene Erfahrung darf man 
nicht gering veranschlagen, dass an sich geeignete Per- 
sonen, selbst wo man die Macht dazu hätte in Zweck- 
mässigkeitsfragen nicht genöthigt werden dürfen, gegen 
ihre eigene Einsicht und Ueberzeugung den Rathschlägen 
Änderer zu folgen ; denn es liegt auf der Hand, dass das 
Misstrauen in die Wirksamkeit der der eigenen Ueber- 
zeugung widerstrebenden Mittel die Energie der Ausfüh- 
rung schwächen und daniit wiederum die natürliche Gel- 
tung persönlicher Eigenschaften zum Nachtheil der Sache 
vermindern müsste. Für freie Staaten versteht es sich von 
selbst, das jener Steigerung des persönlichen Einflusses 
in der Behandlung der Zweckmässigkeitsfragen auch eine 
Steigerung der rechtlichen und politischen Verantwort- 
lichkeit entsprechen muss, insbesondere der Grundsatz 
der Ministerverantwortlichkeit unentbehrlich ist. 

Wenden wir uns nunmehr zur letzten Seite des po- 
litischen Processes: 

Drittens, zur technischen Frage. Angenom- 
men, dass der Zweck eines Baues gegeben ist, dass die 
Grösse des Areals, der Baustil, die Höhen- und Tiefen- 
verhältnisse, die Vertheilung der Räume eine beschlossene 
Sache sind. Es bleibt die Bestimmung des Materials 
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nach seinen äusseren Eigenschaften, die Entscheidung 
über die Bezugsquelle derselben, die Annahme und Aus- 
wahl der Bauhandwerker, die Benutzung der Witterungs- 
verhältnisse, nach ihrer Gunst oder Ungunst, die Ueber- 
wachung der ineinandergreifenden Thätigkeit verschiede-, 
ner Arbeitszweige. Diese dreifache Stellung erstens eines 
Bauherren, in dessen Eigeathum das Resultat der 
Arbeit fallen wird, zweitens des Unternehmers, der 
die Entwürfe und Pläne auszuarbeiten hat, und drittens 
des Personals, welches die Ausführung der Einzel- 
heiten übernimmt, veranschaulicht ungefähr die innerlich 
zusammenhängende, aber im Einzelnen verschiedene Art 
der politischen Funktionen. Eine technische Seite ist 
an jeder politischen Frage vorhanden; nur darin ist ein 
Unterschied, ob diese Seite in jedem einzelnen Falle be- 
sonders geprüft werden muss und wegen ihrer völlig 
neuen Gestalt erst zu erörtern ist oder nicht. Der tech- 
nische Apparat für die Mehrzahl der pohtischen f unk- 
tionen ist in allen wohl organisirtän Staatskörpern stän- 
dig gegeben: die Organisation der Verwaltungs- 
zweige und das Staatsbeamtenthum.^^) Je tüch- 
tiger derselbe in seiner Totalität, in der Gesammtheit der 
hierarchisch geordneten Schichten, desto leichter die Aus- 
führung der politischen Akte nach ihrer technischen 
Seite. 

Die Organisation des Beamtenthums, die 
intellectuellen und moralischen Eigenschaften 
desselben und in Folge dessen deren Benutz- 
barkeit auch für neu hervortretende politische 
Aufgaben ist ein Staatsinteresse ersten Ranges. 
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Manche wohl erwogene und gut vorbereitete Angelegen- 
heit scheitert während ihrer Ausführung an der Unmög- 
lichkeit, die technischen Mittel entweder zu gewinnen 
oder zu beherrschen« Ohne einen theoretisch gründlich 
durchgebildeten Richterstand ist eine durchgreifende Re- 
form in ,den Gesetzgebungen undurchführbar und ge- 
fährlich. In England erklärt der Mangel rechtswissen- 
schaftlicher Bildung die Thatsache, diass man zu 
keiner durchgreifenden Codification des Rechtsstoffes ge- 
langen kann. 

Denken wir an die Neubegründung eines Staatswe- 
sens, wie des russischen unter Peter dem Grossen, und 
die Mittel, welche er für seine Zwecke erst gewinnen 
musste, indem er Gapacitäten aus ganz Europa an sich 
zu ziehen suchte, an die Reformpläne Josephs II. in 
Oesterreich, an die fehlgeschlagenen Versuche der Nord- 
amerikanischen Union, während des Bürgerkrieges die 
allgemeine Wehrpflicht einzuführen, so ist klar: dass iß 
Ermangelung eines zur Selbstverwaltung bereits herange- 
reiften Volkes das stehende Beamtenthum das unentbehr- 
liche Instrument aller politischen Fortentwickelungen 
darstellt. Niemand hat dies vielleicht deutlicher erkannt 
und häufiger ausgesprochen , als Kaiser Nicolaus I. von 
Russland, dass der Wille des Selbstherrschers gegen die 
VIS inertiae eines indolenten, bestechlichen und geistig 
unentwickelten Beamtenthums wenig vermag. 

Kein Machtdekret vermag jenen Zug zu schaffen, den 
eine jahrhundertlange Tradition im Preussischen Beamten- 
thum erzog, und welchen die Franzosen gleichsam zuerst 
bemerkten, als sie zu unserem eigenen Erstaunen von 
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dessen gSnte administrateur sprachen. Milben der Spro- 
dtgkeit des Ehrgefühls, das nur langsam zu Gestalt einer 
herkömmlichen Ueberlieferung entwickelt wird, nachdem 
die persönliche Geltung der Beamten von oben her an- 
erkannt ist, steht das Erfordemiss der Elasticität des 
Geistes, eines hohen Geschicks und einer Fähigkeit das 
Neue zu erkennen und zu würdigen. 

Wenige Erscheinungen sind so wunderbar, wie die 
Thatsache, dass der Tag von Königgrätz sämmtliche 
Militärstaaten Europa's zur Veränderung ihrer Bewaff- 
nungsweise bestimmte ; nachdem Jahrzehnte hindurch 
dem Militärbeamtenthume aller Cabinette die preussische 
WaflFe vorgelegen, und ihnen jede Gelegenheit gegeben 
gewesen war, sie auf den Schiessständen za versuchen 
oder sogar im dänischen Feldzuge von 1864 zu beobach- 
ten. Der Hochmuth erlaubte jenen Beamten keinen Zwei- 
fel daran, dass man selbst das Vollkommene bereits 
Iftngst erreicht habe. 

Der Geistlosigkeit der Routine ist jeder Fortschritt 
unbequem. Schon die Anstrengung, welche die Prüfung 
wichtiger Dinge erfordert, scheint ihr als Uebelstand. 
Man glaubt stets im Besitz des Besten zu sein. Dieser 
natürlichen Kegung ist das Beamtenthum um so mehr 
geneigt, nachzugeben, je strenger es vom öffentlichen 
Leben und seinen Anregungen isolirt, je höher es gegen 
die Kritik seiner Amtshandlungen privilegirt wird. ^) So 
bildet sich allmälig innerhalb der Amtskaste die Gering- 
schätzung des Laienverstandes, obwohl die Geschichte 
der Staats Wissenschaften lehrt, dass die wichtigsten Im- 
pulse reformatorischer Gesetzgebung nicht selten ausser- 
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halb der unfidittelbar davon berührten Kreise gegeb^i 
worden. In der Gewöhnung an das Detail der Geschäfts^ 
behittidlung yerliert sich oftmals der Sinn für das All- 
gemeine, die Empfindung für die Uebelstände, die auf 
Anderen lasten. Vertreter des rein technischen Wissens 
erblicken meistentheils nur die »praktischen Schwierig- 
keiten«, die einer Neuerung entg^enstehen , ohne die 
Triebfedern zu empfinden, die zu ihrer Ueberwindung 
anspornen. 

Was von der Erledigung der Zweckmässigkeitsfragen 
bemerkt wurde, gilt, sogar im höheren Masse, von den 
technischen Modalitäten der Ausführung. Die politischen 
Körperschaften sind zu einer definitiven Entscheidung 
wenig befähigt, obwohl der Kritik noth wendigerweise 
das Recht gewahrt bleiben muss, sich vernehmen zu 
lassen und ausserhalb der Beamtenkreise fast überall in 
unseren Gulturstaaten Männer zu finden sind deren Ein- 
sicht in Specialfragen nützlich verwerthet werden könnte. 

Das Vorhandensein dieser drei Stadien der PriDcipien- 
frage, der Zweckmässigkeitsfrage und der technischen 
Frage lässt sich in der praktischen Politik ohne Schwieri- 
keiten für jeden einzelnen Fall nachweisen. 

Nehmen wir die ehemals Preussische, nunmehr Deutsche 
Militärorganisation als Beispiel. Als dieselbe ohne Geneh- 
migung des Preussischen Landtags eingeführt und zwischen 
der Staatsregierimg und den Abgeordnetenhause streitig 
war, trat die Principien frage hervor in der Auffas- 
sung der königlichen Autorität, deren Schwächung von 
denjenigen besorgt wurde, die eine Rückgängigmachung 
einmal ernsthaft unternommener Schritte, vielleicht so- 
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gar einer an sich wenig bedeutenden Massregel als eine 
moralische Bedrohung des monarchischen Princips be- 
trachteten. Sie trat ferner hervor in dem Verhältniss 
der Reorganisation zu dem älteren Gesetzeszustande, auf 
dem das alte Landwehrsystem beruhte. Sie zeigte 
sich in dem Widerspruche gegen das anerkannt gewe- 
sene Finanzrecht des Abgeordnetenhauses; endlich in 
der Idee, dass die Landwehr in ihrem früheren Bestände 
eine Erschwerung der Cabinetspolitik und eine Garantie 
der öffentlichen Freiheiten bedeute. 

Die Zweckmässigkeitsfrage kam nur für die- 
jenigen Opponenten in Betracht, die die Schärfe jener 
FormuUrung oder den Hinweis auf die idealen Gesichts- 
punkte, einerseits des monarchischen Princips oder der 
demokratischen Entwickelungsziele ihrerseits nicht an- 
nehmen konnten, denen die Frage der positiven Gesetzes- 
verletzung zwar entscheidend erschien^ jedoch ohne dass 
eine Zurückführung des alten Zustandes als unerlässliche 
Bedingung der Ausgleichung von ihnen begehrt wurde. 
Der Standpunkt der Zweckmässigkeiten gipfelte in drei 
Streitfragen : 

1) ob die neuen Einrichtungen eine militärische Stär- 
kung Preussens bei etwaigen kriegerischen Verwicke- 
lungen verheissen — oder im Gegentheil das Land- 
wehrsystem eine stärkere Machtentfaltung nach Aus- 
sen gewährleiste; 

2) ob das neue System vorwiegend eine Erleichterung 
durch Entlassung der alten Jahrgänge, oder vor- 
wiegend eine Erschwerung der militärischen Lasten 
durch Ausdehnung der Reservepflicht bedeute; 
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3) ob das Land im Stande sei, den Mehraufwand an 
Geldmitteln ohne schwere Beschädigung seiner wirth- 
schafÜichen Lebenskräfte zu ertragen oder nicht. 

Hier zeigte sich nun, dass die Gesichtspunkte der 
Zweckmässigkeiten auf das Mannigfachste sich durch- 
kreuzten. Die Macht der politischen Nützlichkeiten im 
Staatsleben manifestirte sich indessen darin , dass die 
entschiedensten Gegner des neuen Zustandes auf dem 
Standpunkte der grundsätzlichen Negation nicht zu ver» 
harren vermochten, sondern sich genöthigt fühlten, die 
Fragen der voraussichthchen Wirksamkeit der neuen Ein- 
richtungen in die Discussion zu ziehen, und die von ihnen 
vertheidigten politischen Prindpien als die militärisch 
zweckentsprechenden darzuthun. Leider liegt es in der 
Natur der politischen Discussion, dass grundsätzliche 
Gegner einer Staatshandlung von deren Zweckmässigkeit 
überhaupt nicht überzeugt werden können, weil sie kein 
Gehör haben für die Gründe ihrer Gegner, sobald der 
mögliche Erfolg ihrer Ueberführung in einem Wider- 
sprach g^en das einmal angenommene Princip bestehen 
würde. Denken wir uns — ohne erhebliche Verände- 
rungen in der Zusammensetzung einer Kammer — die- 
selben Männer ihr Leben hindurch mit der Discussion 
einer Zweckmässigkeitsfri^e beschäftigt, so muss bei dem 
Vorhandensein grundsätzlicher Differenzen das ErgebnisS' 
^eich Null sein. 

Angenommen nun — was freiUch unter ähnlichen 
Verhältnissen immer bestritten sein wird, dass jede der 
kämpfenden Parteien bona fide bei ihren Auffassungen 
stehen bleibt, so liegt es auf der Hand, dass nur das 
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Dazwischentreten völlig neuer, in ihren Wir- 
kungen mächtiger Thatsachen eine Verände- 
rung der Meinungen herbeizuführen yermag. 

Die technische Frage der Militär Organisation trat 
h^vor in den Formationen der einzelnen taktischen Kör* 
per, in der Ziffer ihres Bestandes, in der GreWinnung der 
geeigneten Elemente zur Besetzung der Unterofficierstel- 
len und in zahlreichen anderen Punkten; vor allen Din- 
gen aber in der Dauer der Dienstzeit. Oeräde dei^ 
letzte Punkt zeigt indessen, dass von einer Seite her 
irgend eine Angelegenheit vorwiegend technisch, von einer 
anderen Seite vorwiegend principiell aui^efasst werden 
kann. Die rein militärischen Urtheile pflegten dahin zu 
gehen, dass ohne dreijährige Dienstzeit die Ausbildung des 
Soldaten eine technisch unlösbare Angabe sein würdet 
^n Statz, der den Laien in einer so schroffen FormuU- 
rimg un^aublich erschien. An seiner Stelle war rnsn 
im Gegentheil vielfach geneigt, die Präsenzzeit in die 
Zweckmässigkeitsfrage aufzulösen, 

ob eine längere als zweijährige Dienstzeit in ihren 

etwaigen Vortheilen nicht durch grössei^e wirth« 

schaftspolitische Nachtheile überboten Werde? 

Zu dein von uhs gewählten Beispiele Hessen sich sehr 

leicht andere gesellen. Für die Gesetzgebung ht die 

prindpielte Soite g^eben in dem Verhältniss eines Q^ 

«etzvorschlages zu den ethischen Grundlagen üfid d^ 

allgemeinen Zweckbestimmungen des staatlichen Lebens; 

die Zweckmässigkeitsfrage in dem Verhältniss d^t Er' 

reichbarkeit der ratio legis zum staatsbürgerHehen V^l» 

liehr; die technische Frage in der Bedaktioti und dar 
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Sprachweise des Gesetzes nach den Bücksichten der ju- 
ristischen Congruenz oder volksthümlicben Verständlich* 
Jkeit des Ausdrucks. 

Alle drei Fragen : die principielle, die technische und 
«die Nützlichkeitsfrage sind theoretisch überall nachzu- 
tvvieisen; in der Praxis tritt bald die eine, bald die an- 
dere stärker hervor, die eine kann streitige die andere 
unstreitig sein. Uebrigens greifen alle drei Fragen in- 
«einander ein ; im einzelnen Falle kann es zweifelhaft sein,' 
ob ein bestimmtes Moment in einer beabsichtigten Staats- 
liandlung mehr auf die eine, oder auf die andere Seite 
2U stellen ist. Für die wissenschaftliche Kritik ist es 
jedenfalls nicht unwichtig, die successiven Entwickelungs- 
Btadien in der Lösung der praktischen Aufgaben genauer 
ins Auge zu fassen. 

Auch in der parlamentarischen Verhandlungsweise 
Icaimen diese Unterscheidimgen zum Vorschein, ehe man 
deren natürliche Basis überall vollkommen erkannt hatte« 
Den allgemeinen Prindpien- und Zweckmässigkeitsfragen 
•entspricht die Theilung der Discussion in eine General- 
und Specialdebatte. Für technische Fragen ergiebt 
sich die Angemessenheit der Vorbereitung durch Fachcom- 
missionen. Der Parlamentarismus selbst kann aus diesem 
dreifachen Gesi^tspunkte , der principiell gebotenen 
Einschränkung absoluter Fürstenmacht, der politischen 
Zweckmässigkeit der den Volksvertretungen beige- 
legten Funktionen und endlich der technischen, bei 
Berathuäg gewisser Staatsangelegenheiten erwiesener Lei- 
stungsfähigkeit gewürdigt werden. 

Ein wesentlicher Unterschied zwischen der eng- 
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lischen und der continentaleii Behandlungsweise der 
Dinge liegt übrigens in der Beschafiiing der zur Ent- 
scheidung wichtiger Zweckmässigkeitsfragen nothwendi- 
gen Information. Auf dem Gontinent vorwiegend oder 
gar ausschliesslich Sache der Begierungen und amtlicher^ 
vielfach einseitiger Berichterstattung, wird die eräfchöp- 
fende Erkundung der Thatsachen in England nach Ana- 
logie eines gerichtlichen Beweisverfahrens durch parla- 
mentarische Untersuchungscommissionen bewirkt, in denen 
das Interesse der Begierung, der Antragsteller und der 
Parteien den Thatsachen gegenüber, wenn nicht gleich* 
massig, doch gleichzeitig gewahrt werden kann. Die 
Veröfifentlichung und Verbreitung dieser Specialarbeiten 
durch den Buchhandel ist überdies ein wesentliches Mittel 
zur Förderung einer höheren politischen Bildung. 

Zu dem nächsten Gegenstande unserer Betrachtung 
zurückkehrend , fassen wir nunmehr das psychologische 
Verhalten der politisch handelnden Personen ins Auge. 
Die ununterbrochene vemunftimässige Uebung des Den- 
kens und die Gewohnheit des Handelns pflegt fast über- 
all die Fähigkeiten der Personen in einer einseitigen 
Bichtung zu entwickeln. 

Ein leicht erklärliches Interesse zieht den Techniker 
sofort zu den Schwierigkeiten der Ausführung, zu der 
Ueberlegung der mannigfachen Einzelheiten. Man be- 
ginne eine Unterredung mit ihm, und man wird erfahren, 
dass seine Einwendungen bei dem letzten Theile einer 
politischen Aufgabe beginnen. Er erhebt die präjudi- 
delle Einrede der technischen Unausführbarkeit. Sein 
erster Blick gilt dem Kostenanschlag. Wiederholung oder 
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Unterlassung einer Massregel sind die häufigsten, Initia- 
tive und Neuerung die seltensten Schlussfolgerungen, zu 
denen er gelangt. Ein zuverlässiges technisches Urtheil 
ist schon desw^en von grösstem Werth, weil es durch 
seinen negativen Inhalt die Erörterung anderer Punkte 
sofort abschneidet. Technisch zweifelhafte Urtheile wir- 
ken in der Regel suspensiv ; was in noch höherem Maasse 
der Fall ist bei geradezu widersprechenden Ansichten 
der Techniker. Die Schwierigkeiten, welche dem Bau von 
Panzerschiffen durch die fortwährend veränderten Besul- 
tate des experimentellen Zweikampfes zwischen der Eisen- 
platte und dem Artilleriegeschoss erwachsen, sind be- 
kannt. 

In der Beurtheilung dieser Dinge ist indessen nicht 
zu übersehen y dass die Nöthigung an den Staatsmann 
herantreten kann, aus Gründen der Zweckmässigkeit in 
kritischen Momenten ein als unzuverlässig oder zweifel- 
haft geltendes Mittel zu wählen. Man darf nicht ausser 
Augen lassen, dass die Wahl überhaupt nur zwischen 
grösseren oder kleineren Uebeln zu stehen kommen kann. 
Mitten im Bürgerkriege hatte die Nordamerikanische 
Union keine Zeit, die Entscheidung darüber abzuwarten, 
welche Art von Panzerschiffen sich als die beste heraus 
stellen würde. Es galt ein System unter verschiedenen 
zu ergreifen auf die Gefahr hin, dass eine baldige Ent- 
werthung desselben eintreten könne. 

In gleicher Lage befände sich ein Landheer, das An- 
gesichts eines unmittelbar drohenden Krieges die Er- 
fahrung macht, dass der Feind eine technisch vollkomm- 

nere Waffe besitzt. Der Uebergang von einem techni- 

6 
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sehen System zu einem anderen erfordert Zeit. Schliess- 
lich würde man sich sagen müssen, dass es besser sei, 
mit einer unvoUkommneren Waffe sicher, als mit einer 
voUkommneren Waffe unsicher 2u fechten. 

Weitaus die meisten politischen Aufgaben der laufen- 
den Verwaltung sind so beschaffen, dass die präjudidel- 
len Einreden der technischen Unausführbarkeit oder der 
prindpiellen Unzulässigkeit nicht erhoben werden kön- 
nen. Die Prüfung der Zweckmässigkeitsver- 
hältnisse in jedem concreten Falle ist daher 
der Kern der praktischen Politik. In der Wür- 
digung und richtigen Beurtheilung dieser Seite liegt da* 
her auch vorzugsweise der Maassstab für die politische 
Kritik der Handlungen und der Personen. 

Niemand ist deswegen als PoUtiker anzuerkennen, 
weil er in lehrhafter Weise entfernte Ziele aufstellt, um 
sie anderen Geschlechtem zur Ausführung zu empfehlen ; 
noch auch deswegen, weil er eine technische Verbesse- 
rung erfand, die Anderen zu Gute kam. Napoleon I. 
war ein grosser Feldherr, obwohl er keine neue Waffe 
erfunden hat. Napoleon III. war kein Feldherr, ob^ 
schon es ihm gelungen sein soll, eine Kugelspritze zu 
construiren. 

Nicht die Vortrefflichkeit der Absichten, 
sondern der Eintritt des vorausgesehenen Er- 
folges ist der politische Werthmesser, der an 
einen Staatsmann zu legen ist.^ 

Gerade dadurch unterscheidet sich das moralische 
Urtheil von dem politischen, dass jenes sich an den sitt- 
lichen Eigenschaften und den Absichten des Menschen 
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genüge lassen kann; dieses hiz^egen nicht. Wenn wir 
Ton grossen Staatsmännern sprechen, so setzen wir 
selbstverständlich die sittliche Qualität ihrer Absichtea 
voraus, denn in der geistigen Sphäre ist der Begriff d^ 
Grösse des Menschen an seine Zugehörigkeit zur sittlichen 
Welt gebunden. Unter der Voraussetzung indessen diesw 
nicht wegzudenkenden Grundlage ist der Erfolg die 
politische Rechtfertigung aller an sich zuläs- 
sigen Staatshandlungen; die Grösse desselben 
bezeichnet die Dimensionen der staatsmänni* 
schen Einsicht derer, die seine Herbeiführung 
allein oder mit Anderen gemeinschaftlich ver- 
ursachten. 

Den politischen Principien ist damit der höchste 
Werth in keiner Weise abgesprochen; indessen ist der 
von uns aufgestellte Satz aus dem Grunde zu betonen, 
wdl der Maassstab der einseitigen Parteibetrachtung fast 
überall darin besteht, die Festigkeit der Gesinnungen 
und die Treue gegen die Programme nicht nur als mo- 
ralische Eigenschaften zu ehren, sondern sogar als Zeichen 
der politischen Gapacität anzuerkennen, und demnächst 
nach der Zutrauenswürdigkeit in dieser Hinsicht die 
Stellung der Politiker zu bemessen. 

Aus der Darlegung des politischen Processes in Uiv 

theilsbildung und Ausführung geht übrigens femer hei^ 

vor: dass die Principienfrage überall der Theorie, 

die technische. Frage im einzelnen Falle lediglich der 

Praxis zugehört, in der politischen Zweckmässigkeits- 

frage hingegen die organische Gombination der theore« 

tischen und praktischen Momente gegeben ist. 

6* 
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Ob irgend eine Staatshandlung nur unter dem 6e- 
Sichtspunkte der Zweckmässigkeiten anf Grundlage 
gegebener Verhältnisse oder auch eines idealen Princips 
zu prüfen ist, kann übrigens sehr wohl streitig sein. Als- 
dann tritt der Fall ein, dass die Anerkennung, welche 
einem Staatsmanne wegen seiner Erfolge Ton der einen 
Seite gezollt wird, von der anderen Seite wegen angeb- 
licher oder wirklicher Beeinträchtigung der Prindpien vor- 
enthalten wird. Dem Einen erscheint zuweilen als eine 
Principienfrage, was von Anderen als Zweckmässigkeits- 
sache betrachtet wird. Innerhalb einer und derselben po- 
litischen Partei pflegt die Meinungsverschiedenheit in die- 
sen Dingen eine Zersetzung herbeizuführen. Der Streit 
darüber, ob Zweckmässigkeitsgründe oder die Formulirung 
der politischen Grundsätze das praktische Verfahren der 
Partei zu einer neu hervortretenden Thatsache bestimmen 
sollen, oder richtiger, ob die Principien die Geltend- 
machung der Nützlichkeitsrechnung gestatten oder nicht, 
erzeugt erfahrungsmässig nachhaltige Feindschaften, wenn 
er unter politischen Freunden und Parteigenossen gefuhrt 
werden muss. Derartig war die Gontroverse, welche seit 
1866 die Zersetzung der ehemaligen einheitlichen Fort- 
schrittspartei in Preussen einleitete. Ob die Nord- 
deutsche Bundesverfassung inder zuletzt vereinbarten 
Gestalt anzunehmen oder zu verwerfen sei, war den Einen 
eine oberste demokratische Principienfrage, den Anderen 
zunächst eine Zweckmässigkeitsfrage. Diejenigen, welche 
in der endlichen Abstimmung den Entwurf der Nord- 
deutschen Bundesverfassung verwarfen, erblickten in ihm 
nicht nur einen Widerspruch gegen das geltende Princip 
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des Gonstitutionalismus und die darin enthaltenen Gon- 
sequenzen der Ministerverantwortlichkeit und vollkomme- 
nen Finanzcontrolle , sondern auch eine definitive Zer- 
reissung Deutschlands, mit einem Worte einen Wider- 
spruch gegen die obersten Ziele einer Entwickelung zu 
höheren politischen Freiheiten. Urnen entgegen stand 
die Auffassung derer, welche in den nationalen und po- 
litischen Entwickelungszielen mit den Gegnern der Nord- 
deutschen Bundesverfassung einverstanden, doch die Er- 
folglosigkeit eines rein negativen Verharrens begriffen und 
überdies davon überzeugt waren, dass die Erreichung 
jener endlichen Ziele weder aufgegeben, noch auch in 
unbestimmte Ferne vertagt werden würde. 

Als regelmässige Erscheinung des öffentlichen Lebens 
lehrt die Erfahrung wieder, dass in den sogenannten ex- 
tremen Parteien (des Legitimismus, l31tramontanismus, 
Sodalismus) grundsätzliche Ueberzeugungen rechtlich- 
moralischen Inhalts, in den Mittelparteien (Liberalismus, 
Gonservative) die Würdigung der Zweckmässigkeitsver- 
hältnisse vorwiegend zu sein pflegt. 
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Schlusssätze über das Yerhältniss von Recht und Politik. 

Die Bechtmässigkeit der politischen Massnahmen ge- 
nau zu bestimmen, ist eine der schwierigsten Aufgaben 
der Wissenschaft.*^) Die gegenwärtige Zeitperiode unter- 
scheidet sich von dem vorangegangenen Jahrhundert un- 
ter anderem auch dadurch, dass der Rechtsstandpunkt 
von den streitenden Parteien bei allen wichtigeren Staats- 
angelegenheiten mit Vorliebe in Anspruch genommen, be- 
stritten, oder wenigstens fingirt wird. Keine Regierung 
ist hßxit zu Tage so schlecht, keine Partei so selbstver- 
trauensvoll, dass sie den Vorwurf des Rechtsbruches nicht 
abzuweisen suchen sollte. 

Die Bechtsfrage als ein wesentlicher Bestandtheil aller 
politischen Principien&ageü ist daher in der politischen 
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Theorie nirgends zu umgehen. Sie muss indessen, da^ 
mit man zu festen Ergebnissen gelangen könne, getheilt* 
werden, indem man zwischen dem positiv geltenden Recht 
eines Staates und den allgemeinen sittlichen Grundlagen 
im Volksbewu&stsein unterscheidet. 

Der Gang der nachfolgenden Untersuchung richtet 
sich zunächst auf das Verhältniss des positiven 
Rechts zu der Politik. 

Eine höhere Einheit von Recht und Politik liegt 
schon in der sprachlichen Zusammenfassung der Rechts- 
und Staats Wissenschaften angedeutet. Koch besser, 
als unsere Bezeichnung, ist diejenige der Franzosen, 
welche den Inbegriff aller den Einzelnen und den Staat 
angehenden Normen des menschlichen Handelns unter 
den Sciences monalea et politiques zusammenhält, während 
es in Deutschland scheinen könnte, als ob Rechts- und 
Staatswissenschafben einander unvermittelt gegenüberstän- 
den. Sind nun Recht und Politik wiridich wesentlich 
und ihrer Natur nach oder nur in äusseren Merkmalen 
ihrer Wirksamkeit unterschieden? 

Gehen wir von dem Begriffe des Gesetzes aus^ um uns 
zwächst über die Bedeutung des positiven Rechts zu 
verständigen. Der in entgegengesetzter Richtung laufende 
Weg, der von dem Begriffe des Rechtes zu demjenigen 
des Gesetzes fortschreitet, ist allerdings der üblicberef 
vi^eicht auch der metiiodisch oorrectere. Allein er setzt 
eine Reibe von philosophisch zu entvrickelnden Vorbe- 
griffen voraus, auf welche wir hier verzichten müssen. 
Für den Zweck der Anschaulichkeit ist der von uns ge- 
wäblte, umgekehrte Weg der empfehlenswerthe. Er ent* 
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spricht aach der historischen Entwickehmg des mensch- 
lichen Geistes, welcher Ton dem sinnlich wahrnehmbaren 
Gesetz aasging und erst späterhin zwischen Gesetz und 
Recht unterscheiden lernte. 

Gesetz ist ein Begriflf, durch welchen das Verhälir 
niss eines nothwendigen Zusammenhanges von Ursache 
und Wirkung ausgedrückt wird; ein Gausalitätsbegriff. 
Von Naturgesetzen sprechend, drücken wir den ewig 
Torausbestimmten Erfolg eines in der Sinnenwelt erkann* 
ten Vorganges aus. Der Tod des Menschen ist ein natür* 
liches Gesetz wie die Wirkungen des Lichts, der Wärme, 
der Electricität. Die sdiieinbar veränderlichsten Natur- 
erscheinungen , wie das Wetter, beruhen auf fester Ge- 
setzmässigkeit in dem Zusammenwiricen der Windrieb« 
tungeU; des Luftdrucks der relativen Feuchtigkeit und 
d^ Wärmevertheilnng. Ein einmal erkanntes Natur- 
gesetzt erlaubt uns die Voraussage des nothwendigen 
Ergebnisses mit unumstösslicher Gewissheit. Der mensdi^ 
Uchen Natur und unserem angeborenen Bedürfhiss est* 
^rechend, ist der Gesellschaftszustand, in dem 
wir mit Andern theils leben mögen, theils zu leben ge* 
nöthigt sind. Zu seiner Aufrechterhaltung, Ordnung und 
Entwickehmg sind — ai^esehen von Ausnahmen einer 
erst anfangenden und unausgebildeten Gesellschaft -^ 
sehlechthin unerlässlich: 

die Gliederung der Menschheit in einzelne Gesdl- 

schaftskörper, d. h. Völker und Staaten, und . 
die Vorausbestimmung der in den menschlidieii 

Handlungen liegenden Beziehung zwischen Volk, 

Staat und Individuen. 
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Diese Vorausbestimmusg enthält das Rechtsgesetz, 
während das gesellschaftliche Zusammenleben der Men- 
schen ein Naturgesetz genannt werden darf. Das 
Bechtsgesetz sagt uns, dass dieser oder jener Hand- 
lung mit Nothwendigkeit diese oder jene Wirkung 
zukommen soll Wir sehen, dass die menschliche Natur 
in ihrer physischen und in ihrer rechtlichen Lebepsäusse- 
rung zusammenhängen: denn der Staat im Allgemeinen 
ist gleichzeitig Naturgesetz und höchstes Rechtsgesetz 
des menschlichen Lebens. 

Die Nothwendigkeit der den menschlichen Handlungen 
durch das Rechtsgesetz auferlegten Wirkung: die Strafe 
für Verbrechen, die Erfüllung der Verträge, das Erbrecht 
der nächsten Verwandtschaft — kann aber nur dadurch 
bewirkt werden, dass dem widerstrebenden Willen des 
Einzelnen die überlegene Macht eines Gemeinwillens zwin« 
gend gegenübergestellt wird. Ohne die Möglichkeit des 
Zwanges kein Reditsgesetz. Die einzelnen, auf die man- 
nigfaltigsten Beziehungen der Menschen zu einander an- 
gewendeten Rechtsgesetze enthalten also: das zwangs- 
weise garantirte Sollen der Menschen inner* 
halb der staatlich organisirten Gesellschaft« 

Eine dritte Kategorie von Ordnungen beherrscht uns 
in den Sittengesetzen. Sie sind für unsere Zwecke ge- 
nügend charakterisirt, wenn wir sie nennen: die Gesetze 
des freien, zwangweise nicht gesicherten Sol- 
len s. Nach und nach ist der Begriff des Gesetzes auf 
zahlreiche andere menschliche Verhältnisse übertragen: 
Glaubensgesetze, Denkgesetze, Schönheitsgesetze u. s. w. 

Von allen Gesetzen sind nun die Bechtsge setze 
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im menschlichen Bewusstsein die ältesten, uranfänglich 
allein verständlichen, allein fasslichen. Dass die Natur 
Gesetzen gehorcht, erkennt der Mensch viel später. Das 
Sittengesetz in seiner Selbständigkeit wird ihm am spä- 
testen klar. Es wäre eine über die unsrige hinausgehende, 
höhere Culturstufe erreicht, wenn es überhaupt allge- 
mein verständlich geworden wäre. 

Das Rechtsgesetz, insofern es sich äusserlich und un- 
mittelbar zwingend erweist, ist positiv, in seiner be- 
kannten Doppelgestalt als geschriebenes Gesetz oder Ge- 
wohnheitsrecht. Jene überlegene, den Einzelnen oder 
die Mehrheit der Einzelnen zwingende Gewalt, durch 
deren Vorhandensein die positive Natur des Rechtsge- 
setzes bedingt wird, ist die Staatsgewalt, deren Thätig- 
keit wir als Regierung bezeichnen. Regierende und 
Regierte sind also in der doppelten Beziehung der gleich- 
zeitig Berechtigten und Verpflichteten einander gegen- 
übergestellt. Die Vorausbestimmung dieses wechselseitigen 
Verhaltens enthält derjenige Theil ^der Rechtsgesetze, 
welche das öffentUche Recht ausmachen, wohingegen die 
gesetzlich geordnete Beziehung der Individuen zu einander 
den Inhalt des Privatrechts bildet. 

Das Gesetz nun kann den Willen, dem zwangsweise 
Geltung gegeben werden soll, überhaupt dreifach ge- 
stalten: 

entweder als Verbot (eventuell also: Rechtsfolge 
der Nichtigkeit als Erfolg einer menschlichen Hand- 
lung), 

oder als Gebot (eventuell also : Rechtsfolge der Er- 
zwingung), 
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oder als Gestaltung (Rechtsfolge der Erzwingung 
nach erfolgter Entscheidung der Berechtigten). 
Das öffentliche Recht, Yornehmlich aber das Staats- 
recht, zeigt uns die Organe der Staatsgewalt und die 
Regierung unter dem dreifachen Gesichtspunkt: 

des Verbotes gewisser Handlungen, z. B. der Ver- 
mögenscoufiscation, der Bildung commissarisch be- 
setzter Gerichte, der Erhebung neuer Steuern ohne 
Zustimmung der Steuerpflichtigen; 
oder des Gebotes gewisser Handlungen, z. B. periodischer 
Einberufung der Volksvertretung, oder Vereidigung 
der Minister auf die Staatsverfassung; 
oder der Ermächtigung zxu* freien Entscheidung über 
dasjenige, was an sich geschehen dar! (z. B« Ein- 
bringung von Gesetzentwürfen, Auflösung der Kam- 
mer, Erhebung von Steuern). 
Alle Rechtsverhältnisse lassen sich somit nach diesen 
Eintheilangen gruppiren. An sich haben diese Merk- 
male der Trennung keinen bedeutcQden wissenschaftlichen 
Werth. Aber sie werden von Wichtigkeit für das all- 
gemeine Verhältniss von Politik und Recht. Wir finden 
nunmehr, dass die Politik ihre Rechtsgrundlage 
hat an denjenigen Gesetzen, welche eine Er- 
mächtigung der Regierung oder der Staatsor- 
gane enthalten zur näheren Bestimmung dessen, 
was geschehen soll. Bei der Politik kann daher nie- 
mals eine Verpflichtung zur unbedingten Vornahme oder 
Unterlassung von Staatsakten vorausgesetzt werden, son- 
dern vielmehr nur freie Entschliessung a^uf Grund- 
lage vorhandener Ermächtigung. 
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Es kann, wo einjährige der BewilliguDg unterliegende 
Finanzperioden verfassungsrechtlich vorgeschrieben sind, 
niemals eine politische Frage sein, ob die Kammern 
innerhalb Jahresfrist einberufen werden sollen; wohl aber 
ist es ^ine politische Ftage, wann innerhalb der gesetz- 
lich bestimmten Frist, ob früher oder später, ob nur 
einmal oder mehrmals die Einberufung geschehen soll. 
Kein Gesetz verpflichtet die Staatsregierungen, die Wahl- 
kammern vor Ablauf der Legislaturperiode aufzulösen. 
Als frei zu brauchendes Recht, als Ermächtigung , ist 
aber die Befugniss der Regierungen zur Auflösung von 
höchster Wichtigkeit; und es ist eine rein politische 
Frage, ob davon Gebrauch gemacht werden soll oder 
nicht, und ob jene Thatsachen vorliegen, unter denen 
die Zweckmässigkeit der Auflösung vorausgesetzt werden 
darf. 80) 

Der Zusammenhang der Politik und der Rechts- 
wissenschaft liegt also ausgedrückt in dem in- 
neren Zusammenhang der facultativ ermäch- 
tigenden Gesetze mit dem absolut verbieten- 
den oder gebietenden. 

In Rücksicht auf diesen Theil unserer Untersuchun- 
gen könnte nun die Frage aufgeworfen werden : Ob nicht 
das Yerhältniss der Regierenden zu den Regierten in 
der Weise vorausbestimmt werden solle, das nur von 
wechselseitigen bestimmten Verpflichtungen ausgegangen, 
hingegen jede Ermächtigung beseitigt werde. 

Nicht selten ist ein derartiger Gedanke ausgesprochen 
worden. Um ihn zu widerlegen, muss man auf die 
Zwecke des Staates näher eingehen und zeigen, dass 
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dieselben in der Form des positiven Rechts keinen- 
falls erschöpft sein können: eine Aufgabe, die hier 
noch nicht gelöst werden soll. 

Vorläufig genügt uns hier die Thatsache, dass zu 
allen Zeiten die Unmöglichkeit entweder empfunden oder 
erkannt worden ist, die Zwecke des Staates nur in ab- 
solut gebietenden oder verbietenden Gesetzen zu erfüllen. 
Ueberall galt es als nothwendig, viele der wichtigsten 
EntSchliessungen im Staate von den Umständen des ein- 
zelnen Falles abhängig sein zu lassen. Um eins der 
einfachsten und ältesten Verhältnisse auszuwählen, ver- 
weisen wir auf die Kriegführungen der Staaten. Es ist 
wohl niemand in den Sinn gekommen, zu verlangen, dass 
das Gesetz eines einzelnen Staates entweder den Krieg 
verbiete oder im Voraus anbefehle für »den Fall, dass 
eine bestimmte Art von Rechtsverletzungen durch andere 
Nationen begangen würde. Ueberall und stets ist die 
Frage, ob Krieg geführt oder der Friede bewahrt wer- 
den solle, eine politische Frage gewesen. Von den 
Umständen des einzelnen Falles, von der Stärke des 
Gegners, von seiner Nachgiebigkeit gegen Drohungen, 
von seiner Neigung zum Medlichen Ausgleich der obwal- 
tenden Streitpunkte, von der Wichtigkeit der verletzten 
Interessen hängt es ab, ob von dem überall bestehenden 
Kriegsrechte souveräner Staaten Gebrauch gemacht wer- 
den soll, oder nicht. Man kann sich denken, dass die 
Entscheidung über Krieg und Frieden in Monarchien der 
alleinigen Verfügung des Herrschers entzogen und einem 
Mitbestimmungsrecht der Volksvertretung unterworfen 
werden soll; aber man kann sich nicht vorstellen, dass 
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« 

die Frage, wann und weswegen Krieg geführt werden 
müsse, jemals durch -em Gesetz im Voraus entschieden 
würde. ^^) 

Aehnlich verhält es sich mit vielen anderen Beziehun- 
gen des inneren Staatslebens. Nur tritt die absolute 
Zweckwidrigkeit gesetzlicher Vorausbestimmung selten so 
klar und handgreiflich hervor, wie in dem von uns ge- 
rade gewählten Beispiel. 

Vergleichen wir nunmehr Recht und PoHtik rücksicht- 
lich ihrer Aufgaben, so finden wir: 
•1) dass das Recht in seiner Anwendung bedingt ist 
durch den Gedanken der im Gesetz vorgezeichneten 
Nothwendigkeit. Für den Richter handelt es sich 
also einfach darum, zu prüfen, ob ein von der einen 
Seite behaupteter und der anderen Seite bestrittener 
Fall der Gesetzesanwendung unterliegt, ob er — wie 
man treffend sagt — : im Gesetze vorgesehen oder 
nicht ; 
2) dass die Politik in ihrer Anwendung bedingt ist 
durch den Gedanken der im Gesetz freigelassenen 
Zweckmässigkeit. Für die Subjekte der politischen 
Rechtsübung handelt es sich also darum, zu prüfen, 
welche von verschiedenen an sich zulässigen Normen 
der Behandlung angewendet werden soll. Ein strei- 
tiger politischer Fall ist also ein solcher, der durch 
das Gesetz überhaupt niqht vorgesehen werden 
sollte. 

Die natürliche Grenze des Gesetzes nach 
seinem gebietenden oder verbietenden Inhalt 
ist also die Grenze der menschlichen Voraus- 

7 
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sieht in der Anwendbarkeit einer allgemeinen 
und unabänderlichen Norm: 

Jede Neigung, gesetzlich über die Zukunft zu dispo- 
niren, hat sich diese Grenze gegenwärtig zu erhalten. 
Die Zweckwidrigkeit, die sich in der Anwendung heraus- 
stellen würde, tritt ihr warnend entgegen. Dem Rechte 
gehört die Summe der constanten, in der An- 
wendung gleich bleibenden Zweckmässigkeiten 
oder Nothwendigkeiten des staatlichen Lebens. 
Der Politik gehört die Reihe der variablen 
Zweckmässigkeiten, diesich namentlich in di e 
Kategorien der räumlichen Gren zen (Staatsge- 
biet, Provinz, Kreis, Gemeinde) und der Zeit dar- 
stellen.^^) 

Hieraus erglebt sich nun auch die theoretische Me- 
thode für die Rechtswissenschaft in ihrem Verhältniss 
zur Politik. 

Von Hause aus kann der gesammte Gesetzesvorrath 
eines Staates durch die wissenschaftliche Forschung einer 
mehrfachen Betrachtungsweise unterworfen werden. Zu- 
erst der dogmatischen, insofern es darauf abgesehen 
ist, zu ermitteln, was als geltendes Recht vorhanden und 
anwendbar ist — wozu man sich entweder der erläutern- 
den, den Gesetzestext erklärenden Methode (Exegese) 
bedienen kann, oder den Weg systematischer Deduction, 
der Ableitung aus gewissen allgemein geltenden Rechts- 
principien zum Nachweise der einzeken Folgerungen ein- 
schlägt. Sodann der historischen, indem man das 
geltende Recht in seinen geschichtlichen Wurzeln bedingt 
darthut, eingedenk dessen, was Göthe sagt:« Man kann 
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das Gegenwärtige ohne das Vergangene nicht erkennen!« 
Oder der philosophischen, indem man ermittelt, was 
vom Standpunkte der Vernunftmässigkeit geltendes Recht 
sein sollte. Endlich auch der politischen, indem man 
entweder constante Zweckmässigkeiten darthut, welche 
der rechtlichen Gestaltung bedürfen, oder die Fehlerhaf- 
tigkeit einer positiv gegebenen Rechtseinrichtung an den 
Wirkungen in der Gegenwart aufzeigt- Das wahre, voll- 
kommen harmonisch in seinen Theilen zusammengefugte 
Gesetzesrecht muss die üebereinstimmung der Resultate 
nach den überhaupt anwendbaren Methoden der Prüfung 
ergeben. In Wirklichkeit ist indessen kein positives Recht 
in seiner Gesammtheit vollkommen. Aus dieser unleug- 
baren Thatsache der ünvollkommenheit desselben werden 
wir im folgenden Capitel einige Folgerungen ableiten. 

Schon an dieser Stelle ergiebt sich, dass die Po- 
litik der R^chtskenntniss ihrerseits nicht ent- 
rathen kann. Aus der Fehlerhaftigkeit der Gesetze 
empfängt sie einen sehr erheblichen Theil ihrer prakti- 
schen Aufgaben. Fehlerhafte, der ursprünglichen Vor- 
aussicht des Gesetzgebers zuwiderlaufende Wirkungen 
des Gesetzes und die nachweisbaren Lücken derselben 
sind nothwendige Objekte der politischen Handlung. 
Zwischen dem positiven Recht und der Politik besteht 
jene bereits früher hervorgehobene Vermittelung durch 
die Action der Gesetzgebung. 

Um die Wirkungen der Gesetze in ihrer Anwendung 
überwachen zu können, ist eine planmässig geordnete, 
umfassende u,nd vollständige Justizstatistik ein we- 
sentliches Erforderniss für eine umsichtige Staatslei- 

7* 
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tung^^) Durch die Vergleichungen , welche sie im Ver- 
hältniss zu anderen Staaten zu ziehen auffordert, ge- 
winnen wir ausserdem Einsicht in viele andere mit der 
Justizpflege verknüpfte Gesellschaftszustände. Wer diesen 
Dingen seine Aufmerksamkeit auch nur für kurze Zeit 
zugewendet hat, wird zugeben, dass insbesondere die 
Strafstatistik uns überraschende Aufschlüsse über die 
verfehlten Wirkungen des Volksunterrichts, über den 
Stand der Volkserziehung, über die sittlichen Nachtheile 
der Unbildung und Unwirthschaftlichkeit, über die Wahr- 
scheinlichkeit der Besserung des Verbrechens, über die 
Erfolge der Strafvollstreckung und die Leistungsfähigkeit 
der Gefängnissanstalten darbietet. Eine nach einheitli- 
chem Plane geordnete Justizstatistik als Abspiegelung 
der Rechtspflege und Prüfstein der Gesetzgebung ist ein 
wesentUches Erforderniss der auf Selbsterkenntniss be- 
dachten Staatsleitung. Nicht leicht sind die Gründe er- 
schöpfend aufzuzählen, aus denen der Politiker den 
Bechtszustand seines Landes erforschen muss. Er hat 
das dringende Interesse, diejenigen Gesetze zu kennen, 
die er als Schranke seiner Handlungen annehmen und 
achten muss, zu erfahren, wo die Grenze der facultati- 
ven Ermächtigungen liegt. Denn darüber kann nach 
der von uns gegebenen Darstellung kein Zweifel beste- 
hen, dass die Politik an die gebietenden oder unter- 
sagenden Gesetze begriffsmässig gebunden ist. Ihr eigen- 
stes und höchstes Interesse ist es, eine feste Grenze 
ihrer Operationen vorzufinden, oder selbst festzustellen. 
Grenzstreitigkeiten zwischen dem gesetzlich nothwendigen 
und dem gesetzlich freigelassenen Handeln wären als ein 
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schwerer Uebelstand unbedenklich anzuerkennen. Ihre 
Häufigkeit in der Gegenwart erlaubt uns freilich auf die 
Unsicherheit des Rechts und der Politik gleichmässig 
zu schliessen. 

Wir haben nunmehr das Verhältniss der Jurispru- 
denz und des Richters zum bestehenden Gesetze noch 
näher zu prüfen, um darin die Verschiedenheit der rein 
politischen Betrachtungsweise anschaulich zu machen. 

Die juristische Auffassung geht nothwendiger Weise 
von der Präsumption der allgemeinen Anwend- 
barkeit des bestehenden Rechts aus. Die con- 
crete Zweckmässigkeit oder die Gerechtigkeit der Unter- 
stellung eines einzelnen Falles unter das Gesetz kommt 
für sie nicht in Betracht. Dies ist der Sinn des allbe- 
kannten Satzes: Fiat justitia^ pereat mundus. Ob durch 
eine wenig rücksichtsvolle Geltendmachung eines iiiglich 
aufzuschiebenden Anspruchs der Schuldner in Ruin ge- 
stürzt wird, ob durch eine wegen geringer Vergehen ver- 
wirkte Bestrafung des Familienvaters das moraUsche 
Elend seiner Gattin und seiner Kinder zu befürchten 
steht, sind Dinge, die den Richter nichts angehen. Er 
gehorcht den Consequenzen eines höheren Willens; die 
Helden der Tragödie, Othello, der Vater der Emilia 
Galotti, Macbeth sind, wenn sie vor Gericht erscheinen, 
liir ihn nichts anderes als Gandidaten des Schaffots oder 
des Zuchthauses. Die Vorstellung, dass es im Gesetzes- 
codex Unklarheiten und Widersprüche giebt, weist er 
von sich zurück. Seine Auslegungsweise sucht nach den 
Klammern, mit denen das Unvereinbare an einander ge- 
kettet wird. Der Gesetzgeber gilt ihm als uniehlbar. 
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Seine Methode ist diejdnige der Ableitung des Einzeliken 
ans dem AUgemeinen, uhd bezeiehnend genug hat man 
die Ausnahmen!^ welche das Gesetz im einzelnen Falle 
einer Rechtsregel entgegen stellt, „i ncon sequentes 
Recht^^ genannt«. 

Im völligen Widerspruch zum wirklichen Leben gilt 
der Satz, dass» Jeder das Recht kennen muss, obwohl 
der Richter in unseren Zeiten sehr wohl weiss, dass er 
selbst das Recht in seiner Ganzheit sehr unvollkommen 
kennt oder das einmal erkannte hinterher vergisst. Wer 
Jahre hindurch nur mit bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
als Richter zu thun hatte, verräth häufig eine grosse 
Unsicherheit in Criminalsachen — und umgekehrt. In 
dieser Voraussetzung, dass Jeder, selbst der Schreibens- 
und Lesensunkundige in Staaten ohne Schulzwang die 
Summe aller Gesetze, die ein Vermächtniss früherer Jahr- 
hunderte sind, und die vollständig gesammelt vielleicht 
nur in wenigen richterlichen Privatbibliotheken sich vor- 
finden, kennen soll und muss, dass sein Thun nach 
diesem Masstab zu beurtheilen ist, liegt die grösste 
aller überhaupt denkbaren Fiktionen. 

Die Wahrheit ist, dass schon der Versuch einer an- 
nähernden Erkenntniss des gesammten Gesetzesinhaltes 
den Beruf eines Menschenlebens zu erfüllen vermag. 
Und dennoch wird jeder Sachverständige von der Noth- 
wendigkeit einer solchen Fiktion überzeugt sein, wenn 
anders das Gesetz eine objektive Macht über die mensch- 
lichen Handlungen bewahren soll. Nicht eine Nothwen- 
digkeit, sondern eine reine Zufälligkeit wäre die prak- 
tische Geltung des Rechts, wenn der Richter sich in je- 
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dem Falle auf eine UntersiichuDg darüber einlassen 
müsste, ob das Vorhandensein eines Gesetzes einer Pro«- 
zesspartei bekannt war oder nicht. Von wie ungeheurer 
Tragweite jene Fiktion ist, lässt sich an dem Beispiel 
ermessen^ dass die coloniale Verwaltung Australiens von 
einer Eechtsfiktion ausgeht, der zu Folge die zu Zeiten 
der Tudors publicirten Parlamentsstatuten den wilden 
Horden eines Landes bekannt sein sollen, deren Terri- 
torium erst vor achtzig Jahren von dem Fuss eines Eng- 
länders betreten wurde. 

Auf die gesammte Denkweise des Richters übt diese 
Bechtsfiktion , welche seiner Thätigkeit zu Grunde liegt, 
d^n weitgehendsten Einfluss aus. Die Bedeutung des 
Thatsächlichen und Wirklichen im Lel)en sinkt in seinen 
Augen. Alles soll sich der Herrschaft des Gesetzes 
beugen; ein Ausspruch, der ganz erklärlich ist, sobald 
man die Wahrheitswidrigkeit jener obersten Fiktion 
betrachtet. 3*) 

Wir wissen sehr gut, dass man vielfach versucht hat, 
diesen Gegensatz zwischen der juristischen Forderung 
der Gesetzeskenntniss und der Thatsache der allgemeinen 
/nur ausnahmsweise nicht bestehenden) Gesetzesunkennt- 
niss, einigermaassen dadurch zu mildern, dass man be- 
hauptet, das Gesetz sei Ausfluss des gemeinsamen 
Rechtsbewusstseins. Für die niederen Culturstufen 
früherer Entwickelungen — vielleicht für einige wenige 
Gesetze der heutigen Zeit mag dies zugegeben werden 
können; im Ganzen ist diese Voraussetzung zu bestrei- 
ten. Sehr zahlreiche Gesetee entstammen den Rücksich- 
ten der Zweckmässigkeit, die verhältnissmässig wenigen 
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Personen verständlich sind. Weitere Fiktionen enthält 
der Process. 

Das Gesetz, das die Eenntniss des Beehts bei Be- 
messung der dem Staatsbürger obliegenden Verantwort- 
lichkeit präsumirt, widerlegt sich sogar selbst, wo es für 
die processualische Verhandlung der Privatrechtsstreitig- 
keiten den Advocatenzwang einführt. Von vielen, 
an sich nothwendigen Formschriften abhängig, kann die 
Bechtsprechung in einem Bechtstreite derjenigen Partei 
schliessUch zu Hülfe kommen, die sich nach der Ver- 
muthung des Bichters selbst im Unrecht befindet. Eine 
feststehende Beweistheorie kann den Bichtenden zwingen, 
Thatsachen für wahr anzunehmen, die er für falsch hält; 
andere als unbewiesen zu betrachten, die ihm ohne eine 
bindende Theorie einleuchtend sein würden. Durch die 
Bechtskraft eines Erkenntnisses oder eines Gerichts- 
beschlusses ist jeder Zweifel zum Schweigen gebracht. 
Wenn der Bichter eine Minute später seines Irrthums inne 
wird: es muss bei demselben verbleiben, nachdem er seinen 
Ausspruch gefällt. Aus diesen Operationen des richter- 
lichen Berufes und der juristischen Denkweise ergiebt sich 
die Gewohnheit: das individuelle und concreto Moment 
in den L'jbenserscheinungen auf abgezogene Kategorien 
des Gesetzes, wie auf eine höchste Autorität zu reduciren. 
Und diese Autorität ist doch nur eine Durchschnitts- 
regel, welche nach der Häufigkeit der Fälle, meisten- 
theils ohne Berücksichtigung der Ausnahmen, gemacht ist. 

Was sich für das praktische Leben aus der Anwen- 
dung des Gesetzes ergiebt, hat für die meisten Bichter 
nach der einmal ausgebildeten Gewohnheit der Geschäfts- 
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behandlung ein sehr nebensächliches, meistentheils gar 
kein Interesse. Selten zeigten Strafrichter überhaupt 
auch nur eine wissenschaftliche Theilnahme für die For- 
men der Strafvollstreckung, für die Haftsysteme und den 
praktischen Erfolg der strafenden Gerechtigkeit. 

Ganz anders ist die Stellung der politischen 
Theorie zum objektiven Recht und den Gesetzen. Sie 
befolgt die Weisung: „An ihren Früchten sollt ihr 
sie erkennen". Von diesem Standpunkte aus kommt 
weder die Vortrefflichkeit, noch die Vernünftigkeit, noch 
die Sittlichkeit der gesetzgeberischen Absichten in Be- 
tracht, sondern ihre Erreichbarkeit im Leben. Vor der 
theoretischen Politik hat jedes Gesetz nur einen rela- 
tiven Werth, als eines der zeitlich veränderlichen 
Mittel, wodurch die Zwecke des Staates erreicht oder 
befördert werden können. Schon der Augenschein lehrt, 
dass für einen und denselben Zweck in verschiedenen 
Staaten, deren Gulturstufe eine analoge ist, verschiedene 
Gesetze gegeben sind, zum Beispiel zu dem Zweck, um 
durch Wahlen eine geeignete Volksvertretung herzustellen. 
Ueberall bietet sich dem forschenden Auge eine Mannig- 
faltigkeit von Mitteln, zwischen denen nach dem Ge- 
sichtspunkte der grösseren oder geringeren Wirksamkeit 
im Guten oder Schlechten zu wählen ist. Auf den logi- 
schen Zusammenhang eines neuen Gesetzeswerkes mit 
einem früher vollendeten kann dabei nicht allzuviel an- 
kommen. Mitten in den Wechsel der Dinge hineinge- 
stellt, von dem beweglichen Elemente der Thatsachen 
umgeben, hat die praktische Politik keine Verpflich- 
tungen zur logischen Consequenz — wo es 
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sich um Fragen der Zw eekmäaaigjseit in deit 
Gesetzgebung bandelt und die Consequenz ^u Un^ 
zuträglichkeiten führen würde. 

In der Politik kann jene Fiktion tod der EenntnisB 
oder der Unkenntniss der Gesetze keinen Platz bean-^ 
Sprüchen^ das reale Verhältniss des Gesetzes zu den Ob- 
jekten seiner Herrschaft ist das Entscheidende. £ben 
deswegen trägt vor der Politik das positive Gesetz 
sämmtliche Merkmale an sich, die den Instrumenten für 
menschliche Lebenszwecke überhaupt zukommen. Eine 
Zeit lang schwerfällig zu gebrauchen, ehe die Gewohn- 
heit zu Hülfe kommt, wird es allmälig taugUch; es ar- 
beitet leicht und wie von selbst; es stumpft sich ab und 
wird unbrauchbar: ein t o dt er Buchstab el Die Lang- 
lebigkeit unzweckmässiger und schädlicher Gesetze ist für 
die politische Betrachtung längst ein Gegenstand des 
Erstauneifb geworden, während die juristische Theorie 
vielleicht noch den harmonischen Zusammenhang des 
Systems der objektiven Gesetzgebung bewundert. In ein- 
zelnen Theilen Deutschlands giebt es juristische Leiden- 
schaften zu Gunsten der blossen Consequenz oder der 
nakten Präcision, mit der sich die Napoleonische Ge- 
setzgebung ausdrückte. 

Die Methode der politischen Betrachtung gegenüber 
der vorwiegend juristischen Denkweise kündigt sich also 
darin an, dass aus den gegenwärtigen Thatsachen die 
Bedeutung des Gesetzes, nicht aber aus einer feststehen- 
den Regel die Bedeutung der Thatsachen zu entnehmen 
ist. Für die Politik ist somit der Weg der Induction 
täglich zu erneuern, mindestens in dem Sinne, dass ge- 
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prüft werden iuusb: ob sich die Thftt&achea nicht 
verändert haben, auf welche ein Grund&atäf 
der Gesetzgebung im Wege der Schlussfolge* 
rung früher begründet wurde**). 

Auf diese Verhältnisse ist mit einigem Nachdrucke 
hingewiesen Worden. Da es nämlich an einer genügen* 
den Vermittelung zwischen den juristischen Disciplineü 
und der Politik auf dem Gebiete des höheren Unter- 
richts bisher vielfach gebrach, so erklären sich die so- 
gar in den gebildeten Kreisen gangbaren. Irrthümer über 
das Wesen der s. g. Gonsequenz in politischen 
Dingen. Darin zeigt sich der Einäuss der vorwiegend 
juristischen Gedankenthätigkeit. 

Von selbst versteht sich für jedermann, dass Conse- 
quenz in der Festhaltung eines maassgebenden Princips 
eine an den Charakter und die Einsicht der handelnden 
Personen zu stellende Anforderung ist. Es wäre ein 
Vorwurf, ohne leitende Grundsätze nach momentanen 
Eingebungen und Bedürfnissen zu handeln. Höchst miss- 
verständlich wird aber häufig genug der Vorwurf der 
Inconsequenz gegen die Behandlung der Zweckmässig- 
keitsfragen erhoben. Die Anfangsstufen der politischen 
Bildung pflegen sich meistentheils dadurch zu kennzeich- 
nen, dass dieser Unterschied völlig übersehen wird. Die 

• 

Gonsequenz wird alsdann so verstanden, dass in allen 
politischen Massnahmen gleichsam eine mathematische 
Figur: des Kreises, der ElUpse oder des Dreiecks per- 
manent wiederholt werden soll. Das politische Mittel, 
den veränderten Thatsachen entsprechend, gewechselt 
werden müssen, wird bei jenen Gonsequenzstreitigkeiten 
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übersehen. Fast wäre man versucht, zu behaupten: jene 
Verwirrung gehe soweit, den consequenten Gebrauch 
der als fehlerhaft erkannten Mittel aus Gründen 
einer tugendhaften Folgerichtigkeit zu empfehlen. 

Mit vollem Rechte hat man, um zu zeigen, dass der 
Begriff der logischen Consequenz und Logik auf die der 
Zweckmässigkeit unterliegenden Maassregeln nicht ange- 
wendet werden kann, auf das Gleichniss des Seefahrers 
verwiesen. Er hat den Hafen hinter sich, von welchem 
er ausging, und .den Hafen vor sich, nach dem er gelan- 
gen will. Die Stärke und die Richtung des Windes, die 
Strömungen des Meeres schreiben ihm die Stellung 
der Segel vor, und jede Stunde kann hier eine Verän- 
derung fordern. Wer auf einer Seekarte die Curven be- 
trachtet, welche berühmte Weltumsegler auf den Wassern 
des Oceans in ihrer nach Punkten markirten Tagereise, 
zahlreiche Windungen und Zickzackbewegungen durch- 
laufend, zurücklegen mussten, findet ein Gleichniss, für 
die Bewegungen, die zur Erreichung entfernter politischer 
Ziele innegehalten werden müssen. 

Was die auswärtige Politik nach ihrem bisherigen 
Gange anbelangt, so müsste geradezu behauptet werden, 
dass der Erfolg grosser Diplomaten überall von dem 
rechtzeitigen Wechsel der Mittel abhängig war. Je 
mannigfaltiger und erfinderischer die Staatslenkung sich 
zeigte, desto überlegener musste sie sich auch nach Aus- 
sen erweisen. Auch liegt es auf der Hand, dass jeder 
Staatsmann, von dem man genau im Voraus weiss» was 
er in gewissen Fällen thun wird, seinen Gegnern die 
leichteste Berechnung der Gegenmittel selbst an die Hand 
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giebt. Wie wichtig der Wechsel in den Mitteln der aus- 
wärtigen Politik ist, zeigt sich insbesondere darin, dass 
sogar eine an sich unsittliche Politik in Europa sich da- 
mit längere Zeit zu erhalten vermochte. Die päpstliche 
Curie verstand lange Zeit, nachdem sie die unumschränkte 
Herrschaft über die Gewissen eingebüsst, einen Europäi- 
schen Einfluss zu behaupten, indem sie sich für einen und 
denselben Zweck hierarchischer Suprematie abwechselnd 
zweier anscheinend entgegengesetzter Mittel mit gutem 
Erfolge bediente. Sie hetzte die Völker mit der Beru- 
fung auf die Volkssouveränität im Dienste der Kirche 
gegen die ketzerischen Neigungen der Fürsten und drohte 

• 

mit den Revolutionen oder sie bestimmte die Monarchen 
zur Unterdrückung der Völker, in denen sich die Re- 
gungen kirchenfeindlicher Freiheit kund gaben. Sie be- 
ansprucht abwechselnd bald ein Monopol des Volksunter- 
richts für sich, bald sogenannte Freiheit des Unterrichts 
nach den Regeln der ungehinderten Concurrenz mit dem 
Staate, bald (wie in Spanien und Tyrol) die Unterdrückung 
des akatholischen Gultus durch den Staat, bald (wie in pro- 
testantischen Ländern) die Freiheit des Cultus für Alle. 
Wir sagen natürlich an dieser Stelle nichts über die angeb- 
liche Sittlichkeit oder Gottwohlgefälligkeit dieses Thuns. 
Nur auf die Frage des Erfolges im Verhältniss zu den 
Mitteln kommt es uns hier an. Auch die neuere päpst- 
liche Bulle Aeterni Patris berechnet ihre Wirkungen nach 
zwei Seiten: sie droht den Völkern wegen der zunehmen- 
den Gottlosigkeit in der Literatur und Denkweise, gleich- 
zeitig aber auch den Thronen, indem die katholische 
Kirche als die beste Bürgschaft für die Wohlfahrt der bür- 
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gerlichen Gesellschaft und den Bestand der Regierungen 
verkündet wird — vorausgesetzt nämlich, dass die For- 
derungen des Glerus von den Staatsregierungen befriedigt 
werden. 

Ein ähnliches Beispiel lieferte die Politik des zweiten 
Kaiserreichs in Frankreich. Bis zum Jahre 1864 behielt 
die französische Diplomatie einen gewissen Vorrang in 
Europa; indem sie sich abwechselnd für ein und dasselbe 
Interesse eines vorwiegenden Machteinflusses zwei ver- 
schiedene Mittel verfügbar hielt. Indem man im Innern 
Frankreichs die Freiheit unterdrückte und unter consti- 
tutionellen Formen den klerikalen Militärdespotismus be- 
gründete, gewann man die Zuneigung der für den ver- 
meintlichen Retter der Gesellschaft und den Rückschritt 
freundlich gesonnenen Mächte, und somit eine gewisse 
Sicherheit des Bestandes nach Aussen. Gleichzeitig reizte 
man die Nationalitätsbestrebungen; womit man eine Be^ 
friedigung der Massen in Frankreich und eine Beunru- 
higung auswärtiger, vom Nationalitätsprincip bedrohter 
Regierungen erreichte. So trat nach und nach jener 
schmähliche Zustand ein, dass Europa auf die Neujahrs^ 
gratulationen in den Tuilerien bangend wartete, um die 
Ankündigung des französischen Jahresprogramms über 
das Europäische Concert zu vernehmen« Diese Mittel 
der französischen Politik blieben so lange geschickt ge- 
wählt, als man die Gabinette des Europäischen Gontinents 
zwischen der Furcht vor der Revolution und der Scheu 
vor einem Nationalitätenkrieg gefangen erhalten konnte. 
Vom Jahre 1864 an, als mit dem dänischen Kriege die 
nationale Bewegung den nach französischer Meinung in- 
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differenten Körper Deutschlands ergrifif, war jene anfäng- 
liche Berechnung zerstört. Die französische Politik war 
somit nach der Vollendung des norddeutschen Bundes 
in die Lage versetzt, ihr altes System der diplomatischen 
Hegemonie einfach aufgeben oder durch ein letztes 
Mittel des Krieges die W^iederherstellung ihres ehemali- 
gen Einflusses versuchen zu müssen. ^^) Endlich ist nicht 
zu vergessen, dass die grossartigen Erfolge der neueren 
Preussischen Politik seit 1864 der abwechselnden Be- 
nutzung dreier Alliancen, mit Oesterreich (1864), Italien 
(1866) und Russland (1870) zu danken sind. 

Ob die Zustände Europa's, wenn die auswärtige 
Politik zum Nachtheil der Völker zu geheimnissvollen 
KunstgriflFen ihre Zuflucht nimmt, den völkerrechtlichen 
Anforderungen immer entsprechend sind, ist eine andere 
Frage. Für uns steht vorläufig nur so viel fest, dass 
in der auswärtigen Politik der Wechsel der Mittel 
eine für das alte System bedingende Nothwendigkeit ge- 
worden war. Das Gleiche gilt in einem geringeren Masse 
auch für die innere Politik. 

Der Vorwurf der Inconsequenz gewinnt hier die 
Gestalt: dass er herkömmlicherweise niemals erhoben 
wird, wenn eine Regierung dem Andrängen der Volks- 
massen oder der öffentlichen Meinung nachgebend, eine 
in ihrer Competenz liegende Maasregel hinterher modi- 
ficirt und ändert; dagegen regelmässig zum Vorschein 
kommt, wenn Mitglieder einer Oppositionspartei wider 
Erwarten einen Akt der Regierung unterstützen oder, 
wenn Minister die Hofi'nungen ihrer ehemaligen parla- 
mentarischen Parteigenossen nicht erfüllen. Was den 
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letzteren Fall betrifft, so liefert er vorzugsweise ein 
Beispiel völlig schiefer Beurtheilungsweise. Es wird da- 
bei übersehen, dass die Stellung eines ausführenden Mi- 
nisters zu den Thatsachen des staatlichen Lebens und 
den neben oder über ihm geltenden Faktoren der voll- 
ziehenden Gewalt eine ganz andere ist, als diejenige 
eines Parteiführers, der sich seinem gleichberechtigten 
Gegner gegenüber auf den Standpunkt der nur theore- 
tischen Kritik zu stellen vermag. ^^) 

Das Resultat dieser Betrachtungen ist: dass die ju- 
ristische mit Fiktionen und Präsumtionen eng verknüpfte 
Denkweise vielfach zu dem Irrthum Anlass bot, als seien 
die Gesetze des Denkens und der Logik genau parallel 
den Entwickelungen des gedachten Inhalts in der Wirk- 
lichkeit des Lebens. Die von der correcten Gedanken- 
folge erheblich verschiedene Logik der staatlich erheb- 
lichen Thatsachen zu finden, ist aber keine Aufgabe der 
Metaphysik, sondern" der Politik, beziehungsweise ihrer 
Vorwissenschaften. 

Wir haben nunmehr unsere gegenwärtige Aufgabe 
ihrer Lösung entgegengeführt. Sie bestand eben darin, 
den Zusammenhang zwischen dem positiven Becht und 
der Politik näher darzulegen und gleichzeitig zu zeigen, 
wie durch die Theilung der Arbeit auf den Gebieten der 
Rechtspflege und der praktischen Politik eine verschie- 
dene Gewöhnung in der Vorstellungsweise der Menschen 
hervorgerufen wird. 

Wir bedurften dieser Entwickelung, um die demnächst 
folgende Lehre von dem Conflikt des positiven Rechts 
und der praktischen Politik einzuleiten. 
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Bevor wir auf dieses Thema übergehen, sind die Er- 
gebnisse der vorangegangenen Untersuchung in der Kürze 
zusammenzufassen. 

Wir haben Folgendes gefunden: 

1. Von einem Widerspruch zwischen der Theorie des 
positiven Rechts und der Politik kann begriffs- 
mässig keine Rede sein. Das Fundament der Politik 
ist durchaus identisch mit demjenigen des positiven 
Rechts. Die gemeinsame Grundlage ist der jeweilige 
Rechtscharakter des Staates und seiner Organe. 

2. Das rechtlich Nothwendige in den Gesetzen ist auch 
gleichzeitig das Zweckmässige für den Staat. Das 
für den Staat Zweckmässige muss auch gleich- 
zeitig rechtlich bewirkt werden können. Negativ 
ausgedrückt: Das positiv Rechtswidrige kann nicht 
politisch, das der Politik Zuwiderlaufende, also ge- 
meiniglich Schädliche, nicht rechtlich nothwendig sein. 

3. Das praktische Handeln im Sinne der Politik ver- 
hält sich zum praktischen Handeln in der Rechts- 
pflege wie die subjektiv freie (rechtlich zugelassene) 
Thätigkeit zur objektiv nothwendigen und voraus- 
bestimmten Thätigkeit der Staatsorgane. 

4. Das Staatsrecht in seinen verbietenden Sätzen ist 
eine Schranke der politischen Staatshandlungen: eine 
Verneinung der Berücksichtigung concreter Zweck- 
mässigkeiten zu Gunsten einer (r^ativ) constanten 
Zweckmässigkeitsnorm im Gesetze. 

5. Das Staatsrecht in seinen gestattenden Normen ist 
die Quelle der politischen Befiigniss, die Zweck- 
mässigkeitsverhältnisse in Berücksichtigung der ver- 

8 
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änderUchen Thatsachen frei zu mirdigen und zu 
ordnen. 
6. Der Zusammenhang der Politik und des Rechtes 
tritt hervor in dem Akt der Gesetzgebung, 
welcher ein politischer Vorgang ist und gleichzeitig 
die Grundlage positiv bestimmter Rechte gev^ährt; 
ausserdem aber auch in der beiden gemeinsamen 
Nothwendigkeit einer physischen Grundlage der 
Macht. Das Recht bedarf zu seiner Realisation der 
staatlichen Machtmittel, deren Erhaltung und För- 
derung eine Sache der Politik ist. 
Riehl bezeichnet das Staatsrecht als politische 
Formenlehre und die Politik als Wissenschaft vom 
Volke, was in der Hauptsache der von uns entwickelten 
Auffassung des Verhältnisses von Recht und Politik nahe 
kommt. 

Den üebergang zu einem anderen üntersüchungsob- 
jekte finden wir, indem wir einen Satz aus Zopf l's 
Staatsrecht anfuhren: 

„Alles historische Recht ist gleichzeitig politisches, 
das heisst durch Rücksichten der Zweckmässigkeit 
und Klugheit modificirbares Recht. Das wahre histo- 
rische Recht ist somit das, welches weder stationär 
ist, noch sich tiberstürzt, sondern sich orga- 
nisch durch Reform fortbildet. Das wahre 
historische Recht ist daher Angemessen- 
heit an die Culturverhältnisse der frag- 
lichen Geschichtsperiode." 



Fünftes Capitel. 



Die Conflikte zwischen der Handhabung des Rechts 
nnd der praktischen Politik. 

Misstrauen des Volkes in die Politik. <— Scheinbare und wirkliche 
Conflikte zwischen Recht und Politik. — Die Quelle der schein- 
baren Conflikte in der gewohnheitsmässigen Ueberschätzung der 
Justizbehörden und in den Mängeln der Verwaltung. — Oeffentlich- 
keit und Selbstthätigkeit in der Administration. — Vier Erschei- 
nungsformen des Gonfliktes zwischen Gesetz und praktischer Po- 
litik. — Erstens: der Widerspruch zwischen der Absicht des 
Gesetzes und den ausführenden Behörden der Staatsverwaltung, be- 
günstigt durch die Theorie der Theilung der Gewalten. Zweitens: 
zwischen gerichtlichen Erkenntnissen und Verwaltungsmaassregeln. 
Drittens: Conflikte zwischen den Gerichtshöfen und der Gesetz- 
gebung, Yomehmlich in der Crimina^ustiz und ans Anlass des rich- 
terlichen Prüfungsrechts an Verordnungen. Viertens: Conflikte 
zwischen der hödisten Staatsgewalt mit dem Bestände eines Gesetzes. 
Geschichtliche Rechtfertigung der Revolutionen. — Die Vermeidung 
der Staatsconflikte durch gesetzliche Anerkennung der Ausnahme- 
verhältnisse zu Zeiten einer Staatskrise. 

Den organischen Zusammenhang zwischen der Politik 
und dem positiven Recht, ihre einheitliche Verbindung 
im Lebensprocesse der Staaten, finden wir häufig genug 
gestört. Zwischen dem positiven Recht und der prak- 
tischen Politik walten thatsächlich Conflikte ob, vor denen 
wir unser Auge nicht verschliessen dürfen. Solche Wi- 
dersprüche, deren wir selbst häufig genug Zeuge werden, 

8» 
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beanspruchen unsere Aufmerksamkeit im höchsten Grade. 
Manch' Einer könnte vielleicht Angesichts solcher Ent- 
zweiung zwischen Politik und Becht sich versucht fühlen, 
die Richtigkeit deijenigen Ausführungen zu bezweifeln, 
in denen wir die Gemeinsamkeit des Ursprungs uud der 
Ziele für die Politik und das positive Recht nachgewiesen 
haben, oder gar die auf diese Ausführung gestützte For- 
derung eines harmonischen Einklanges unter den Aeusse- 
rungen der Staatsgewalt als rein ideales Ziel aufzufassen. 

So tief ist allerdings die Vorstellung von dem Zwie- 
spalte zwischen Politik und Recht in das Yolksbewusst- 
sein eingedrungen, dass man im Privatleben denjenigen, 
von denen man ein poUtisches Verhalten rühmt oder be- 
merkt, sie hätten poHtisch gehandelt, den Vorwurf der 
Zweideutigkeit oder der um sittliche Principien unbe- 
kümmerten Klugheit damit entgegenhält. Es gab Zeiten, 
in denen schlaue Gewissenlosigkeit als nothwendige Vor- 
bedingung einer politischen Rolle im Leben eines Mannes 
angesehen wurde. Wäre es also Heuchelei, wenn wir 
heut zu Tage verlangen, dass der Politiker die Gesetze 
achte und beobachte? Muthen wir ihm nicht das Un- 
mögliche zu? 

Jene misstrauischen Vorstellungen, auf welche wir 
uns berufen, sind das Erbtheil der unbeschränkten Ge- 
walt und des Absolutismus , denen unsere jüngste staat- 
liche Vergangenheit unterworfen war. Wir werden an 
einer anderen Stelle nachweisen, wie es kam, dass Miss- 
trauen gegen die Geltung der Gesetze und der Rechte 
mit Nothwendigkeit wachgerufen werden musste. Für 
die absolute Fürstengewalt hatten die Gesetze des öflfent- 
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liehen Rechts nur die Bedeutung von Instrumenten, deren 
man sich beliebig bediente und entledigte. ^^) Man scheute 
die Mühe, jene Gesetze aufzuheben und zog es vor, sie 
zu verletzen, indem man die Theorie predigte, jedes (be- 
setz gelte nur soweit, als es den Macht&bem vortheil- 
haft erscheine. Daher als Bückschlag gegen die Politik 
das lebhafte Andrängen des beleidigten Rechtsgeiühls. 

Noch in dem gegenwärtigen Uebergangsstadium zur 
Realisirung des Rechtsstaats, welcher verlangt, dass 
Alles in Gemässheit der Gesetze, Nichts im Widerspruche 
zu ihnen geschehe, wirkt dieses Gefühl mächtig fort, in- 
dem man die freie Aktion der Verwaltung, zumal der Po- 
lizei, überall mit grundsätzlichem Misstrauen betrachtet. 
Wir wissen von einem Erkenntniss, wonach die einem 
Privatmann nachgesagte Behauptung, er sei Polizeibe- 
amter oder Polizist, von den Richtern als beleidigend 
erachtet ward. Ueberall bemerkt man ausserhalb der' 
regierenden Kreise die Neigung, für das Gesetz und die 
Rechtspflege Partei zu nehmen gegen die frei waltende 
Politik. Fast täglich bekommen die Regierungen von 
ihren Gegnern, nicht blos in Deutschland, den leicht ge- 
glaubten Vorwurf zu hören, dass das positive Recht von 
ihnen dem Staatsvortheil au^eopfert worden sei. 

Schon die Allgemeinheit dieser Erscheinung nöthigt 
dazu, sie zum Gegenstande wissenschaftlicher Beobach- 
tung zu machen. Was wir bisher hervorgehoben, ist 
schon an sich als psychologische Thatsache werthvoll. 
Die Macht des Misstrauens ist so stark, dass man in 
zweifelhaften Fällen gegen die Regierungen Partei zu 
nehmen pfl^. Ohnehin haben wir im vorangegangenen 
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Gapitel ein psychologisches Moment bemerkbar gemacht, 
indem wir auf die aus der Arbeitstheilung zwischen Juris- 
prudenz und Politik hervorgehende Verschiedenheit der 
Denkweise hingewiesen haben. Schon diese Thatsache 
erklärt es, dass Gonflikte selbst da behauptet werden, 
wo in Wirklichkeit keine bestehen. Jene psychologisch 
erklärte Divergenz begünstigt aber auch ausserdem die 
Entstehung von Widersprüchen, wo dieselben sehr wohl 
vermeidlich gewesen sein würden. 

Für die Zwecke der näheren Betrachtung muss man 
in den Collisionen zwischen positivem Recht 
und Politik verschiedene Kategorien unterscheiden, 
zunächst die nur scheinbaren Gonflikte von den wirklich 
vorhandenen trennen und bei den letzteren wiederum 
untersuchen, ob sie vermeidUch oder unvermeidUch sind 
und wodurch sie verschuldet wurden. 

Als nur scheinbare GoUisionen bezeichnen wir die- 
jenigen Widersprüche, welche sich in der öffentlichen 
Meinung fixirt haben, ohne dass ihnen ein entsprechen- 
der Gegenstand im Staate gegeben wäre. Auch der 
Schein ist ein psychologischer Faktor des politischen 
Lebens, jedes Vorurtheil, welches weit verbreitet ist, 
jeder Aberglaube für die PoHtik eine Realität, ein vor- 
handener Zustand. Vollkommen richtig ist deswegen die 
sprüchwörtliche Rede, dass in der Politik der Schein 
eine sehr grosse Wirklichkeit sei. Der Schein 
hat nur zu sehr seine praktische Wirkung, er ist der 
Abgott der politisch gedankenlosen Menge. Der Staats- 
mann hat ihn genau so eingehend zu beobachten, wie 
der Arzt die Wahnvorstellungen eines Geisteskranken. 
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Ganz irrig wäre es somit; zu sagen, der Staat könne 
sich völlig gleichgültig verhalten gegen Vorstellungen, 
welche die Theorie bereits als nichtig und inhaltslos nach- 
gewiesen hat. 

Scheinbare Conflikte zwischen Politik und Recht 
entstehen durch diejenigen Vorgänge, welche im Volks 
bewusstsein irrige Annahmen über vorhandene Gesetzes- 
verletzungen ausbilden. Wollte man in der praktischen 
Politik solche Vorgänge und die daraus hervorgehenden 
Folgen völlig übersehen, so würde man selbst dazu bei- 
tragen, die Autorität der Staatsgewalt um ein Bedeuten- 
des abzuschwächen. Dem Ursprünge dieser Vorstellun- 
gen nachzuspüren hat man schon deswegen Grund genug, 
weil man unzweifelhaft zu der Frage gedrängt wird, was 
sich zur Beseitigung jener irrigen Annahmen thun lässt. 

Auf eine unter den verschiedenen Quellen der schein- 
baren Conflikte haben wir bereits hingewiesen in dem 
hisorisch festgewurzelten Misstrauen gegen die 
Regierungen schlechthin. Da sich in der Periode der 
absoluten Gewalt keine Vermittelung fand für den Ge- 
gensatz zwischen Regierenden und Regierten, so bildete 
sich eine leicht erklärliche Meinung über die Solidarität 
verschiedener auf einander folgender Regierungen. Das 
Ueble, das eine Regierung anrichtet, wirkt fast immer 
sehr lange Zeit über ihren Bestand hinaus, selbst wenn 
die unmittelbar sichtlichen Folgen aufgehört haben zu 
existiren. 

Ein zweiter Grund liegt in der unvollkommenen, ein- 
seitigen Betrachtung des positiven Rechts und des ihm 
zukommenden Werthes, woraus sich die ganz falsche Ge- 



120 Zweites Buch. Das rechtliche und sittliche Princip etc. 

genüberstelluDg des in der Justiz voraasgesetzten re- 
gelrechten, festen, sicheren Bestandes zu einer prä- 
sumtiv wilUdirlich handelnden Verwaltung ergiebt. Die 
Justiz galt als die geordnete und beschränkte, die Ver- 
waltung als die ungebundene und darum furchtbarere 
Macht. Aus diesem Glauben, der viel Wahres in sich 
enthielt, ergab sich ferner, dass man die geringsten Ver- 
sehen, welche die höchste Staatsgewalt beging, nach 
einem durchaus ungerechten Maassstabe würdigte und so- 
fort auf das Princip ihrer gesammten Thätig- 
keit übertrug. 

So kommt es denn, dass man auch heute über das 
Mangelhafte in der richterlichen Thätigkeit stillschwei- 
gend hinwegsieht.^^) Man vergisst, wie viele Collisionen 
und Gonflikte in der Rechtspflege vorkommen, wie 
zahlreich die Irrthümer sogar in der Rechtsprechung der 
höchsten Gerichtshöfe, wie willkürliche Interpretatio- 
nen einem und demselben Gesetze zu verschiedenen Zeiten 
von einem und demselben CoUegium gegeben wurden. ^^) 
Man übersieht die widersprechenden Entscheidungen der 
Instanzen. Man vergisst, dass irrige, sogar leichtfertige 
Todesurtheile über Unschuldige ausgesprochen wurden. 
Man bedenkt nicht, dass die Auslegungsbefugniss dem 
Richter die Macht giebt, den ursprünglichen Willen des 
Gesetzgebers völlig in das Gegentheil zu verkehren ; dass 
sogenannte analoge Anwendung des Gesetzes durch den 
Richter eine dem freien Ermessen der Verwaltungsbe- 
hörden einigermaassen parallele Funktion darstellt. Man 
vergisst dies alles, weil die Gesetze, mit denen der Richter 
zu thun hat, scheinbar in der praktischen Anwendung 
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dorcli den Civil- und Strafrichter nur die Interessen 
einzelner Personen angehen. 

Das Unrecht, welches dem Einzelnen durch ehie ver- 
kehrte Gesetzesanwendung im Process widerfahrt, findet 
einen nur geringen Nachhall im öffentlichen Bewusstsein. 
An dem Gange der Givikechtspflege nehmen regelmässig 
nur Sachverständige Antheil^^) und die Statistik belehrt 
uns, dass überhaupt nur ein numerisch wenig bedeuten- 
der Theil der. Bevölkerung in Processstreitigkeiten ver- 
wickelt wird. Viele sterben, ohne mit der Justiz in Be- 
rührung gekommen zu sein. Die Geduld mit welcher 
Missstände der Justiz ertragen werden, erscheint Sach- 
verständigen zuweilen erstaunlich, und es gehört ein 
hoher Grad der Rechtsverderbniss dazu, ehe die Stimme 
der Kritik gegen richterliche Entscheidungen sich deut- 
lich vernehmbar macht. Selbst diejenigen, die einen 
wichtigeren Process verlieren, machen lieber das Gesetz 
selbst oder noch häufiger ihren Advokaten, als den 
Richter für ihr Unglück verantwortlich. Unbetheiligten 
'erscheint das Missgeschick des Unterliegenden oftmals 
vermeidlich, indem die Frage aufgeworfen wird, weswegen 
der Process nicht durch Vergleich vermieden wurde. 

Anders verhält es sich mit den Akten der Verwal- 
tung. Eine Steuerüberbürdung Einzelner wird sofort 
als ein Vorgang empfunden von allgemeiner Bedeutung, 
weil sich daran die Vorstellung heftet, dass ein Gleiches 
auch Anderen widerfahren .könne, Was ein Landrath 
oder ein Polizeidirektor verfügt, nimmt den Charakter 
der rein persönlichen oder bureaukratischen Auffassungs^ 
weise an, wohingegen sich die Verantwortlichkeit für 
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einen richterlichen Irrthum hinter dem Vorhang colle- 
giaKscher Berathungsweise leicht verbirgt. *i) Die gegen 
eine Verwaltungsmaassregel mögliche Beschwerde kann 
ausserdem mit einem processualischen Rechtsmittel nicht 
verglichen werden. Ihr fehlt das Vertrauen auf eine 
nochmalige unbefangene Prüfung in höherer Instanz. Je- 
dermann weiss, dass die endliche Entscheidung in der 
Thatfrage auf Grundlage amtlicher Berichterstattung der 
angegriffenen Behörden erfolgt. Irrthümlich oder wahr, 
gleichviel : die Vermuthung regiert, dass eine stillschwei- 
gende Interessengemeinschaft der Amtsautorität die Hier- 
archie der Behörden zusammenhält. Wenn eine schlechte 
Staatsgewalt dabei etwa die Absicht hegte, durch die Aus- 
sicht auf Erfolglosigkeit die Verwaltungsbeschwerden zu 
vermindern, so würde die Unzufriedenheit und das Miss- 
trauen im Herzen der Bevölkerung nur gesteigert werden. 
Diese allgemein bekannten Erscheinungen dürfen in 
der Politik nicht übersehen werden. Das zu weit ge- 
hende Vertrauen der Laien auf die Festigkeit des Ge- 
setzes, dessen mannigfache Auslegungsweise durch eine 
höchste einheitliche Rechtsprechung nur künstlich ver- 
deckt wird, die Zuversicht auf die Formen des Processes 
sind ein Wegweiser, dem man folgen sollte, wenn es 
darauf ankommt, die Verwaltung moralisch zu 
kräftigen. Jener Rechtssinn, den man von continen- 
talen Bevölkerungen den Engländern nachrühmen hört, 
beruht wesentlich auf dem Grundsätze persönlicher Ver- 
antwortlichkeit der Beamten, auf der vergleichungsweise 
weitgehenden Gompetenz des richterlichen Amtes und 
der ausgedehnten üebung der Selbstverwaltung. 
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Eine Verminderung der scheinbaren Gonflikte steht 
in demselben Maasse zu hoffen, als sich der Geist der 
Oeffentlichkeit und der Selbstverwaltung der staatlichen 
Dinge zu bemächtigen vermag. Wie sehr die Rechts- 
pflege durch die Oeffentlichkeit an Ansehen gewonnen 
hat, braucht hier nicht näher auseinandergesetzt zu wer- 
den; denn die Thatsache 'steht sicherlich unbestritten 
da. Schon zu Anfang dieses Jahrhunderts sagte eine 
berühmte französische Schriftstellerin : Die Uebel, die 
sich verbergen, schrecken unsere Phantasie 
mehr, als die Uebel, die offen vorliegen. 

Sicherlich hatte aber auch die Oeffentlichkeit der 
Rechtspflege neben der Beibehaltung der alten Ver- 
waltungsformen die Wirkung, dass das Zutrauen in die 
Staatsverwaltung durch den Contrast der Heimlichkeit 
verringert werden musste. Um die scheinbaren Gon- 
flikte zu vermindern, wäre es daher für die politische 
Theorie von grosser Wichtigkeit, zu ermitteln, wie weit 
die Oeffentlichkeit ohne Nachtheil für die Sache auf die 
Behandlung der Verwaltungsangelegenheiten ausgedehnt 
werden kann. Dem Misstrauen des Volkes in die Ab- 
sichten der Staatsregierungen entsprach von der anderen 
Seite die Abneigung gegen die öffentliche Kritik. Man 
erinnere sich, wie lange die Principien der Oeffentlich- 
keit und der Mündlichkeit im Process innerhalb des Be- 
amtenthums bekämpft oder doch ihrem Werthe nach 
bezweifelt wurden. Ist doch heut zu Tage die Aner- 
kennung dieses wohlthätigen Princips nicht einmal auf 
allen Gebieten der Rechtspflege erfolgt und die gesammte 
Militärrechtspflege entbehrt noch gegenwärtig dieser 
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Garantie eines erhöhten Vertrauens, ohne dass man 
einzusehen vermöchte, welche innere Verschiedenheit 
zwischen dem Diebstahl eines Unteroffiziers und dem 
eines Civilisten jene Verschiedenheit der Processprin- 
cipien zu rechtfertigen im Stande wäre.**) Nichts wäre 
in der That verderblicher, als wenn man unter Berufung 
auf ein gutes Gewissen den einmal rege gewordenen 
Verdacht gegen die Organe des Staates einfach un- 
beachtet und demnächst im Stillen fortwuchern lassen 
wollte. Der Heimlichkeit der Militärrechtspflege ist es zuzu- 
schreiben, dass sich vielfach die Vorstellung gebildet, als 
ob Personen des Soldatenstandes entweder einer ausnahms- 
weise strengen oder einer ausnahmsweise milden Behand- 
lung in gemeinen Verbrechensfällen unterworfen wären. 

Indem wir dies Thema nunmehr verlassen, wenden 
wir uns zu den wirklichen Collisionen, von denen 
wir bemerkt haben, dass dieselben entweder als ver- 
meidliche oder als unvermeidliche erscheinen, oder auch 
als verschuldete oder unverschuldete. Solche Conflikte 
zwischen dem positiven Becht und der praktischen Po- 
litik zeigen sich unter folgenden Modalitäten: 

1) zvnschen Gesetz und Verwaltung, indem letztere 
Handlungen anordnet, die ihr untersagt, oder Akte 
unterlässt, die ihr vom Gesetz auferlegt worden sind; 

2) zwischen einem Ausspruch der Gerichte und einer 
Verwaltungmaassregel, dergestalt, dass ein objektiver 
Widerspruch zwischen beiden hervortritt; 

3) zwischen den Gerichten und dem Gesetz, wenn die 
ersteren eine ihnen entzogene Angelegenheit in den 
Kreis ihrer Prüfung hineinziehen; 
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4) endlich zwischen der höchsten Staatsgewalt und einem 
positiv anerkannten Gesetz, indem dasselbe entwe- 
der unzulässiger Weise aufgehoben oder doch in 
seiner Geltung suspendirt wird. 

Beginnen wir, der aufgestellten Reihenfolge getreu, 
mit der ersten Kategorie. Für die inneren Staatsange- 
legenheiten bietet dieselbe das grösste Interesse. 

Der Ursprung der meisten der hierher zu zählenden 
Confliktsfälle wurzelt in zwei allgemeinen Erscheinungen : 
in der für die Verwaltung noth wendigen Theilung der 
Geschäfte und in der staatsrechtlichen Theorie von der 
Theilung der drei Gewalten, der Gesetzgebung, 
der s. g. Executive und der richtenden Gewalt. 
Fasst man diesen Grundgedanken in der Weise auf, dass 
jede dieser Gewalten von der anderen unabhängig sich 
darstelle, jeder derselben die Einwirkung auf die andere 
entzogen sein soll, keine von den Vorgängen ausserhalb 
ihrer Gompetenz Kenntniss nehme, so zerreisst man nicht 
nur die ideelle Einheit des Staates, sondern man con- 
struirt theoretisch die Grundlage eines permanenten 
Staats confliktes. 

Deutlicher veranschauUcht, heisst diese Theorie von 
der völligen Trennung der Staatsgewalten, dass man sich 
gleichsam mehrere durch Temperaturunterschiede und 
Dichtigkeit gesonderte , übereinanderliegende Luftschich- 
ten vorstellt, die in einem Zustande der Ruhe unver- 
mischt nebeneinander verharren, während gleichzeitig die 
Thatsache der Wind- und Luftströmungen wegfingirt 
wird. Die reine Abstraktion stellte sich in ähnlicher 
Weise den Staat völlig im Gleichgewicht ruhend vor. 
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ohne die Bewegungen des Gesellschaftskörpers und der 
menschlichen Leidenschaften zu veranschlagen. Man be- 
zeichnete zwar in der Theorie die Gesetzgebung als die 
höchste und maassgebende Gewalt, nach welcher sich so- 
wohl die Verwaltung, als auch die Kechtspüege in allen 
ihren Angelegenheiten zu richten habe. Indem man es 
aber unterlägst, Vermittelungen herzustellen zwischen den 
hauptsächlichsten Thätigkeitszweigen der Staatsleitung, 
nährt man in jedem derselben die Neigung, sich in sich 
selbst abzuschliessen und zu vergessen, dass gemein- 
same Zwecke gemeinsam erreicht werden sollen. Schon 
die Theilung des Verwaltungsressorts innerhalb col- 
legialisch formirter Ministerien bewirkt jene bekannte 
Eifersucht concurrirender Verwaltungschefs in Compe- 
tenzangelegenheiten. 

Weil man die Gesetzgebung als die theoretisch höchste 
Gewalt des Staates hinstellte, kehrte sich sofort die 
Eifersucht der Executive zunächst gegen sie: denn es 
liegt in der Natur jeder höchsten Gewalt, den Wider- 
spruch gegen sich herauszufordern. Die Geschichte der 
Kepubliken, insbesondere der amerikanischen Demokratie 
stimmt darin wunderbar überein mit der Geschichte des 
französischen Gonstitutionalismus. Was ergiebt sich nun 
weiter? 

Diejenigen Gesetze, zumal verwaltungsrechtlicher Art, 
deren Handhabung der Executive unmittelbar anver- 
traut sind, werden zunächst der Tumnielplatz minis- 
terieller Interpretationen, der Anlass zu verwickelten 
Meinungsconflicten, der Petitionsdebatten, die um so nach- 
theiliger auf den Gang der öffentlichen Angelegenheiten 
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wirken, je länger sie unerledigt bleiben, je häufiger sich 
Majoritäten und Minoritäten in der Auffassung der Rechts- 
frage widersprechen. Kein Interesse hat es, ohne Be. 
Ziehung zu bestimmten Einzelfällen darüber Erwägungen 
anzustellen, ob die gesetzgebenden Körper durch unge- 
rechtfertigte und unzeitige Einmischungssucht die Mehr- 
zahl solcher CoUisionen verursacht, oder die Unabhän- 
gigkeitstendenz der Verwaltung hauptsächlich verant- 
wortlich gemacht werden muss. Wahrscheinlich wird 
für die einzelnen parlamentarisch regierten Staaten bald 
das Eine, bald das Andere angenommen werden müssen, 
jenachdem der historische Entwickelungsgang beschaf- 
fen ist. 

Die Geschichte der letzten Decennien legt Zeugniss 
dafür ab, wie häufig diese Conflikte in Deutschland 
vorgekommen sind. Ihr Vorhandensein wird fort und 
fort constatirt in den Beschwerden der Kammern über 
willkürliche Gesetzesanwendung durch die Verwaltungs- 
behörden, in der Ueberweisung von Petitionen an die 
Staatsregierung, in der Unsicherheit der Auslegung des 
Gesetzes durch verschiedene aufeinanderfolgende Ver- 
waltungschefs. Zwei grundverkehrte Ansichten über die 
Bedeutung der Verwaltungsgesetze scheinen über- 
dies in einflussreichen Kreisen stark vertreten zu sein: 
einmal, dass auch die gebietenden oder verbietenden 
Gesetze durch die Kegierungen nur soweit anzuwenden 
seien, als nicht höhere Zweckmässigkeitsgründe in ein- 
zelnen Fällen entgegenstehen: und zweitens, dass alles 
dasjenige den Verwaltungsbehörden frei stehe, was nicht 
ausdrücklich durch Gesetze ihnen verboten wird. So 
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geschieht es denn, dass jede Disposition gelegenheits* 
massig — ohne Rücksicht auf den inneren Zusammen- 
hang des Gesetzeszustandes interpretirt wird. 

Fälle könnten aus der Geschichte der Preussischen 
Eammerverhandlungen in grosser Anzahl vorgeführt wer- 
den. Immer lassen sie sich indessen auf jene Grundirr- 
thümer über den Charakter der Gesetzesnormen zurück- 
führen. Für die praktische Politik wäre es das denk- 
bar traurigste Ergebniss, wenn man diesen Gonflikten 
und Schwankungen ihre Bedeutung dadurch nehmen wollte, 
dass man darauf vertraut, ihre Häufigkeit werde dazu 
beitragen, eine gewisse Gewöhnung an solche Gon- 
flikte entstehen zu lassen. Wenn verwirklicht, 
wäre diese Hoffnung gewiss nichts anderes, als eine un- 
zweifelhafte Einbusse an der dem Gesetze schuldigen 
Achtung. Auf Einzelheiten einzugehen, oder Vorschläge 
zur Abhülfe aufzustellen, liegt ausserhalb unserer Ab- 
sichten, wahrscheinlich auch unserer wissenschaftlichen 
Competenz. Das Princip dieser stets erneuerten Zwis- 
tigkeiten klar zu erkennen , ist indessen von der höch- 
sten Wichtigkeit für die Würdigung unserer staatlichen 
Zustände. Auch darüber kann an sich kein Zweifel auf- 
kommen, dass es ein grosser Uebelstand ist, die Ver- 
waltungsrechtsfragen in einer fortwährenden Liti- 
giosität zu erhalten und die Politik der freien Hand 
auch auf die gewissenhafte Beobachtung der Gesetze 
durch die Verwaltungsbehörden zu übertragen, wobei es 
immer unklar bleiben muss, ob man unter einer soge- 
nannten „milderen Praxis" die gewissenhaftere oder die 
nachlässigere Art der GesetzeserfüUung verstehen soll. 
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Aus dem gleichen Gesichtspunkte ist auch die grund- 
sätzliche Einengung der gerichtlichen Competems durch 
Gonflikte der Verwaltungsbehörden zu würdigen, wenn 
damit nicht eine positive Verwaltungsjustiz in rechtlichen 
Formen verbunden wird.«) 

Im Allgemeinen ist es nicht schwer, die Verm eid- 
lichkeit der meisten Gonflikte der bezeichneten Art 
darzuthun. Unbedingt nothwendig erscheint aber, wo 
sie hervortreten, eine Form für deren endgültige Bei- 
legung in allen denjenigen Fällen, wo der Streit die recht- 
liche Natur der Verwaltungsakte angeht. 

Die zweite Art der Gonflikte zwischen gericht- 
lichen Erkenntnissen und einzelnen Verwal- 
tungsmassregeln hat eine geringere Bedeu- 
tung und kommt aus leicht erklärlichen Gründen sel- 
tener vor. Möglich sind dieselben, wenn nach rechts- 
kräftig ergangener Entscheidung in einem bestimmten 
Processe eine nicht unmittelbar betheiligte Behörde in 
einem thatsächlich gleichen Falle der gerichtlichen Ent- 
scheidung entgegenhandelt und sich alsdann mittelst eines 
Competenzconfliktes von der Verantwortlichkeit wirksam 
befreit. Dies kann deswegen geschehen, weil sich die 
Wirkungen der Rechtskraft gerichtlicher Urtheile nur 
auf den unmittelbar entschiedenen Fall beziehen. 

Ausserdem kann es vorkommen, dass eine vom Ge- 
richt aus Anlass eines Griminal- oder Givilverfahrens 
entschiedene Frage des öffentlichen Rechts, z. B. die 
staatsbürgerliche Qualität oder das Indigenat einer Pri- 
vatperson von den Verwaltungsbehörden anders entschie- 
den wird; denn es ist sehr wohl denkbar, dass der Mi- 

9 
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nister des Innern über den Erwerb and Verlast des staats- 
bürgerlichen Rechts andere Ansichten hat, als die G^ 
richtshöfe des Landes. Die verschiedenen Aaslegangen, 
zu denen das Bundesindigenat seit dem Bestehen 
der Norddeutschen Bundesverfassung den Anlass bot, be- 
stätigen diese Voraussetzung. 

Endlich ist es vorgekommen, dass polizeiliche Be- 
schlagnahmen nach erfolgter Freisprechung eines Beschujl. 
digten im Pressverfahren dennoch von der Verwaltungs- 
behörde einseitig aufrecht erhalten wurden. Auch dafür 
Hessen sich aus der Geschichte der älteren Preussischen 
Presspolizei Beispiele anfuhren. Das Bedürfniss einer Aus- 
gleichung der Gonflikte ist natürlich auch hier anzuer- 
kennen. In der Regel ist eine Verschuldung der Verwal- 
tungsbehörden anzunehmen ; während bei der administrar 
tiven Zuwiderhandlung gegen die Gesetze eine verfehlte 
Auslegung zu Grunde liegen kann, gestattet der im Ur- 
theil erlassene, bestimmte Gerichtsbefehl eine solche An- 
nahme nicht. ^) 

Eine dritte Kategorie umfasst die Gonflikte zwi- 
schen den Gerichtshöfen und der Gesetzge- 
bung, deren Quelle entweder der Rechtsirrthum oder 
die Abhängigkeit der Gerichte von der Regierung ist oder 
auch das Streben der Gerichte eigenmächtig in den Gang 
der Staatsangelegenheiten einzugreifen. Die Geschichte 
lehrt, dass der formelle Hinweis auf die Rechtskraft 
eines höchstinstanzlichen Erkenntnisses die Gewissen nicht 
zu beruhigen vermag. Zu allen Zeiten hat es Versuche 
gegeben, politische Tagesinteressen der Machthaber unter 
der Maske der Justiz zu verbergen. Die politische Ent- 
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^ung der Griminaljustiz in Ausnabmßgerichtshöfen er- 
hellt aus der Bechtsgeschichte der letzten Jahrhunderte,^^) 
Die französisch gestaltete, administrativ abhängige Staats- 
anwaltschaft ist vielmehr eine politische Behörde, als 
eine juristische Magistratur. Solche Gonflikte zwischen 
Griminalrechtspflege und Gesetzgebung, in denen die Ge- 
richte die Bolle der Machtinstrumente spielen, kommen 
vorzugsweise zum Vorschein: 

wenn einer langjährigen, für unzweifelhaft gehaltenoA 
Praxis zuwider, die als straflos geltenden Handlan- 
gen zum Gegenstande gerichtlicher Verfolgungen ge* 
macht werden; 

wenn die Besetzungsweise der Gerichte mit Begier 
hung auf einen in den Augen der Begierung wicb^ 
tigen Fall verändert wird; 

wenn die Urtheile der höchsten Gerichtshöfe im con- 
stanten Widerspruche zu den Bechtsanschauungen 
der unteren Instanzen ergehen, wenn höchste Ge<- 
richtshöfe ihre Gompetenz eigenmächtig erweitem, 
beispielsweise eine ihrer Prüfting ausdrücklich ent- 
zogene veriassungsrechtliche Frage als Inddentpunkt 
entscheiden. 
Sollte man den Zweifel in allen diesen Fallen abwei- 
sen dürfen? Wäre es erlaubt ein blindes Vertrauen in 
die Justiz der Cassationshöfe zu predigen ? Die Gonflikte 
der eben bezeichneten Art sind die denkbar schlimmsten. 
Das Gesetz wird durch diejenigen verletzt, welche zur 
Aufrechterhaltung desselben vorzugsweise berufen wur- 
den. Vergebens sucht man mit dem Vorwande, dass 
eine rechtskräftige Entscheidung höchster Gerichtshöfe 
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vorliege, das verletzte Rechtsgefühl zu ersticken. Ein 
einzelner klarer Vorgang des Rechtsbraches unter den 
Formen der Justiz ist geeignet, das Vertrauen in die 
Rechtspflege auf Jahrzehnte zu beschädigen. 

Soweit der Griminalprocess an diesen Rechtsverletzun- 
gen betheiligt ist, muss ohne Frage der Grundsatz festge- 
halten werden, dass der Einfluss der politischen Parteien 
und der Administrativbehörde von der Rechtsprechung 
auszuschliessen ist. Die Gerichtsverfassung hat die Auf- 
gabe gegen politische Tendenzjustiz Garantien zu errich- 
ten. Aus diesem Gesichtspunkte ist der Fall des Gou- 
verneur Eyre zu würdigen, der gelegentlich politischer 
Unruhen einen Mann Namens Gordon auf Jamaica 
rechtswidrig verurtheilen und hinrichten liess. In solchen 
Fällen muss die Gesetzgebung irrige Auslegungen eines 
älteren Gesetzes reprobiren und die entstandene poli- 
tische Gontroverse im Sinne der vorwiegend gewordenen 
Rechtsansicht entscheiden. 

Eine andere Gestalt kann derselbe Gonflikt annehmen, 
wenn die Gerichtshöfe — was in Deutschland heut zu 
Tage der Regel nach unzulässig ist, zu Wächtern über 
die Verfassungsmässigkeit der Regierungsverordnungen 
oder gar (wie in Nordamerika) der Gesetzesakte selbst 
bestellt sind. Alsdann kann es geschehen, dass nach we- 
sentlich politischen Gesichtspunkten über die Anwendbar- 
keit oder Nicht -Anwendbarkeit durch die Gerichtshöfe 
entschieden wird. ' Ob dem Richter diese Gompetenz zu 
geben ^ei, ist noch gegenwärtig trotz der vom deutschen 
Juristentage getroffenen bejahenden Entscheidung, 
eine Streitfrage der staatsrechtlichen Literatur, während 
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andrerseits jeder Landesrichter in Deutschland verpflichtet 
ist, gegenüber dem bestehenden Bei chsr echt die Gül- 
tigkeit oder den Fortbestand landesrechtlicher Normen 
in Zweifelsfällen festzustellen. 

Wir lassen die Gontroverse hier auf sich beruhen; 
der politische Werth der richterlichen Entscheidungen 
über die bestrittene Verfassungsmässigkeit von Verord- 
nungen oder Gesetzen würde gewiss ein höchst relativer, 
von der Besetzungsweise durchaus abhängiger sein. Beide 
Fälle sind gleich denkbar: dass die Gerichte dem Fort- 
schritte feindlich, entweder den Absichten der Willkür 
entgegenkommen, oder die Absicht einer reformatorischen 
Gesetzgebung vereiteln. Die Stellung des höchsten ameri- 
kanischen Gerichtshofes zu der Sklavereifrage in der 
Union war je nach dem Standpunkte der Parteien viel- 
fach angefochten. 

Die letzte Kategorie der Confliktsfälle schliesst 
die wichtigsten Lebensprocesse der bisherigen staatlichen 
Entwickelung in sich. Es handelt sich um die gewalt- 
same Verletzung oder Aufhebung positiv anerkannter 
Gesetze. Hier ist es unmöglich, dass irgend eine Ausle- 
gungsweise die formal rechtsverletzende Qualität des po- 
litischen Machtgebrauchs verhülle. Um es kurz zu sagen, 
es handelt sich um die Fälle der Revolution und des 
Staatsstreiches, zwischen welchen beiden Aeusserungen 
der Gewaltsamkeit ein juristischer Unterschied durchaus 
nicht statuirt werden kann, so häufig man auch ein Vor- 
zugsrecht der Regierungen in der Beurtheilung verfas- 
sungswidriger Akte darzuthun versucht hat. 

Vom Standpunkte der juristischen Theorie, soweit 
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sie auf der Basis eines positiven Gesetzeszostandes ruht, 
kann B,her niemals eine Rechtfertigung der Revo- 
lution gefunden werden. Vom geschichtliclien und sitt- 
lichen Standpunkte aus giebt es freilich sehr wohl be- 
gründete Rechtfertigungen für den Bruch des posi- 
tiven Rechts in Ausnahmefällen. 

Die bisherigen Umwälzungen prüfend, muss man un- 
terscheiden zwischen denjenigen, welche sich als Akte 
der Willkür und Herrschsucht darstellen und somit unbe- 
dingt zu verwerfen sind, und andererseits solchen, welche 
durch den unverbesserlichen. Zustand eines dem Staats- 
bestande gefährlich gewordenen Gesetzes als eine lang 
verkannte Wahrheit endlich hindurchbrechen. Bis jetzt 
wissen wir leider wenig von weltgeschichtlich Epoche 
machenden Fortschritten in dem Gebiete der Europäi- 
schen Staaten, die sich in den Formen des positiven Ge- 
setzes hätten vollziehen können.^) 

In der Regel werden in den politischen Xheorien und 
in der Parteidoctrin wesentlich verschiedene Fälle des 
Verfassungsbruches mit einander vermischt, oder anderer- 
seits ganz unzulässige Unterscheidungen aufgestellt. Das 
letztere geschieht in den extremen Anschauungen derer, 
welche der fürstlichen Willkür im Voraus die Absolution 
für den Eidbruch entgegentragen oder jeden durch den 
Volkswillen beschlossenen Umsturz schlechthin als legi- 
time Revolution feiern. 

Jeder verwirft hier an seinem Gegner, was er für 
sich selbst als Recht in Anspruch nimmt. In Staaten 
wie Spanien stand die Frage seit langer Zeit beispiels- 
weise so, dass es darauf ankanf, dem politischen Gegner 



Fünftes Capitel. Die Gonflikte der Handhabung etc. Iä9 

in dem Bruch dei? öffentlichen Rechts, den man gegen- 
seitig von einander erwartet, und an einander verdammt, 
zuvorzukommen. Ebenso befinden sich die Südamerika- 
nischen Republiken, mit Ausnahme von Chile, im Zu- 
stande einer gleichsam permanenten Umwälzung, Die 
kurzen Perioden scheinbarer Ruhe gleichen den Pausen 
eines Erdbebens. 

Was Deutschland betrifft, so ist das Rechtsbewusst- 
sein der heutigen Zeit gleichweit entfernt von den 
Theorien der willkürlichen Volkssouveränetät wie von 
der Doctrin der unbeschränkten Machtfulle des Fürsten- 
thums. Weder die dogmatisch -religiöse, noch die ma- 
terialistische Denkweise über „die Obrigkeit*' ist völlig 
verschwunden. Allein diese Anschauungen sind in ge- 
wisse enge Kreise zurückgedrängt und es giebt keine 
Gründe mehr, um zwischen den Subjekten gewaltsamer 
Gesetzesverletzungen Unterschiede zu machen. 

In demselben Masse aber, wie sich die rechtliche 
Grundlage des modernen Staatsbewusstseins im Zusam- 
menhang mit der voUkommneren Erkenntniss unserer Ver- 
gangenheit befestigt; in demselben Maasse, wie wir der 
Zukunft die Aufgabe stellen, in fest geordneter Verfassung 
die Quellen der grossen und gewaltsamen Staatsconflikte 
zu verstopfen, wird unser Gerechtigkeitsgefühl uns dazu 
drängen, der Zertrümmerung unerträgUcher Gesetzeszu- 
stände in der Vergangenheit die nachträgliche Sanktion 
zu ertheilen. 

Bei ruhiger Erwägung der Dinge steht auch gar nicht 
zu befürchten, dass diese Gutheissung vergangener Ge- 
Waltthat zu einer Ermunterung für die Zukunft im Sinne 
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der Becbtsverletzung gedeutet werden könnte. Allerdings 
genügt es zur Beurtheilung des Geschehenen nicht, dass 
wir uns einfach auf unsere Gefühle der Abneigung oder 
Zustimmung berufen. Ein objektiv zulässiger und brauch- 
barer Massstab muss an jene Ereignisse gelegt werden. 

Vor allen Dingen ist klar, dass das jeweilige positive 
Gesetz und das im Volksbewusstsein ruhende oder wer- 
dende Recht niemals vollkommen identisch sein können. 
Auch das vollkommenste Gesetzgebungssystem vermag 
die Rechtsidee nach allen ihren Seiten niemals erschöp- 
fend darzustellen, nicht einmal sprachlich unzweifelhaft 
auszudrücken. Schon in dem Augenblicke, wo es gege- 
ben ist, besteht die UnvoUkommenheit des menschlichen 
Gesetzes gegenüber dem Inhalt der rechtüchen Vor- 
stellungen, die theils am Veralteten hängen bleiben, theils 
in die Zukunft vorausgeeilt sind. Diese Incongruenz er- 
weitert sich mit der Grösse des Zeitraums, durch welchen 
das Gesetz vererbt wird. Das Gesetz will mit einem 
geschichtlich veränderlichen Mittel, der Sprache, bin- 
dend und unabänderlich bestimmen, was im Flusse be- 
griffen ist. Dabei vergisst der Gesetzgeber, indem er 
seinen Willen noch ungeborenen Geschlechtern vorzeich- 
nen will, dass er die Bewegungen. des menschlichen 
Willens und der rechtlichen Vorstellungen nur für seine 
eigene Zeit und nur ungenau übersehen kann. 

Vom Standpunkte unseres heutigen Bewusstseins er- 
scheint jedes Gesetz nur als ein geschichtlich begränz- 
tes Provisorium von unbestimmter Dauer. Seine natür- 
liche Endschaft liegt in dem Verschwinden der That- 
sachen und der Gesellschaftszustände, auf welche es bei 
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seiner Entstehung berechnet war. Uebrigens wird das 
Gesetz trotz seines naturgemässen Eigensinnes und seines 
Widerstrebens in den Strom der Veränderungen hinein- 
gezogen. Mit den Generationen wechselt seine Ausle- 
gung und seine Anwendungsweise. Wie jeder geoffen- 
barte Glaube, der ewige Wahrheit sein will, die wun- 
derbare Mannigfaltigkeit der menschlichen Idee in der 
Dogmengeschichte durchläuft und die Formen des 
Bekenntnisses sich der Auslegung nachfolgender Genera- 
tionen nicht entziehen können, so unterliegt auch das 
juristische Verständniss des Gesetzes einem fortwähren- 
den Wechsel. Die Rechtswissenschaft ist im Stande, dar- 
zuthun, dass der Gesetzgeber früherer Jahrhunderte in 
der heutigen Praxis der Gerichte seinen Willen selbst 
nicht wieder erkennen würde. Durch die Zeiten dahin- 
getragen, wird das Aussehen des Gesetzes so sehr ver- 
ändert, wie die Züge eines Kindes durch die Entwicke- 
lung zum Greisenalter umgestaltet werden. Und so un- 
merklich geschieht die Veränderung in beiden Fällen 
von Tag zu Tag, von Jahr zu Jahr, dass wir ihrer erst 
nach langen Zwischenräumen inne werden. 

Der glücklichste Fall ist der , wenn das Gesetz im 
langsamen Fortgange der Zeiten jene Bildsamkeit be- 
wahrt, vermöge deren es in gleichem Schritte zu den 
Veränderungen der menschlichen Vorstellungsweise je- 
der Generation gleichsam als deren eigenes 
Werk und auf deren eigene Bedürfnisse be- 
rechnet erscheint. 

Je weniger die Rechtspflege diesen volksthümlichen 
Charakter des ursprünglichen Gesetzes zu erhalten ver- 
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mag, desto eher wird dann der Widerspruch des Ge- 
setzten zu dem beweglichen Element in den Vorstel- 
lungen eines anders gewordenen Zeitbewusstseins her- 
vortreten. Endlich tritt der Gonflikt zwischen Gesetz 
und Rechtsidee deutlich zu Tage.^^) Dann stellt sich 
heraus, dass das Gesetz nichts anderes ist, als die Maske 
des Unrechts und die Berufung auf ein s. g. historisches 
Recht genügt nicht mehr, um veralteten Satzungen 
Achtung zu verschaffen. Sobald dieser Widerspruch 
stärker empfunden wird, kann die Abhülfe auf einem 
doppelten Wege gesucht werden. Entweder ernennt der 
Richter sich selbst zum Organ des allgemeinen Rechts- 
bewusstseins , indem er unter Berufung auf die aufhe- 
bende Macht der Gewohnheit (wie beispielsweise be- 
züglich der Halsgerichtsordnung Karls V. vom Jahre 
1532 im Laufe des vorigen Jahrhunderts geschah) sich 
auch zum Richter über das Gesetz macht, oder der Ge 
setzgeber thut seine Pflicht, indem er das neue Recht 
aus dem Volksbewusstsein in das Gefäss des Gesetzes 
schöpft. 

Der erste Fall ist überhaupt nur denkbar bei den- 
jenigen Gesetzen, die der richterlichen Anwendung un- 
terliegen; er ist aber nahezu unausführbar, seitdem wir 
ein formell genau entwickeltes und centralisirtes System 
der Rechtsmittel besitzen, vermöge dessen jede abstrakte 
Rechtsfrage an einen höchsten Gerichtshof gebracht wer*- 
den kann, dem der lebendige Wechselverkehr des unter- 
sten Richters mit den thatsächlichen Vorgängen der ge- 
sellschaftlichen Entwickelung fehlt. 

Regelmässiges Auskunftsmittel ist also nur die Ab- 
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hülfe durch die Gesetzgebung. Wie nun, wenn dieselbe* 
unthätig bleibt, weil die herrschenden Klassen bei der 
Aufrechterhaltung alter Missbräuche interessirt sind? 
Wenn sie, unbekümmert um ihre Pflicht, aus Bequem- 
lichkeit, theilnahmlos verharren? Wenn es überhaupt ein 
gesetzlich zulässiges Mittel der Abhülfe gar nicht 
giebt, weil die Zustimmung aller bei einer Aenderung 
Betheiligten nicht erlangt werden kann? 

Hierauf ist einfach zu antworten, dass die kleinerefH 
Leiden, die sich aus einem ungerechten Gesetze für ein 
Volk ergeben, meistentheils ertragen werden, wenn nicht 
der Scharfsinn des Richters oder des Publikums — was 
häufig genug der Fall ist — das Gesetz umgeht. Anders, 
wo die grossen Lebensprocesse des Staates selbst durch 
ein juristisch unabänderliches Gesetz, das sich weder 
umgehen, noch aufheben lässt, in Gefahr gebracht wer- 

• 

den. In dieser Alternative muss die Politik un- 
bedenklich das Gesetz brechen, und an die 
Stelle des gesetzlichen Unrechts das nach 
Existenz ringen de Recht Gesetz wer den lassen. 
Ist diese Alternative, die wir genau bezeichnet haben, 
wirklich vorhanden, so handelt es sich keineswegs nur 
darum, die Zuwiderhandlung gegen das positive Gesetz 
zu entschuldigen, wie gewöhnlich geschieht, sondern 
vielmehr darum, dieselbe als eine sittliche Nothwendig- 
keit, als eine Verpflichtung anzuerkennen, der sowohl 
die Völker, als die Regierungen zu gehorchen haben. 
Wie gross immer der Werth des Gesetzes in formaler 
Hinsicht sein mag, er ist immer nur ein relativer, niemak 
ein absoluter. Die Besorgniss, dass die Willkür diesen Satz 



140 Zweites Bach. Das rechtliche und sittliche Princip etc. 

in ihrem Interesse ausbeuten oder missbrauchen könnte, 
darf Niemand beirren. Ein seiner Natur nach unver- 
besserliches und unabänderliches Gesetz muss 
also, wenn es die geschichtliche Fortentwicke- 
lung des Rechtes abschneidet und kein legales 
Mittel der Abhülfe besteht, von Rechtswegen 
gebrochen werden. Um indessen nicht den minde- 
sten Zweifel übrig zu lassen, muss die Theorie der Po- 
litik die Bedingungen der rechtlich nothwendigen Ge- 
setzesverletzung bestimmt fixiren. 

Zur Rechtfertigung der politischen Gesetzesverletzun- 
gen sind Zwei Momente unerlässlich, nämlich: 

Erstens: die materielle Rechtswidrigkeit des Gesetzes- 
inhalts im Verhältniss zum Rechtsbewusstsein einer 
bestimmten Zeitperiode; und 
Zweitens: die Unmöglichkeit, auf dem Wege einer 
reformatorischen Gesetzgebung den materiellen Wi- 
derspruch zu beseitigen. 
Was nun den ersten Punkt anbelangt, so liegt es in 
der Natur der Dinge, dass er niemals völlig unstreitig 
sein kann. Wäre Jedermann von der Verwerflichkeit 
eines Gesetzes überzeugt, so würde in den inneren Staats- 
angelegenheiten der von uns vorausgesetzte Conflikt über- 
haupt nicht eintreten können. Die materielle Rechtswi- 
drigkeit des Feudalismus vor dem Ausbruch der franzö- 
sischen Revolution, der Frohnden und Robotten vor dem 
Jahre 1848, des dinglichen Jagdrechts auf fremdem Grund 
und Boden, die Rechtswidrigkeit aller dieser Zustände 
gegenüber dem langsam erwachsenen Princip der persön- 
lichen Freiheit ist für uns ausser Zweifel. Soweit die Aus- 
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sichtslosigkeit gesetzlicher Reform zugegeben werden muss, 
war daher die Revolution unzweifelhaft eine Nothwen* 
digkeit. Auch die Mecklenburgischen Staatszustände der 
Gegenwart zeigen, dass privilegirte Klassen im Vertrauen 
auf ihr s. g. historisches Recht fast immer den Augen- 
blick weisen Einlenkens versäumen. 

Weniger Schwierigkeiten bietet das zweite Moment. 
Die meisten Fälle, in denen die politische Theorie die 
Verletzung des positiven Gesetzes fordern muss, sind 
theils völkerrechtlicher, theils staatsrechtlicher Art. Be- 
trachten wir Erstens: die völkerrechtlichen Gonflikte 
innerhalb des positiven Vertragsrechtes. Von Vorn- 
herein fehlt hier die Form der gesetzlichen Revision und 
Fortbildung.*®) Jede Veränderung ist von der Zustimmung 
der Gontrahenten abhängig. Tritt nun der Fall ein, dass 
ein Staatsvertrag hinterher in Widerspruch tritt mit der 
historischen Entwickelung des Volksgeistes, mit der Selb- 
ständigkeit und inneren Unabhängigkeit, ohne dass die 
Möglichkeit einer Revision besteht, so bleibt nur die Wahl, 
ob man den Staat den Interressen und der Unbilligkeit 
einer fremden Nation, oder einen Vertrag der Selbsterhal- 
tung des Unterdrückten aufopfern will. Wie wenig daran 
zu denken ist, ein veraltetes Vertragsrecht mit der histo- 
rischen Entwickelung späterer Zeiten in Einklang zu brin- 
gen, zeigt die Geschichte der Wiener Verträge seit 1815. 

Die neueste Geschichte bietet uns zwei hervorragende 
Beispiele. 

Aus der jüngsten Zeit die Verletzung [des Oester- 
reichischen Concordats von 1855 durch die Publication 
der confessionellen Gesetze in Oesterreich. Schon in 
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d^iXa Augenblicke, wo jenes Goncordat abgeschlossen wurde, 
war es jedem Einsichtigen klar, dass die Selbständigkeit 
der inneren Gesetzgebung der Römischen Curie preisge- 
geben war. Schule und Ehe, die Gleichberechtigung der 
Culte wurden dem hierarchischen Princip aufgeopfert. 
Erträglich wäre dieser Zustand vielleicht dann gewesen, 
wenn man das Goncordat, wie die modernen Handels- 
verträge, auf einen Zeitraum von zehn bis zwölf Jahren 
abgeschlossen hätte, um nach dessen Ablauf zu pri^fen, 
wieweit sich die Nothwendigkeit einer Abänderung her- 
ausgestellt haben würde. Indem man aber das Gon- 
cordat für alle Ewigkeit schloss und eine für den 
österreichischen Staat etwa nothwendig werdende Ab- 
änderung von dem Belieben der Curie abhängig machte, 
schufen beide contrahireode Regierungen gemeinschaft- 
lich im Voraus den zukünftigen Vertragsbruch. Die 
Rechtsverletzung ist daher ganz auf Seite derer, welche 
einen in seinen Folgen unberechenbaren Staatsvertrag 
ohne zeitliche Schranke 1855 abgeschlossen hatten. 

Ein anderes Beispiel bietet die Aufhebung der deut- 
schen Bundesverträge im Jahre 1866. Noch heute ist 
streitig, ob die am 14. Juni 1866 in der Majorität stuoo- 
menden Regierungen oder Preussen durch sein Aus- 
scheiden die Bundesgrundgesetze gebrochen habe. Wie 
dem aber auch sein möge , ganz ohne Rücksicht auf den 
späteren Ausgang der in Böhmen geschlagenen Schlachten 
war schon am 15. Juni 1866 zu behaupten, dass die 
Aufhebung des deutschen Bundestages die 
Vorbedingung jeder nationalen Entwickelung 
in Deutschland war.*^) 
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Was den materiellen Unwerth der alten BundesYer- 
fassung betraf, so waren seit 1851 alle Partien und 
Begierungen darin ebenso einig, wie sie bezüglich dessen, 
was an die Stelle derselben treten sollte, uneinig waren 
und auch nach fernerer hundertjähriger Discussion und 
BundestagsprotocoUirung geblieben sein würden. Gleich- 
zeitig trug die Bundesverfassung die Unmöglichkeit 
einer organischen Fortentwickelung schon deswegen in 
sich, weil zu jeder wesentlichen Veränderung Stimmen- 
einhelligkeit, d. h. sogar die Zustimmung nicht deutscher 
Fürsten (Holland und Dänemark) erforderlich gewesen 
sein würde. Dass auf dem Rechtswege einer Bundesab- 
stimmung oder der direkten diplomatischen Verhandlung, 
oder der Unionsbildung im weiteren Bunde absolut nichts 
zu erreichen war, dass weitaus die Mehrzahl deutscher 
Staatsregierungen und Parteigruppen moralisch, d. h. 
durch einfaches gütliches Zureden und Mustergesetzge- 
bung, ebenso wenig erobert werden konnten, als etwa 
die Bewohner von Siam, war schliesslich allgemeine 
Ueberzeugung des deutschen Volkes geworden. Dieser 
Conflikt war also nur gewaltsam zu lösen, entweder im 
Wege einer revolutionären Volksbewegung, oder eines 
auswärtigen Krieges oder eines inneren Zusammenstosses 
unter den deutschen Staaten, oder unter dem Zusammen- 
treffen mehrerer der eben bezeichneten Combinationen. 
Welches die wünschenswertheste Art der Entwickelung 
gewesen sein würde, lässt sich selbstverständlich nur vom 
Standpunkte der Parteidoctrinen beantworten. Dagegen 
kann kaum ein Zweifel bestehen, dass die Vernichtung 
des Bundestages thatsächlich den grössten Akt der deut- 
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sehen Oeschichte seit der Erhebung vom Jahre 1813 be- 
zeichnet, zumal der Bundestag nach seiner Aufhebung 
im Jahre 1848 in rechtswidriger Weise reactivirt worden 
war. Schneller, als man erwarten durfte, ist diese Er- 
kenntniss dann Gemeingut aller Einsichtigen geworden. 
Süddeutschland und Oesterreicb, durch die Ereignisse 
des Jahres 1866 tief geschädigt, haben die Vollendung 
der damals eingeleiteten Entwickelung 1871 gutgeheissen. 
Gelänge es heute, das deutsche Reich zu zertrümmern, 
so würd^ doch Niemand an die Wiederherstellung des 
Bundestages denken. So fremd war dieser dem Volks- 
bewusstsein geworden. 

Gewiss wird längere Zeit vergehen, ehe dies ganz 
allgemein anerkannt ist. Lange Zeit hindurch beklagten 
sich zumeist diejenigen über den Bruch der Bundesver- 
träge, welche in ihrer eigenen Person den Bruch der 
zwischen Süddeutschland und Preussen 1866 geschlosse- 
nen Bündnissverträge angelegentlich befürworten. 

Im Staatsrecht fehlt es nicht an zahlreichen Pa- 
rallelen. Nothwendig und sittlich gerechtfertigt wird die 
Verletzung des formalen Gesetzeszustandes, wenn privi- 
legirte Klassen ihre gesetzlich nothwendige Zustimmung 
zur Aufhebung ihrer Vorzugsrechte versagen, nachdem 
der Gedanke der persönlichen Gleichberechtigung die 
bisher bedrückten Klassen erfasst hat oder der Bestand 
des Staates durch Privilegien bedroht wird. Die gewalt- 
same Aufhebung der Sklaverei, der Leibeigenschaft und 
Gutsunterthänigkeit ohne Entschädigung, die Beseitigung 
der alten Landstände durch die absolute Monarchie wur- 
den zu einer Forderung der historischen Gerechtigkeit. 
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Das Gleiche muss von der Säcularisation der Eirchen- 
güter behauptet werden, wo einerseits die Anhäufiing 
des Grandbesitzes in der todten Hand und andererseits 
der Anspruch der Geistlichkeit auf Grundsteuerbefreiong 
jeden wirtbschaftlichen und politischen Fortschritt zur 
Unmöglichkeit gemacht hatte. Im Allgemeinen ist zu 
sagen: dass jedes Gesetz seine zukünftige Ver- 
letzung sanktionirt, das seine historische Un- 
abänderlichkeit selbst im Voraus verordnet. 
Der thörichte Anspruch auf absoluten Werth in der ge- 
schichtlichen Entwickelung des menschlichen Geistes be- 

« 

gründet im Voraus dessen spätere Aufhebung im Wege 
der Gewalt oder Formwidrigkeit. 

Die ältere Geschichte ist reich an Beispielen. De- 
mosthenes übertrat das die Todesstrafe drohende Gesetz 
des Eubulus, um Geldmittel für den Krieg gegen Ma- 
cedonien aus den Theaterfonds verfügbar zu machen, 
obwohl schon ein derartiger Vorschlag als Verbrechen 
bezeichnet worden war. Die Römischen Verbote, eine 
Magistratur ohne Vorbehalt der Berufung an das Volk 
in Gapitalsachen zu creiren, konnten die Dictatur nicht 
verhindern. Indem Cicero die GatUinarier unschädUch 
machte, verstiess er allerdings gegen ein positives Ge- 
setz; aber er rettete den Staat. Aus der neuesten Zeit 
genügt es, auf das Dänische Eönigsgesetz von 1660 zu 
verweisen, durch welches die absolute Monarchie als ein 
ewiges und unabänderliches Verfassungsprincip hingestellt 
wurde. Vor allen Dingen aber kommen hier die Grund- 
sätze des canonischen und kirchlichen Kechts in Betracht, 

insofern dieselben ihre vermeintlich ewigen Wahrheiten 

10 
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mit den Mitteln eines unabänderlichen Staatsgesetzes ge- 
waltsam und im Widerspruch zu dem völlig umgestal- 
teten Bewusstsein späterer Zeitperioden aufrecht erhalten 
sollen. In diesen Grundsätzen des canonischen Kechts 
liegt daher die Quelle permanenter Revolutionen, wie 
dies die Geschichte Spaniens, Italiens und Frankreichs 
so lange bewahrheiten muss, als die weltliche Macht der 
Kirche nicht endgültig gebrochen sein wird. Kein Ge- 
setz ist unsterblich. Dennoch weigert sich die Kirche, 
ihre mittelalterUchen Decretalen, soweit sie weltliches 
Becht zum Gegenstande haben, in Einklang zu bringen 
mit den Principien der modernen Gesellschaft. Im Ge- 
gentheil verdammt sie diese. Sie verwirft die Friedens- 
bedingungen, unter denen confessionell gemischte Staaten 
allein lebensfähig sind und zerreisst damit den innersten 
Zusammenhang der neueren Gultur. Indem der Gesetz* 
geber der Zukunft Fesseln auferlegen will und die recht- 
zeitige Abänderung seines Willens auf dem legalen Wege 
im Voraus verpönt, wird er selbst zum Urheber aller 
Störungen in der Folgezeit. Weil man diesen sehr wich- 
tigen Punkt so lange übersah, als die Kenntniss imd das 
Verständniss der Geschichte mangelhaft entwickelt war, 
kann von einer rechtlichen Continuität in der mensch- 
lichen Gulturgeschichte überhaupt gar keine Bede sein. 
Wer beispielsweise die Geschichte der letzten Jahrhun- 
derte aus dem Gesichtspunkte der formalen Legalität 
rückgängig machen oder richten wollte, würde nichts 
anderes fordern, als die Barbarei. Die Frucht der Ge- 
schichte für das beutige Zeitbewusstsein ist, dass wir 
nicht nur die Rechte der Vergangenheit begreifen, son- 
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dem auch die Freiheit der zukünftigen Geschlechter 
gegen unsere eigene Zeit wahren lernen. 

Hieraus ergiebt sich für die Theorie der modernen 
Politik, dass von einer absolut unveränderlichen Qualität 
der MachtföUe im Eönigthum geschichtlich ebenso wenig 
zu halten ist, wie von einem absolut festen Massstab 
der aus der Yolkssouveränetät abgeleiteten Rechte der 
Demokratie. Ein Gesetz, welches etwas ewig Unabän- 
derUches festsetzen will, bereitet sich nur zum Selbst- 
morde vor. 

Für die Verfassungspolitik, welche sich die Harmonie 
zwischen dem Gesetze und der geschichtUchen £nt- 
wickelung des Volksgeistes als oberstes Ziel vorsetzen 
muss, folgt also: einmal, dass die zukünftige Abände^ 
rung des Gesetzes im Voraus ins Auge gefasst werden 
muss, und zweitens, dass für ausserordentliche Noth- 
stände, damit der Bruch des Gesetzes vermieden werden 
könne, dessen Suspension vorübergehend gestattet 
werden muss. 

Ein sehr stark hervortretendes Merkmal höherer poli- 
tischer Einsicht tritt darin hervor, dass die neueren Ver- 
fassungsurkunden genau bestimmen, unter welchen 
Modalitäten eine Abänderung ihres Inhalts zukünftig be- 
wirkt werden soll. Es kann darüber gestritten werden, 
wieweit diese Abänderungen etwa zu erleichtern, oder 
zu erschweren sind. Aber es ist undenkbar, dass gegen- 
wärtig irgend eine Verfassung den Anspruch erhebe, bis 
an das Ende der Dinge in allen ihren Einzelheiten zu 
gelten. Was die Deutsche Beichsverfassung anbelangt, 
so lässt sich für jetzt nooh nicht mit Sicherheit entschei- 

10* 
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den, ob die Bestimmang, wonach der Widerspruch Y<m 
vierzehn Stimmen im Bundesrath Yerfassungsändeningen 
hindern kann, der Zukunft nachtheilige Erschwerungen 
schqifiPt. Gute Gesetze haben die Eigenschaft derjenigen 
Metalle, die mit grosser Festigkeit Schmelzbarkeit in 
mittleren Hitzegraden verbinden. Schon die Römer be^ 
zeichneten die Gesetze als gleichsam am Eisen geschmie* 
det: ferrea jura. 

Eine unumgänglich nothwendige Forderung des histo- 
rischen Princips ^in den Verfassungen geht ausserdem 
dahin: dass die Nothstände und Ansnahmeverhältnisse, 
unter denen das für friedliche Entwickelung berechnete 
Gesetz unanwendbar werden könnte, gleichfalls vorgesehen 
werden. Eine für gewöhnliche Zeiten treffliche Verfaß* 
sung kann vorübergehend in schweren politischen 
Krisen unanwendbar werden. Schon im Voraus sind dx&^ 
hende Gonflikte abzuwenden, indem man eine Beschrän* 
kung der staatsbürgerlichen Freiheitsrechte ebenfalls vor** 
übergehend gestattet. Ein absolutes Verbot jeder Die« 
tatur kann in bewegten Zeiten nur die endgültige Zer- 
störung der öffentlichen Freiheiten bewirken. 

Von besonderer Wichtigkeit für die Europäischen Ver- 
hältnisse waren nach dieser Seite hin die Voi^änge des 
letzten Amerikanischen Bürgerkrieges. Der Präsident Lin- 
coln stand nicht an, in Mitten der der Union drohenden 
Gefahr die Habeas-Gorpus-Akte zu suspendiren, obwohl er 
auf den Vorwurf der Verfassungswidrigkeit gefasst sein 
musste. Aus gleichen Gründen wurde die Passpflich- 
tigkeit eingeführt; eine Massregel die theilweise in B^- 
lin nach den hochverrätherisch^n Angriffen auf den Kaiser 
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1878 Nachahmung fand. Jene Ausnahmen fielen mit 
ihrer Veranlassung fort. Auch in England ist zu Zeiten 
gefahrdrohender Unruhen die Habeas-Corpus-Akte mehr- 
fach suspendirt worden. Indem man aus Furcht . vor 
dem Missbrauch gesteigerter Machtvollkommenheiten dia 
Beschränkung persönlicher Freiheitsrechte absolut ver- 
bieten will, benachtheiligt man in Wahrheit den sicheren 
Fortbestand der Verfassungen.— Als das im Princip An* 
gemessene erscheint natürlich auch hier die Mitwirkung 
derjenigen im Wege der Gesetgebung, deren Rechte eine 
vorübergehende Verkürzung erfahren sollen, also der 
Volksvertretungen; femer die Festsetzung bestimmter Zeit- 
(firisten, nach deren Ablauf entweder eine Verlängerung 
des Ausnahmezustandes auf Grund erneuerter Bewilli- 
gung stattfindet, oder das suspendirt gewesene Recht von 
selbst wiederum in Wirksamkeit tritt. Selbst die Kirche 
würdigt die praktischen Bedürfnisse des täglichen Lebens 
neben den unabänderlichen Principien des Non possumus. 
Ihr i^Pos8umu8€ ist nämlich das Ausnahmerecht der 
päpstlichen Dispensationen. Sie compromittirt damit 
zwischen den Interessen des Tages und den unabänder- 
lichen Gesetzen der Ewigkeit. 

Das Bewusstsein über ausserordentliche Machtvoll- 
kommenheiten in Nothfallen verfügen zu dürfen, steigert 
die Energie und Sicherheit der Staatsleitung und ver- 
mindert somit in Wahrheit die Fälle des wirklichen 
Gebrauchs, zu dem sich schwache und ängstliche Politiker 
vorzugsweise versucht fühlen. Als ein bemerkenswerthes 
Zeichen in dieser Hinsicht dient der Umstand, dass in 
oder vor dem Kriege von 1866 die Preussische Staats- 
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regierang von der ihr durch den Art. 111 der Preussi- 
sehen Verfassungsurkunde und das Gesetz vom 4. Juni 
1851 gegebenen Beiiigniss zur Suspension der Pressfrei- 
heit und des Vereinsrechtes keinen Gebrauch machte, 
obwohl während der Periode des inneren Confliktes eine 
Reihe rechtlich angefochtener Verordnungen publicirt wor- 
den waren und juristische Bedenken im Augenblicke des 
drohenden Krieges gewiss nicht ins Gewicht gefallen 
wären. Eine der wichtigsten Aufgaben der praktischen 
Politik ist es somit: die Fälle der Unanwendbarkeit 
des Gesetzes in dem Acte der Gesetzgebung genau ins 
Auge zu fassen und der Erkenntniss Bahn zu brechen, 
dass zu strikte Festsetzung der legislativen Normen in 
Angelegenheiten der politischen Staatsleitung Gonäikte 
nicht vermeidbar, sondern im Gegentheil wahrscheinlich 
macht. 

In einer Klasse voü Gesetzen wird sogar der Fall 
der Nichtausführbarkeit und seiner rechtlichen Gonse- 
quenzen ausdrücklich vorausgesetzt. Es sind dies die 
Finanzgesetze, in denen gegen den formalen Voran- 
schlag Etatsüberschreitungen vorbehaltlich der nachträg- 
lichen Genehmigung und der persönlichen Verantwort- 
lichkeit der Beamten zugelassen werden. Der Gedanke, 
der hierin ausgedrückt liegt, ist einer erweiternden An- 
wendung auf andere Verwaltungsgesetze sehr wohl fähig 
sogar im hohen Masse bedürftig. Nur wird es immer 
darauf ankommen, in dem Princip der Verantwortlich- 
keit und der nachträglichen Indemnität der Willkür eine 
Schranke zu setzen. 



Sechtes Capitel. 



Das VerMltniss der Moral znr Politik. ^^) 

Unzulänglichkeit der Legalität im Staatsleben. — Nothwendigkeit 
eines sittlichen Princips in den Staatshandlungen zur Fortbildung 
des Gesetzes. — Unabhängigkeit des sittlichen Princips yon der 
kirchlichen Dogmatik. — Dreifache Anwendung des Sittengesetzes. 

— Die Politik Macchiavelli's. — Persönliche Freiheit der Staats- 
bürger als Voraussetzung der Öffentlichen Moral. — Die Verschie- 
denheit der Staatsmoral und der Priyatmoral auf der Grundlage der 
Selbsterhaltungspflicht des Staates, welche indessen keine absolute 
ist, sondern durch das Princip der Nationalität beschränkt sein 
kann (Italien und Deutschland). — Die Abhängigkeit der sittlichen 
Vorstellungen von den Zweckmässigkeitsverhältnissen. — Kriegs- 
sitte und Kriegsmoral. — Die Controversen auf sittlichem Gebiete. 

— Sittlich zweifelhafte Mittel der Politik. — 

Wie wichtig das Legalitätspriocip als Grundlage der 
politischen Handlung sein möge, so kann es dennoch, 
soweit die positive Gesetzgebung in Betracht kommt, 
niemals das ausschliesslich massgebende sein. Wir haben 
dies daran nachgewiesen, dass wir die ausnahmsweise 
zuzulassende Befugniss des Staatsmannes zur Verletzung 
der positiven Gesetzesvorschrift aus dem niederen Range 
eines entschuldigungswürdigen oder verzeihlichen Ver- 
gehens zu einer verdienstvollen Nothwendigkeit der Politik 
emporhoben. Aber auch für gewöhnliche Zeiten besteht 
die Aufgabe der Staatsleitung, das positive Gesetz in der 
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geschichtlichen Entwickelang fortschreitend zu verändern 
und fortzubilden. Daraus ergiebt sich: 

dass in dem jeweilig gegebenen positiven 
Bechtszustande nur das formale, niemals 
aber das materiellePrincip derRegierungs 1 

thätigkeit erschöpfend niedergelegt sein 
kann. 

Diejenige Regierung, die ausser der jeweilig bestehen- 
den Gesetzesnorm keinen Antrieb zur Thätigkeit empfinge 
und die Aufrechterhaltung des Gegebenen gegen ver- 
bessernde Vorschläge Anderer als schlechthin bestim- 
mende Gewissenssache verkünden wollte, wäre beinahe 
ebenso kläglich beschaffen, wie ein reines Willkürregi- 
ment — vorausgesetzt, dass es überhaupt gelänge, einen 
und denselben Gesetzeszustand Jahrhunderte hindurch 
intact zu erhalten. 

Diese einfache Erwägung fuhrt uns zu dem sitt- 
lichen Princip der Politik. Wir haben zu fragen: 
Durch welche Beweggründe ausserhalb des positiven Ge- 
setzes und über dasselbe hinaus die Thätigkeit der Staats- 
gewalt und ihrer Organe bestimmt werden solle? 

Eine Untersuchung dieses Problems ist um so wich- 
tiger, je deutlicher wir erkannt haben, dass Unabän- 
derlichkeit in der gegenwärtigen Epoche dem Gesetze 
nicht zuerkannt werden kann. Im Allgemeinen steht 
die Dauerhaftigkeit der Gesetze im umgekehrten Ver- 
hältniss zur Veränderüchkeit der Thatsachen und Zu- 
stände, auf welche sie Bezug haben. Es ist denkbar, dass 
viele Bestandtheile unseres Privatrechts den gesetzlichen 
Regeln folgen, welche vor 1300 Jahren ein byzantinischer 
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Kaiser an den ufern des Bosporus im Corpus juris civilis 
zusammenstellen Hess. 

Kauf, Miethe, väterliche Gewalt, Eigenthum sind all- 
gemein menschliche Verhältnisse und somit zu constant 
bleibenden Dispositionen geeignet. Schon im Strafrecht 
verhält es sich anders. Zweimal oder dreimal hat sich 
die Gesetzgebung seit dem Ende des vorigen Jahrhun- 
derts in der Mehrzahl der deutschen Staaten, in Frank- 
reich, Belgien und Italien geändert, je nachdem man 
von der alten Barbarei zu verfeinerter Abschreckung und 
von dieser zur Gerechtigkeitsidee in den Strafmitteln fort- 
schritt. Während die Beziehungen der einzelnen Men- 
schen zu einander im Laufe der Zeiten ihren Rechts- 
charakter bewahren können, wechseln die Verhältnisse 
zwischen dem Individuum und der bürgerlichen Gesell- 
schaft in ihrer Gesammtheit mit jedem erheblichen Fort- 
schritt in den Erfindungen der Wissenschaft imd der 
moralischen Erkenntniss. Es genügt zur Veranschau- 
lichung solcher Veränderungen an die technischen Erfin- 
dungen des Schiesspulvers, der Buchdruckerei, der Dampf- 
maschinen und des Telegraphen zu erinnern. Mit solchen 
Erfindungen verändern sich auch die gesetzgeberischen 
Bedürfnisse. 

Offenbar können nun die Neubildungen des Gesetzes 
nicht blos nach den Rücksichten einer momentanen Zweck- 
mässigkeit vorgenommen werden. So nothwendig die 
fortschreitende Reform der Culturzustände sich der ge- 
setzgebenden Gewalt bemächtigen muss, so verderblich 
wäre ein übereilter, schneller und unvorsichtiger Wechsel 
in den allgemeinen Normen, denen der Staat folgen soll. 
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Schon um derer willen, die durch eine Veränderung in 
der Gesetzgebung geschädigt werden — und selten voll- 
zieht sich irgend eine Umformung bestehender Zustände 
ohne Beschädigung einzelner Interessen, — bedarf es 
eines Hinweises auf ein höheres Princip als dasjenige des 
positiven Gesetzes an sich ist. Dieses höhere Princip 
kann aber nur die Moral, das Sittengesetz bieten, 
das ungeschriebene, des Zwanges entkleidete Gesetz der 
freien Pflichterfüllung gegen den Staat.**) 

Es liegt ausserhalb unseres Zweckes, auf die Moral- 
systeme an dieser Stelle näher einzugehen und das 
Gebiet der philosophischen Controverse zu betreten« 
Nur das eine setzen wir voraus, dass einerseits zwischen 
den Vorschriften des Sittengesetzes und den dauern- 
den Zweckmässigkeiten des menschlichen Lebens ein 
Gegensatz nicht behauptet werden kann und die in 
weitere Entfernungen ausschauende Eigenliebe an einem 
bestimmten Punkte mit den Geboten der Nächsten- 
liebe sich immer begegnen wird, ausserdem, dass die 
Erkenntniss des dem menschlichen Leben zu gebenden 
sittlichen Gehalts — sofern es sich nicht um einige we- 
nige abstrakt zu fassende Gebote handelt, ebenfalls einem 
historischen Fortbildungsprocesse unterliegt. Dass die 
sittlichen Vorstellungen der Völker nicht etwa blos die 
theoretische Construction derselben in den philosophischen 
Systemen, nach ihrer praktischen Bedeutung als Motive 
des menschlichen Handelns vor hundert Jahren vielfach 
von den unsrigen verschieden waren, kann gewiss nicht 
bestritten werden. 

Indem wir uns einer Betrachtung der moralischen 
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Motive in der politischen Handlungsweise der Staats- 
gewalt unterziehen, ist freilich schon hier an dieser 
Stelle eine Verwahrung im Namen der von uns früher 
gefundenen Aufstellung einzulegen. Zurückzuweisen 
ist jeder confessionelle und kirchliche Stand- 
punkt in der Beurtheilung der dem Staate ob- 
liegenden moralischen Verpflichtungen. Und 
zwar sowohl vom Standpunkte der religiösen Gleichbe- 
rechtigung aller — wovon späterhin in der Lehre von 
den Staatszwecken noch die Rede sein wird — , als auch 
in einfacher Consequenz der wissenschaftiichen Erkennt- 
niss des Staates und seiner Natur. Allerdings sind die 
höchsten Forderungen der Ethik im Volksganzen 
ohne Anerkennung einer im menschlichen Gewissen wir- 
kenden, religiösen Macht praktisch nicht zu verwirkUchen. 
Aber die Form der religiösen Vorstellung und der Glau- 
bensregeln darf für den modernen Staat niemals die Be- 
deutung monopolistisch privilegirter Regeln haben. Dies 
mit völliger Klarheit ausgesprochen zu haben, ist das 
Verdienst der s. g. Auf klärungsperiode des vorigen 
Jahrhunderts und der in ihr leitenden Geister. 

Wenn die Staaten unter Anerkennung eines unabän- 
derlichen und ewigen Religionsprincips sich bewegen Hes- 
sen, die daraus abzuleitenden Sätze gesetzgeberisch zu 
Sanktioniren, so würden sie entweder die nothwendig ge- 
wordene Veränderung der Gesetze bei einem gegen das 
Dogma auftretenden Widerspruch zurückweisen oder die 
gegen das Dogma übernommene Verpflichtung dennoch 
brechen müssen. 

Das Princip eines einheitlichen, allein gülti- 
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gen Dogmas kann auf dem Gebiete der staatücheti 
Gresetzgebung mit dem historischen Princip der staalr 
lichen Fortentwicklung nicht in Einklang gebracht werden. 
Daher die völlige Unbrauchbarkeit und wissenschaftliche 
Unzulänglichkeit der theologisirenden Staatssysteme, mö- 
gen dieselben nun auf protestantischer oder katholischer 
Basis ruhen. ^^) Die in der Gegenwart unumstösslich ge- 
wordene Thatsache der Glaubensspaltung in den deut- 
schen Staaten steht jedem Versuche entgegen, die Po- 
litik auf eine allein anerkannte Basis religiös -confessio- 
neller Principien zurückzuführen. Welchen Antheil immer 
das Christenthum an der Entwickelung unserer sittlichen 
Ideen gehabt hat oder noch haben mag, und wir veran* 
schlagen diesen Antheil sehr hoch — für den moder- 
nen Staat giebt es keine „reine Lehre der christ- 
Uchen Politik." 

Die Moral kommt im modernen Staat wesent- 
lich unter drei Gesichtspunkten in Betracht; 
erstens in dem Verhältniss der Unterordnung 
der Staatsbürger unter die Staatsgewalt; zwei- 
tens in dem Verhältniss der Ueberordnung der 
Staatsgewalt über die Staatsbürger, und drit- 
tens in dem Verhältniss der Staaten zu ein- 
ander. 

Erstens also: Die Unterordnung der Staatsbürger 
unter die Staatsgewalt. Das sittliche Princip der frei- 
willigen Pflichterfüllung nach der Idee der Unterord- 
nung des einzelnen Menschen unter diejenigen Personen 
und Gesellschaftskörper, aus denen er die Elemente seines 
eigenen physischen und rechtUchen Daseins entnimmt, 
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unter Familie, Gemeinde und Staat, ist für die moderne 
Politik unentbehrlich. Die Unzulänglichkeit der äusseren 
Zwangsmittel und des Motives der Furcht vor Strafe für 
die materielle ErfulluDg des Gesetzes drängt schon vom 
Standpunkte der Erfahrung zu diesem Anerkenntniss. Wäre 
der Rechtsschutz nur darauf berechnet, dass in jedem 
einzelnen Falle die Zwangsthätigkeit des Staates bei der 
Erfüllung gegebener Verbindlichkeiten in Anwendung träte, 
so wäre es um die Geltung des materiellen Rechts sehr 
schwach bestellt. Seine feste Grundlage, seine sichere 
Greltung kann das Recht nur in der freiwilligen Achtung 
finden, die aus sittlichen Motiven entspringt, und der 
Gesetzgeber muss dessen stets eingedenk sein, was Frie- 
derich der Grosse als obersten Grundsatz des Rechtes hin- 
stellte: dass „Alles, was aus Furcht geschähe, den Stem- 
pel der Niederträchtigkeit an sich trage.^^ 

Die Vorstellung der unbedingten, von allen äusseren 
Vortheilen und Nachtheilen unabhängigen Verpflichtung 
des Einzelnen zum freiwilligen Gehorsam gegen das der 
Bechtsidee entsprechende Gesetz, zur Achtung des posi- 
tiven Gesetzes in seinem Bestände, selbst wo es im Wider- 
spruch mit der vielleicht besseren Einsicht geistig her- 
vorragender Männer steht, kann aber nur dann gross ge- 
zogen werden und den Rang einer sittlichen Grossmacht 
ersteigen, wenn die Staatsgewalt in ihren Handlungen 
selbst von demselben Grundgedanken beherrscht wird. 

Auch darin zeigt sich die organische Natur des ge- 
flammten staatlichen Lebens, dass Regierte wie Regierende 
von demselben Geschicke der Verderbniss ergriffen wer- 
den. Zwar nicht fiir den einzelnen Fall des Staats- 
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Streiches und der MissregieruDg (denn auch edle Völker 
können von Tyrannen und Parvenüs betrogen und zum 
Lohne übermässigen Vertrauens geknechtet werden) — 
wohl aber für grössere historische Zeiträume gilt das 
Urtheil, dass ein Volk immer diejenige Regierung habe, 
welche es verdient, wozu freilich als Ergänzung der 
andere Satz hinzutritt, dass eine unsittliche Politik auf 
die Dauer nothwendig die sittliche Verderbniss des Volkes 
zur Folge haben muss. An dem Massstab weiterer Ge* 
Schichtsstrecken im Leben der Nationen gemessen, muss 
jede in ihrem Princip unsittliche Politik auch nothwen- 
digerweise durch Misserfolge gekennzeichnet sein. 

Von einem inneren Widerspruch zwischen Politik 
und Moral kann also in der Theorie unter keinen Um- 
ständen gesprochen werden. ^) Sehr zahlreiche Akte der 
Politik können einen sittlich gleichgültigen Charakter 
an sich tragen; aber unter keinen Umständen kann zu- 
gegeben werden, dass die Staatskunst in ihrem eigenen 
Interesse, um äussere Vortheile des Augenblickes zu 
erreichen, die Vorschriften des in das Volksbewusstsein 
recipirten Sittengesetzes verletzen dürfe — oder ohne 
dauernden Nachtheil verletzen könne. Für den Rechts- 
staat, d. h. für den Staat, der mehr als eine blos phy- 
sisch wirkende Macht über die Menschen sein will, kann 
kein anderer Grundsatz gelten, als der: 

dass das in Beziehung auf den Staat Un- 
sittliche weder als Zweck von der Politik 
gewollt, noch als Mittel zur Erreichung 
eines an sich zulässigen Zweckes gebraucht 
werden darf. 
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Jede Berufung auf den Satz: dass der an sich gute 
Zweck den Gebrauch eines an sich schlechten Mittels 
nur für Privatpersonen, nicht aber für den Staat aus^ 
schliesse, muss daher verworfen werden, obwohl die 
Praxis früherer Jahrhunderte an ihm hing.**) 

Vertheidigt konnte die Unterordnung der sittlichen 
Gebote unter die Zweckmässigkeitsrücksichten der Staats- 
leitung überhaupt nur dann werden, wenn man, des ge- 
schichtlichen Bewusstseins ermangelnd und die Causali- 
tätsgesetze übersehend, momentane Erfolge der Politik 
als gleichbedeutend nahm mit dauernden Ergebnissen 
des staatlichen Fortschritts oder die Völker als unbe- 
seelte Objekte der Politik betrachtete. 

Solche Irrthümer waren ehemals allgemein verbreitet. 
Männer der Wissenschaft, nicht blos die alten Staats- 
künstler, waren von dem Gedanken der augenblicklichen 
Zweckmässigkeitsrücksichten erfüllt. Aerzte verschmäh- 
ten es nicht, sich Verbrecher überweisen zu lassen, um 
an ihnen durch Einimpfiing ansteckender Stoffe Beleh- 
rung zu sammeln. Zum Tode verurtheilte Verbrecher 
wurden von Landesherren zu Vivisektionen an die 
Anatomien abgegeben, ohne dass die Stimme der Ent- 
rüstung sich vernehmen Uess. 

Während des 17. und 18. Jahrhunderts war die Po- 
litik der fürstlichen Kabinette keineswegs schlechter be- 
schaffen, als diejenige der Republiken, wie Venedig. 
Auf dem ganzen Europäischen Gontinent herrschte die 
Ansicht, dass es für den Staatsmann thöricht sei, sich 
an moralische Vorschriften zu binden, deren Beobach- 
tung mit der Erreichung politischer Erfolge unvereinbar 
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schien. So aUgem.ein galt dieser Gedanke, dass er offen- 
bar auf zufällige individuelle Uebereinstimmung der 
Machthaber nicht zurückgeführt werden kann. Die Po- 
litik, welche man kurzweg als Machia^ellismus zu 
bezeichnen pflegt, und deren Wesen darin besteht, dass 
das politische Urtheil nur von dem Eintreten des gewoll- 
ten Erfolges, nicht aber durch die Beachtung der recht- 
lichen und sitthchen Principien bedingt sei, war eine 
aus dem Mittelalter abgeleitete. Erbschaft. ^^) Denn der 
Staat, in welchem Recht gelten konnte, war erst zu 
schaffen aus dem Chaos der Verwirrung, der Sittenlosig- 
keit und der Gewaltthat, in welchem ein gesellschaft- 
liches Moralprincip überhaupt gar nicht allgemein 
anerkannt war. Wenn Machiavelli die Fürsten lehrte, 
dass sie sich ihrer Feinde in dem Werke des staatlichen 
Schöpfungsaktes einfach durch Mord entledigen sollte, 
so wiederholte er nur die geltende Praxis der Päpste wie 
Alexander Borgia und die später theoretisch ge- 
predigte und thatsächUch geübte Lehre, welche den 
Fürsten- oder Tyrannenmord im Interesse der Erche 
als ein verdienstliches Werk anpries. Eine Staats- 
moral konnte von Machiavelli nicht aufgestellt wer- 
den, weil weder der Staat unserer Denkweise noch auch 
das Bewusstsein allgemeiner staatlicher Verpflichtungen 
gegeben war — beides vielmehr erst geschaffen werden 
sollte. Die Moral war zu seiner Zeit kirchlich corrum- 
pirt. 

Während die mittelalterliche Kirche di^ Massen und 
den Klerus entsittlicht hatte, indem sie die Autorität 
des Staates erniedrigte, entsittlichte die luthedsche Orto- 
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doxie die Regierenden, indem sie ihnen von der gött- 
lichen Autorität der Obrigkeiten predigte und die Massen 
durch das Gebot des blinden Gehorsams ihres politischen 
Gewissens beraubte.") 

Von einer sittlichen Qualität der Staatshandlungen 
kann daher geschichtlich überhaupt erst die Rede sein, 
wenn die persönliche Freiheit des Menschen im Staate, 
und die menschlich sittliche Verantwortlichkeit der Herr- 
schenden im Gegensatz zu der alten Eirchen- 
lehre eine Thatsache im allgemeinen Gesellschaftsbe- 
wusstsein geworden ist. 

Noch im gegenwärtigen Augenblicke kann, obwohl 
die naturrechtliche Philosophie und die aus ihr ent- 
sprungene Wissenschaft vom Staate seit zwei Jahrhunder- 
ten auf die Denkweise des Menschen einwirkt, obwohl 
femer die Revolutionen die Hinfälligkeit der alten Staats- 
lehre erwiesen haben, die Thatsache des persönlichen 
Freiheitsbewusstseins keine allgemein vollendete, 
sondern vielmehr nur eine sich fortschseitend vollendende 
genannt werden. 

In diesem Uebergangszustande einer untergehenden 
Staatsanschauung zu einem höheren Yerständniss un- 
serer menschlichen Natur ist es ganz erklärlich, dass 
dann und wann der alte Irrthum, der einen unheilbaren 
Widerspruch zwischen Politik und Moral behauptet, sich 
von neuem vernehmen lässt. Wer wäre nicht Zeuge 
dessen gewesen, dass die „moralischen Mittel^^ und „mo*- 
rauschen Eroberungen^' mit einfacher Geringschätzung 
als kindliche Vorstellungen zurückgewiesen worden wä- 
ren ? Dass man sittliche Rücksichten für identisch nahm 

11 
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mit einem unzweckmässigen und doctrinären Verhalten? 
Und andererseits, dass naturgemässe Entwickelungen im 
politischen Leben in gewissen Kreisen fortdauernd sitt- 
liche Entrüstung hervorrufen, wo die Majoritäten einer 
allgemeinen Abstimmung als oberstes Moralprindp ge- 
nommen werden? Den bisherigen Auffassungen der prak- 
tischen Politik in ihrem Yerhältniss zum Sittengesetze 
liegen meistentheils zwei Irrthümer zu Qrunde, eine 
falsche Begriffsbestimmung der Politik und 
eine irrige Anwendung der Privatmoral auf 
staatliche Dinge. 

Was den ersten Punkt anbelangt, so sahen frühere 
Jahrhunderte in der Politik nichts anderes, als die Kunst, 
einseitig materielle Machtvortheile für die Regierung zu 
erlangen. Die Staatskunst gehorchte nur den Interessen 
der Herrschsucht. Ihr höchstes Ziel war Anhäufung ma- 
terieller Machtmittel in Land und Leuten, ihre Richt- 
schnur der Eigennutz. Alles galt für erlaubt, was dem 
jedesmaligen Nutzen der Regierenden zu entsprechen 
schien. Fortwährender Bedrohung nach Aussen unterlie- 
gend, betrachtete sich die Staatsgewalt nach und nach 
als Selbstzweck, der alles Andere preiszugeben war. 
Von der sittlichen und rechtlichen Bestimmung des 
staatUchen Lebens sprach man in Staatsschriften nur 
zum Scheine. Das wirthschaftliche Wohl der ünter- 
thanen wurde nur in soweit erstrebt, als es für den Staat 
finanzielle Vortheile darbot oder hoffen liess. In dem 
Zerfall der mittelalterlichen Einrichtungen betrachteten 
die Regierungen sich entweder selbst als den Staat 
schlechthin oder sie erblickten im Staate nur eine künst- 
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liehe Schöpfung des fürstlichen Genies. So lange diese 
Yorstellang währte, war es natürlich, dass man die go« 
wissenhafte Beobachtung staatlicher Pflichten als un- 
vereinbar mit dem Princip der persönlichen 
Souveränetät erachtete, deren Wesen die Schranken'^ 
losigkeit sein sollte. Moral war „bürgerliche Tugend", 
deren Verletzung durch die Regierenden keinen Gerichts- 
stand im menschlichen Gewissen finden konnte. 

Dazu kam, dass die Staatswissenschaften noch keinen 
Massstab gefunden hatten, an welchem die Erscheinungen 
des Verfalls und der Blüthe der Gemeinwesen hätte ge- 
messen werden können. Alle Erwägungen der Nützlich- 
keit kehrten auf wenige Punkte zurück: die Zahl der 
Quadratmeilen, die Greifbarkeit des Eigenthums für die 
Staatssteuern, die Grösse und Ziffer der Soldaten, Lüge 
und Spionage im Staatenverkehr. 

Wie zwei von einander getrennte Welten standen Po- 
litik, als die Kunst des Eigennutzes, und Moral, als das 
Lebensgesetz der Schwachen und Ohnmächtigen, neben 
einander« Erst die mit der Reformation begonnene 
Schärfung der Gewissen und der mit der französischen 
Revolution bewirkte Einsturz des alten Regierungssystems 
rechtfertigten die Warnungen derer, welche den Rechts- 
charakter des Staates gefordert hatten. Die Sitten- 
verderbniss hörte endlich auf, als ein empfehlens- 
werthes Mittel der Herrschaft zu gelten, obwohl der in- 
telligente Despotismus sich noch nicht völlig von dem 
Glauben losgesagt hat, dass die materiellen Bedürfnisse 
befriedigt, der Luxus befördert, die idealen Bestrebungen 

der Cultur entmuthigt werden müssen. 

11* 
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Vom Standpunkte der geschichtlichen Erfahrung darf 
ab festgestellt erachtet werden, dass mit dem politischen 
Verfall des Staates die sittliche Corruption der Staats- 
bürger Hand in Hand geht, und dass Corruption das 
nothwendige Ergebniss einer Politik sein muss, die ohne 
Anerkennung sittlicher Grundsätze den Eigennutz der 
Regierenden auf ihre Fahne schreibt. 

Der Sturz der Bourbons in Frankreich, Neapel und 
Spanien, der Julimonarchie und der italienischen Her- 
zöge, der Zusammenbruch der alten Ordnung Deutsch- 
lands im Jahre 1848 waren nicht sowohl der physischen 
Ueberlegenheit und den Machtmitteln einer gegnerischen 
Bewegung, als der eigenen Schwäche und Unsicherheit 
oder der Feigheit jener Regierungen zuzuschreiben, welche 
im Augenblicke der Gefahr unter der Macht der von 
ihnen verletzten Rechtsidee den Arm sinken lassen und 
sich gleichsam willenlos selbst der Zerstörung preisgeben, 
weil sich plötzlich und unvorbereitet ihr eigenes, in Ketten 
gehaltenes Gewissen regt. 

Sodann ist freilich zweitens auch darauf zu ver- 
weisen, dass die politische Handlungsweise nicht ein- 
fach an den Grundsätzen der Privatmoral gemessen 
werden kann, deren thatsächliche Voraussetzung die 
Lebenssphäre der einzelnen Person bildet. Damit ist 
keineswegs ein doppeltes oder mehrfaches Princip der 
Moral statuirt. Die Moral ist dieselbe für Vornehme und 
Geringe, für Fürsten und deren Unterthanen; wohl aber 
ist im Staate ein besonderes Objekt der Anwendung für 
die Moralidee gegeben. Weder das Individuum, noch 
die Staatsgewalt haben ihren Lebenszweck lediglich in 
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sich selbst. Die Namens des Staates bändelnden Organe 
empfangen den Inhalt ihrer Verpflichtung zunächst aus 
der Darstellung oder Vertretung des Staates. Hierin 
tritt der Unterschied des neueren Staatsrechts im Ver- 
gleich 2u früheren Perioden hervor, in denen Alles aus 
der persönlichen Machtfülle der Regierenden seine Recht- 
fertigung entnahm. Das Princip des modernen 
Staatsrechts, sein Grundgedanke ist die sitt- 
liche Verpflichtung des Herrschers, die Staats- 
gewalt im Sinne der Staatszwecke und nach 
Massgabe der Gesetze zu bethätigen. Alle Ge- 
walt, alle Autorität der Regierenden findet 
ihre Schranke an der Verpflichtung gegen den 
Staat. 

Die Verschiedenheit in den Forderungen der Staats- 
moral im Vergleich zur Privatmoral zeigt sich nun zu- 
vörderst darin, dass das Selbsterhaltungsrecht des 
Staates ein ganz anderes in seiner Geltung sein muss, 
als dasjenige des einzelnen Menschen, dem die Pflicht 
der Aufopferung für die höchsten sittlichen Zwecke vor- 
geschrieben ist. 

Sich für den Staat dahingehen auf dem Schlacht- 
felde, sich selbst der Erhaltung des Nächsten opfern, 
sind höchste Anforderungen der Sittlichkeit an den Ein- 
zelnen. Vom Staate kann niemals gefordert werden, dass 
er sich für die dynastischen Interessen der Herrscher- 
häuser oder für die Erhaltung anderer Staaten aufopfern 
solle. Denn seine Existenz ist die ideelle Grundlage der 
rechtlichen Existenz aller Staatsbürger. Nur in dem 
einen Falle könnte der Staat seine eigene Auflösung be- 
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schliessen, wenn er sieb selbst in einen recbtlicb und 
national bomogenen Organismus böberen Banges auf- 
lösen wollte, dessen Zwecke mit den seinigen identisch, 
und gleichzeitig mit voUkommneren Mitteln besser er- 
reichbar sein würden. In Italien kann es nicht zweifel- 
haft sein, dass Toscana seine Vereinigung mit der Sar- 
dinischen Monarchie freiwillig bewirkte, und auch in 
Deutschland wäre es denkbar, dass kleinere Staaten, von 
der Unzulänglichkeit ihrer Kräfte überzeugt, den An- 
schluss an ein grösseres Gemeinwesen freiwillig bewirken. 
Von einer absoluten Verpflichtung des Staates sich 
territorial unverletzlich und souverän zu erhalten, kann so- 
mit heut zu Tage gleichfalls nicht mehr gesprochen werden. 
Regelmässig gilt indess sicherlich der Satz, dass der 
Staat zu seiner Selbsterhaltung um der Gesammtbeit wil- 
len verpflichtet ist. Von einer doppelten Seite her ist 
dies zu fordern. Die sittliche Nothwendigkeit der staat- 
lichen Selbsterhaltung liegt in seiner allgemein mensch- 
lichen Gulturaufgabe, welche ohne Gliederung der 
Völker in verschiedene Staatskörper nach unserem Be- 
wusstsein nicht lösbar erscheint und ausserdem folge- 
weise auch in der besonderen nationalen Beziehung des 
historischen Staates zu seinen Angehörigen. Die letzten 
Gründe der staatlichen Moral liegen somit in den Ideen 
der Menschheit — das kosmopolitische Princip — 
und der mit ihr innig zusammenhängenden Idee der Na- 
tionalität — das historische Princip, mit wel- 
cher Bezeichnung wir zu vermeiden wünschen, dass man 
nicht etwa die Sprachverbindung ausschliesslich als Fun- 
dament der sittlichen Staatsgemeinschaft betrachte. 
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Der Staat mu SS sieb erhalten und aus dieser Auf- 
gäbe heraus empfangen auch die Mittel der staatlichen 
Selbsterhaltung ihren sittlichen Charakter. Dieser Da* 
seins-Zweck heiligt alle dazu unerlässlichen imd noth- 
wendigen Mittel Selbstverständlich, ist jedoch, dass die 
Selbsterhaltung durchaus nicht ein äusseres Behar- 
ren in einem abgeschlossenen Zustande bedeuten kann. 
Das historische Princip nöthigt von vornherein zu einem 
rechtzeitigen Eingehen auf die Entwickelung, welche sich 
im menschlichen Bewusstsein der Einzelnen und der Völ- 
ker fortschreitend vollzieht. Ebendeswegen kann der 
Akt der Auflösung eines kleineren Staatswesens zu Gun- 
sten der nationalen Einheit in Wahrheit als Akt der Selbst- 
erhaltung im sittlichen Sinne gedacht werden. Auf die- 
ser Grundlage der staatlichen Daseinspflichten sind nun 
weiter die sittlichen Pflichten der praktischen Politik nach 
den beiden Hauptrichtungen des inneren und des äusse- 
ren Staatslebens zu entwickeln. 

In der inneren Politik sind die sittlichen Pflichten 
in dem Rechtscharakter des Staates sowohl für 
die Begierenden wie die Regierten gleichzeitig ausgeprägt. 
Der sittliche Gehorsam gegen die Obrigkeit kann qua- 
litativ gar nicht verschieden sein von dem sittlichen Ge- 
horsam der Obrigkeit gegen das Gesetz. Die Willkür 
fürstlicher Kabinette oder revolutionair erregter Massen 
kann für ihre Launen Gehorsam mit Gewalt erzwingen, 
aber sie haben kein Recht, ihn zu fordern. Die For- 
derung eines einseitigen oder absoluten Gehorsams würde 
den Staat gleichsam in die Steinperiode seines nur that- 
sächlichen und physischen Daseins zurückwerfen. 
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Praktisch besteht aUerdings ein sehr bedeutender Un- 
terschied. Während der unrechtmässig versagte Gehor- 
sam der Unterthanen in den Formen des gesetzlichen 
Zwanges im Voraus eine Garantie der Unwirksamkeit 
findet, kann der Ungehorsam der höchsten Behörden 
entweder gar nicht oder nur schwer in den Formen des 
positiven Rechtsganges gebrochen werden. Die höchste 
Staatsgewalt in den Monarchien selbst ist unverletzlich 
und unangreifbar. Daraus folgt aber keineswegs eine 
Verminderung, sondern im Gegentheil eine Steigerung 
ihrer sittlichen Verantwortlichkeit zur Deckung des juris- 
tischen Deficits, und femer die Nothwendigkeit, in der 
gerichtlichen Verfolgbarkeit der handelnden Organe das 
rechtliche Gleichgewicht zwischen Regierenden und Re- 
gierten wieder herzustellen. Jede nicht schlechthin noth- 
wendige Beschränkung in der gerichtlichen Verfolgbar- 
keit der von Beamten verübten Gesetzesverletzungen ist 
unsittlich. 

In diesem höchsten Gesetze der staatlichen Moral, 
das Regierende und Regierte gleichmässig bindet, ver- 
schwindet der Unterschied zwischen der Macht der Ge- 
sammtheit und der Freiheit des Einzelnen völlig durch 
die Einheit beider. 

Die Gränze des staatsbürgerlichen Gehorsams und 
das Mass der ihn erzwingenden Macht können allerdings 
nicht -unveränderlich sein. In der Geschichte tritt jene 
wechselnde Richtung hervor, in der wir bald die herge- 
brachten Interessen der äusserlichen Ordnung, bald die 
neu entstandenen Interessen der geistigen Bewegung be- 
vorzugt sehen. Auch hierfür kann es an einem sittlichen 
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Regulator nicht fehlen. Statt sich von den Thatsachen 
überwältigen zu lassen, und das Geschehene hinterher 
gutzuheissen, ist es vielmehr eine Aufgabe der Begieren- 
den und der Regierten ihr Verhältniss nach dem Princip 
des ireiwilligen Verzichtes auf das veraltete und aus dem 
Zeitbewusstsein geschwundene Sonderrecht zu gestalten. 

In der sittUchen Forderung des freiwilligen Verzichtes 
von Seiten der formal Berechtigten im Falle des heran- 
reifenden Gonfliktes liegt die leichteste Lösung aller Wi- 
dersprüche. ^^) Die absolute Monarchie hätte längst, ohne 
den Eintritt revolutionärer Erschütterungen abzuwarten, 
aus eigener Initiative sich selbst beschränken, der grund- 
besitzende Adel auf das feudale Jagdrecht, patrimoniale 
Gerichtsbarkeit und andere Privilegien selbst verzichten 
müssen, wenn das staatlich sittliche Bewusstsein stärker 
entvrickelt gewesen wäre. Auf der anderen Seite wäre 
es ebenso angemessen, in den südamerikanischen Repu- 
bliken die Leidenschaften einer ungezügelten und ord- 
nungsfeindlichen , in permanenter Revolution schwanken- 
den Volksmenge durch eine freiwillige Beschränkung der- 
jenigen persönUchen Freiheitsrechte zu massigen , deren 
Missbrauch zur herrschenden Regel geworden ist. Die 
freiwiUige Nachgiebigkeit gegen das geschichtlich wer- 
dende Recht ist eine Anforderung der Moral, ohne welche 
eine friedUche Entwickelung des staatlichen Lebens un- 
denkbar sein würde. 

In der That hat sich auch die Sprachweise der Eu- 
ropäischen Regierungen seit fünfzig Jahren erheblich ver- 
ändert. Der Staat ist aus dem Alter der Unmündigkeit 
und des vormundschafüichen Absolutismus herausgetre- 
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ten und der Gedanke der Verpflichtung und Verant- 
wortlichkeit der Staatsregierungen vor dem Gesetz wird 
nicht mehr ganz und gar zurückgewiesen. Seine Aus- 
fuhrung in den Verfassungen ist zwar verkümmert und 
zurückgeblieben. Ob indessen schon jetzt eine bis ii^ 
alle Einzelheiten geordnete Minister -Verantwortlichkeit 
überall geltend gemacht werden kann, oder nicht, 
ändert an der Forderung nichts, welche durch das 
Rechtsbewusstsein der Nationen gegen die Gewalthaber 
gestellt und nach jenem geschichtlichen Gesetze nicht 
unerfüllt bleiben kann, dessen Geltung wir in dem Un- 
tergange der staatsfeindlichen Dynastien wahrgenommen 
haben. ^^) 

Verschieden von der inneren Lage der Staaten, zeigt 
sich in Beziehung zu der Anwendung des sittlichen Ge- 
dankens die Lage der auswärtigen Beziehungen. Auch 
hier gelten auf Grundlage der kosmopolitischen Idee der 
Menschheit unzweifelhaft sittliche Forderungen, die im 
Bewusstsein der Culturvölker wurzeln. Der blinden Er- 
oberungssucht ist ein Damm entgegengeworfen in der 
Achtung der Volksexistenz, der Gedanke der Weltmo- 
narchie und geistlichen Universalherrschaft verpönt, in- 
gleichen der bescheidenere Anspruch einer Nation, an 
der Spitze der Civilisation anderen Völkern Wegweiser 
sein zu wollen, ein Anspruch, der an dem Widerspruche 
aller übrigen scheitert. Sklavenhandel gilt als Verbrechen 
und Seeraub; Ausrottung wehrloser Barbaren durch hö- 
her civilisirte Krieger als Nichtswürdigkeit. Ein ideales 
Element, das früher als Träumerei bezeichnet worden 
war, ist in den Staatenverkehr eingetreten. Die Wahl- 
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Verwandtschaften des Guten und des Eigennutzes zeigen 
sich in der Hinneigung und Abneigung der Völker, deren 
Stimmung sogar in russischen Staatsscbriften als ein 
Faktor der äusseren Politik anerkannt wird. Das Un- 
glück, welches eine Nation durch Hungersnoth, Miss- 
ernte und Seuche betriflft, ruft Mitgefühl in fernen Welt- 
gegenden hervor. Es giebt eine internationale Wohl- 
thäiigkeit, die alle Schranken des nationalen und con- 
fessionellen Haders überspringt ; eine Einheit des sittlichen 
Bewusstseins, welche nicht einmal damals vorhanden war, 
als eine äussere Einheit des Kirchenglaubens die Euro- 
päische Staatenwelt verband. Wie wichtig immer die 
überlegene Stärke einer Grossmacht erscheinen möge, 
wie sehr man immer ihren Einfluss empfinde : das fried- 
liche Nebeneinanderbestehen der Nationen ist in unaus- 
löschlichen Schriftzeichen in dass Gewissen als Forde- 
rung der jetzt lebenden Generation eingezeichnet. 

Die psychische Grundlage einer gemeinsamen Vor- 
stellungsweise über die wesentlichen Selbständigkeits- 
rechte der Staaten ist nach und nach soweit erstarkt, 
dass die Anforderung, sittliche Grundsätze in der aus- 
wärtigen Politik an die Stelle des Eigenutzes und der 
versteckten Feindschaft treten zu lassen, ihrer Erfüllung 
harrt. Das Völkerrecht, vor zweihundert Jahren nur 
eine wissenschaftliche Theorie, erhebt sich zu einer mo- 
ralischen Macht, nachdem man die Folgen eigennütziger 
Cabinetspolitik Jahrhunderte hindurch erfahren. Auch 
hier lässt sich nachweisen, dass die positiv sittlichen 
Ideen der Völker ganz und gar vom Erfahrungsstand- 
punkte der Misserfolge in der Geschichte und der aus 
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unsittlichem Eigennutz hervorgegangenen Leiden gebildet 
und befestigt wurden. 

Auf keinem Gebiete tritt die relative Abhängigkeit 
der sittlichen Vorstellungen von den Zweckmässigkeits- 
bestimmungen so deutlich hervor, wie gerade im Völker- 
recht und in der auswärtigen Politik. Zunächst in der 
Diplomatie. Vor hundert Jahren waren Verstellung, 
Lüge und Vertragsbruch gleichsam das herkömmliche 
Rüstzeug für den äusseren Staatenverkehr. Nicht ein- 
mal Friedrich der Grosse vermochte sich dieser Denk- 
weise länger, als auf Augenblicke zu entziehen. Er 
schrieb den Antimachiavelli — aber er theilte Polen mit 
Russland und Oesterreich , wofür ein anderer Grund als 
der Staatsvortheil schwerlich angeführt werden konnte. 
Das Genie der Zweideutigkeit und der Doppelzüngigkeit 
war herrschend, friedliche Beziehung der Staaten zu 
einander thatsächlich nicht mehr bedeutend, als ein 
Waffenstillstand auf Kündigung. Ein militärisches Werbe- 
system ohne volksthümliche Grundlage erlaubte Krieg- 
führungen ohne die Verantwortlichkeit, die auch der ab- 
solute Herrscher gegen ein Volksheer übernehmen muss. 
Jene Kämpfe erschienen als contractmässige Todtschlä- 
gereien, über welche sich Niemand beschweren konnte^ 
ausser denjenigen, die etwa zufällig in ihrem Besitz 
oder Wohlstand getroffen wurden; jedenfalls hatten die- 
jenigen sich nicht zu beklagen, die sich selbst verkauft 
hatten. Unter solchen Umständen konnte auch die Diplo- 
matie gar nicht anders geartet sein, als sie wirklich war. 
Durchaus unzulässig wäre es gewesen, die Grundsätze 
der Privatmoral über das Lügen auf jene Zeiten und 
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ihre Diplomatie anwenden zu wollen. Nur durch gegen- 
seitige Hinterlist und Täuschung sicherte man seinen Be- 
stand in einer Periode allgemeiner Arglist. 

Eine gegen Feinde ehrliche und offene Staatsregierung 
unter lauter grundsätzlich lügenden wäre eine Unmög- 
lichkeit, wäre Selbstvernichtung ; es sei denn, dass die 
Ehrlichkeit etwa deswegen nützte, weil man ihr gleich- 
falls nicht traut, und etwa in solchem Falle irrthümlicher- 
weise das Gegentheil der ausgesprochenen Absichten 
vermuthet. Auch fehlte es in der That ehemals nicht 
an solchen in der Diplomatie, die aus Bequemlichkeit 
die Wahrheit sagten, weil sie sehr wohl wussten, dass 
dauernd, consequent und ohne Widersprüche zu lügen, 
eine sehr schwierige Aufgabe ist. 

Dass keine einzelne Regierung für sich allein ge- 
tadelt werden durfte, zeigt sich sofort bei dem Hinweis 
auf den Krieg. Hier wird die Unanwendbarkeit der 
Privatmoral auf den ersten Blick klar. Alles was wir 
als verbrecherisch verdammen und bestrafen: Tödtung, 
Verstümmelung, Eigenthumzerstörung , zuweilen sogar 
Plünderung wird erlaubt um des Zweckes willen. Der 
Krieg haf somit seine eigene Moral , in der diejenigen 
Mittel geheiligt sind, welche die Privatmoral absolut ver- 
wirft. Hier vorzugsweise erkennen wir die Abhängigkeit 
der sittlichen Vorschriften von den Zweckbestimmungen 
des menschlichen Lebens. Allerdings hat der Krieg sich 
gleichfalls bestimmte Regeln vorgesetzt. Dass die sitt- 
lichen Vorstellungen sich sehr bedeutend entwickelt und 
der kosmopolitischen Idee der Menschlichkeit genähert 
haben, ergiebt schon der oberflächliche Vergleich zwischen 
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der Kriegführung des siebenjährigen und des „sieben- 
tägigen Krieges" von 1866. Die Pflege der verwundeten 
Feinde, die Neutralität der Bjiegslazarethe und Verband- 
plätze, die Abschaffung der Kaperei, die Integrität des 
Privateigenthums zur See während des preussisch- öster- 
reichischen Krieges im Jahre 1866 sind Fortschritte, 
denen auch der Apostel des ewigen Friedens nicht zür- 
nen darf. ^) Immer aber bleibt die Thatsache bestehen : 
dass alle diese Fortschritte nur deswegen 
bewirkt werden konnten, weil die alten, 
gegenwärtig aufgehobenen Kriegsregeln, 
durch den Zweck des Krieges nicht mehr 
nothwendig gefordert werden. 
Unsittlich in der Moral des Krieges ist also dasje- 
nige, was nicht nur durch die Moralgesetze des fried- 
lichen Gesellschaftszustandes verworfen, sondern ausser- 
dem durch dieZw ecke des Krieges nicht noth- 
wendig gefordert wird.^*) Wenn den Franzosen 
unter Turenne die Verwüstung der Pfalz, den Nordame- 
rikanern im Bürgerkriege die Sperrung des Hafens von 
Charlestown durch Versenkung steinbeladener Schiffe, 
oder die Ueberschwemmung der Ufer des Mississippi 
zum Vorwurfe gemacht wird, so kann darüber nur geur- 
theilt werden nach vorgängiger Entscheidung der Frage : 
ob jene Akte der Zerstörung zum Ausgange des Krieges 
nach vernünftigem Ermessen wesentlich beizutragen ge- 
eignet waren, oder nicht. 

Jedermann weiss, dass die sonst gehässige einer 
Staatsregierung unwürdige List und Lüge', im Kriege 
und dem Feinde gegenüber höchst verdienstlich ist. Die 
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Verbreitung fakcher Nachrichten, um den Feind zu täu- 
schen, ist allgemein gestattet und für das Gelingen der 
strategischen Operationen von grösster Wichtigkeit. Jeder 
der kämpfenden Theile sucht seine wahre Stärke zu ver- 
bergen, den Gegner in die Irre zu fuhren, ihn in einen 
Hinterhalt zu locken. Nur verbirgt man allerdings das 
der bürgerlichen Moral entlehnte Wort der Lüge unter 
der vornehm klingenden Bezeichnung der Kriegslist. 
Und ganz mit Recht. Man ahmt nur nach, was schon 
bei den Römern der Fall war, indem man den guten Be- 
trug (dolus bonus) und den schlimmen Betrug {dolus ma" 
lus) von einander unterschied und was die Kirche — 
allerdings nicht mit demselben Rechte wie die weltliche 
Kriegführung — als „frommen Betrug" {pia fraus) be- 
zeichnet. Diese Beispiele genügen vollkommen, um zu 
zeigen: dass ein absoluter und abstrakt hingestellter Satz 
der Privatmoral wie das Verbot der ünwahrhaftigkeit 
dem man freilich auch im bürgerlichen Verkehr eine Ein- 
schränkung durch die Zulassung der s. g. Nothlüge hin- 
zufügt, auf die staatlichen Aktionen im Kriege durchaus 
nicht angewendet werden kann. List und Täuschung, 
welche wir unsererseits im Kriege zu üben gedenken, 
gestatten wir im Voraus auch unserem Gegner gegen 
uns, indem wir hoffen, dass wir als die Klügeren da- 
bei esser gestellt sein werden. Uns widerfahrt nichts, 
was wir nicht im Voraus berechnen und in Erwägung 
sdehen. Und eben hierin liegt der Unterschied, da im 
Privatverkehr die Lüge stets als ein einseitiges Privile- 
gium des Betrügers gegenüber den ihm ehrlich erschei- 
nenden Menschen geübt wird. Ob dagegen ein General 
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auch seine eigenen Soldaten täuschen darf? Als die 
Schlacht von Waterloo eine für die Franzosen schlimme 
Wendung nahm, liess Napoleon das Gerücht ausspren- 
gen, Grouchy sei da, womit er das Anrücken der 
Preussen wegzudeuten suchte. Diese Lüge hatte, als sie 
entdeckt wurde, die schlimmsten Folgen für ihn. 

Wo es an einem festen Friedenszustand in der Staa- 
tenwelt fehlt, ist es auch heute bei gegenseitigem 
Misstrauen der Staatsregierungen und gegenseitiger 
Gefährdung sehr wohl denkbar, dass im Interesse der 
Vertheidigung die Verheimlichung der wahren Absichten 
der Staatsregierung gegenüber dem Auslande gebilligt 
werden muss. Allgemein gültig und als Regel gedacht, 
würde aber ein solches Verfahren nur von der Zerstö- 
rung der moralischen Grundsätze des friedlichen Völ- 
kerverkehrs Zeugniss ablegen. 

Völlig unzulässig würde es sein, die kriegerische 
Moral der zweckmässigen Zerstörung auf die Verhält- 
nisse der Staatsregierung zu den politischen Parteien oder 
der Parteien untereinander anzuwenden. Hier gilt viel- 
mehr die Gegenseitigkeit der Verpflichtungen 
zur Wahrheit und Ehrlichkeit innerhalb des 
friedlichen Rechtszustandes, die gemeinsame 
Unterordnung unter das Gesetz. Ehe dies allge- 
mein begriffen wird, pflegt allerdings längere Zeit zu 
vergehen; die Uebergangsperiode aus dem Absolutismus 
zu freieren Staatseinrichtungen und umgekehrt von der 
sinkenden Freiheit zur Despotie kündigt sich dadurch 
an, dass die Parteien von dem blinden Vernichtungstriebe 
gegen gegnerische Meinungen beherrscht werden. Belage- 
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rongszustand, Proskriptionen und Ausnahmegerichte wer* 
den alsdann in den Mantel der gefallenen Gerechtigkeit 
eingekleidet, um die öffentUche Moral zu schänden. Die 
Politik der Anarchie und der Despotie kann, an dem 
Massstab des heutigen Rechtsstaates gemessen, über- 
haupt nicht anders als unsittiich handeln. 

Die Erkenntniss, dass sittliche Principien in der Leitung' 
der Staaten nicht entbehrt werden können, hat zu dem Ver- 
suche geführt, deren Darstellung als Ziel einer eigens abge- 
grenzten Lehre, der Staatssittenlehre, aufzusteUen. 

Gegen eine besondere Bearbeitung dieser Grundsätze 
durch die Wissenschaft ist auch gewiss nicht das Min- 
deste einzuwenden. Ob aber genügender Grund zur Aus- 
scheidung solcher Lehren aus dem Gebiete der Ethik 
oder der Politik gegeben ist, um darauf hin eine in sich 
selbständige Disciplin aufzubauen, darf bezeifelt werden. 
Sind die Verschiedenheiten der Privatmoral und der 
Staatsmoral wirklich so grosse? Ist die Einheit des sitt- 
lichen Princips für alle menschlichen Lebensverhältnisse 
nicht vielmehr wissenschaftlich festzuhalten? Es wäre viel«- 
leicht wichtiger, den Zusammenhang des scheinbar Ver- 
schiedenen darzulegen, als die Trennung hervorzuheben. 
Allerdings ist das Irrige des Schlusses stets zu betonen , 
der da folgert: was für den Einzelnen in seinen Bezie- 
hungen zu anderen Einzelwesen sittlich verboten sei, 
müsse auch für den Staat in seinem Verhältniss zu an- 
deren Staaten schlechthin verworfen werden. 

■ 

Für die Zukunft der Staatenentwickelung mag diese 
Forderung im Zusammenhang mit der Idee des ewigen 
Friedens als Entwickelungsziel gestellt werden, so lange 
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der Krieg eine Thatsache ist und durch das Rechtsbe- 
wusstsein der Nationen gut geheissen wird, erscheint die- 
selbe noch unerfüllbar für den einzelnen Staat. Auch 
in der grössten Abweichung der öffentlichen Moral von 
dem Sittengesetze des Privatlebens, wie sie in dem Kriegs- 
zustände der Völker gegeneinander hervortritt, findet 
sich doch immer die Einheit der Grundsätze wieder vor, 
sobald wir die Parallele der Nothwehr der Angegriffe- 
nen in Erinnerung bringen und nur denjenigen Krieg als 
sittlich gerechtfertigt betrachten, welcher in Vertheidi- 
gung der höchsten Güter und Rechte der Staaten als 
unvermeidlich erscheint. 

Die Trennung der Privat- und Staatsmoral war ur- 
sprünglich durch die Stellung der fürstlichen Person im 
absoluten Staatswesen nahegelegt. ^^) Hier galt es näm- 
lich zu zeigen, einerseits dass die Tugenden eines edlen 
Herzens nicht ausreichend waren, um den Staat mit 
Sicherheit zu lenken, und andererseits, dass die Aufgaben 
und Mittel der Staatsregierung nicht der Willkür unter- 
liegen dürfen, die dem Einzelnen gestattet, sich selbst 
zu beschädigen. Es galt die Privatperson der Fürsten 
von ihrem politischen Amt zu trennen, wie man bereits 
juristisch seine vermögensrechtliche Person von der Staats- 
gewalt getrennt hatte. 

Wir haben bereits bemerkt und an der Geschichte 
des Völkerrechtes nachgewiesen, dass auch die sitt- 
lichen Vorstellungen einer geschichtlichen Fort- 
bildung unterliegen; mindestens nach ihrer realen 
Bedeutung für das Bewusstsein der Völker und ihrer 
Macht über die geistigen Lebensprocesse. Daraus ergiebt 
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sich für die Gestaltung des Rechtes in der Gesetzgebungs- 
politik die doppelte Richtung: 

dass entweder aus dem Kreise des nothwendig Er- 
zwingbaren Elemente ausgeschieden und der freien 
sittUchen Sphäre überwiesen werden, 
oder dass ehemals freigelassene Forderungen der Sitt- 
hchkeit den Charakter des rechtlich Nothwendigen 
und gesetzlich Erzwingbaren annehmen. 
Die Erweiterung, Ausdehnung und Beschränkung der 
Grenzen des positiven Rechts ist von dieser Bewegung 
der Ideen bestimmt. Am deutlichsten lässt sich dieser 
Process an der Geschichte des Strafrechts nachweisen. 
Einzelnes, was vor dreihundert Jahren verbrecherisch er- 
schien, kann heut zu Tage straflos bleiben, was straflos 
war, gegenwärtig als verbrecherisch verpönt werden. Die- 
selbe Erscheinung wiederholt sich in den Strafinitteln. 
Das Yerhältniss der Verstümmelungen, der Prügelstrafe 
und der Hinrichtungen zum sittUchen Bewusstsein unserer 
Zeit ist nahezu entgegengesetzt zu der Aufliassung, die 
vor hundert Jahren gangbar war. Bagehot sagt: Die 
ganze Geschichte der Gesittung ist überstreut mit Ideen 
und Einrichtungen, die Anfangs unermesslich werthvoll 
und nachmals verderblich wurden. 

Für die Wissenschaft der Polilik kann diese That- 
Sache nicht unbeachtet bleiben. Sie selbst hat sich zwar 
nicht nothwendigerweise mit dem Nachweis der sittUchen 
Vorstellungen im Einzelnen zu befassen, muss dies viel- 
mehr der Ethik und der s. g. moralischen Statistik über- 
lassen, deren Vervollkommnungsfähigkeit zu hoffen steht; 

sie muss überdiess den Bildüngsprocess der Vorstellun- 
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gen aus der Psychologie entnehmen.^) Allein die That- 
Sache der allmälig eintretenden Umwandlungen ist als 
Massstab in Berührung zu bringen mit der Gesetzge- 
bungspolitik, in deren Interesse zu ermitteln wäre, 
welchen Einfiuss der Wille des Gesetzgebers überhaupt 
auf die Bildung der sittlichen Vorstellungen im Volke 
ausübt, und wieweit andererseits das Gesetz in seiner 
Durchführung von dem wirklichen Stande der sittlichen 
Idee abhängig ist.^) Sehen wir von den Fällen ab, in 
denen irgend eine Anordnung des Gesetzgebers als sitt- 
lich gleichgültig erscheint, oder ihr sittlicher Werth 
noch nicht bezweifelt wird, so sind Incongruenzen darin 
denkbar : 

dass entweder die Anschauungen des Gesetzgebers 
dem sittlichen Bewusstsein seiner Zeitperiode vor- 
ausgeeilt sind, 

oder hinter der Entwickelung desselben zurück- 
bliebeu. 
Das letzter^ geschieht in der Gegenwart deswegen 
viel häufiger, weil bei der Mannigfaltigkeit der heutigen 
Gesellschaft in den einzelnen Schichten derselben die 
Bildung der sittlichen Vorstellungen sehr ungleichmässig 
zuweilen sogar, wo die Beziehungen der einzelnen Ge- 
sellschaftskreise zu einander in Betracht kommen, in wi- 
dersprechender Weise vor sich gehen. Hierdurch ensteht 
eine Unsicherheit in der Gesetzgebung, deren Motive an 
sich sehr achtungswerth sind. Die Aufhebung der Wu- 
chergesetze in Preussen erfolgte viel später, als in an- 
deren Europäischen Staaten, deren Gulturentwickelung 
hinter derjenigen Preussens zurückgeblieben war. Die Un- 
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Zweckmässigkeit der Wucherstra^esetze war in der Praxis 
längst dargethan, ehe man den Zinsfass freigab. Hin- 
sichtlich der sittlichen und social-politischen Seite ist die 
Controverse indessen auch gegenwärtig noch nicht geschlos- 
sen. Während unter den grossen Gapitalisten die Ansicht 
vielfach verbreitet ist, dass es einen in sittlicher Hinsicht 
verwerflichen Wucher überhaupt nicht gebe, hat sich in 
den arbeiten den Klassen unzweifelhaft der Gedanke der 
Verächtlichkeit und der Nichtswürdigkeit des wucherischen 
Zinsgenusses erhalten. Die sittlichen Vorstellungen über 
den Wucher sind somit ganz und gar von der allgemeinen 
wirthschaftlichen Organisation der Volksarbeit abhängig 
geblieben, und werden wahrscheinlich weiterhin verändert 
werden, wenn das Assodationswesen der Arbeiter die 
trennende Kluft zwischen dem Kapital und dem Arbeits- 
lohn zu überbrücken vermag. 

Auch im Hazardspiel haben diese Controversen 
lange Zeit ihre Rolle gespielt, bis die Schliessung der 
Spielbanken endlich erfolgt ist. Den kleineren deutschen 
Fürsten scheint die Verwerflichkeit des Hazardspiels nie- 
mals einleuchtend gewesen zu sein. Unter den Gegnern 
des öflentlichen Spieles war indessen die moralische Frage 
unzweifelhaft controvers ; indem einige aus äusseren wirth- 
schaftspolizeilichen Gründen, andere in ihrer gewohn- 
heitsmässig gewordenen Entrüstung vom sittlichen Stand- 
punkte gegen die Verderbniss der öffentlichen Glücks- 
spiele eiferten. Manchem anstössig, wird auch die Staats- 
lotterie von Anderen wiederum in Schutz genommen 
oder wenigstens als sittlich gleichgültig betrachtet Die- 
selbe Streitfrage bezog sich auf die Emission von Prä- 
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mienloosen zum Zwecke der Aufnahme einer Staatsan- 
leihe. 

Solche Controversen werden voraussichtlich niemals 
völlig verschwinden. Mit aller Zähigkeit vertheidigte 
sich das alte Zunftprivilegium gegen die von der neueren 
Zeit geforderte Freiheit des Erwerbs. Jedes Inter- 
esse von einiger Bedeutung in L an dwirthschaft, 
Gewerbe und Handel pflegt sich auch seine 
eigene Moral jsum Selbstgebrauch zu construi- 
ren. Aber gerade der Umstand, dass gewisse Ansprüche 
als sittlich nothwendig von solchen vertheidigt werden, 
die aus ihnen einen nachweisbaren Vortheil für sich 
ziehen, ist ein werthvoUes Zeichen fiir die Richtung, in 
welcher die Politik ihr Ziel zu suchen hat. 

Die einzelnen Controversen der gegenwärtigen Zeit- 
periode bemerkbar zu machen, wäre Sache der speciel- 
len Politik, je nach der besonderen Art der ihr gestell- 
ten Aufgaben. 

Einige Streitfragen sind indessen von so allgemeiner 
Bedeutung, dass eine Erwähnung nicht umgangen werden 
kann. In der Regel erkennt man als Kern des Zweifels 
die Verschiedenheit der Ansichten über die Anwendbar- 
keit oder Nichtanwendbarkeit eines in der Privatmoral 
anerkannten Satzes. Als sittlich zweifelhafte Mittel 
dürften vom Standpunkte der Gegenwart folgende be- 
zeichnet werden: 

1) Die Benutzung einer rechtswidrig her- 
beigeführten Thatsache oder einer an sich un- 
sittlichen Handlung dritter Personen für die 
ZweckedesStaates. Die politische Praxis der heuti- 
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gen Zeit ist nicht im mindesten zweifelhaft; während 
Moralisten dagegen eifern. 

In der That scheint es, dass zwischen der Herbei- 
führung und Verursachung unsittlicher Handlungen und 
deren nachträglicher Benutzung von Seiten Anderer sehr 
wohl unterschieden werden kann. Unbedingt verwerflich 
wäre die Provocation feindlicher Soldaten zum Treu- 
bruch und Verrath. Das moderne Völkerrecht verwirft 
dieses Mittel der Kriegführung, Kein Feldherr indessen 
wird sich besinnen, Fahnenflüchtige, Deserteure oder 
Spione, die sich freiwillig melden, aufzunehmen und zu 
benutzen, obschon er ihnen sicherlich seine persönliche 
Verachtung nicht vorenthalten wird. Einen Deserteur 
zu der von ihm verrathenen Fahne zurücksenden, hiesse 
zum Vortheil des Feindes handeln und wäre somit ganz 
gewiss den letzten Zwecken des Krieges geradezu ent- 
gegen. Schwächung des Gegners ist nicht nur zulässig, 
sondern sogar im Interesse der eigenen Kräfte geboten. 
Andererseits wäre es gewiss unbedingt sittlich, das An- 
erbieten eines Mordes feindlicher Befehlshaber oder 
Truppen zurückzuweisen und zu vereiteln. Man könnte 
zwar einwenden, dass Annahme Fahnenflüchtiger auch 
gleichzeitig ein Motiv der Desertion darbiete und inso- 
weit eine Verantwortlichkeit für unsittliche Handlungen 
Anderer nicht von der Hand gewiesen werden könne. 
Indessen wäre jenes Motiv immer nur ein nebensächlich 
wirkendes neben den Gründen der Unzufriedenheit oder 
Feigheit, welche in schlecht disciplinirten Truppen 
zu Desertionen anreizen. Ebensowenig zeigt sich die 
Kriegsprads bedenklich gegen die Annahme des Aner- 
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bietens, eise feindliche Festung gegen Bestechung zu rev- 
rathen. 

Aehnlich sind die Fälle der Denunciation wegen po- 
litischer Vergehen. Die Anzeige eines Mitverschworenen 
gegen diejenigen, deren Vertrauen er erschlichen hatte, 
Yfixd immer ein Akt der Nichtswürdigkeit bleiben und 
mit gerechter Verachtung gebrandmarkt werden, obschon 
68 Staatsregierungen gab, die solchen Elenden Auszeich- 
nungen, Belobigungen oder einträgliche Staatsstellen ver- 
liehen. Ist jene Handlung auch eine an sich höchst ver- 
ächtliche, so kann dieselbe indessen von der Criminal- 
polizei nicht unbenutzt bleiben. Diese nämlich hat der 
Untersuchung vorzuarbeiten und alle Mittel der Er- 
forschung zu gebrauchen, soweit sie rechtlich gestattet 
eind und. die Beamten des Staates nicht selbst zu Un- 
sittUchkeiten veranlasst sein würden. Die s. g. agents 
provocateurs der französischen Polizei werden von Nie- 
mand vertheidigt Gewisse herkömmliche Mittel der 
Griminalpolizei oder der hohen politischen Gesinnungs- 
erforschung werden gegenwärtig von Allen, ausser von 
denen, die sich ihrer bedienen, als verwerflich betrachtet. 

Der Griminalprocess der älteren Zeit ist besonders 
geeignet, die sittliche Verderbniss innerhalb der richter- 
lichen Amtskreise zu enthüllen. Dem Inquirenten war 
die Aufgabe gestellt, Verbrechen zu finden. Zwischen 
Prügel, Ermahnungen, Versprechungen, Ueberlistungen 
und Lügen, zwischen Kunstgriffen der verfänglichen Frag- 
stellung und der geheuchelten Vertraulichkeit gegen einen 
Gauner hatte er freie Auswahl. Wenige nahmen vor 
hundert Jahren Anstoss an diesen Mitteln, weil bei der 
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damaligen Einrichtung des Processes Verbrecher sel- 
ten anders, als dnrch moralischen Zwang und List zur 
Bestrafung gebracht werden konnten. Die Zweckmäs- 
sigkeitsau%abe des Staates war der oberste Gesichts- 
punkt, aus dem man jene verwerflichen Mittel rechtfer- 
tigte, so lange man überhaupt keine anderen kannte. 

Viele von den sittlich angefochtenen Mitteln der 
modernen Criminalpolizei pflegen mit dem Hinweis auf 
den Kriegszustand der Gesellschaft gegen den Verbrecher 
und ausserdem mit der gleichen Behauptung gerechtfer- 
tigt zu werden, dass andererseits eine Bestrafung des 
Verbrechers in den gefährHchsten Fällen nicht mögUch 
sein würde. 

2) Die Beschränkung bestehender Uebel- 
stände und Unsittlichkeiten durch die Staats- 
gewalt, soweit deren Ausrottung unthunlich 
und deren Nichtbeachtung gemeinschädlich 
erscheint. 

Vom Standpunkte der Privatmoral pflegt man in 
dem Versuch, die öffentliche Unsitte zu beschränken, 
in der Begel eine verwerfliche Duldung oder Begünsti- 
gung derselben zu erblicken. Diese Betrachtungsweise 
erscheint indessen unzulässig. 

Während die ältere Gesetzgebung die bei einem Zwei- 
kampf gegenwärtigen Secundanten und Aerzte bestrafte, 
erkennen neuere Gesetze deren Straflosigkeit deswegen 
an, weil sie die Wirkungen eines Uebels beschränken, 
welches auch ohne sie entstehen würde. Die Kirche, 
welche einen Krieg vielleicht geradezu verwirft, sendet 
ihre Geistlichen hinter die kämpfenden Armeen, um den 
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Leidenden Trost zu spenden. Sie darf dies, weil sie 
sich sagen muss, dass ihre Femhaltung von Kampfplätzen 
auf die Motive der Kriegführenden gar keinen Einfluss 
haben würde. 

Die schwierigste Anwendung dieses Satzes zeigt sich 
in der staatlichen Ordnung der Prostitution, deren 
gewaltsame Unterdrückung durch Strafen unmöglich, deren 
ungehinderter Erfolg in der Oeffentlichkeit verderblich 
sein würde. Ganz ungerechtfertigt wäre hier der Vor- 
wurf, dass durch den Staat das Laster ermuthigt oder 
begünstigt werde, wenn der sich stets wieder vollenden- 
den Thatsache der Ausschweifung beschränkend entge- 
gengewirkt wird. Nur die eine Frage kann deswegen 
Angesichts der angenommenen Voraussetzung der ün- 
zerstörbarkeit der Prostitution unter den gegebenen Zu- 
ständen erörtert werden, ob die vorgeschlagenen Mittel 
ihren Zweck erreichen würden und ob nicht obrigkeit- 
liches Eingreifen in die drohende Verallgemeinerung des 
üebels grössere Nachtheile zur Folge haben könnte. ^^) 

Gleicher Art mit dem eben berührten Gegenstande 
ist die Mässigkeitsfrage in England und in einzel- 
nen Nordamerikanischen Staaten, in denen man zwangs- 
weise Verbannung der Spirituosen Getränke durchzusetzen 
sucht, ohne die Vergeblichkeit eines derartigen Unter- 
nehmens zu erkennen. 

3) Die Aufrechterhaltung rechtswidrig be- 
wirkter T ha ts ach en, deren Rückgängigmachung 
und Wiederaufhebung den Staatsbestand ge- 
fährden würde. Die Privatmoral lässt sich zuweilen 
dahin vernehmen, dass das im Staate irgendwann ge- 
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schehene Unrecht unter allen umständen wieder rück- 
gängig gemacht werde. Insofern das Unrecht wirklich 
unstreitig ist nach dem sittlichen Massstabe derjenigen 
Zeit, in der es verübt wurde, kann die Forderung der 
Genugthuung nicht von der Hand gewiesen werden. An- 
ders indessen verhält es sich mit denjenigen Verletzun- 
gen, die eine Wiederherstellung des früheren Zustandes 
ohne Gefährdung der in der Zwischenzeit geschaffenen 
Rechte und des Staatsbestandes nicht zulassen. Eine 
einfache restitutio in integrum ist nach Verlauf einer län- 
geren Zwischenzeit überhaupt unmöglich.^) Nicht ein- 
mal im Privatrechte kann das Geschehene einfach unge- 
schehen gemacht, sondern nur durch Entschädigung des 
Verletzten innerhalb der Verjährungsfristen gesühnt wer- 
den. 

Die Wiederherstellung Polens in den alten Grenzen 
vor der ersten Theilung wird von Einigen als eine 
Sühne des geschichtlichen Unrechts gefordert. Die Un- 
möglichkeit, nicht etwa die alten Grenzen allein, son- 
dern auch das alte Verhältniss der Nationalitäten zu 
einander wieder herzustellen, ist hier augenscheinlich; 
ebenso die Gefahr, welche unter den gegenwärtigen 
Europäischen Verhältnissen eine unvollständige Wieder- 
herstellung der alten Grenzen für den Europäischen Frie- 
den heraufbeschwören würde. Undenkbar kann eine 
Wiederherstellung Polens nicht genannt werden; aber 
es wäre ganz unzulässig, die gegenwärtige Zeit sittlich 
verantwortlich zu machen für dasjenige, was vor hun- 
dert Jahren geschah. 

4) Die Verpflichtungen aus dem politischen 
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Eide, welcher entweder dem Staatsoberhaupte 
geleistet, oder vom Fürsten zur Aufrechterhal- 
tung der Verfassung oder gegebenen Ver- 
heissungen geschworen wird. Was den ersten 
Fall betrifft, der nach der Vertreibung der hannöver- 
sehen Dynastie wiederum praktisch wurde, so stimmten 
bereits die englischen MoraUsten nach der Vertreibung 
der Stuarts darin überein, dass eine Verpflichtung 
auch vertriebenen Fürsten des Eides wegen Gehorsam 
zu leisten, unter keinen Umständen angenommen werden 
könne, der Eid also ein durch Innehabung der Staats- 
gewalt bedingter sei. Was den zweiten Fall betrifft, so 
haben auch hier die Päpste durch Dispensationen die 
öffentliche Moral tief erschüttert. Bonifacius VIII. ver- 
kündete das politische Princip: „Viel versprechen, um 
wenig zu halten.'^ Eine unbedingte Verpflichtung, be- 
schworene Versprechen zu halten, nachdem man die Ver- 
derblichkeit des Versprochenen für den Staat späterhin 
eingesehen, kann nicht angenommen werden. Der als- 
dann eintretende Gonflikt des Gewissens ist nur dadurch 
zu lösen, dass Monarchen abdiciren, um den Glauben 
zu widerlegen, dass Herrschsucht und persönlicher Eigen- 
nutz den Eidbruch diktirt haben. In der grossen Mehr- 
zahl der geschichtlich vorliegenden Fälle muss man diese 
Annahme leider gerechtfertigt finden. Die schlimmste 
Lage für die öffentliche Moral ist unzweifelhaft diejenige, 
in welcher der politische Eid weder zurückgenommen, 
noch auch erfüllt wird. In einen sittlich bedenklichen 
Zustand gerieth auch die preussische Verfassung durch 
die Thatsache, dass die beschworenen Verheissungen in 
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der Mehrzahl der Artikel weder rückgängig gemacht, 
noch auch erfUllt werden konnten. 

Andere minder wichtige Streitfragen, die den sitt- 
lichen Vorstellungen unserer Zeit entstammen, übergehen 
wir. Nur darauf kam es an, den Widerspruch der Pri- 
vatmoral gegen einzelne Richtungen des politischen Han- 
delns bemerkbar zu machen. Im Uebrigen haben wir 
gefdnden, dass die sittlichen Vorstellungen in der Poli- 
tik mit den Zweckbestimmungen des Staates geschicht- 
lich auf das engste verbunden sind und nur in diesem 
Zusammenhang erfasst werden können. Daraus ergiebt 
sich nunmehr die Aufgabe, die Staatszwecke selbst 
wissenschafUich zu bestimmen. 



Drittes BucL 



Der Staatszweck als Princip der Politik. 



Siebentes Capitel. 



Die idealen Staatszwecke nach der allgemeinen 

Staatslehre. ^^) 

Historische Grundlage der neueren Staatszwecktheorien. — Die drei 
einfachen und allgemeinen Zwecktheorien der älteren Staatsrechts- 
lehre. Erstens: die Theorie des Wohlfahrtszweckes und deren 
Nachwirkungen in der Gegenwart. Zweitens: die Theorie des aus- 
schliesslichen Rechtszweckes. — üeberreste dieser An- 
schauung in den Anforderungen einzelner englischer Oeconon^isten. 
— Unzulänglichkeit des ausschliesslichen (Privat-) Rechtszweckes. — 
Die neuere Terminologie des „Verfassungs-" oder „Rechtsstaates" in 
ihrer Verschiedenheit von den früheren AuflFassungen. Drittens: 
die Theorie des Sittlichkeitszweckes in ihrer doppelten Form 
als rationale oder supranaturalistische. Hegel und Stahl. — Die Ver- 
einigungstheorien der neueren Staatsrechtslehre: Mohl, Zachariä, 
Schulze und Held. — Unbestimmtheit der bisherigen 

Aufstellungen. 

Nach der im dritten Capitel gegebenen Darstellung 
nahm die Zweckmässigkeitsfrage in der Behand- 
lung praktisch politischer Aufgaben, als deren Kern sie 
bezeichnet wurde, eine Mittelstellung ein zwischen der 
Principienfrage und der technischen Frage der 
Ausfuhrungsweise. 

Dies gilt indessen nur insofern, als die Zweckmässig- 
keitsverhältnisse im einzelnen Falle einer bestimmten 
Staatshandlung vom Standpunkte des voraussichtlich ein- 
tretenden Erfolges zu prüfen sind; und ferner die Be- 

13 
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Ziehungen der verfügbaren Mittel zu dem vorgezeichneten 
Zwecke des Handelns in Betracht kommen. Ueber die 
Bedeutung dieser durch concrete Thatsachen bedingten 
Zweckmässigkeit der einzelnen Staatshandlungen empor- 
ragend, erhebt sich die Vorfrage: 

ob das aufgestellte Ziel den allgemeinen 
Zweckbestimmungen des staatlichen Le- 
bens in einem bestimmten Staate ange- 
messen ist und durch diese letzteren gefor- 
dert, zugelassen oder ausgeschlossen werde? 
Recht und Sittlichkeit kamen bisher für uns wesent- 
lich unter dem negativen Gesichtspunkte einer dem po- 
litischen Handeln der Staatsgewalt auferlegten Beschrän- 
kung zur Sprache. Von ebenso grosser Bedeutung ist 
die Bestimmung der Staatszwecke nach ihrer posi- 
tiven Seite. Ein politisches System würde, wenn diese 
Angabe ungelöst bliebe, des haltbaren Fundamentes 
entbehren. Rechtmässigkeit und Sittlichkeit der Staats- 
handlungen können ohnehin nur im Zusammenhang mit 
den letzten Zweckbestimmungen des Staates deutlich er- 
kannt werden. 
• Angesichts dieser für die politische Praxis und die 
Parteibildungen im Staate vorbedingenden Stellung der 
Lehre vom Staatszwecke, muss es auffallen, dass die- 
selbe bisher in Deutschland keineswegs eine ihrer Wich- 
tigkeit entsprechende Behandlung gefimden hat Ln 
Uebrigen ist die gründliche Untersuchung und genaue 
Bestimmung der Staatszwecke wesentlich das Ei^eb- 
niss neuerer Arbeiten, zu denen der Untergang der alten 
Staatsformen den nächsten Anlass bot. 
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Zwar hatte das Mittelalter zu einer darauf gelichte- 
ten Fragestellung insofern hinreichenden Grund, als in 
dem Kampfe zwischen den beiden Gewalten der geist- 
lichen und weltlichen Herrschaft nothwendigerweise di^r 
Beruf beider aus ihren Zweckbestimmungen entnommen 
werden musste. Allein, diese Beschränkung der Frage- 
stellung auf das Verhältniss von Staat und Kirche stelUo 
die ganze Untersuchung zwischen die jedem friedlichen 
Ereigniss hinderliche Schlachtordnung eines Glaubens- 
kampfes. Erst seitdem man nach dem Princip des Staates, 
nach dem Grunde seiner Entstehung und der Nothwen- 
digkeit seiner Erhaltung in der naturrechtlichen Schule 
zu forschen begann, ward man nothwendigerweise zu den 
Zweckbestimmungen der staatlich organisirten Gesell- 
schaft hinübergeleitet, um die Grenzlinie zu finden, ge- 
genüber den Lebenszwecken der einzelnen Menschen. 

Das wissenschaftliche Ergebniss jener mit Hugo Gro- 
tius beginnenden, mit der französischen Revolution ab- 
schliessenden Richtung in der Betrachtung des Staates 
bestand sogar vorzugsweise darin, dass man den Staat 
aus der deutlichen Erkenntniss der ihm von seinen Bur- 
gern beigelegten Zweckbestimmungen historisch hervor- 
gehen liess.^^) Der Staat erschien hiemach als das ver- 
tragsmässig vereinbarte Mittel für solche Lebenszwecke, 
deren Erreichung für den Einzelnen ebenso wünschens- 
werth, als in dem einfachen, die Zwangsmittel der Staats- 
gewalt entbehrenden, nicht organisirten Gesellschaftsza- 
stande unmöglich sein würde. Jedenfsdls war der Staat 
durch diese Anschauung aus der Rolle eines einseitig For- 
derungsberechtigten dem Individuum gegenüber auf dea 
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Standpunkt eines ausschliesslich Verpflichteten versetzt. 
Der Unterschied zwischen der mittelalterlich canonischen 
und der modern naturrechtlichen Staatslehre hestand da- 
her wesentlich darin, dass der Staat nach päpstlicher 
Satzung dem obersten Kirchenzwecke dienend, nach natur- 
rechtlicher Theorie gesellschaftlichen Bedürfnissen unter- 
geordnet sein sollte. Die neueren Erscheinungen des Cleri- 
calismus und Socialismus beruhen auf jenen Fundamenten. 

Der unausbleibliche Rückschlag gegen die naturrecht- 
lichen Ideen trat in der Parteinahme der historischen 
Rechtsschule für die Oberherrlichkeit und Selbständig- 
keit der staatlichen Berechtigung hervor. Ihr galt der 
geschichtliche Entstehungsprocess des einzelnen Staates 
als fortwirkendes Princip seiner Thätigkeit , so dass 
die Zweckbestimmungen des Staatslebens ausschliesslich 
aus der Vergangenheit und Tradition zu entnehmen sein 
sollten. Schon in dieser Gegenüberstellung der älteren 
(naturrechtlichen) und der späteren (historischen) Auf- 
fassung des Staatszweckes liegt der Keim deijenigen Ver- 
schiedenheiten , welche in den verfassunggebenden Ver- 
sammlungen sich bei Spaltungen und Parteiungen jeg- 
licher Art praktisch wirksam erwiesen. 

In den Lehrbüchern des allgemeinen Staatsrechts, in 
öffentlichen Urkunden, Parteiprogrammen und in Flug- 
schriften kamen der Reihe nach die mannigfaltigsten Vor- 
stellungen über den Staatszweck zum Vorschein: 

entweder der Staat sei sich Selbstzweck, womit nur 
die Verherrlichung der Selbstsucht, oder die Ab- 
leugnung jeder Rechenschaft und Verantwortlichkeit 
^ gemeint sein konnte, falls die Behauptenden nicht 
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denjenigen Regierungen persönlich angehörten, welche 
ohne Bewusstsein bestimmter Zwecke handelten; 
oder, die Staaten hätten, ein jeder für sich, absonder- 
liche mit Zeit und Person wechselnde Zwecke; 
oder es gäbe für alle Staaten ohne Unterschied einen 
einfachen, obersten Zweck des Handelns, der über- 
all in derselben Weise vorhanden sei, ohne vielleicht 
überall erkannt zu sein. 
In dieser letzteren Richtung bewegte sich die zur 
Abstraktion geneigte Theorie des allgemeinen Staats- 
rechts mit besonderer Vorliebe. Dem Bedürfnisse der 
Einheit und Consequenz schien es im hohen Masse 
<iienlich, von einer obersten, einfachen und universalen 
Zweckvorstellung den Massstab der Beurtheilung für 
die geschichtlichen Entwickelungen abzuleiten. 

Wo vergangene Zeiten von diesem Massstabe abge- 
wichen waren, hielt man sich berechtigt, sie einfach des 
Irrthums und der Unkenntniss zu zeihen. Geschichtlich 
betrachtet, ist die Aufstellung bestimmter Staatszwecke 
überall eine secundäre Erscheinung, hervorgegangen aus 
dem näher liegenden Bedürfniss, für die jeweiligen Be- 
strebungen der Herrscher oder ihrer Gegner eine grund- 
sätzliche Rechtfertigung zu finden. 

Da diese Theorien eines einfachen und universalen 
Staatszweckes noch in der Gegenwart ihre Vertretung 
finden, so erscheint es keineswegs überflüssig, dieselben 
in der Kürze bemerkbar zu machen; freilich nur nach 
ihrem Inhalt. Auf den historischen Hintergrund und 
den Zusammenhang dieser Theorien entweder mit prak- 
tisch politischen Bestrebungen oder philosophischen 
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'Systemen wäre nur dann näher einzugehen, wenn eine 
anslührlichere Widerlegung als Bedür&iss noch heute 
anerkannt wäre. Im Grossen und Ganzen unterscheidet 
die Doctrin, yon kleineren Abweichungen absehend, drei 
grundverschiedene Staatszwecktheorien und zwar: 

Erstens: die Theorie des Wohlfahrtszweckes; 

Zweitens: die Theorie des Bechtszweckes und 

Drittens: die Theorie des Sittlichkeitszweckes. 
Was zunächst die erste Theorie anbelangt, so kann 
man zu derselben von sehr verschiedenen Standpunkten 
aus gelangen. Die Vertheidiger der Freiheitsrechte, 
wie die Anhänger der fürstlichen Despotie beriefen sich 
der Reihe nach theils zur Rechtfertigung bestehender 
Missbräuche, theils zur Anpreisung gehoflfter Verbesse- 
rungen, auf die Wohlfahrt und den Nutzen des Staates. 
Es giebt keinen Rechtsbruch, keine Gesetzesverletzung, 
die nicht mittelst dieser Berufung beschönigt werden 
könnte. Was aber als allgemeiner und deswegen blei- 
bender Nutzen des Staates anerkannt werden könne, 
ist nach der positiven Seite hin bisher nirgends fest be- 
stimmt worden. 

Vor allen Dingen äussert sich in der Beschreibung 
der zu erstrebenden Wohlfahrtszustände die materialis- 
tische oder idealistische Weltanschauung jedes einzelnen 
Schriftstellers. Man kann sagen: als wünschenswerthes 
Ziel der Beglückung erschien jeweilig die Kehrseite der- 
jenigen Missstände, welche in einer bestimmten Epoche 
besonders stark emplunden werden. 

Ohne nähere Prüfung der Vorfrage, ob die Üebel, 
deren Beseitigung vom Staate begehrt wird, auch durch 
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den Staat verscholdet wurden, oder in natürlichen 
Zuständen des Oesellschaftslebens begründet liegen, wird 
die Forderung erhoben, dass der Staat Abhülfe gewähre. 
Jede Partei, jedes Interesse betrachtet ihre 
eigenen Angelegenheiten als die höchsten und 
allgemeinsten. Am häufigsten erscheint die Gestalt 
der Wohlfahrt in öconomischem Gewände maskirt. Die 
Staatsgewalt wird unbedingt verantwortlich gemacht für 
die Leiden und Entbehrungen der Armuth, für den Mangel 
an Gelegenheit zu lohnendem Erwerb, für Ueberschwem- 
mungen und Missernte. So zeigt sich die einfache Wech- 
selwirkung der Vorstellungen: dass einerseits Regierun- 
gen, von dem Streben nach angeblicher Völkerwohlfahrt 
getrieben, alle günstigen Erfolge bevormundender Thätig* 
keit und „landesväterlicher Vorsorge^^ als ihr eigenes 
Werk in Anspruch nehmen, andererseits die an Bevor- 
mundung gewöhnte Bevölkerung alle ungünstigen, nach- 
theiligen und verderblichen Vorkommnisse des wirth- 
schaftUchen Lebens, alle Krisen und Nothstände als amt- 
liche Verschuldung betrachtet. Niemand pflegt den Ur- 
sprung seiner Leiden in seiner eigenen Verschuldung zu 
vermuthen. OeffentUche Rechte und Pflichten gerathen 
somit in einen dauernden Zustand der Verwirrung. 

Es liegt auf der Hand, dass das Voi^eben, die Auf- 
gabe einer Regierung und der Zweck ihrer Handlungen 
bestehe in der Zufriedenheit und Beglückung aller ihrer 
Unterthanen nur für kurze Augenblicke der Begeisterung 
Glauben finden kann. Die Thatsache, dass jede zufalUge 
oder absichtlich herbeigeführte Veränderung un gesell- 
schaftlichen Leben, sogar jede Verbesserung und Erfin- 
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düng nothwendigerweise gewisse Interessen schädigt, kann 
unmöglich längere Zeit verborgen bleiben. Um in den 
Grenzen der Möglichkeit zu bleiben, muss daher der 
Wohlfahrtszweck mindestens soweit beschränkt werden, 
dass man sich, wie der Engländer Ben tham, mit dem 
Wohlbefinden der grössestmöglichen Anzahl als Ergebniss 
der staatlichen Thätigkeit begnügt oder gar in qualita- 
tiyem Sinne diejenigen Bevölkerungsklassen als beglückens- 
würdige ausscheidet, welche den scheinbaren Beruf ha- 
ben, das Leben auf Kosten anderer zu gemessen. Auf 
dem Wege der Praxis gelangt demnächst der Beglückungs- 
versuch der Staatsgewalt zu der GegenüberstelluDg von 
Majoritäten, welchen die Staatshülfe gewährt werden kann, 
und von Minoritäten, denen die Aufgabe gestellt wird, 
zur Befriedigung der Mehrheiten zu dienen; wobei that- 
sächlich allerdings das umgekehrte Verhältniss Statt zu 
finden pflegte, dass einer mit den Machtmitteln der staat- 
lichen Organisation ausgerüsteten Minderheit das heisst 
der s. g. herrschenden Klasse „zum Wohle des Ganzen'' 
die Interessen der Mehrheit von Wohlfahrtswegen auf- 
geopfert werden. 

Das deutlichste Bild des Wohlfahrtsstaats zeigt uns 
die Gesetzgebung der letzten zwei Jahrhunderte auf dem 
Gebiete der Wirthschaftspolizei : Einmischung in alle An- 
gelegenheiten des Erwerbes, Festsetzung von Lohntaxen 
und festen Preisen für das Handwerk, Aufstellung einer 
Speiseordnung für das Gesinde, Normirung des erlaub- 
ten Luxus in Kleidern und Mahlzeiten, Vorzeichnung der 
ländlichen Wirthschaftsmethoden. 

Zu einer Zeit» als man bereits begann daran zu den- 
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ken, dass der Mensch nach seiner eigenen Fagon selig 
werden könne, war man noch weit davon entfernt, zu 
gestatten, dass jeder nach eigener Fagon die Befriedi- 
gung seiner physischen Bedürfnisse suche. Aber auch 
auf dem geistigen Gebiete waltete die beglückende Vor- 
sorge in Verboten und Vorschriften: die Censur sorgt 
dafür, dass ein neuer Sündenfall nicht vom Baume der 
staatlichen Erkenntniss pflücke, dass der Glaube an die 
Wunder wirkende Macht eines Rescriptes oder einer Re- 
gierungsmassregel durch die Kritik „des unehrerbietigen 
Tadels" nicht geschwächt werde. ^^) Ihre stärkste Potenz 
endlich erreicht die Wohlfahrtstheorie, indem sie ge- 
stattet, dass selbst die Rechtspflege den Forderungen 
der augenblicklichen Nützlichkeit gehorche. 

Dass die Wohlfahrtstheorie des alten Styles mit ihrem 
vieldeutigen Satze „Sa/W publica suprema lex est^^ kein 
festes Princij) der staatlichen Ordnung, keine haltbare 
Grundlage der praktischen Politik gewährt, sobald man 
die numerischen Verhältnisse der befriedigten Staats- 
bürger dabei vor Augen hatte, wird heut zu Tage schwer- 
lich bestritten werden können. Der Gedanke eines ge- 
ordneten Verfassungsrechtes wäre eine Unmöglichkeit, 
wenn die W^ohlfahrt der Mehrheiten oder des Momentes 
über dessen Geltung entscheiden sollte. Nur für die 
schrankenlose Gewalt fürstlicher Cabinette oder blind- 
lings befehlender Volks häufen könnte die Aufstellung 
eines derartigen Thätigkeitsprincips als Consequenz be- 
reits vorhandener Entartung hingenommen werden. Wo 
die Begriffe der persönlichen Freiheit und des Privat- 
eigenthums Wurzel geschlagen haben, ist die Forderung, 
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dass das gegebene Recht Einzelner oder einer Minder- 
heit, der Befriedigung der Mehrheit vorkommenden Falls 
aufgeopfert werde, ein unhaltbarer Widerspruch. 

Obgleich die staatswissenschaftliche Theorie überall 
gegen die Oefährhchkeit der alten Wohlfahrtszwecke 
Einspruch erhoben hat, ist es keineswegs überflüssig, die 
später gewonnenen Ueberzeugungen als ein nothwendiges 
Element der allgemeinen politischen Bildung zu betonen. 
Die Neigung der Majoritäten, ihren Willen und ihre 
Interessen schlechthin über die Minderheiten gebieten 
zu lassen, ist im parlamentarischen Leben um so we|iiger 
ausgeschlossen, als sich die Mehrheiten formell als 
Repräsentation des Staatswillens betrachten dürfen. Die 
Bemühungen radikaler Politiker, wie J. S. MilTs, die 
parlamentarischen Vertretungen der Minderheit durch 
das s. g. Hare'sche Wahlsystem zu sichern, entstammen 
jener Besorgniss, dass in England der formell berechtigte 
Mehrheitswille voreiligen Verfügungen über die Rechte 
der Minderheit zugethan ist, eine Befürchtung, die in 
demokratischen Republiken noch stärker hervortritt. 

Uebrigens sind die Ueberreste der alten Wohlfahrts- 
theorie aus dem Leben der heutigen Zeit keineswegs 
verschwunden. Der Kampf gegen die Bevormundungs- 
sucht des Präventivsystems, welches Buchez als 
dasjenige System bezeichnet, dem zu Folge auch das 
Gute des möglichen Missbrauchs wegen von Staatswegen 
gehemmt wird, hat keineswegs seinen Gegenstand ver- 
loren. Nach einer doppelten Seite hin ist dieser Kampf 
noch gegenwärtig fortzuführen. Zu kämpfen ist einer- 
seits gegen die unbedachten Forderungen derjenigen, 
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welche, anfangs die Fahne der Gleichheit entfaltend, gegen- 
wärtig unter Berufung auf die Autorität der Bevölkerungs- 
ziffer neue Klassen-Privilegien für die arbeitenden Massen 
als Angelegenheit der allgemeinen Wohlfahrt für sich zu 
erlangen wünschen. Sodann gegen den in amtlichen 
Kreisen noch immer vorhandenen Wahn, dass man über 
die inneren Angelegenheiten der Gemeinden und Kor- 
porationen besser urtheilen könne, als die Betheiligten 
selbst, mit einem Worte: gegen die Feinde des Self- 
government, deren historische üeberlieferung diejenige 
des öffentlichen Wohlfahrtszweckes ist. Auch sonst sind 
die Ueberbleibsel der alten Beglückungstheorie zahlreich 
genug. Es ist noch nicht in Vergessenheit gerathen, 
dass vor verhältnissmässig kurzer Zeit ein ausserdeutscher 
Staat den Gebrauch der Zündhölzer verbot, weil grössere 
Häufigkeit der Brandstiftungen dadurch verursacht werde. 
Und in Deutschland zeigen sich Verwaltungsbeamte be- 
sorgt um die Moral, wenn Landleute im Verlaufe eines 
Jahres mehr als dreimal den Tanzplatz betreten sollten. 

In den Strafgesetzbüchern erhält sich fort und fort 
der Glaube, dass die Empfindungen der Unterthanen von 
Staatswegen regulirt werden müssen, dass es strafbar ist, 
Hass und Verachtung selbst gegen die hassens- und ver- 
achtungswürdigen Dinge und Gesellschaftszustände zu 
erregen. ^®) Staaten, die sich christlichgermanische nann- 
ten, schienen um der Wohlfahrt willen zu vergessen, 
dass der Apostel es als einen schweren sittlichen Vorwurf 
bezeichnet, der Kraft zu ermangeln, das Böse zu hassen. 

Endlich kann auch daran erinnert werden, dass in 
den Formen des Strafprocesses, in der Zusammensetzung 
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der RichtercoUegien, in der französisch gestalteten Staats- 
anwaltschaft und dem Grundsatze der „Opportunität^', 
d. h. der Anklageerhebung aus blossen Zweckmässigkeits- 
gründen, in der Beibehaltung der politischen Ausnahme- 
justiz, jene alten Vorstellungen ihren Platz behaupten. ^^) 
Allerdings ist das Mass der Geltung in den einzelnen 
Staaten ein verschiedenes. Ohne Ungerechtigkeit und 
Uebertreibung dürfte indessen wohl zu behaupten sein, 
dass der Anspruch auf Bevormundung einerseits und der 
Glaube an die alles vorsehende Macht der Staatsregie- 
rung nirgends so stark vorwiegt, wie in Frankreich, des- 
sen abwechselnd eintretende Missregierungen und Revo- 
lutionen den unentschiedenen Kampf zwischen dem Grund- 
satze des bien public und den „Menschenrechten" be- 
zeichnen. 

Wenden wir uns nunmehr zur zweiten Staatszweck- 
theorie. 

In engster Verbindung mit den Erscheinungen und 
Wirkungen der Wohlfahrtszwecke des Staates, deren Uu- 
brauchbarkeit lür die politische Theorie in ihrer Mass- 
losigkeit und Unbestimmtheit liegt, bildete sich in einer 
leicht erklärlichen Gegenströmung die Theorie des (aus- 
schliesslichen) Rechtszweckes, als deren hervorra- 
gendster Vertreter von jeher Kant angesehen wurde. 

Man sagt uns: Mittelpunkt aller staatlichen Interessen, 
Ausgang und Ziel aller staatlichen Thätigkeiten ist die 
Freiheit des Individuums, welches durch die zwangs- 
weise wirkende Aktion des Staates überhaupt nicht be- 
glückt werden kann, sondern als Herr seines Schicksals 
anerkannt werden muss. Zu einem volleren Verständniss 



Siebentes Gapitel. Die idealen Staatszwocke etc. 205 

dieser Aufstellungen kann man erst dann gelangen, wenn 
man sich erinnert, wie auch die Begründung des Staates 
als ein Akt der menschlichen Freiheit, alles Recht der 
Obrigkeit als Bevollmächtigung von Seiten freier Indi- 
viduen aufgefasst wurde. Die Zweckbestimmung des 
Staates konnte darnach keine andere sein, als diejenige, 
welche durch das individuelle Bedürfniss und die Unzu- 
länglichkeit der persönlichen Kräfte vorgezeichnet war. 
Der Staat erscheint durch seine zwingende Gewalt nur 
als ein Nothbehelf zur Ergänzung menschlicher Schwäche. 
Nur so viel käme ihm zu, als durch das individuelle Be- 
wusstsein aus dem natürlichen Rechtskreise der Personen 
ausgeschieden wurde, und mit der Lebensordnung des 
Einzelnen nicht verbunden bleiben konnte. Unter den 
verschiedenen Rechtsverhältnissen nimmt nach dieser An- 
schauung das Privatrecht den ersten Rang ein, und es 
wäre erlaubt, zu sagen,, das Staatsrecht sei lediglich zu 
dessen Aufrechterhaltung und Schutze erfunden. 

Je nach der Beeinträchtigung, die gewissen persön- 
lichen Rechten widerfuhr, pflegte man hier und da in 
der Literatur sogar gewisse Grundrechte namhaft zu 
machen, deren Schutz als die letzte und höchste Pflicht 
der Staatsgewalt bezeichnet ward. Locke behauptet, 
die Erhaltung des Privateigenthums sei der Zweck der 
Staatseinrichtungen : eine Theorie, welche durch die Ver- 
suche willkürlicher Besteuerung hervorgerufen war und 
mit der parlamentarischen Vertretung nach englischem 
Staatsrecht zusammenhing. 

Jene Einzelrechte nun, deren Schutz man vom Staate 
begehrte, konnten überhaupt von zwei Seiten her ge- 
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fahrdet werden, entweder durch die Leidenschaften, Be- 
gehrlichkeiten und Gewaltthaten Einzelner oder durch 
die Uebennacht der organisirten Gesellschaft selbst. 

In der philosophischen Betrachtungsweise der Dinge 
trat meistentheils die Rücksichtnahme auf jene zuerst 
bezeichnete Gefahr stärker hervor. Demgemäss erschien 
die Wirksamkeit des Staates im Wesentlichen mit der 
Handhabung der bestehenden äusseren Rechtsordnung, 
mit Civil- und Strafrechtspflege, neben dem zu ihrer Gel- 
tung nothwendigen Einrichtungen erschöpft. So stark 
war das Vertrauen auf die in der Theorie des Rechts- 
zweckes hervortretenden Ideen, dass man es dahingestellt 
sein liess, welche Vorkehrungen im Rechtsstaate gegen 
die durch die Regierung selbst begangenen Verletzungen 
zu treffen sein würden. Das Recht des Widerstandes 
uud der Auflehnung der rechtswidrig durch die Staats- 
gewalt Beschädigten ward selbstverständlich als ein 
äusserstes Auskunftsmittel in der Theorie behauptet. 
Für die Sicherheit des Rechtsverkehrs im Allgemeinen 
erschien es vollkommen ausreichend, die Zwecke des 
Staates überhaupt zu beschränken und jene Berufung 
auf die Wohlfahrt abzuschneiden , aus welcher vorzugs- 
weise die einseitigen Uebergriffe der Staatsgewalt hervor- 
gegangen zu sein schienen. 

Wie die Vertheidiger des einseitigen Rechtszweckes 
alle gesellschaftlichen Störungen schlechthin aus einem 
theoretischen Irrthum über das Wesen der staatlichen 
Aufgaben ableiteten, so geriethen sie folgerichtig in die 
von der Geschichte widerlegte Voraussetzung, als könne 
die Aufstellung richtiger Grundsätze für sich allein die 
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Innehaltung derselben durch die Gewalthaber gewähr- 
leisten. Daher die unvermeidliche Ueberschätzung der 
dem geschriebenen Verfassungsrechte als der „Gonsti- 
tution^' zukommenden Bedeutung als einer Garantie des 
öffentlichen Rechtes. 

Immerhin war in der Betonung der persönlichen Frei- 
heitsrechte im Gegensatze zu der zwangsweisen Bevor- 
mundung unter dem Namen der allgemeinen Nützlich- 
keit eine wirksame Schranke der staatlichen Allmacht 
vorbereitet und die theoretische Grundlage geschaffen 
für den verfassungsmässig geordneten Staat der Gegen- 
wart. Auch darin bewährte sich die fortschreitende 
Macht dieses Gedankens, dass in den ächten Systemen 
des Rechtsstaates für die Stände kein Platz blieb, 
vielmehr die Würde des einzelnen Menschen nicht nur 
über die Sphäre der den Regierungen anvertrauten Ge- 
walt, sondern auch gleichzeitig über die trennenden Un- 
terschiede der einzelnen Klassenunterschiede emporge- 
hoben wurde. Ihrer innersten Natur nach war 
diese Theorie Ausfluss einer kosmopolitischen 
Vorstellung. Die Rechte des Einzelnen, deren Schutz 
der Staat als seine ausschliessliche Aufgabe betrachten 
sollte, waren durch die Fiction eines vorstaatlichen, von 
Rechtszwecken geleiteten Gesellschaftszustandes näher be- 
stimmt und als ganz allgemein gültige Menschenrechte, 
ohne Rücksicht auf zeitliche und örtliche Entwickelung 
aufgefasst worden. Im Widerspruch zu der Mannigfal- 
tigkeit staatlicher Ordnungen, glaubte man an das Vor- 
handensein eines ursprünglich reinen und vollkommenen, 
erst späterhin durch die Willkür verderbten Naturrechts , 
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dessen Wiederherstellung gleichsam den Abschluss der 
menschlichen Geschichte, die Erneuerung eines minde- 
stens dem Kechtsinhalte nach goldenen Zeitalters bezeich- 
nen würde. 

Jene irrthümliche Annahme, die sich in der Staats- 
lehre zweier Jahrhunderte abspiegelte, ist gegenwärtig 
ihrem Grunde und Wesen nach erkannt. Mit ihr fallt 
auch die Schlussfolgerung, als ob die einzelnen Indivi- 
duen aus ihrem Willenskreise heraus dem Staate seine 
Zweckbestimmungen wirksam vorzuzeichnen vermöchten. 
Aber auch vom Standpunkte des denkbaren Erfolges 
wäre jene ältere Lehre des ausschliesslichen Rechts- 
zweckes unhaltbar. Angenommen nämlich, dass der 
Staat den Willen des Einzelnen in der Ordnung aller 
gesellschaftlichen Verhältnisse als entscheidend anerken- 
nen wollte, ferner, dass das vollkommene, auf die Gleich- 
heit der Menschen begründete Naturrecht irgendwo zur 
Darstellung käme und mit Strafsatzungen gegen unbe- 
fugte Eingriflfe vertheidigt würde — müsste der Aus- 
gang nicht derselbe sein, wie in jenen früheren Zeit- 
altern, denen alle gesellschaftlichen Missstände und Un- 
gerechtigkeiten entstammten ? Würde nicht der freie Wille 
des Einzelnen, sobald er auch nur in der Privatrechts- 
sphäre unumschränkt herrschte, sich selbst überlassen, 
diejenigen Formen der Unterdrückung des Schwächeren 
durch den Mächtigeren stets von Neuem erzeugen, gegen 
welche man mit der Theorie des Rechtszweckes anzu- 
kämpfen suchte? Waren die gesellschaftlichen Zerrüttun- 
gen, deren Ende die französische Revolution einleitete, 
waren die Tyrannei bevorzugter Klassen, die Frohnden, 



Siebentes Capitel. Die idealen Staatszwecke etc. 211 

die Yollkommenste wirthschaftliche Freiheit der Indivi- 
duen als die oberste Aufgabe des Staates, sogar als aus- 
schliesslicher Zweck der Gesetzgebung y erkündet, ein 
diesem Ziele zuwiderlaufendes Einschreiten der Staatsge- 
walt verworfen. Als Ergebniss dieser Grundanschauung 
richtet sich daher an den Staat nicht nur die unzweifel- 
haft berechtigte Forderung : alle Schranken aus der Bahn 
der frei schaltenden Arbeit, die letzten Hemmungen des 
Vereinsrechtes, wo sie sich immer vorfinden, zu besei- 
tigen; sondern auch femer die unbedingte Verwerfung 
des Krieges aus wirthschaftlichen und nebenher religiö- 
sen Motiven, ^^) die Behauptung, dass das gesetzlich be- 
stehende Verbot der Kinderarbeit in den Fabriken 
bereits die Competenz des Staates auf Kosten der indi- 
viduellen Freiheit überschreite. Nicht einmal der Schul- 
zwang erscheint den Anhängern dieser Richtung zulässig. 
Als dem Recht der Familie bedrohlich wird auch er ver- 
worfen. Schule und Bildungsanstalten werden nach den 
Gesetzen der freien Goncurrenz für die Privatindustrie 
in Anspruch genommen. 

In Wirklichkeit ist die englische Gesetzgebung von 
jener Theorie der absoluten Enthaltsamkeit zu Gunsten 
des individuellen Willens sehr weit entfernt; und man 
könnte trotz des grossen Einflusses, den jene Betrach- 
tungsweise gewonnen hat, eher annehmen, dass im Ver- 
laufe der Zeit das Verlangen nach einem Dazwischen- 
treten des Staates zur Abstellung gesellschaftlicher Miss- 
stände mehr denn je zuvor vernehmbar wird. 

Wie gering immer die Gegenwart über die passive 

Rolle denken möge, in die der Staat als blosse Zwangs- 

14» 
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snätalt zur Aufrechterhaltung bestehender Privatrechts- 
▼«thältnisse versetzt werden würde, unverkennbar ist 
dennoch die staatsrechtliche üeberlegenheit 
der Rechtszwecktheorie über den Standpunkt 
chaotischer Wohlfahrtspolitik.^*) Der Wille des 
Individuums ist ein realer Faktor, dessen Erkennung und 
Aeusserung möglich ist; die Abschliessung des Staates 
in einem vermeintlich idealen Privatrechtszustande würde 
immer noch den Vorzug verdienen vor der täglich sich 
^erneuernden Unsicherheit einer der objektiven Grundlage 
gänzlich entbehrenden Wohlfiahrtsbestrebung, wonach nur 
die Machtfrage offen bliebe, wer über den Inhalt der 
Staatswohlfahrt in jedem einzelnen Falle bestimmen soll: 
ob ein Fürst , eine Versammlung , ein sachverständiges 
Beamtenthum, oder eine Majorität in den Kammern? 
Fär das Verfassungsrecht wäre somit aus der Aufstel- 
lung des Wohlfahrtszweckes nicht das Mindeste zu ge- 
winnen. Jedes denkbare Organ der staatlichen Hand- 
lung würde für sich den Vorzug besonderer Befähigung 
vor den andern in Anspruch nehmen. Nach der nega- 
tiven Seite verdient deswegen die Aufstellung des Rechts- 
zweckes entschieden die Anerkennung eines in der Er- 
fassung des Staates geschehenen Fortschrittes, dessen 
verfassungsmässiger Ausdruck in den „staatsbürgerlichen 
Grundrechten" erhalten ist. Der alten Ueberlieferung 
fürstlicher Willkür ward ein Damm entgegengesetzt, die 
alte Staatspraxis unhaltbar gemacht, wonach unter dem 
Titel der Wohlfahrt die Hechte einer Bevölkerungsklasse 
den Interessen einer anderen aufgeopfert wurde. 

Im Uebrigen bemerkt Schulze (in seinem System 
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die Leibeigenschaft und die HörigkeitsverhiQtmsse Ur- 
sprünglichinstitutionen, einer vorausbestimmenden Gese^*- 
gebung oder das Ergebniss einer erst nachträglich legi^ 
lisirten Unterwerfung des Schwächeren unter den ihm 
bedingungsweise wünschenswerthen Schutz einer natürlich 
überlegenen Macht? Mit mangelhaftem Verständniss der 
Geschichte ausgerüstet, glaubte man, dass der Staat, 
weil er in die Hände der herrschenden Klassen gefallen 
war, als die der Freiheit gefahrliche Institution über- 
haupt zu betrachten wäre. 

Je tiefer das völkerschaftliche Bewusstsein der Euro- 
päischen Staatenwelt von dem Geiste der geschichtlichen 
Forschung erfasst wurde, desto deutlicher erkannte man: 
dass es niemals ein vollkommenes, unabänderliches, für 
alle Menschen gleiches Naturrecht im Sinne der ehe* 
maligen Staatsphilosophie gegeben hat, und deswegen 
voraussichtlich auch niemals geben könne, so lange ge- 
schichtliche Veränderungen die menschlichen Lebens- 
verhältnisse beherrschen. Man begriff, dass der Zweck: 
ein von einer bestimmten Zeitperiode als vollkommen 
anerkanntes Recht der einzelnen Menschen unbedingt, 
und unabänderlich aufrecht zu erhalten, den Staat in 
einen unvermeidlichen Widerspruch zur gesammten Ge- 
schichte setzen und jede zukünftige Verbesserung zur Un- 
möglichkeit machen würde. Weit davon entfernt, der 
menschlichen Freiheit dienlich zu sein, würde jene ältere 
Anschauung vom Privatrechtszwecke des Staates der hö- 
heren Vervollkommnung des Individuums nothwendig in 
irgend einer zukünftigen Entwickelungsstufe hinderlich, 

werden müssen. 

14 
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Jedenfalls bestand die besondere Bedeutung des 
Rechtszweckes trotz der Unhaltbarkeit der ihm zu Grunde 
liegenden Vorstellungen in der Verwahrung gegen die 
Aufopferung des Individuums zu Gunsten einseitiger Re- 
gierungsinteressen. So lange daher die bereits erwähn- 
ten Ueberreste der Wohlfahrtstheorie thatsächlich fort- 
bestehen, wird es auch niemals an solchen fehlen, die 
gelegentlich zu dem alten Rüstzeug zurückgreifen. 

Auf dem Gebiete der Gesetzgebung kommen noch 
heut zu Tage jene Gegensätze der beiden von uns ge- 
zeichneten Zwecktheorien häufig genug zum Vorschein; 
vornehmlich im Strafprocess , in welchem die schwierige 
Aufgabe zu lösen ist, das Recht des Angeklagten zu 
schützen gegen die Vergewaltigung durch die s. g. öffent- 
lichen Interessen der Sicherheit. Die Auffassungen des 
französischen Strafprocessrechts erscheinen als der ein- 
seitige Ausdruck der Wohlfahrtstheorien ^*) im Gegen- 
satze zu den Formen des englischen Rechts, die, trotz 
grosser Unvollkommenheiten dennoch durch den Gedanken 
eines dem Angeklagten zustehenden besonderen Anspruchs 
auf Rechtsschutz getragen werden. 

Da die Uebergriffe der alten Wohlfahrtstheorie in 
dem wirthschaftlichen Lebensprocesse am stärksten fühl- 
bar blieben, erhielten sich folgeweise auch deren Gegen- 
sätze in der Behauptung eines einseitigen Privatrechts- 
zweckes am längsten aufrecht in den Lehren der Oeco- 
nomisten, welche die von A. Smith eingeschlagenen Bahnen 
weiter als ihr erster Begründer verfolgten. Durch die 
Lehren derjenigen, welche man herkömmlicher Weise in 
England als Manchester-Männer bezeichnet, wurde 
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die weiteste nämlich, weil Wesen und Inhalt der Sitt- 
lichkeit weit über die Orenzen des positiveiiL Hechts 
und des äusserlichen Wohlbefindens hinausgreift; die 
unbestimmteste, weil es an einem sinnlich wahr- 
nehmbaren Massstab der Sittlichkeit fehlt und die sub- 
jektiven Vorstellungen über ihre Verwirklichung mehr 
auseinandergehen würden, als bezüglich der Volkswohl- 
fahrt nach der ersten Theorie. 

Für die Beurtheilung der Sittlichkeit wäre eine 
höchst wichtige Vorfrage nicht zu umgehen : ob die sitt- 
Uchen Forderungen nämUch aus einem Vernunftprindp 
abzuleiten oder in nothwendigem Zusammenhang mit 
einer geoffenbarten Religion stehen? 

Die verschiedene Beantwortung dieser Vorfrage be- 
dingt auch eine verschiedene Gestaltung der Staatszweck- 
theorie, welche demgemäss entweder auf einer rationalen 
oder supranaturalen Basis ruht. 

Vemunftgemässe Sittlichkeit war das Ziel, welches 
Hegel dem Staate vorzeichnete, eine Anschauung, die 
bereits in der griechischen Philosophie Vertretung ge- 
funden und die Einheit des politischen, rechtlichen und 
sittlichen Lebens zu ihrer Voraussetzung hat. 

Hierin liegt nun unzweifelhaft die Wahrheit, dass 
diese für uns verschiedenen Funktionen des Volkslebens 
ihre Vereinigung in der menschlichen Person finden, 
deren vollkommene Entwickelung nur im Staate gedacht 
werden kann. Wenn man aber verlangt, dass die Sitt- 
lichkeit durch die Staatsgewalt verwirklicht werden soll, 
erforderlichenfalls sogar den Zwangsmitteln der Staats- 
gewalt in dieser Richtung eine Bethätigung gestattet, 
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gelangt man von Neuem zu einer Vermischung der recht- 
lich erzwingbaren und sittlich freien Pflichten. 

Die erziehende und bildende Wirkung des Staates 
in der Geschichte ist unverkennbar. Ihre Möglichkeit 
hängt aber zunächst ab von der Freiheit des Indivi- 
duums, ohne welche sittliches Handeln nicht denkbar 
wäre. Was in der Theorie des Rechtszweckes mittel- 
bar enthalten war, Sittlichkeit nämlich als Ergebniss 
des denkbar höchsten Masses persönlicher Freiheit, wird 
hier zum Range eines unmittelbaren Staatszweckes, 
wenigstens dem Namen nach, erhoben. In der beson- 
dieren Betonung der sittlichen Ordnung als eines Zieles 
der staatlichen Thätigkeit ist daher wenig mehr als die 
Wahrheit enthalten, dass ein Nebeneinanderbestehen des 
sittlichen Lebens in dem Kreise des Einzellebens und 
der ünsittlichkeit in dem Kreise der Regierungsthätig- 
keit überhaupt undenkbar ist. So aufgefasst, würde der 
Sittlichkeitszweck vielmehr negativ als eine Schranke der 
Staatsgewalt, weniger als positive Zweckbestimmung in 
Betracht kommen. 

Zu welchen Verwirrungen die Aufstellung rein sitt- 
licher Aufgaben in einem Regierungsprogramm führt, 
zeigte der sturmerregende Dreizack der „Freiheit, 
Grleichheit und Brüderlichkeit" in Frankreich. Je- 
denfalls ist es völlig unmöglich, auf dem durch diese 
Theorie vorgezeichneten Wege die Gebiete der Staats- 
verwaltung, der Kirche und der Schule irgendwie aus- 
einanderzuhalten. 

Wesentlich dasselbe ist einzuwenden gegen die Ge 
staltung, welche derselben Vorstellung des Sittlichkeits- 
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des deutschen Staatsrechts 1865) über die Theorie des 
Ikusschliesslichen Rechtszweckes : 

„Es wird das Recht jedes Zusammenhanges mit hör 
heren sittlichen Ideen entkleidet, und der Staat zu einem 
:»juristi8chen Bürgerverein«, zu einer blossen Aßsekuranz, 
2;u einer Schlözer'schen Brandkasse erniedrigt. Wo eine 
so beschränkte Auffassung in der Wirklichkeit zur Gel- 
tung käme, müsste der Staat erstarren und yerknöchern 
in der festgewordenen Positivität aller Lebensverhältnisse 
und schliesslich am marasmus senilis zu Grunde gehen, 
wie das weiland Römische Reich deutscher Nation.^^ 

Ganz im Gegensatze zu dem vor hundert Jahren 
geltenden Begriffe über die Aufrechterhaltung des Na- 
turrechts durch den Staat, hat die geschichtliche Be- 
trachtung und die Vergleichung der verschiedenen, neben- 
einander bestehenden Staatskörper zu der Ueberzeugung 
geführt: dass nicht die ünbeweglichkeit der Rechtsnor- 
men, sondern vielmehr die fortschreitendt Entwickelung 
derselben das Kennzeichen eines höheren Staatsberufes 
abgebe. Dass der Staat sittlich verpflichtet sein könne, 
veraltete Rechtsanstalten selbst in formwidriger Weise 
zu zertrümmern, wurde bereits im VI. Capitel nachge- 
wiesen. 

Wenn neuerdings die Forderung so häufig gehört 
wird: der Staat der Gegenwart könne nur der Rechts- 
staat sein, so hat dieselbe mit den älteren VorsteMun- 
gen über den Privatrechtsschutz wenig mehr als den 
g!Leichlautenden Titel gemeinsam. Wer von dem Reehts* 
Srtaat der Gegenwart spricht, pflegt nur zu verlangen^ 
da.$iS alle Thätigkeiten der StaatsregieruEg im 
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geordneten Gemeinwesen in Gemässheit der 
bestehenden Gesetze, niemals im Widerspruch 
mit denselben geschehen sollen.''*) Auch hier 
ist der Gegensatz zu der Willkür der blossen Wohlfahrts- 
politik deutlich gegeben. Allein über die Zweckbestim- 
mungen der staatlichen Handlungen ist mit der Bezeich- 
nung des heutigen Staates als eines Rechtsstaates über- 
haupt nichts gesagt, sobald einmal zugegeben ist, das» 
der Staat auch ein Organ der Rechtsbildung ist, womit 
also immer noch die Frage bestehen bliebe: in welcher 
Richtung und für welche allgemeinen Ziele die Fortbil-- 
düng der jeweiligen Gesetze durch die Staatsgewalt ge- 
schehen solle. 

Als dritte Theorie in der Lehre von dem Staats- 
zwecke ist endlich die aus der Sittlichkeit entnom- 
mene Zweckbestimmung zu betrachten. 

Die sittliche Vervollkommnung der Menschen er- 
scheint als Aiifgabe des Staats, welcher »ein sittliches 
Reiche ist. Er hat somit die » Verwirklichung < des 
Sittengesetzes zu bewirken. 

Ueber die dieser Theorie anzuweisende Stellung im 
Verhältniss zu den vorangegangenen könnte man zwei- 
felhaft sein. Sie erscheint zuvörderst als eine Vermit- 
telung zwischen dem materiellen Wohlfahrtsstreben, in- 
soweit hier ein sittlicher Bestandtheil fehlt, und dem 
Rechtszweck, welcher bereits eine sittliche Bestimmung 
in sich trägt. Richtiger wäre es indessen, zu behaup- 
ten, dass die Verwirklichung des Sittengesetzes die 
weiteste und gleichzeitig unbestimmteste Aufgabe sei, 
welche dem Staat überhaupt gegeben werden könne; 
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unabänderlicher und privilegirter Bekenntnisse Wirklich- 
keit hatte. Wo nun eine Mehrheit derselben nebenein- 
ander besteht, wie in den meisten Europäischen Cultur- 
Staaten, wo die heilige Schrift der verschiedenartigsten 
Auslegung unterliegt, wo es überhaupt streitig ist, ob 
sie als alleinige Norm des christlichen Glaubens anzuer- 
kennen ist oder nicht, kann von einem objektiv erkenn- 
baren Grundgesetz der staatlichen Thätigkeit überhaupt 
keine Rede sein. An Stelle einer vermeintlic h ewi- 
gen, dem Staat ebenbildlich vorgesetzten Ord- 
nung der Religion würde thatsächlich die jewei- 
lig herrschende Theologie die Richtung ange- 
ben, in welcher de rStaat sich zu bewegen hätte. 
Die fehlgeschlagenen Versuche, ein dem historischen 
Charakter der protestantischen Theologie entsprechendes, 
auf die Angehörigen aller Glaubensgesellschaften an- 
wendbares, confessionelles Ehescheidungsrecht in 
Preussen herzustellen, erläutern die Durchführbarkeit 
dieser Staatstheorie, welche man als eine christlich-ger- 
manische bezeichnet, obwohl sie der jüdischen Theokratie 
in besonders nahem Grade verwandt ist. Eine con- 
fessionelle Politik, für Preussen von jeher bedenklich und 
dem Geiste der Preussischen Staatsgründer zuwider- 
laufend, würde für das deutsche Reich geradezu unmög- 
lich sein. Denn das neue deutsche Reich beruht nicht 
auf den mystischen Vorstellungen irgend eines göttlichen 
Rechtes, das mittelalterliche Kaiser oder absolute Fürsten 
für sich anriefen ; sondern auf geschichtlich gewordener 
Vernünftigkeit und der Basis einer in gegnerische Glau- 
bensbekenntnisse auseinandergegangenen Nation. 



220 Drittes Buch. Der Staatszweck als Princip etc. 

Nicht zu bestreiten ist freilich, dass jene von StaU 
klar ausgedrückten Vorstellungen ihre Bedeutung fiir die 
Gegenwart noch nicht völlig verloren haben. Sie haben 
ihre Nachwirkung in der Preussischen Eirchenpolitik be- 
halten. Sonst würde der freisinnige Geist innerhalb der 
protestantischen Geistlichkeit, der in deutschen Mittel- 
und Kleinstaaten ungehindert walten kann, nicht in 
Preussen gewaltsam unterdrückt werden. 

Die von Stahl den Theokratien entlehnte Zweckbe- 
stimmung des Staates kann in den Augen der Gläubigen 
auch nicht durch Berufung auf die ihr widersprechenden 
Thatsachen angefochten werden. Die Gegenüberstellung 
der modernen, auf voller Gleichberechtigung aller nicht 
bloss christlicher Bekenntnisse beruhenden Gemeinwesen 
und solcher Staaten, die trotz ihrer treuen Anhänger- 
schaft an ein theokratisches Staatsprincip , wie bisher 
Spanien, der ehemalige Kirchenstaat und die Türkei, in 
tiefsten Verfall stürzten, würde als beweisend nicht aner- 
kannt und mit der Behauptung zurückgewiesen werden, 
dass in den verfallenden Staaten Südeuropas das kirch- 
liche Gesetz entweder verletzt oder nicht rein genug zum 
Ausdruck gebracht worden sei. 

Das im höchsten Masse Gefährliche der von Stahl 
erneuerten Zweckvorstellung des Staatskirchenthums liegt 
nicht nur in der damit verbundenen, durch das Neben* 
einanderbestehen verschiedener Bekenntnisse unvermeid- 
lich gemachten Unsicherheit ihrer Anwendung auf die 
Gesetzgebungspolitik, sondern auch in der Wiederer- 
weckung des alten Gegensatzes von Glauben und Wis- 
sen innerhalb der rein staatlichen Thätigkeitskreise, 
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Zweckes vom Standpunkte eines kirchlichen Dogmas ge- 
geben wurde, wobei es für den Staat keinen erheblichen 
Unterschied macht, ob jenes dem Islam ,^^) dem canoni- 
schen Recht oder protestantisch staatskirchlichen An- 
schauungen entlehnt ist. Die bedingte Berechtigung der 
Theokratie unter gewissen historischen Voraussetzungen; 
insbesondere als Gegensatz gegen den selbstsüchtigen 
Gebrauch rein physischer Gewalt, soll dabei völlig dahin- 
gestellt bleiben. 

Es kann nicht Wunder nehmen, dass die Vorstel- 
lungen, welche den Staat mit der Verwaltung des mensch- 
lichen Seelenheils theilweise von der Kirche belehnt sein 
lassen, innerhalb rein katholischer Staaten aus dem 
Mittelalter auf die gegenwärtige Denkweise vererbt wur- 
den. Erstaunlich ist nur, dass man ernsthaft versucht 
hat, das protestantische Prindp mit dieser Einheit der 
weltlichen und der geistlichen Gewalt zu vereinbaren. 

Stahl, der letzte und in neuerer Zeit namhafteste 
Vertheidiger des kirchlichen Staatszweckes, sagt in seiner 
Rechtsphilosophie (II, 2, 179): 

„Es ruhet der Beruf des Staates auf dem Dienste 
Gottes. Es ist Gottes Gebot für das Gemeinleben 
— Gerechtigkeit, Zucht und Sitte — das er hand- 
haben, es ist Gottes Herrschaft, die er aufrichten 
soll. Die Obrigkeit ist nach dem Ausspruche der 
heiligen Schrift nicht blos von Gott verordnet, son- 
dern sie ist auch Gottes Dienerin. — Die Obrigkeit 
ist darum von Gott nicht blos in dem allgemeinen 
Sinne, wie alle Rechte von Gott sind, sondern in 
dem ganz specifischen Sinne, dass es das Werk 
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Gottes ist, das sie versieht. Sie übt ihr Recht nicht 
blos nach Gottes Ordnung, wie auch der Eigen- 
thümer, der Vater, sondern sie übt es für Gottes 
Ordnung. Es ist nicht nur blosses eigenes Recht, 
ein eigener Besitz, sondern eine göttliche Mission. 
— Darum ist auch die Obrigkeit mit der Ma- 
jestät bfMeidet. — Es ist aber darnach auch der 
Zweck des Staates nicht bloss eine Erfüllung sitt- 
licher Ordnungen, sondern auch ein Dienst und Ge- 
horsam gegen die Person Gottes und die Aufrich- 
tung eines Reiches zur Ehre Gottes, und also sollen 
Obrigkeit und Volk ihn betrachten." 
In der Religionslehre mag für solche Auffassungen 
Platz sein — in der Staatslehre nicht, Sie sind nicht 
philosophische, logisch beweisbare Ueberzeugungen, son- 
dern Glaubensbekenntniss. Aus diesem Grunde 
könnten sie vom Standpunkte der Vernunft ebenso we- 
nig widerlegt werden, wie der Glaube an die wunderthä- 
tigen Eigenschaften eines Heiligenbildes oder einer Re- 
liquie vom Standpunkte der Naturwissenschaften, obschon 
Stahl seiner auf Grundlage christUcher Weltanschauung 
verfassten Rechts- und Staatslehre, gleichsam um des 
wissenschaftlichen Scheines willen, einen dem altheidni- 
schen Dichter Pin dar entlehnten Sinnspruch voransetzte. 
Jeder Staatsgottesdienst, welchen die Obrigkeit in 
Gesetzgebung, Diplomatie und Polizei, im Heerwesen 
und in der Besteuerung betreiben soll, ist im Sinne 
Stahl's kein idealer, sondern ein praktisch bekenntniss- 
massiger aus dem Grunde, weil für ihn die christliche 
Religion nur in Gestalt dreier fester, abgeschlossener, 
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Scheidung zwischen Förderung erlaubter Lebenszwecke 
und nachtheiligen Dazwischentreten zu finden? Ist diese 
Förderung auf ein gleichsam eingereichtes Unterstützungs- 
gesuch der Hülfsbedürftigen oder zwangsweise, wie ehe- 
mals durch gewaltsam anbefohleneu Eartoffelbau, zu be- 
wirken? 

Während Mo hl die eigenthümliche Natur der Völker 
mit dem Staatszweck in Zusammenhang bringt, erklärt 
Zachariä (Staatsrecht I, § 13): 

„Die Sphäre des Staates umfasst, nach idealer 
Bestimmung, alle äusseren Verhältnisse des irdischen 
Lebens der Menschen, insoweit sie unter den allge- 
meinen Begriff des Rechts , d. h. der nöthigenfalls 
durch äusseren Zwang geltend zu machenden Norm 
und Ordnung für das menschliche Gemeinleben 
fallen." 
In dieser idealen Bestimmung dürfte gefunden wer- 
den: dass die Befugniss des Staates und sein Zweck 
so weit gehen könne, als überhaupt die Möglichkeit 
zwangsweiser Beherrschung der Lebensverhältnisse be- 
stehe. Die Möglichkeit des Zwanges besteht aber auch 
für die Kirche, die im canonischen Recht den christli- 
chen Anschauungen ein juristisches Amtsgewand umge- 
hängt hat. Unter den mannigfach von einander ab- 
weichenden Versuchen, einen annehmbaren Staatszweck 
aufzustellen, verdient endlich die Auffassung von Schulze 
(System des deutschen Staatsrechts 1865, S. 136) her- 
vorgehoben zu werden, der zufolge nur die „wahren 
Zwecke^^ der einzelnen im Staate lebenden Menschen 
auch die wahren Zwecke des Staates selbst sein sollen. 
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Er sagt: „Die Bestrebungen des verständigen Men- 
schen lassen sich auf folgende drei Grundrichtungen zu- 
rückführen : 

1) Wirthschaftliches Leben, worin der Mensch 
seine Thätigkeit auf die äussere Natur richtet, um 
ihr Güter abzugewinnen. Zweck: Wohlstand. 

2) Gesellschaftliches Leben, worin die Menschen 
ihre Verhältnisse zu einander verständig ordnen. 
Zweck ist Ordnung, besonders Recht. 

8) Bildungsleben, worin der Mensch seine Thätig- 
keit auf sich selbst richtet. Zweck ist Bildung, 
d. h. nicht blos Aufklärung, sondern an höchster 
Stelle sittliche und religiöse Entwickelung.'* 
Femer heisst es: 

„So fallen alle jene drei Grundrichtungen des 
menschlichen Lebens in den Bereich des Staates, 
aber nicht in jeder Beziehung, sondern: 
erstens nur soweit, als es Zwecke des Gern e in - 
lebens sind; nicht die Totalität des menschlichen 
Lebens, sondern die Totalität des menschlichen 
Gemeinlebens ist Sache des Staates." ^^) 
Endlich beschränkt Schulze die Aufgabe des Staates 
auch dadurch, dass überall, wo es sich um geistige 
Interessen handelt, nur indirekte Förderung durch 
den Staat geleistet werden solle, vorausgesetzt, dass 
die Privatthätigkeit nicht ausreiche. Im Sinne von 
Schulze könnte man daher von unmittelbaren und 
mittelbaren (d. h. subsidiären) Staatszwecken sprechen. 
Obwohl diese Entwickelungen , deren wesentlichen 
Inhalt wir wiedergegeben haben, weiter gehen, als die 
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dei^estalt, dass in den Streitfragen des öffentlichen Le- 
bens jede der Erfahrung und dem Denken entlehnte Be- 
weisführung zurückgewiesen werden könnte. Die Wissen- 
schaft der Politik müsste wieder umkehren in den Dienst 
der Theologie, den sie seit dem Zeitalter der Reforma- 
tion aufgekündigt hat. 

Was wir von den drei einfachen Zwecktheorien ge- 
sagt haben, genügt vollkommen, um den relativen Werth 
jeder einzelnen beurtheilen zu können. In jeder erken- 
nen wir: 
ein der Gegenwart näheres oder ferneres Staats- 
ideal der Vei^angenheit, ^ 
entweder der rein äusserlichen Einheit des religiös 
sittlichen und politischen Lebens, wie nach der zu- 
letzt geschilderten Theorie, 

oder die Vollendung der allgemein menschlich er- 
fassten Persönlichkeit in ihrer individuellen Natur 
nach der Theorie des Rechtszweckes; 
oder die Steigerung des materiellen Wohlbefindens 
innerhalb des Gesellschaftszustandes nach der Theorie 
des Wohlfahrtszweckes. 

Für die praktische Politik waren diese Aufstellungen 
nahezu werthlos. Von keinem der drei Standpunkte aus 
wäre es möglich gewesen, die Summe der in der Wirk- 
lichkeit vorkommenden Staatsfunktionen zu entwickeln. 
Der Gedanke lag daher nahe, nach einer Vermittelung 
der verschiedenartigen Auffassungen durch Zusammen- 
fügung derselben zu streben. Der nächste Fortschritt in 
der theoretischen Erkenntniss des Staates zeigte sich 
darin, dass man, über die Einseitigkeit vorangegangener 
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Untersuchungen hinwegblickend, mehrfache Zweckbestim- 
mungen des Staates annahm und damit das Gebiet seiner 
Thätigkeit ideell erweiterte. 

Hören wir einige Vertreter der neueren Staatsrechts- 
lehre. 

Robert v. Mohl sagt (in seiner Encyclopädie der 
Staatswissenschaften): der Staat als dauernder einheit- 
licher Organismus habe die Aufgabe, „die erlaubten Le- 
benszwecke eines bestimmten und räumlich abgeschlos- 
senen Volkes und zwar von Einzelnen bis zur Gesell- 
schaft zu fördern", eine Aufgabe, die dadurch be- 
schränkt sein würde, dass eine vollständige, über die 
blosse Förderung hinausgehende Uebernahme der Le- 
benszwecke eines Volkes durch den Staat ausgeschlossen 
bleiben soll. Das unterscheidende dieser Vorstellung 
von der älteren Doctrin liegt darin, dass die Zweckbe- 
stimmung nicht auf dend Wege allgemeiner Abstraktion, 
sondern aus der Erkenntniss des einzelnen Volkes ent- 
nommen werden soll. Jedem Volke ist somit über- 
lassen, seinen Anlagen eine bestimmte Ausbildung durch 
staatliche Unterstützung in der Geschichte zu gewähr- 
leisten. Trotz des unleugbaren Fortschrittes, der in 
dieser Anerkennung liegt, bleibt eben zu fragen : Woher 
denn der Begriflf des Erlaubten zu entnehmen ist? 
Dass dies nicht lediglich durch den Hinweis auf das Be- 
lieben der einzelnen Staaten für sich geschehen kann, 
liegt bei dem völkerrechtlichen Zusammenhange dersel- 
ben auf der Hand. Und wie ist die Rechtsgrenze zwischen 
dem zwangsweisen Eingreifen der Staatsgewalt und dem 
Lebenskreise der Einzelnen, die durchgreifende Unter- 
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im allgemeinen Staatsrecht bisher üblich gewesene Weise 
der Zweckbestimmung, so bleibt doch grundsätzlich 
zweifelhaft, ob die Aufgabe des Staates nur als eine 
durch das Gemeinleben verstärkte oder beschränkte 
Aufgabe des Individuums aufgefasst werden dürfe. Die 
nationale Aufgabe ergiebt Zwecke, welche von denjeni- 
gen des Individuums für sich allein wesentlich unter- 
scheidbar sind. Die individuellen Lebenszwecke nämlich 
sind in Schweden, England und Dänemark wesentlich 
dieselben, wie in Deutschland. Die Verschiedenheit und 
Mehrheit der Staaten und die Eigenthümlichkeit ihrer 
politischen Natur wäre nicht zu erklären, wenn man nur 
auf die verständigen Bestrebungen des einzelnen Men- 
schen Rücksicht nehmen wollte. 

Wie Schulze, so nimmt auch der letzte der hier 
in Betracht kommenden Schriftsteller, Joseph v. Held 
(Grundzüge des allgemeinen Staatsrechts 1868), einen drei- 
fachen Staatszweck an, nämlich erstens einen mensch- 
heitlichen, der darin bestehe, dass der Staat einen 
menschheitlichen Beruf in einer ihm eigenthümlichen 
Weise zu erfüllen befähigt sei. (Also menschheitliche 
Befähigung) ; zweitens einen staatlichen, dahin gehend, 
von rechtlicher Seite her die Individualität aller seiner 
Glieder, nach allen Richtungen des menschlichen Wesens 
zu der denkbar höchsten Vollendung in harmonischer 
Einheit und friedlicher Ausgleichung zu bringen; drittens 
ein privaten Zweck, darin bestehend, „die für seine 
Zwecke erforderlichen materiellen Mittel jeder andern 
Zweckbestimmung gegenüber auf rechthchem Wege zu 
sammeln, zu erhalten und zu verwenden.'^ Dieser letz- 

15 
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tere Privatzweck des Staates, der in den gegebenen 
Worten des Verfassers selbst nicht als Zweck, sondern 
als Mittel definirt worden ist, erscheint indessen neben 
den beiden vorangegangenen keineswegs als logisch gleich- 
berechtigt, wie es denn auch jedem juristischen Sprach- 
gebrauch zuwiderläuft, von einem Privatzwecke des Staa- 
tes zu sprechen. ^^ 

Unsere Absicht erfordert zu ihrer Verwirklichung 
nicht, dass ein Verzeichniss aller in der Gegenwart auf- 
gestellten Zwecktheorien entworfen werde. Was wir 
aufgeführt haben, genügt vollkommen zu dem Nachweise^ 
dass über die anscheinend so einfache Frage: Welche 
Bestimmung der Staat zu erfüllen habe? unter den nam- 
haftesten Staatsrechtslehren! erhebliche Abweichungen 
und widersprechende Ansichten gangbar sind. Wäre 
aber auch eine unter den angeführten Bestimmungen 
des Staatszweckes allgemein anerkannt — würde für 
die Politik irgend etwas gewonnen sein? Alle jene Auf- 
stellungen, wie sie auch beschaffen sein mögen, sind un- 
bestimmt, dem abstrakten Denken über den Staat 
schlechthin entlehnt und daher nothwendig ohne beson- 
dere Beziehung zu dem politischen Entwickelungsgange 
des gegenwärtigen Zeitalters und der heute bestehenden 
Staatenwelt. Für das allgemeine Staatsrecht und die 
Erklärung seiner Lehren mag man sich vielleicht an 
derartiger Unbestimmtheit genügen lassen können. Oder 
sollte diese Unbestimmtheit geradezu unvermeidlich 
sein? Einige Publicisten scheinen dies anzunehmen. 
Wenigstens sagt Gerber (in seinen Grrundzügen eines 
Systems des deutschen Staatsrechts): 
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„Eine theoretische Bestimmung des Staatszweckes 
könne sich immer nur in sehr allgemeinen Vorstel- 
lungen bewegen und nur sehr unbestimmt die Grenze 
andeuten, bei der sich das Gebiet der auf Vollen- 
dung des sittlichen Gemeinlebens gerichteten Staats- 
willens von dem Gebiete der indiridueUen Freiheit 
scheidet." 

Ist dies zuzugeben, so wäre es wahrscheinlich besser, 
den Versuch fernerhin ganz fallen zu lassen; d^nn der 
Nutzen sehr allgemein ausgesprochener Vorstellungen und 
sehr unbestimmter Grenzen wäre mehr als zweifelhaft.'^*) 
Für die Politik ist die Bestimmtheit und Klarheit 
der Zweckvorstellungen ein unumgänglich nothwendiges 
Erforderniss, eine. Vorbedingung der Staatspraxis. In 
der Theorie wird es vor allen Dingen darauf ankommen: 
wie die Staatszwecke festzustellen sind? Erst 
hinterher wäre zu prüfen: was auf dem vorgezeichnet^ 
yfege der Untersuchung vorgefunden wurde? Bisher war 
das wissenschaftliche Bewusstsein der einzelnen Gelehr- 
ten die Autorität , welche den Staatszwecktheorien ihre 
Ursprungszeugnisse nach bestem Ermessen ausfertigte, 
eine Thatsache, der es zuzuschreiben ist, dass der Staats- 
zweck gleich anderen Aufgaben des speculativen Denkens 
im Zustande einer ungelösten Streitfrage verharrte. 
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Achtes Capitel. 



Die realen Staatszwecke; insbesondere I. der 
nationale Machtzweck der Staaten. 

Die realen Staatszwecke liegen im Bewasstsein der Staatsvölker 
verschiedenartig ausgedrückt. — Ihre Ermittelung eine Aufgabe 
der Völkerpsychologie. — Beschränkung der Aufgabe auf das Ge- 
biet des Europäischen Völkerrechts. — Dreifache Gestalt der rea- 
len Staatszwecke je nach den Beziehungen des Volksbewusstseins. 

— Der nationale Machtzweck, als ursprünglichste und älteste 
Zweckvorstellung im Volksgeiste. — Quantitative Bestimmung der 
Machtzwecke im klassischen Alterthum und in der neueren Zeit. 

— Begrenzung des Machtzweckes durch das Völkerrecht. — Be- 
stimmungen, von. denen die Machtpolitik der einzelnen Staaten be* 
einflusst wird: Neutralitätsgarantien der Schweiz und Belgiens; 
die geographische Lage als Machtfactor in der Gegenüberstellung 
Deutschlands und der Vereinigten Staaten von Nordamerika. — 
Die dauernd organisirten Institutionen des Machtzweckes im Heer- 
wesen, der Marine, der Diplomatie und den consularen Einrichtun- 
gen. — Die Armeen und die Gesandschaften in der Gegenwart. 

Anknüpfungspunkte zu einer genaueren, politisch 

brauchbaren Festsetzung der Staatszwecke bietet die 

» 

neuere Staatsrechtslehre darin, dass entweder (wie ins- 
besondere von Zachariä und Schulze) versucht wird, 
negativ zu bestimmen, was ausserhalb der staatlichen 
Zwangssphäre liegen sollte, oder (wie insbesondere von 
Mohl und Held) auf die eigen thümliche Natur jedes 
einzelnen Volkes für sich hingewiesen wird. Es kommt 
nun darauf an, zu ermitteln, wieweit die Zweckrorstel* 
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lungen vom Staate bei den Nationen der gegenwärtigen 
Zeitepoche nach der negativen Seite der staatlichen Unter- 
lassungen und der positiven Seite der staatlichen Thätig- 
keit eine Uebereinstimmung und eine Verwandtschaft, wie- 
weit sie Abweichungen und Gegensätze erkennen lassen. 

Zunächst ist klar, dass die realen Zwecke des staat- 
lichen Lebens nur aus dem einheitlichen Bewusstsein 
der Nationen selbst, nicht aber nur der theoretischen 
Gonstruction eines Staatsideals oder gar den eigennützi- 
gen Anforderungen der Parteien hergeleitet werden kön- 
nen und der allgemeinen Staatslehre nur eine kritische 
Aufgabe gegenüber dem so gefundenen Inhalt zufallen 
kann. 

Als gegebener Zustand, als bedingende Thatsache für 
die Politik kommt nur in Betracht: die im Yolksgeiste 
nachweisbare Vorstellung von der Aufgabe des Staates, 
wobei freilich daran zu errinnern ist, dass nicht bei allen 
staatlich organisirten Völkern klare Vorstellungen über 
den Staatszweck vorausgesetzt werden dürfen. Ganz 
im Gegentheil ist ein deutlich erkennbares Bewusstsein 
der staatlichen Gesammtaufgabe als eines der höchsten 
politischen Culturzeichen zu erachten, dessen Vorhanden- 
sein ausgeschlossen bleibt, wo .der Staat durch wenig 
entwickelte Völker entweder als blindes Naturgesetz oder 
übernatürliche Offenbarung einfach geglaubt wird. 

Eine vergleichend verfahrende Untersuchung der im 
Bewusstsein staatUch lebender Völker liegenden Zwed{- 
bestimmungen erscheint daher wesentUch als Aufgabe 
der Völkerpsychologie, bei welcher zunächst die 
einander verwandten Gruppen unter den Nationen zu er- 
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mitteln sind. Für unsere Zwecke genügt es yoUkommen 
diejenigen Staatsbildungen ins Auge zu fassen, deren Zur 
sammengehörigkeit durch das geographische Gültigkeits- 
gebiet des Europäischen Völkerrechts einen juris- 
tischen Ausdruck gefunden hat. Eine Nebeneinander- 
stellung mehrerer Staaten zur Ermittelung der Staats- 
zwecke erscheint jedenfalls unerlässlich, und es darf als 
ein Fehler der abstrakten Staatslehre geragt werden, dass 
die Auffindung des Staatsprincips , die Erklärung der 
Staatsgewalt nach ihren wesentlichen Eigenschaften, die 
Beurtheilung der Staatsformen fast überall mit der Aus- 
sonderung des Staates aus dem Gesellschaftszustande der 
Nationen eingeleitet und begonnen wurde. Einseitig hielt 
man sich meistentheils an einer Gegenüberstellung der 
Staatsgewalt zu dem Staatsbürger oder zur Kirche. Die 
wesentlichsten, für eine abstrakte Behandlung der Staats- 
lehre vorauszusetzenden Anschauungen vom Staate 
können überhaupt nur innerhalb des Zusammenhanges 
von Staats- und Völkerrecht (beziehungsweise für frühere 
Entwickelungsstufen : der Ethnographie) gewonnen wer- 
den. Ebenso fehlerhaft wäre die Methode, welche von 
den individuellen Lebensbedürfnissen ausgehend, die 
Staatszwecke zu bestimmen trachtete. Die nothwendig 
überall vorauszusetzende Thatsache und Grundlage ist 
vielmehr das Volk als ein mit Gemeinwillen nnd Gesammt- 
bewusstsein im Verhältniss zu anderen Völkern eigen- 
thümlich ausgestatteter Gesellschaftskörper, aus welchem 
heraus die Begriffe der Staatslehre geschichtlich zu ent- 
wickeln sind. 

Seine realen Zweckbestimmungen für das politische 
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Leben empfangt der Staat durch die Grundbeziehungen, 
in welche das Volksbewusstsein zu den wesentlichen 
Gegenständen seiner Einwirkung versetzt ist. Oder anders 
ausgedrückt: durch die Gegensätze, welche der Volks- 
geist praktisch durch den Staat zu überwinden hat. 

Allgemeine Grundbeziehungen des staatlich wirkenden 
Volksbewusstseins lassen sich nun überall mindestens in 
dreifacher Gestalt nachweisen, indem man voraussetzt: 

1) das Volk in seinem räumlich abgeschlos- 
senen Gebietsbestande gegenüber anderen 
Völkern; 

2) das Volk in seinem einheitlichen Gesammt- 
willen gegenüber den einzelnen Individuen. 

3) das Volk in seiner Lebenseinheit gegen- 
über den Interessengegensätzen der in ihm 
lebenden Gesellschaft. 

Jedes dieser drei Momente lässt sich, wie bereits 
bemerkt ist, gleichzeitig als Gegensatz der staatlichen 
Organisation eines einzelnen Volkes in der Weise vor- 
stellen, dass der Staat zur Unmöglichkeit gemacht würde, 
wenn eins derselben thatsächlich die Ueberhand gewänne 
über die Geltung des Gesammtwillens. Halten wir uns 
an die dreifache Aufstellung, so finden wir, dass der 
Staat nothwendig aufhören müsste, 

wenn entweder fremde Nationen ihren Willen dauernd 
an die Stelle des Einheimischen treten lassen (Er- 
oberung), 

oder der Individualismus sich über die Macht 
der gemeinsamen Lebensnorm aUgemein hinwegsetzt 
(Anarchie), 
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oder die Interessenfeindschaft der einzelnen Ge- 
sellschaftsklassen das Zusammenbestehen derselben 
unmöglich macht ( Auseinanderfallen durch Los« 
reissung oder Revolution). 

Weiter ei^ebt sich innerhalb dieser drei Grundbe- 
ziehungen des YÖlkerschaftUchen Bewusstseins mit Noth- 
wendigkeit ein dreifacher Staatszweck, entsprechend näm- 
lich der ersteren: der (nationale) Machtzweck; 
entsprechend der anderen: der (individuelle) Frei- 
heits- oder .Bechtszweck, und entsprechend der 
dritten der (gesellschaftliche) Gulturzweck des 
Staates. 

Diese drei Zweckbestimmungen sind nunmehr der 
Reihe nach als Grundlagen der praktischen Politik in's 
Auge zu fassen, um gleichzeitig die besondere Er- 
scheinungsform dieser allgemeinen Zwecke im Leben der 
einzelnen Völker zu erläutern. Zuvor dne Bemerkung: 

Schon diese Mehrheit der Objekte in der Zweckbe- 
stimmung des Staates ist ein geschichtlicher Fortschritt 
im Verhältniss zur Einheit einer absolut herrschenden 
Vorstellung, in welcher die Idee entweder des indivi- 
duellen Bechts oder der staatlich-nationalen Macht voll- 
kommen verschwindet. 

Als ursprünglichste, natürlichste und deswegen lange 
Zeit hindurch herrschende Vorstellung über die Bestim- 
mung des Staates behauptet sich überall im Volksbe- 
wusstsein: der nationale Machtzweck. Er bedeutet 
nichts anderes, als die Garantie des besonderen, eigenen, 
nationalen Lebens im Unterschiede, oder ursprünglich 
sogar im Gegensatze zu anderen Volkskörpern. Die Be- 
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hauptung und Aufrechterhaitung einer eigenthiimlichen, 
rilumlich abgeschlossenen, Lebensweise gegen andere feind- 
liche Kräfte, als Bedürfoiss einer natürlich erwachsenen 
Gemeinschaft, ist nur durch den Staat dauernd zu 
ermöglichen und eben deswegen unter allen historisch 
nachweisbaren Entstehungsgründen des Staates unzweifel- 
haft der allgemeinsi;e. 

Nach einem einfacnen, leicht begreiflichen Gesetze 
ist die Stärke des Machtzweckes und der zu seiner Er- 
reichung dauernd organisirten Mittel nach, den Anforde- 
rungen des Volksbewusstseins um so grösser, je drohen- 
der für jedes einzelne die im Nachbarschaft verhältniss 
der Völker hegenden Gefahren sind. In diesen Gesetzen 
finden wir ohne Schwierigkeit den Uebergang zur Er- 
klärung der in der Geschichte der Staaten hervortreten- 
den, in der Gegenwart der Europäischen Gulturvölker 
wirksamen Zielpunkte des politischen Lebens. 

Nach den Ideen der antiken Welt war die national- 
staatliche Existenz als höchste Zweckbestimmung des po- 
litischen Lebens nur möglich auf der Grundlage der Ober- 
herrlichkeit der einen Nation gegenüber der anderen, 
oder der vorübergehenden Verbindung mit mächtigeren 
Nachbarn mittelst theilweiser Unterordnung unter deren 
Willen, in einigen seltenen Fällen durch Abschliessung der 
Staatsangehörigen vom auswärtigen Verkehr.^^) Rechtlosig- 
keit der fremden, Verachtung des Ausländischen, strengste 
staatsbürgerliche Besonderheit in Privatrecht, Cultur 
und Rehgion waren, die natürhche Folge der feindseli- 
gen Gegenüberstellungen in dem Machtzwecke jedes ein- 
zelnen Staates. Zwischen Abschliessung vom Weltverkehr 
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und Welteroberung keine Wahl; nur daxin Verschieden- 
heit, dass die Elemente der organisirten Macht durch 
die einzelnen Völker verschiedenartig erfasst werden: 
entweder als Theokratie, als materielle Anhäufung edler 
Metalle, als Golonisation und Handel, als kriegerische 
Ausbildung aller verfügbaren Kräfte; oder eine Vereini- 
gung und Verschmelzung mehrerer Machtfaktoren. Jeden- 
falls aber zeigt sich, dass das mdividuelle Becht vom 
nationalen Leben nach Aussen vollkommen beherrscht 
wird, und umgekehrt die Entnationalisirung von Recht, 
Sitte und Volksreligion in demselben Masse bei Persem, 
Griechen und Römern fortschreitet, als die Gefährdung 
der äusseren Existenz in dem Fortgange der Eroberun- 
gen aus dem Volksbewusstsein verschwindet. 

Die Kehrseite der antiken Vorstellung zeigt uns die 
Idee des modernen Europäischen Völkerrechts: Aller- 
dings auch hier die Nothwendigkeit der Staatenmehrheit 
und Staatengesellschaft in natürlicher Eigenart jedes 
selbständig constituirten Volkskörpers; aber die Garantie 
des Bestandes in der Pflege des dauernd friedlichen Ver- 
kehrs und in der gegenseitigen Anerkennung Aller. In- 
dem sich der Gegensatz der einen Nation zu andern mehr 
und mehr abschwächt, und die kleineren Staaten sogar 
völlig darauf verzichten müssen, ihren Fortbestand durch 
physische Kraft zu sichern, verlieren auch die Vorstel- 
lungen über die Nothwendigkeit einer fest organisirten 
Macht ihre alte Bedeutung. So sehr ist dies der Fall, 
dass seit Jahrhunderten in den Lehrbüchern von der 
Zweckbestimmung des Staates, die nationale Existenz 
der Völker nach aussen zu garantiren, gar keine Rede 
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mehr ist. Vergebens sucht man nach dem einfachen 
Anerkenntniss , dass der Staat vor allen anderen Din- 
gen die Aufgabe hat, das vorhandene Gemeinbewusstsein 
des Volkes gegen äussere Störung und Vernichtung zu 
schützen. 

Das für das Alterthum bereits bemerkbar gemachte 
Gesetz bethätigt sich also auch in neuerer Zeit. Als das 
Traumbild derer, die für die staatliche Organisation grös- 
serer Volkskörper überhaupt kein Verständniss zeigen, 
taucht endlich im Hintergrunde der gegenwärtigen Zeit- 
periode eine Reihe von neuen Erscheinungen empor, 
deren gemeinsamer Charakter in der entschiedensten 
Feindschaft gegen die bisherigen Ueberlieferungen besteht: 
Zertrümmerung der Grossstaaten, Herstellung kleinster 
Kantone an ihrem Platze , oder s. g. vereinigter Staaten 
von Europa, oder der souveränen Commune, Abschaffung 
der Heere, Regierung durch Volksversammlungen, welche 
direkt und unmittelbar nicht nur Gesetze geben, sondern 
auch verordnen und beschliessen. Die Seltenheit und 
Kürze der grossen Kriege in der neueren Zeit hat das 
Gefühl der Sicherheit so sehr gekräftigt, dass jede Un- 
terbrechung des Friedens im Vergleich zum Mittelalter 
nur als persönliche Willkür der Machthaber, nicht als 
Offenbarung der im Verhältniss der Völker zu einander 
liegenden Gegensätze aufgefasst wird.^^) 

Völlig unberechtigt wäre die Geringschätzung derer, 
welche sich darum bemühen, an Stelle der Gewaltthat 
die rechtliche Entscheidung durch unparteiisches Schieds- 
gericht, an Stelle des Schlachtenglückes und der tech- 
nisch vervollkommneten Zerstörungsmittel, die gründlich 
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prüfende Untersuchung der Streitpunkte, an die Stelle 
des Krieges den ewigen Frieden treten zu lassen. „Friede 
auf Erden^^ ist das Verlangen jedes religiös gestimm- 
ten Gemüthes, der sittliche Endpunkt in der Idee der 
Menschheit. 

Für die praktische Politik bleibt aber dennoch der 
Machtzweck eine gebieterische Nothwendigkeit, so lange 
als ein Volk gegenüber einem anderen unberechtigte For- 
derungen erhebt und die Begriffe über dasjenige, was 
Recht ist, von den nationalen Vorstellungen soweit be- 
herrscht werden, dass sich in diesem Stücke wesentliche 
Verschiedenheiten der Auffassung mit Nothwendigkeit er- 
geben müssen. 

Bis zu diesem Äugenblicke zeigt sich in jedem grösse- 
ren Staate Europas eine eigenartige Beurtheilung ge- 
wisser territorialer Fragen im Verhältniss zu anderen 
Staaten; in Bussland bezüglich Polens, der slavischen 
Donauländer, Centralasiens und der Türkei, in Griechen- 
land bezüglich Kretas, Thraciens, Epirus und Thessa- 
liens, in Italien hinsichtlich des Trentino und der adria- 
tischen Küstenlande, in Deutschland bezüglich seiner 
Nordmarken und des westlichen Beichslandes, von den 
Ansprüchen der Böhmen, Galizier, Iren und anderer 
gänzlich zu schweigen. Für alle diese Streitfragen giebt 
es im positiven Völkerrecht keine von den interessirten 
Staaten annehmbare Lösung; denn der von einigen Seiten 
aufgestellte Grundsatz : dass einerseits ein Einmischungs- 
recht in die Angelegenheiten fremder Staaten nicht zu- 
gestanden werden könne und andererseits jedem Staats- 
theile bis in die kleinsten Bruchstücke hinein das Recht 
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der Treniinng und Loslösung von einem vorhandenen 
Verbände gelassen werden müsse, ist weit davon ent- 
fernt, Anerkennung zu finden»®^) Ohne dies steht fest, 
dass alle Fortschritte in den internationalen Beziehunr 
gen der Staaten zu einander niemals anders , als auf 
Grund gemeinschaftlicher Vereinbarungen gesichert wer- 
den können. Der höher entwickelte Culturstaat bleibt 
somit immer noch abhängig von dem Verhalten der 
weniger fortgeschrittenen Nachbarstaaten, 

Der Machtzweck eines Staates in seiner Stellung zu 
fremden Mächten ist allerdings beschränkt durch das 
Princip des modernen Völkerrechts, welches jeden Ge- 
danken einer Weltmonarchie oder der Herrschaft über 
die offene See verwerfend, die gegenseitige Anerkennung 
der in Rechtsgemeinschaft lebenden Völker zu seiner 
Voraussetzung hat. 

Damit ist eine Grenze gezogen, die ehemals fehlte. 
Allein diese Anerkennung eines gegebenen Staatsbestandes 
oder einer Dynastie als verfügungsberechtigter Staats- 
gewalt schliesst weder territoriale Neubildungen, noch 
auch innere Revolutionen aus ; denn völkerrechtliche An- 
erkennung heisst zunächst nichts, als Constatirung 
einer politischen Thatsache ohne Rücksicht 
auf die Rechtmässigkeit ihrer Entstehung. 
Allerdings werden Territorialfragen anders angesehen, 
als ehemals. Früher selbstverständlich und allgemein 
zugelassen, ist gewaltsamer Erwerb eines fremden Terri- 
toriums gegenwärtig der allgemeinen Vorstellung nach 
nur aus einem höheren Gedanken der nationalen Staats- 
bildung gerechtfertigt, oder als ein Mittel der Selbster- 
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haltung gegen erklärte Feinde des Staatsbestandes ent- 
schuldbar. 

Trotz jener Schranke kann indessen das Mass der 
vom Staate nothwendiger oder zulässiger Weise zu 
machenden Machtaufwandes nach Aussen ein sehr ver- 
schiedenartiges sein. Sache der Politik ist es vor allen 
Dingen, die richtige Begrenzung fiir jedes einzelne Staats- 
wesen nach der Natur seiner Kräfte und Interessen unter 
Berücksichtigung der völkerrechtlichen Entwickelungsziele 
und der allgemein menschlichen Cultur aufzufinden und 
demgemäss auf das nationale Bewusstsein, wo es über- 
triebene Anforderungen stellt, zügelnd einzuwirken. All- 
gemein eingreifende Bestimmungsgründe für die Be- 
messung der Machtzwecke und der zu ihrer Erfüllung 
erforderlichen Mittel bieten sich in drei Punkten dar: 
in den völkerrechtlichen Garantien des 
Staatsbestandes, 
in der geographischen Lage und 
in den Entwickelungsbedingungen des in- 
neren Staatslebens. 

Auf den letzten Punkt einzugehen , wird sich Ge- 
legenheit finden, wenn das Verhältniss des Machtzweckes 
zu den beiden anderen Staatszwecken (im letzten Gapi- 
tel) zur Sprache kommt. Dagegen ist von den beiden 
ersten Punkten im unmittelbarsten Zusammenhange mit 
dem Machtzwecke der Staaten an dieser Stelle zu 
handeln. 

Soweit die Existenzfrage der Staaten in Betracht 
kommt, ist für die Bestimmung seiner äusseren Macht- 
mittel zunächst von Wichtigkeit, zu erfahren: 



Achtes Capitel. Die realen Staatszwecke etc. 239 

Welchen Werth die in engerer Völkerrechtsge- 
meinschaft lebenden Staaten auf die ungeschmälerte 
Erhaltung dieses bestimmten, von ihnen anerkann- 
ten Staatskörpers legen? 

Und ferner: in wie hohem Masse der Bechtssinn in 
den YolkswiUen benachbarter Staaten thatsächlich ent- 
wickelt ist und deren Verhalten gegen diesen Staat be- 
herrscht? 

Der höchste Rechtswerth der volksthümlichen Erhal- 
tung eines Staates in internationaler Beziehung ist aus- 
gedrückt durch Gesammtgarantie der Neutralität 
bestimmter Staaten oder Gebiets theile. In dieser Lage 
befinden sich, abgesehen von Luxenburg, die Schweiz 
und Belgien. Zu eigener Vertheidigung gegen über- 
mächtige Nachbarstaaten wenig oder nicht ausreichend 
befähigt, finden beide Länder eine erhöhte Sicherheit 
ihres Bestehens in dem vertragsmässig ausgesprochenen 
Anerkenntniss, dass ihre Erhaltung eine Europäische 
^ Angelegenheit bilde , ihre Aneignung durch eine der 
Grossmächte allen übrigen bedrohlich sein würde. Trotz 
dieser Zusagen glauben beide Staaten keineswegs auf 
ein über die Bedürfhisse der inneren Sicherheit hinaus- 
reichendes Heerwesen Verzicht leisten zu dürfen. Da 
die Vortheile einer im Voraus garantirten Neutralität 
indessen durch eine Verzichtleistung auf eine nach Aussen 
actiy eingreifende PoUtik bedingt sind, und ein verhalt- 
nissmässig stärkerer Schutz gegen leichtfertige Angrifie 
an der gegenseitigen Ueberwachung der Grossmächte ge- 
boten ist, kann die Einrichtung der militärischen An- 
stalten in viel höherem Masse auf eine streng zurück- 
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haltende Yertheidiguiig berechnet werden, als anderwärts. 
Immerhin hat der Deutsch-Französische Krieg von 1870 
und 1871 bewiesen, dass neutrale Staaten durch die in 
der Nähe ihrer Grenzen ausgefocbtenen Entscheidungs- 
schlachten ernstlich gefährdet werden, wenn fliehende 
Armeen sich auf fremdes Gebiet zu retten suchen. Durch 
die Schlacht von Sedan war belgisches Gebiet, durch 
Bourbakis Niederlage die Schweiz in hohem Masse be- 
droht. Beide Staaten waren in Mitleidenschaft gezogen 
und schon aus diesem Hinweise ergiebt sich, was von 
der Anempfehlung schweizerischer Heereseinrichtungen 
für andere Staaten zu halten ist. Ehe eine solche An- 
preisung Beachtung finden könnte, wäre zu untersuchen 
ob die politische Lage in völkerrechtlicher Hinsicht einen 
Vergleich mit der Schweiz gestatte. Ganz im Gegentheil 
erachten Schweizerische Sachverständige auf Grimd neuerer 
Erfahrungen es als nothwendig, die Wehrkraft ihres Lan- 
des zu stärken. Und auch in Belgien ist die Einfuhrung 
der aUgemeinen Wehrpflicht seit langer Zeit erwogen. 

Ausserdem kommt die geographische Lage eines 
Staates im Verhältniss zu benachbarten Nationen, die 
Art seiner Begrenzung und die Zugänglichkeit seiner 
auswärtigen Communicationswege nothwendig in Be- 
tracht, wenn jene Gefahren zu veranschlagen sind, denen 
fest geordnete Machtmittel des Staates entgegenzusetzen 
sind. ®^) 

Solche Verhältnisse erwägend, wird man leicht be- 
greifen, dass der nationale Machtzweck in der Nord- 
amerikanischen Union und in England eine ganz 
andere Gestalt annehmen muss, als beispielsweise in 
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Dentschland. An eine Unterwerfung der grossen trans- 
atlantischen Republik unter irgend ein anderes Staats- 
wesen der alten oder neuen Welt, an eine Verringerung 
ihrer Grenzen durch gewaltsames Eingreifen, ist selbst 
in der traurigsten Periode eines noch unentschiedenen 
Bürgerkrieges von keiner Seite gedacht worden. Die 
Nordamerikanische Union repräsentirt po- 
litisch einen ganzen Welttheil. Neben ihr sind 
alle übrigen Gemeinwesen desselben Continents mit ihrer 
dünnen Bevölkerungsziffer politisch nur als Kleinstaaten 
trotz der' weitesten Ausdehnung im territorialen Sinne 
zu bezeichnen. Die Interessen der Vertheidigung nach 
Aussen erfordern nur so viel Truppen, als zur Sicherung 
bedrohter Scalpe gegen unruhige Indianerhorden erfor- 
derlich sind. Ein plötzlicher Ueberfall durch Euro- 
päische Mächte gehört, vom Standpunkte der jetzigen 
Entwickelung aus betrachtet, zu den Undenkbarkeiten. 
Ebenso wenig hat die transatlantische Bepublik ein In- 
teresse, in die territorialen Fragen der Europäischen 
Staatenwelt einzugreifen. 

Dieser denkbar günstigsten Stellung nach aussen ist 
als Gegenstück Deutschland gegenüberzustellen. Seine 
Begrenzung ist nach den vier Himmelsgegenden des Nor- 
dens, des Ostens, des Südens und Westens, gegen Dänen^ 
Slaven und Romanen eine streitige und angefochtene. 
Der Reihe nach Schauplatz für kämpfende Armeen aller 
Europäischen Grossmächte und Frieden stiftender Con- 
gresse, Verbindungsglied zwischen allen grossen poli- 
tischen Interessen, mitten inne liegend zwischen drei 

grossen Militairstaaten, würde Deutschland, wie die Ge- 
le 



1 



242 Drittes Buch. Der Staatszweck als Princip etc. 

schichte vergangener Zeiten erweist, ohne unzweideatige 
Darstellung seiner Machtfülle, ausser Stande sein, die 
gewünschte Ruhe als Lohn einer Verzichtleistung auf äusse- 
ren Einfluss zu gemessen. In der ihm angewiesenen Lage 
hat Deutschland nur die eine Wahl: entweder verachtet 
zu sein oder allen seinen Nachbarstaaten die Ueberzeugung 
von seiner auf dem Schlachtfelde überlegenen, mindestens 
aber vollkommen ebenbürtigen Macht zu gewähren. 

Deutschland ist daher als derjenige Staats- 
verband zu erachten, in welchem der äussere 
Machtzweck (auf defensiver Grundlage) am 
stärksten, als gebieterische Nothwendigkeit 
nach der Natur der Nachbarstaaten ange- 
deutet wird. Wollte man einen relativen Massstab 
für die Berechtigung zu grösserem Heeresaufwande er- 
mitteln, so wäre zu sagen: Die organisirte Defensivkraft 
eines Landes muss quantitativ und qualitativ um so 
stärker sein, je zahlreicher die Angriffspunkte in seinem 
Territorium, je mächtiger and angrifbltistiger seme Nach- 
bam, je unsicherer die Alliancen in möglichen Kriegs- 
fällen. Die Grenze neutraler Staaten wird, strategisch 
betrachtet, für die jeweilig schwächere Partei im Exiege 
als Flanken oder Rückendeckung angesehen werden* 

Die besondere Schwierigkeit der deutschen Einheits- 
bewegung lag gerade darin, dass die grossen Nachbar- 
staaten vom Standpunkte ihrer Machtpolitik aus das 
dringendste Inte^resse hatten, deren Erfolge zu hin- 
dern. Vor dem Jahre 1866 bot Deutschland in einem 
Punkte einige Aehnlichkeit mit Polen, insofern als drei 
^osse Militärmächte des Continents eine gemeinschaft- 
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liehe Gegnerschaft seiner Einheit bildeten; und es ist 
zu bewundern, dass das Verhalten Busslands und Oester- 
reichs im Jahre 1850 gegenüber den preussischen Unions- 
bestrebungen später so schnell in Vergessenheit gerieth. 
Der Zusammenhang der deutschen Bewegung mit der 
grossen Europäischen Politik ward nahezu völlig über- 
sehen, indem man die vorhandenen Machtmittel bei der 
Berechnung politischer Erfolge vielfach ausser Ansatz 
liess. Die Vollendung unserer Einheit durch den Krieg 
von 1870 war gleichfalls durch ein sorgfältig vorbe- 
reitetes Bündniss der Franzosen mit Oesterreich und 
Italien bedroht. Nur Russland konnte berechnen, daas 
der für lange Zeit zwischen Deutschland und Frankreich 
zu erwartende Antagonismus seinem politischen Einfloas 
im Orient förderüch sein würde. 

Aus den kurz angedeuteten Verhältnissen Deutsch- 
lands folgt, dass eine dem Grade nach verminderte Gel* 
tung des Machtzweckes erst dann eintreten kann, wenn 
eine friedliche Politik Frankreichs die jetzt berechtigten 
Zweifel in Deutschland zerstört haben wird. Auch der 
Umstand darf nicht übersehen werden, dass unter der 
Nachwirkung jahrhundertlanger Uneinigkeit der Erfolg 
einer entschiedenen militärischen Niederlage für Deutsch- 
land ein bei weitem ungünstigerer sein müsste, als für 
Frankreich, dessen Bevölkerung von dem Geiste der 
Einheit und Centralisation zu tief durchdrungen ist, um 
eine Zerstückelung in Folge glücklicher Eroberung dauernd 
ertragen zu können. 

Die im Zusammenhange mit dem nationalen Macht- 
zwecke der Staaten erwachsenen Institutionen der hea- 

16» 
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tigen Zeit sind: das Heerwesen zu Lande und zur 
See, die Diplomatie und das Gesandtschafts- 
wesen, die Gonsulate und die staatlichen Ver- 
kehrsanstalten; denen entsprechend die Regeln einer 
dem Machtzweck entsprechenden Verwendung näher zu 
ordnen sind: in der Militärpolitik, in der auswärtigen 
Politik, in der Handelspolitik, wobei auch das Eisenbahn- 
wesen^ ins Gewicht fällt, da dessen strategische Bedeutung 
durch die letzten Kriege überall klar geworden ist. In- 
dem wir der letzteren gedenken, betonen wir schon hier 
den Zusammenhang der Staatsmacht mit den Staats- 
finanzen und den inneren Hülfsquellen des Volkes. Denn 
nichts würde irriger sein, als die nach aussen wirkende 
Macht eines Staates lediglich nach der Zahl der stän- 
dig versammelten Truppenzahl oder dem Kaliber der 
SchiSskanonen einseitig bemessen zu wollen, und die 
denkbar grösste Steigerung der rein physischen Machtmit- 
tel als eine entsprechende Steigerung der Garantien einer 
im Innern gesicherten nationalen Entwickelung zu be- 
trachten. Jedes Uebermass militärischen Aufwandes führt 
zum inneren Verfall der Staaten. Ein nachweisbares 
Missverhältniss in dieser Hinsicht wäre ebenso anzusehen, 
wie die Benachtheiligung des Wachsthums und der persön- 
lichen Ausbildung durch Uebermass körperlicher Uebun- 
gen, durch welche an Stelle des Athleten schliesslich der 
Schwindsüchtige erzogen wird. 

Wie der Machtzweck nach der einen Seite eine Stei- 
gerung erfahren kann durch die ungünstige Natur der 
uns umgebenden Verhältnisse anderer auf Einmischung 
oder Eroberung bedachter Mächte, so wird er nothwen- 
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diger Weise eine Verminderung erleiden durch die Rück- 
sichtnahme auf die innere Entwickelung der Volkskräfte. 
Dem alten Spriichwort: Wer Frieden will, rüste sich 
zum Kriege, kann man heut zu Tage mit viel grösserem 
Recht die Umkehrung entgegensetzen: Wer Krieg fuhren 
wül, pflege die Kräfte des Friedens! Oder mit anderen 
Worten: der Erfolg eines etwa nothwendigen oder vor- 
aus zu sehenden Krieges hängt in hohem Masse ah von 
der Entfaltung und Ansammlung der einen sicheren Rück- 
halt bietenden Kräfte des Friedens. Ohnehin ist niemals 
zu vergessen: dass der Krieg zum Frieden gegenwärtig, 
nach zeitlichen Verhältnissen bemessen, wie die Ausnahme 
zur Regel steht. Die früher oft geäusserte Befürchtung, 
dass langandauernder Friede den Volksgeist entkräfte, 
wird durch die Preussische Geschichte widerlegt. Die 
vergleichungsweise friedlichen Perioden unter Friedrich 
Wilhelm I. und von 1815 — 1864 erlaubten Friedrich den 
Grossen und Wilhelm I. entscheidende Kriege erfolgreich 
zu führen, ohne dass aus Anfangs verlorenen Schlachten 
Lehren zu ziehen gewesen wären. 

Die Schwierigkeiten der Militärpolitik in der gegen- 
wärtigen Zeitepoche liegen für die Culturstaaten Europas 
wesentlich darin, die Vermittelung zu finden zwischen 
den Einseitigkeiten der rein militärischen Gesichtspunkte, 
welche das Verhältniss von Zweck und Mittel zu Gunsten 
einer äusserlichen Machtentfaltung übertreiben, und der 
einseitig wirthschaftlichen Auffassung, welche, die mate- 
rielle ünproductivität der Heerkörper nachdrücklich her- 
vorhebend, die Abschafiung der stehenden Armeen in 
der kurzsichtigen Erwartung fordert, dass ein gutes Bei- 
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spiel sofortige Nachahmung finden werde. Die Gefahr 
der Uebertreibung liegt allerdings gegenwärtig viel mehr 
in der erst erwähnten Richtung, als in der letzteren. 

Obwohl das Mass der Dinge und folglich auch die 
Verhältnissmässigkeit zwischen nationalem Machtzweck 
und den ihm entsprechenden Machtmitteln überall und 
stets in den Einzelheiten streitig sein wird, lässt sich doch 
nicht verkennen, dass gewisse politisch e Grundsätze sich 
mehr und mehr auch im Heerwesen in dem Masse be- 
festigen, als man die Wichtigkeit der materiellen, wirth- 
schaftlichen Staatskräfte verstehen und ausserdem be- 
greifen lernt, dass öconomischer Verfall eine durch sieg- 
reiche Schlachten nicht wiederherzustellende Niederlage 
bedeute. 

Die alte Vorstellung, dass die Armeen Selbstzweck 
seien, denen die staatlichen Kräfte zu dienen haben, 
verschwindet gleichen Schrittes mit jenem höheren Ver- 
ständniss, dem zufolge die Heere eintreten in den Kreis 
der grossen volksthümlichen Institutionen, denen ein na- 
tionaler Beruf unabhängig von dem persönlichen Willen 
der Machthaber gegeben ist. Die Grundsätze der neueren 
Militärpolitik, in denen sich eine Annäherung an diese 
Gesichtspunkte kundgiebt, treten namentlich in folgenden 
Anforderungen hervor: Allgemeine Wehrpflicht, 
worin der Dualismus des Soldatenthums und der staats- 
bürgerlichen Freiheit, der militärischen Macht und der 
ethisch zu fordernden Gleichverpflichtung aufjgehoben 
wird; geringste im Frieden ausreichende Prä- 
senzziffer des stehenden Heeres neben der 
grössten irgendwie nutzbaren Reservekraft, 
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die Möglichkeit des schnellen Ueberganges 
von der Friedensstärke zur Kriegsbereitschaft, 
höchste erreichbare technische und intellectuelle Ausbil- 
bildung der Truppenkörper in denkbar kürzester Frist 
und mit dem wirthschaftlich am wenigsten nachtheili- 
gen Aufwand. Dass hier selbst für diejenigen Staaten, 
in denen die Dienstzeit verhältnissmäßsig die kürzeste 
ist, nicht ein unabänderliches Mass behauptet werden 
kann, ergiebt sich für jeden von selbst, der auch in diesen 
Dingen eine Entwickelungsfähigkeit annimmt. Als eine 
Streitfrage bleibt dagegen bestehen: der reale Werth der 
rein militärischen Gewöhnung der Truppen an die Dis- 
ciplin, insofern als dazu eine über die technische Aus- 
bildungsperiode der Rekruten hinausgreifende Frist ver- 
langt wird. Die neueren Militärsysteme stehen also in 
der Mitte zwischen dem alten Werbesystem mit seinen 
berufsmässigen Miethlingstruppen und dem Milizsystem, 
welches auf einen im Frieden erkennbaren Massstab der 
Feldtüchtigkeit Verzicht leistet und erst den Krieg zur 
Schule der Armee macht. 

Je stärker das berufsmässige Soldatenthum in den 
unteren Stellen und der Mannschaft überwiegt, desto ent- 
schiedener pflegt auch in den Armeen die Neigung her- 
vorzutreten, auf den Gang der auswärtigen Politik im 
Interesse der rein militärischen Gesichtspunkte einzu- 
wirken und jeden völkerrechtlichen Streitfall sofort als 
nationale Ehrensache zu verkünden, um die Möglichkeit des 
wechselseitigen Nachgebens abzuschwächen. Die lieber- 
Spannung der französischen Militärkräfte offenbarte sich 
wenigstens neben anderen Momenten, auch darin, dass 
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die Stimmung der Armee überall als eine schwer wie- 
gende Bücksicht der auswärtigen Politik angesehen wird. 

Die wechselseitige Eifersucht der grossen Militär- 
mächte rechtzeitig zu hemmen und den nationalen Lei- 
denschaften den Nahrungsstofif zu entziehen, ist die Auf- 
gabe des Gesandtschafts wesens. Durchaus irrig wäre 
es, zu glauben, däss der Einfluss der einen Nation auf 
die andere lediglich bedingt wäre durch die Grösse der 
militärischen Machtmittel. Ganz im Gegentheil sind die- 
selben in ihrer natürlichen Wirksamkeit gehemmt, wenn 
nicht eine einsichtige, von klaren Zielen und interna- 
tionalem Gerechtigkeitssinn geleitete Diplomatie 
die Beziehungen der Staaten zu einander vermittelt. 

Der Zusammenhang zwischen dem allmälig eintreten- 
den Umschwung in der Verfassung der Heere und den 
Veränderungen in den Vorstellungen über die Aufgabe 
der Diplomatie liegt auf der Hand. Dem alten Werbe- 
system mit der Spiessruthe und den Profossen entsprach 
das diplomatische System der gegenseitigen Belügung, 
dem zu Folge in der That ein Gesandter definirt wer- 
den durfte als „ein Mann, der ins Ausland gesendet wird, 
um für das Vaterland zu lügen.^^ Den nationalen Heeren, 
als der organisirten Friedensbewahrung ent- 
spricht das Gesandtschaftswesen als die Magistratur der 
internationalen Gerechtigkeit, deren Grundlage keine an- 
dere sein kann, als die Pflege des Völkerrechts und das 
Bewusstsein der alle dvilisirten Staaten verbindenden 
Interessengemeinschaft. 

Aufgabe des Gesandten ist daher: nicht nur unsere 
eigenen Ansprüche gegen das Ausland, sondern auch die 
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gerechten Ansprüche des Auslandes gegenüber seiner Re- 
gierung zu vertreten und das Verständniss auswärtiger 
Institutionen zu vermitteln. Im Grossen und Ganzen ist 
nicht zu leugnen, dass die moderne Diplomatie in hohem 
Masse unvolksthümlich blieb, weil sie, den Traditionen 
der absoluten Fürstengewalt folgend, den persönlichen 
Einwirkungen an den Höfen entweder zu stark vertraut, 
oder selbst in zu hohem Masse unterliegt, auch für das 
parlamentarische Leben der continentalen Staaten den 
Massstab vermissen lässt, an welchem ihre Leistungen ge- 
messen werden könnten. 

Wie es Gegner stehender Armeen in grösserer An- 
zahl giebt, so fehlt es auch nicht an solchen, welche ein 
ständiges Gesandtschaftswesen geradezu als überflüssig 
betrachten und mit äusserster Geringschätzung auf die 
berufsmässige Diplomatie blicken. 

Was der wünschenswertheste Zustand an sich sein 
würde, kann hier völlig unerörtert bleiben. Für die 
grösseren Staaten, insbesondere für die Grossmächte, 
kommt es einfach darauf an, zu erfahren, mit welchen 
Mitteln unter den gegenwärtigen Verhältnissen der amt- 
liche Verkehr mit dem Auslande und die Wahrung eines 
berechtigten Einflusses auf die uns näher angehenden 
Entschliessungen auswärtiger Mächte am wirksamsten be- 
trieben werden kann? 

Einziehung der Gesandtschaften durch einen Gross; 
Staat wäre jedenfalls neben dem Fortbestande der Ge- 
sandtschaften aller übrigen ein schwerlich empfehlens- 
werther Versuch. Aus dem gleichen (xesichtspunkte wäre 
auch übertriebene Sparsamkeit in der Ausstattung der 
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Gesandtschaften an glanzvollen Höfen, womöglich noch 
zweckwidriger als ein gänzlicher Verzicht anf eine diplo- 
matische Vertretung ; denn unleugbar ist gesellschaft- 
liche Repräsentation ein Bestandtheil persönlichen 
Einflusses, ohne den die schärfsten Rechtsausführungen 
und die klarsten Beweise sehr häufig des Erfolges er- 
mangeln. 

Die Summe aller derjenigen Umstände, welche das 
Gewicht persönlicher Einflüsse im auswärtigen Staatsver- 
kehr steigern können, ist also nicht zu übersehen; es 
kann für die Politik nicht darauf ankommen, ob die 
Philosophie es als vernünftig anerkennt, dass sich durch 
jene Nebenumstände Menschen in entscheidenden Augen- 
blicken und in hohen Stellungen beeinflussen lassen. Bei 
der Auswahl von Geschenken, welche nach orientalischer 
Staatssitte den Fürsten halbbarbarischer Länder über- 
sendet werden, haben wir gleichfalls nicht den verfeiner- 
ten Geschmack eines Europäischen Hofes, sondern viel- 
mehr die uns kindisch erscheinende Begehrlichkeit der 
Empfanger zu berücksichtigen. 

In Amerika war die Demokratie der Ansicht, es ge- 
zieme sich für die Gesandtschaften sehr wohl puritanische 
Einfachheit. Daher die Ernennung von Mitgliedern der 
Mässigkeitsvereine, die ihre Tafeln mit der Wasserflasche 
schmückten, mangelhaft bezahlt wurden, und häufig 
ausserhalb der höheren Gesellschaftskreise eine verein- 
zelte Stellung einnahmen. Auf der anderen Seite be- 
folgten die Engländer den Grundsatz, dass man nach 
Washington einen alten aristokratischen Namen senden 
müsse, um des günstigen Erfolges sich besser zu ver- 
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sichern. Jenes amerikanische System einer mit jeder 
Präsidentschaftsperiode wechselnden, und ausserdem un- 
zulänglich bezahlten Diplomatie wird neuerdings sogar 
von radicalen Blättern in New -York als völlig verfehlt 
angegriffen, indem man mit Recht bemerkbar macht, 
dass das Billigste sehr häufig das Schlechteste ist und 
eine Republik, die sich an monarchischen Höfen vertre- 
ten lässt, die an diesem herkömmlichen Mittel der Wirk- 
samkeit nicht einfach ausser Augen setzen kann.^^) 

Der Einfluss, den die Diplomatie auszuüben vermag, 
setzt sich immer aus drei Factoren zusammen: erstens 
der Macht des Staates, den sie vertritt; zweitens der 
1^ politischen Einsicht, die Instruktionen ertheilt oder aus- 
führt, ohne darauf zu verzichten, den Umständen des 
einzelnen Falles den im Voraus ertheilten Instruktionen 
gegenüber ihr besonderes Recht auf selbständige Be- 
handlung zu wahren; drittens die gesellschaftliche 
Stellung der Diplomaten im Auslande, die nirgends über- 
tragen, sondern stets erworben werden muss. Uebrigens 
bedarf eine ehrliche Diplomatie eines starken Rückhaltes 
an der öffentlichen Meinung und der sachverständigen 
Einwirkung derjenigen , die das öffentliche Recht wissen- 
schaftlich und von Regierungseinflüssen unabhängig ver- 
treten. Aus diesem Grunde war es von Wichtigkeit, dass 
sich im Jahre 1873 die Fachwissenschaft des Völker- 
rechts gleichsam als internationale Academie im völker- 
rechtUchen Institut zu Gent verkörperte und fast gleich- 
zeitig auf breiterer Grundlage ein Verein für Reform und 
Codification des Völkerrechts in Brüssel zu dem Zwecke 
bildete, die öffentliche Meinung in Europa im fried- 
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liehen Sinne gegenüber der Erregbarkeit nationaler Lei- 
denschaften zu leiten und zu beeinflussen.^^) 

Unter allen Angelegenheiten des Yölkerverkehrs, 
denen die Diplomatie zu dienen hat, ragen die stetig 
wachsenden Interessen der Handelspolitik an Wichtig- 
keit hervor; woraus sich gleichzeitig die Bedeutung der 
consularen Einrichtungen ergiebt. Daraus folgt mit 
Nothwendigkeit, dass bei dieser Entwickelung des ma- 
teriellen Völkerverkehrs an die Ausbildung eines beson- 
deren, den internationalen Zwecken dienlichen Beamten- 
thums ganz andere Forderungen zu stellen sind, als von 
der alten Schule, die sich an der Befähigung zur Hof- 
intrigue genügen liess. England war der erste Staat, ^ 
der in neuester Zeit die Nothwendigkeit begriff, die Bil- 
dung seiner Diplomatie in bessere Uebereinstimmung zu 
setzen mit der Erweiterung seiner handelspolitischen 
Interessen. 






Neuntes Capitel. 



IL Der indiyidnelle Rechtszweck des Staates,®*) 

Die Entwickelungsstu&n der persönlichen Freiheit in der Geschichte. 
-- Anerkennung der indiyidaellen Berechtigungen als ein Zeichen 
der staatlichen Cultur. — Nothwendigkeit der Machtmittel zur Ge- 
währung genügenden Bechtsschutzes. — Gründe der Eechtsunsicher- 
heit in Italien, Griechenland, Ungarn und den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika. — Die Strafprocessstatistik als Eenntnissquelle 
der Yom Staate gewährten Rechtshülfe. — Objekte der freien per- 
sönlichen Verfügung: das Privatrecht; insbesondere das Ver- 
mögensrecht gegenüber der zunehmenden Beschränkung der Ver- 
fügungsfreiheit im Personen- und Familienrecht; die wir th schaft- 
liche Production, und ihre Beschränkbarkeit in gemeingefähr- 
lichen Erwerbsthätigkeiten ; dieAuswanderungsfreiheit. — Die 
Freiheit der Wissenschaft. — Die Aufgabe des Staates gegenüber 
dem Freiheitszweck. — Unterschied der Priyatrechtsfreiheit und der 
politischen Freiheit der Staatsbürger. 

Die bewusste Gegenüberstellung des Volkswillens und 
der Lebenszwecke der einzelnen menschlichen Person 
kann nur das Ergebniss einer langsam fortschreitenden 
Entwickelung in der Geschichte der Staaten sein. Von 
Aussen bedroht, unsicheren Bestandes, in dauernder 
Feindschaft gegen seine Nachbarn, ohne Ueberlieferung 
rechtlicher Formen für den Verkehr mit der Fremde, 
kann in seinem ältesten Beginne der Staat den Werth 
seiner Angehörigen nur nach dem Massstabe ihrer Lei- 
stungen für die Gesanmitheit beurtheilen. Daher auf 
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der untersten Bildungsstufe: Aussetzung schwächlicher 
Kinder und Greise, Herabdrückung der Frauen auf den 
Standpunkt des Hausgeräths, Vernichtung des Schuldigen 
bei Angriffen auf die Gesammtheit nicht nur für seine 
Person, sondern sogar nebst seiner Familie, überhaupt 
aber die Einheit des öffentlichen, privaten und religiösen 
Lebens. Rechtsprechung, Heerwesen, Opferdienst, Fa- 
milienrecht sind untrennbar mit einander verwachsen. 
Dieser allgemeinen Auffassung entspricht durchaus die 
Vorstellungsweise der einzelnen Menschen. Ausstossung 
aus der Volksgemeinschaft in die Fremde erscheint als 
schwereres Strafübel im Vergleich zur Tödtung. Die 
Möglichkeit eines menschenwürdigen Daseins jenseits der 
Staatsgrenze wird noch nicht erfasst. 

Die Entwickelungsstadien , welche die Europäische 
Gultur zu durchschreiten hatte, ehe eine selbständige 
Rechtsstellung der Individuen im Staate möglich wurde, 
sind in der Kürze folgende: 

die feste begriffsmässige Unterscheidung des Privat- 
rechts vom öffentlichen Recht, wesentlich im Anschluss 
an die Ausbildung des Privateigenthums an Grund 
und Boden, als ein Werk der römischen Rechtsgeschichte; 

die feste Unterscheidung des kirchlich -religiösen Le- 
bens von dem politisch -staatlichen, als ein Werk der 
christlich - mittelalterlichen Kämpfe ; 

die feste und sichere Unterscheidung der persönlich 
unabhängigen Gewissensstellung und der äusseren Kir- 
chengemeinschaft , des Wissens vom Glauben, als ein 
Werk der deutschen Reformation; 

die feste nnd sichere Unterscheidung der wirth- 
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schaftlichen Selbstverantwortlichkeit des EinzehieD und 
der öconomischen Gesammtthätigkeit des Staates, als 
ein Werk der staatswissenschaftlichen Einsicht des jüng«^ 
sten Zeitalters. 

Die natürliche und überall nachweisbare Wechsel- 
wirkung zwischen der Ausdehnung der individuellen Be- 
rechtigungen und dem sittlichen Wachsthum des Staates 
ist also unverkennbar. In demselben Masse als die 
geistige Erfassung des Staates durch den Staatsbürger 
über die nur instinktive Hingebung an denselben vor- 
schreitet, befestigt sich auch innerhalb des Volksbe- 
wnsstseins die Achtung des Einzelrechts als einer für 
das Allgemeine selbst noth wendigen Forderung an den 
Staat. Weit davon entfernt, dass dieser in seiner Selbst- 
beschränkung vermöge einer festen Ordnung der indivi- 
duellen Rechtssphäre bedroht erschiene, würde nach 
der Denkweise der heutigen Zeit gerade die Unter- 
drückung der freien Persönlichkeit als eine Schwächung 
der Oesammtheit empfunden werden. Nicht die Ein- 
förmigkeit, sondern die Mannigfaltigkeit der für die Ein- 
zelnen wünschenswerthen und möglieben Lebensformen 
erscheint uns als der berechtigte Massstab der staat- 
lichen Cultur. So ergiebt sich schon hier die ideelle 
Zusammengehörigkeit der nationalen ' Macht und der inr 
dividuellen Berechtigung vom Standpunkte der heutigen 
Staatsidee. 

Der Bechtszweck des Staates, der mit vollkom- 
mpnem Becht auch der Ereiheitszweck genannt wer- 
den kann, besteht also in der durch das heutige Be- 
wusstsein der Europäischen Nationen geforderten, in 
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festen Formen zu bewirkenden Sicherstellang der per- 
sönlich freien Entwickelung des Menschen innerhalb der 
der Staatsgewalt nicht nothwendig vorzubehaltenden 
Thätigkeitsgebiete. 

Das Mass der an den Einzelnen im Namen der Volks- 
gesammtheit zu stellenden Anforderungen ist zu begren- 
zen. Scheinbar ist also der Rechtszweck seiner inneren 
Bedeutung nach eine Abschwächung des Machtzweckes. 
Aber auch nur scheinbar, denn in Wirklichkeit beruht, 
wie bereits früher einmal bemerkt wurde, der gesicherte 
Bestand des fest geordneten Einzelrechts auf der Vor- 
aussetzung der zu seinem Schutze nothwendigen Macht- 
mittel. 

Die kräftigere Ausbildung des Rechts- und Freiheits- 
zweckes im Bewusstsein der Nationen ist daher gleich- 
zeitig verbunden mit dem sicheren Verständniss einer 
zur Aufrechterhaltung der inneren Ordnung des Staates 
nothwendig organisirten Macht. Je werthvoUer der In- 
halt der persönlichen Freiheit, desto stärker meisten- 
theils auch das Gefühl der Unzulänglichkeit persönlicher 
Kraft zu ihrem Schutze gegen gewaltsame Störungen- 
Und umgekehrt, wie das Beispiel der Südamerikanischen 
Republiken zeigt: Jede Unsicherheit in dem Gebrauch 
der öffentlichen Gewalt durch die Machthaber, jeder ge- 
waltsame Versuch des Umsturzes gegen die öffentliche 
Ordnung kündigt sich sofort in der Unsicherheit von 
Leben und Eigenthum an. Anarchie ergreift immer 
die Gesammtheit aller Rechtsbeziehungen des Staates 
und der Einzelnen. 

Gewiss darf man behaupten, der denkbar höchste 



J 
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Grad der in einem Volke lebendigen Sittlichkeit müsse 
sich ausdrücken in dem denkbar geringsten Grade der 
Verwendung äusserer Machtmittel zur Aufrechterhaltung 
des Rechtsgenusses der einzelnen Person. Nichtsdesto- 
weniger ist es ein nicht wegzuleugnender Satz der Er- 
fahrung, dass die äusserste Einschränkung der Regie- 
rungsbefugnisse fast regelmässig in Begleitung allge- 
meiner Rechtsunsicherheit erscheint, bis wiederum das 
Bedürfniss eines dem materiellen Lebensgenuss zu ge- 
währenden Schutzes die Gemüther der Menschen zur 
Unterwerfung unter eine Gewaltherrschaft bewegt. 

Ueber die alten französischen Parteien urtheilt daher 
Laboulaye mit Recht: 

Pour les lihiraux de la vieille icole^ affaiblir le 
pouvoir^ c^est fortifier la KherU; pour les partisans 
de Vordre ä tout-prix icraser la libert^j c^est forti- 
fier le pouvoir. 

Dem Rechtszweck ist daher keineswegs genügt, wenn 
in Gesetz und Verfassung die Abgrenzung der indivi- 
duellen Freiheitsrechte klar und bestimmt bewirkt wurde, 
sondern erst dann, wenn ausserdem in der Organisation 
der öflfentlichen Gewalt für einen hinreichenden Vorrath 
an Machtmitteln gesorgt ist. Wie derselbe richtig zu 
benutzen sei, um seiner Aufgabe zu genügen, bildet 
eine der schwierigsten Aufgaben der praktischen Politik.®^) 
Im Allgemeinen ist nämlich zu behaupten, dass der 
praktische Rechtsschutz am wirksamsten durch die ver- 
einigte Thätigkeit mehrerer Faktoren gewährleistet wird: 
durch die eigene vorbeugende Fürsorge des Individuums 

selbst im Wege der Vorsicht und der Nothwehr, welche 

17 
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im weitesten Umfange durch den Staat anerkannt wer- 
den muss, durch die Stärkung des Rechtsbewusstseins 
in der Volksgenossenschaft selbst durch die Gesammt- 
einrichtungen des öffentlichen Lebens und endlich durch 
das entscheidende Eingreifen der staatlichen Zwangs- 
mittel in Gestalt der Rechtspflege, der Polizei und der 
bewaffneten Macht. 

Als Beispiele, geeignet zum Nachweise vorhandener 
Entartungen mögen, hier Italien und die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika angeführt werden. Den öster- 
reichischen Regimentern in der Romagna und Umbrien 
gelang es vor 1859 selbst mittelst des härtesten Belage- 
rungszustandes in dicht bevölkerten Gegenden, wie vor 
Bologna, durchaus nicht, dem Räuberwesen zu steuern. 
Ebenso vergeblich waren die Anstrengungen in der 
Umgebung Roms, die allgemeine Sicherheit aufrecht 
zu erhalten. Seit Jahrhunderten haben die Räuberhor- 
den der mittelitalienischen Gebirge des Neapolitanischen 
Festlandes und in Sicilien allen Regierungen bis auf die 
Gegenwart Widerstand geleistet. Der E^ampf auserwähl- 
ter Regimenter der italienischen Armee gegen die Bri- 
ganten hatte verhältnissmässig geringe Resultate aufizu- 
weisen.®^) In der unmittelbarsten Umgebung volkreicher 
Städte ereigneten sich Wegschleppungen angesehener 
Bürger, Erpressungen und Gewaltthaten in häufigster 
Wiederholung. Aehnlich die Erscheinungen in den Ge- 
birgen des mittleren Griechenlands, den dünn bevölker- 
ten Ebenen Ungarns und gewissen Theilen Spaniens. 
Deutschland selbst hatte die Ausrottung der nach dem 
dreissigjährigen Kriege gebildeten Räuber- und Gauner- 
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banden nur in zweihundertjährigem Kampfe durchsetzen 
können. ^^) 

In allen diesen Beispielen liegt eine leicht verständ- 
liche Lehre: Dass alle militärischen Machtmittel zum 
Schutze der öffentlichen Sicherheit unzureichend sind, 
wenn nicht innerhalb der bedrohten Bevölkerungsklassen 
selbst sich eine zur Selbsthülfe entschlossene Mitwirkung 
darbietet. In den untersten Schichten der neapolitani- 
schen und römischen , der griechischen und ungarischen 
Bevölkerung schützt den Raubgesellen das natürliche 
Mitgefühl und das geheime Einverständniss derer, die 
selbst wenig zu verlieren haben, und dieses wenige in 
den Staatsschatz einer nicht vorsorglichen Regierung ab- 
liefern sollen. Thatsache ist, dass unter den angegebe- 
nen Umständen die Bevölkerung entlegener Gegenden, 
sich lieber von Räuberbanden gelegentlich, als von den 
Regierungen regelmässig für nicht verständliche xuid der 
rohen Masse unbegreifliche Zwecke besteuern lassen. 
Dazu kam, dass die älteren Gesetzgebungen, sogar 
Deutschlands, die Nothwehr in die engsten Schranken 
zu bannen und mit sorgfältigsten Vorsichtsmassregeln zu 
umgeben, bedacht waren. 

Eine dem Resultate nach ähnliche, in den Ursachen 

völlig verschiedene Erscheinung bieten die westlichen und 

südlichen Staaten der Nordamerikanischen Union. Die 

Sicherheit des Eigenthums gegen Gaunerei und Betrug 

ist verhältnissmässig gering; denn die Rechtssicherheit 

ist grösstentheils bedingt durch persönliche Energie des 

Bedrohten; im äussersten Fall durch Lynchjustiz. Noch 

viel geringer ist indessen die Sicherheit des Lebens ge- 

17* 
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gen fahrlässige oder absichtliche Vernichtung. Das in- 
dividuelle Rechtsbewusstsein ist zwar so weit verbrei- 
tet und das Vertrauen auf die eigene Kraft so allge- 
mein vorhanden, dass sich die Mehrzahl in die schwie- 
rige Lage findet, ihre bedrohten Rechte mit dem stets 
bereit gehaltenen Revolver in der Hand zu vertheidigen. 
In diesem üebermaass persönlichen Selbstgefühls liegt 
aber gleichzeitig die Quelle zahlreicher Verbrechen aus 
vermeintlich berechtigter Selbsthülfe. Ueberreizt durch 
die alte Ueberlieferung willkürlicher Tyrannei englischer 
Fürsten, sträubt sich noch heute der Amerikanische Geist 
gegen die Annahme der in einer fest organisirten Amts- 
gewalt liegenden Garantien eines sicheren Rechtsgenus- 
ses. Denn wie gross immer der Unterschied in poli- 
tischer und socialer Hinsicht zwischen Italien und den 
Vereinigten Staaten sein möge: der Entfaltung rein mili- 
tärischer Machtmittel zur Aufrechterhaltung der öffent- 
lichen Ordnung in Sicilien und der Ueberspannung der 
ssur Selbsthülfe stets bereiten Rauflust des Bürgers in 
Nordamerika ist ein beklagenswerthes Ergebniss ge- 
meinsam. In beiden Fällen zeigt sich die Strafjustiz 
in ihren Mitteln wenig wirksam: Bestochene oder ein- 
geschüchterte Zeugen, welche mit der Wahrheit zu- 
rückhalten, die Neigung, sich dem erforderten Zeugniss 
überhaupt zu entziehen, die Schwäche des Volksrichters, 
welcher Theil hat an der allgemeinen üeberzeugung ent- 
weder von der Unwirksamkeit des Gesetzes oder der 
Entschuldbarkeit einer in das Verbrechen selbst um- 
schlagenden Selbsthülfe gegen Verbrechen. Bekannte 
Thatsachen sind, dass von keiner Jury in den Südstaa- 
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ten ein Verdikt gegen einen weissen Mann zu erlangen 
ist, der einen Neger ohne Grund niederschiesst, dass 
ferner die Tödtung solcher, die der Verführung einer 
nahe angehörigen Frau beschuldigt werden, selbst in Er- 
mangelung eines jeden Beweismittels für die erhobene 
Beschuldigung eines frevelhaften Umganges, von den 
Schwurgerichten der Nordstaaten als erlaubter Fall der 
Selbsthülfe behandelt wird. So ergiebt sich in dem Ame- 
rikanischen Schwurgericht als Widerschein allgemein ver- 
breiteter Vorstellung über die Nothwendigkeit der Selbslr 
hülfe zum Schutze der persönlichen Rechte: die Straf- 
losigkeit der schwersten Verbrechen gegen das Leben. 
"Während die Amerikaiusche Justiz einen der Theilnahme 
am Präsidentenmorde Verdächtigen aus seinem Schlupf- 
winkel in Afrika zu erlangen wusste — vermag unange- 
fochten und ungehindert der politische Mord, in den 
Südstaaten zu einem Geheimbunde organisirt, über die 
gegnerische Partei herzufallen. 

Ueber das Verhältniss der Rechtssicherheit zu den 
ihrer Aufrechterhaltung dienenden Rechtsmitteln ist die 
Strafprocessstatistik im Stande, für die Politik werthvoUe 
Aufschlüsse zu liefern. Ihre Tabellen und Ziffern belehren 
uns über das annäherungsweise anzunehmende Verhält- 
niss zwischen dem vermutheten Verbrechen, dem zur 
Kenntniss der Behörde gebrachten Verbrechen und dem 
zur gerichtlichen Verurtheilung oder Anklage gelangten 
Verbrechen. Aus einer vergleichungsweisen Gegenüber« 
Stellung dieser Ziffern ist gleichzeitig ein Urtheil zu ge- 
winnen über die Zulänglichkeit der zum Schutze der 
Privatrechtssphäre bestimmten Machtmittel. 
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Im Allgemeinen scheint sich aus einem derartigen 
Vergleiche zu ergeben, dass in den mitteleuropäischen 
Gulturstaaten , in Frankreich, Belgien, Holland, Däne- 
mark, Schweden und in der Schweiz die yerhältnissmässig 
grösste Sicherheit des Rechtsgenusses nach der strafrecht- 
lichen Seite erreicht ist. Eine weitere Erhöhung der Rechts- 
Sicherheit in Deutschland und Frankreich wäre indessen 
insofern möglich, als bei der Ermittelung schwerer Ver- 
brechen eine entschiedenere Mitwirkung nicht amtlicher 
Kräfte vielfach vermisst wird. Zu vermindern sind über- 
dies die durch Eigenthumsverbrechen drohenden Verluste 
durch eine Herabstimmung der Erwartungen, welche in 
der üeberschätzung obrigkeitlicher Autorität und Ein- 
sicht an die Leistungsfähigkeit der Criminalpolizei durch 
die der Selbstregierung entwöhnten Kreise des Bürger- 
thums gestellt zu werden pflegen. 

Schwieriger, als die Beurtheilung der zur Aufrecht- 
erhaltung der Rechtsordnung dienlichen oder erforder- 
lichen Mittel hinsichtlich ihrer allgemeinen Natur, ist 
die Abgrenzung des der persönlichen Freiheit zu über- 
lassenden Gebiets. 

Die älteste Provinz innerhalb dieses Gebietes bildet 
das Privatrecht, vorzugsweise also die Summe der- 
jenigen Regeln, durch welche die Beziehungen der Indi- 
viduen zu einander innerhalb des im Güteraustausch 
erwachsenden Verkehrs nach dem Gesichtspunkte der 
zwangsweise gesicherten Berechtigungen und Verpflich- 
tungen geordnet sind. So leicht die Scheidung des Pri- 
vatrechts von den der Gesammtheit zustehenden Berech- 
tigungen im Allgemeinen scheint, so zeigt sich doch auch 
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hier, dass der eigenthümliche Geist und die besondere 
Anlage jeder einzelnen Nation den Inhalt und Gegen- 
stand des Privatrechts verschiedenartig erfasst. In dem- 
jenigen nämlich, was die Rechtswissenschaft herkömm- 
licherveise als privatrechtlichen Stofif betrachtet, dessen 
Ordnung zunächst dem freien Willen des Einzelnen über- 
lassen, und nur für den Fall unterlassener ausdrück- 
licher Willenserklärungen von dem Gesetzgeber zum 
Zwecke gerichtlicher Entscheidung in bürgerlichen Ge- 
setzbückern bestimmt wird, steckt überall ein nicht un- 
erheblicier Bestandtheil des öffentlichen Rechts; so 
dass sich auch hier der thatsächlich unlösliche Zusam- 
menhang und die Einheit alles Rechtes in seinem letzten 
Grunde iffenbart. 

Oefftntlich rechtlich und somit in seiner Ent- 
stehung politisch sind alle diejenigen Satzungen des Pri- 
vatrechtsgBsetzbuches , in denen dem Privatwillen, ob- 
wohl er in Allgemeinen über gewisse Gegenstände als 
verfügungsberechtigt anerkannt wird, bestimmte der Will- 
kür entzogme Formen seiner Aeusserung oder Schranken 
seiner Gelting vorgezeichnet sind, folgUch: alle schlecht- 
hin nothweidigen, zur Gültigkeit der Rechtsgeschäfte un- 
erlässlichen Formen^ die insbesondere im Realkredit, im 
Hypothekenvesen , in den Testamenten ihre bedeutende 
Rolle spielei, ferner die formalen Bedingungen der Ehe- 
schliessung md der Ehescheidung, die Vormundschaft, 
die Bedinguigen der Handlungsfähigkeit, die Grenzen 
des minderjährigen Alters und vieles Andere. 

Als Ideal Bines in sich streng zusammenhängenden, 
vollkommen fra entwickelten Privatrechts, das zu wissen- 
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schaftlicher Vollendung gedieh und den Forderungen der 
allgemeinen Anwendbarkeit ohne Rücksicht auf nationale 
Schranken am meisten entsprach, pflegt das Römische 
Recht bekanntlich betrachtet zu werden. Auch inner- 
halb dieses Systems, von welchem die Rechtsentwicke- 
lung vieler Europäischen Völker seit dem Mittelalter be- 
herrscht wurde, zeigen sich, vornehmlich in der Kaiser- 
periode, erhebliche aus dem staatspolitischen Gedanken 
hervorgegangene Eingriffe des öffentlich - sittliclen Mo- 
ments, z. B. das Verbot gewisser Verträge aus eiaseitiger 
Fürsorge für den Schuldner ; und selbst auf der iöchsten 
Entwickelungsstufe des Römischen Privatrechts sind für 
einzelne Rechtsgeschäfte gewisse Formvorschrften zur 
gerichtlichen Klagbarkeit erforderlich gebliebei. Wenn 
man fragt: wie weit das Civilrecht dem Privaiwillen in 
der Ordnung der bürgerlichen Rechtsverhältasse voll- 
kommen freien Lauf lassen kann, so ist nicU zu ver- 
gessen, dass der Fall des späteren Rechtsstr^tes schon 
in der Art von dem Gesetzgeber vorgesehen werden muss, 
dass Unsicherheit in der richterlichen Entschöidung und 
folglich Unbestimmtheit der Willenserklärung«! der strei- 
tenden Parteien auf ein möglichst geringes Üass einge- 
schränkt werde. Der Gesetzgeber muss darauf Be- 
dacht nehmen, Processe thunlichst zu veruieiden. Die 
zweckdienlichen Formen der Verträge sind Aber wesent- 
lich mit Rücksicht auf die in der Rechtswege vorwal- 
tenden Gesammtinteressen durch die Ge^tzgebung zu 
verordnen. 

Wie strenge oder wie milde hierbei zu verfahren, 
das bildet fast überall eine Streitfrage, lei welcher die 
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Parteistellung der urtheilenden Personen dadurch ge- 
geben ist, dass entweder das allgemeine Interesse des 
Staates an der Festigkeit der Rechtsformen {structum 
jus) oder die eigenthümliche Natur des frei und formlos 
geäusserten Privatwillens {bona fides^ equity) den Ent- 
scheidungsgrund an die Hand giebt. ^ 

Welcher Ansicht man sich immer im Grossen und 
Ganzen zuneigen möge, schwerlich wird bei der höchsten 
Achtung vor dem Privatwillen und bei der denkbar stärk- 
sten Betonung der individuellen Freiheitsrechte davon 
abgegangen werden können, dass bestimmte Formen 
der Willensäusserung bei denjenigen Rechtsgeschäften ge- 
fordert werden, deren Bestand oder Inhalt entweder über 
die unmittelbar Betheiligten hinaus auf dritte Personen 
Rechtswirkungen äussern kann (z. B. ein von den allge- 
meinen gesetzlichen Voraussetzungen abweichendes Güter- 
recht der Ehegatten)®^) oder für den Staat selbst von 
Wichtigkeit wird , z. B. der Wechsel der Besitzverhält- 
nisse an Qrund und Boden. 

Was den materiellen Inhalt der Privatrechtsverhält- 
nisse betriflft, so ist, um die Anforderungen des Rechts- 
zweckes in der Gegenwart näher zu bezeichnen, eine 
doppelte Strömung in der Rechtsgeschichte als massge- 
bend hervorzuheben: Einmal die mit der höheren Ent- 
wickelung des Handels und des wirthschaftlichen Lebens 
erwachende Neigung, die Einmischung des Gesetzgebers 
in die Verhältnisse zwischen Gläubiger und Schuldner 
mehr und mehr zurückzuweisen, daher die Geltung des 
Privatwillens gegenüber den moralischen Rücksichten 
einer dem präsumtiv schwächeren Gontrahenten zu ge- 
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währenden Hülfeleistung weiter ausgedehnt wird, wohei 
hier im Vorübergehen an die Beseitigung der Zinsgrenzen, 
der landesherrlichen Moratorien u. a. erinnert werden 
könnte. ^^) Zweitens aber im Gegentheil die fortschrei- 
tende Beschränkung des privatrechtlichen Herrschafts- 
willens über andere Personen. Während sich im Ver- 
mögensrecht, vornehmlich im Obligationenrecht die Ver- 
fügungsberechtigung der einzelnen Personen mehr und 
mehr erweitert, und die VerahtwortUchkeit der wirth- 
schaftlich ungünstiger gestellten Gontrahenten fort und 
fort gesteigert wird, vollzieht sich eine Beschränkung 
der privatrechtlichen Idee innerhalb des Familien- und 
Personenrechts durch die allmälig zunehmende Befreiung 
der Frauen, Kinder und Bevormundeten, des Gesindes 
und der Lehrlinge aus den alten Gewaltverhältnissen der 
Hausherren oder Machthaber. In Deutschland tritt diese 
letztere Richtung weniger deutlich hervor, als in England 
und Amerika, wo insbesondere die privatrechtliche Stel- 
lung der Frauen von mannigfachen Beschränkungen be- 
einträchtigt ist.^^) 

Auch darf die Aufhebung der Schuldhaft unzweifel- 
haft auf dieselben Gesichtspunkte zurückgeführt werden. 
Ehemals verzichtbar und durch freiwillige Unterwerfung 
imter einen fremden Willen beschränkbar, ist die per- 
sönliche Freiheit allmälig zum -Range eines selbst durch 
die eigene Willkür ihres Trägers unzerstörbaren Gutes 
emporgehoben und in das Gebiet der öffentlichen Ge- 
meininteressen verpflanzt. Immerhin aber bleibt es zwei-* 
felhaft, ob die Aufhebung der Schuldhaft, die aus rein 
principiellen Gründen der Humanität oder im Hinblick auf 
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ihre Wirkungslosigkeit gegenüber schlechten Schuld- 
nern aufgehoben wurde, nicht auch die Creditfähigkeit 
ehrlicher Gewerbtreibender beschädigt hat. Als ein 
Fehler der Generalisirung ist es auch anzusehen, dass 
man bei Aufhebung der Zinsschranken das grosse Ca- 
pital und die kleinen Darlehne einander unbedingt 
gleichgestellt hat. 

Obwohl zum Privatrecht gehörig, unterliegt das Fa- 
milienverhältniss der einzelnen Personen, die väterliche 
Gewalt und die Ehe hinsichtlich der wichtigsten Inhalt- 
bestimmungen in sehr geringem Masse der freien Privat- 
verfügung. Aber auch das Grundeigenthum und im An- 
schluss an dasselbe das Erbrecht, Verhältnisse, in denen 
das vermögensrechtliche Interesse vorwiegt, werden zu 
einem nicht unerheblichen Theile von Regeln beherrscht, 
die dem öffentlichen Gemeininteresse entstammen. Auf 
die Agrargesetzgebung, die Zwangsenteignungen und Ge- 
meinheitstheilungen mag hier nur beiläufig verwiesen 
werden, um daran die Bemerkung zu knüpfen, dass das 
Mass der im Landesculturinteresse zulässigen Beschrän- 
kungen der persönlichen Verfügungsfreiheit eine gerade 
in der Gegenwart viel erörterte Streitfrage bildet. Ge- 
stattet es beispielsweise der Rechtszweck des Staates, 
dem Privatwaldeigenthümer über Entholzungen und Wie- 
deranpflanzung entwaldeter Flächen Vorschriften zwangs- 
weise aufzuerlegen? Ist eine Staatsaufsicht über einen 
wirthschaftlichen Waldbetrieb mit der Achtung vor dem 
Privateigenthum vereinbar ? Soweit dabei eine Sicherstel- 
lung des Eigenthümers gegen seine eigenen Thorheiten 
und den ihm drohenden Ruin beabsichtigt sein könnte, 
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wäre diese Frage vom Standpunkte des gegenwärtigen 
ßeclitsbewusstseins gewiss zu verneinen; soweit dagegen 
ein gemeinschädlicher Waldbetrieb nach den geographi- 
schen Verhältnissen einer Höhen- oder Küstenlage die 
wirthschaftliche Cultur weiter Landstrecken nachweisbar 
gefährdet, im Princip, unserer Ansicht nach, zu bejahen, 
wenn gleich nicht wegzuleugnen ist, dass die augenblick- 
lich in der Nationalöconomie vorwiegende Richtung der 
entgegengesetzten Meinung huldigt, und der volkswirth- 
schaftliche Gongress zu Breslau (1868) dieser Meinung 
Ausdruck gegeben hat.^^) 

Auch das Erbrecht an Grund und Boden wird seit 
der französischen Revolution vielfach als Gegenstand der 
politischen Interessen behandelt, ^^j Abgesehen von der 
Strenge der Testamentsformen, in denen der Staat das 
allgemeine Interesse der Rechtssicherheit zu wahren 
suchte, zeigt sich im Erbrecht schon darin die Ein- 
wirkung der öflfentlichrechtlichen Forderungen, dass im 
Notherbenrecht der freien Verfügung von Todeswe- 
gen zu Gunsten der nächsten Verwandten bestimmte 
Schranken gesetzt sind. Das ethische Princip der Fa- 
milie beherrscht hier durchaus das Princip der freien 
Verfügung über das Privateigenthum. Weiter fragt sich 
aber : Ob die Errichtung von Familienfideicommissen und 
die letztwillige Verordnung der ünveräusserlichkeit zum 
Zweck dauernder Erhaltung eines untheilbaren Gross- 
besitzes, wie dies durch die französische Gesetzgebung 
geschah, zu verbieten, oder gar durch die Ertheilung 
politischer Vertretungsprivilegien, wie in Preussen, zu 
begünstigen sei? 



/ 
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In dieser Frage durchkreuzen sich die herkömmlichen 
Bezeichnungen der wirthschaftlichen Parteien. Während 
diejenigen, welche das Recht der unbeschränkten fidei- 
commissarischen Substitutionen vertheidigen, sich auf 
das Princip der vollen Verfügungsfreiheit berufen, indem 
sie die Person des Stifters vor Augen haben, verlangen 
die Anhänger der unbeschränkten wirthschaftlichen Frei- 
heit das Verbot und die Aufhebung der Fideicommisse, 
indem sie die Person des in seiner Verfügung beschränk- 
ten -Erben vor Augen haben und ausserdem die freie 
Veräusserlichkeit des Grundbesitzes als wirthschaftspo- 
litisches Staatsinteresse bezeichnen. Mit diesen wirth- 
schaftlichen Gesichtspunkten haben sich alsdann die 
aristokratischen und demokratischen Bestrebungen ver- 
schwistert. Schon Montesquieu machte auf die poli- 
tische Bedeutung der Erbschaftssysteme aufmerksam. 
Erwägt man alle Verhältnisse, so dürfte sich ergeben, 
dass der Grundzug in der Entwicklung der neueren 
Gesetzgebung dahin geht, die Grenzen desjenigen Privat- 
rechtsgebietes, auf dem jeder schrankenlos seinen Willen 
bethätigen kann, mehr und mehr einzuengen. 

Was von dem vermögensrechtlichen Inhalt der Pri- 
vatrechtssphäre bemerkt wurde, gilt auch selbstverständ- 
lich von der wirthschaftlichen Production im Allgemeinen 
und den Erwerbshandlungen im Besonderen. Sonderbar 
genug war der Widerspruch, der in dem Nebeneinander- 
bestehen des Römischen Privatrechts und den zünftigen 
Hemmungen der Gewerbethätigkeit zum Vorschein kam. 

Dass die Intervention der Staatsgewalt und der Ge- 
setzgebung in Gewerbsangelegenheiten einerseits als Ab- 
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wehr der Concurrenz zum Vortheil der Producenten, 
andererseits als Schutz der Consumenten gegen Üeber- 
vortheilung mit den höchsten Grundsätzen der indivi- 
duellen Freiheit nicht vereinbart werden kann, darf ge- 
genwärtig als entschieden angenommen werden, was 
noch nicht der Fall ist bei der Frage: ob es nicht eine 
Aufgabe gesunder communaler Politik ist, die in der 
Hauptsache übereinstimmenden Interessen der Consumen- 
ten gegen monopolistische Localvertheuerungen zu 
schützen? Eine offene Frage bleibt ferner: wie weit, die- 
jenigen Erwerbshandlungen, in denen ein öffentlich recht- 
liches Interesse, wie in der Advocatur oder dem ärzt- 
lichen Berufe hervortritt, oder die Gefahr der Gemein- 
schädlighkeit im Falle des Missbrauchs nachgewiesen ist, 
einer staatlichen Einwirkung unterliegen sollen? Diese 
Frage kann vom Standpunkte des individuellen Rechts- 
zweckes allein nicht gelöst werden. Entscheidend ist 
hier vielmehr die Feststellung, in welchem Masse der 
Staat erfahrungsgemäss befähigt ist, ohne Verletzung des 
individuellen Rechtszweckes einen Schutz zu gewähren, 
dessen Ersetzung durch eigene Anstrengungen frei wir- 
kender Gesellschaftskräfte unmöglich ist ? Einer aufmerk- 
samen Beobachtung der politischen und wirthschaftlichen 
Literatur dürfte nicht entgehen, dass die Auffassungen 
über die Angemessenheit der in dieser Richtung der 
Staatsgewalt zu ziehenden Grenzen ziemlich weit ausein- 
ander gehen. In Deutschland überwiegt augenblicklich 
noch bei der Behandlung dieser Aufgaben die theoretische 
Abneigung gegen jede ausserhalb der Schadenersatzpflicht 
liegende Beschränkung der persönlichen Freiheit, in 
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England und Amerika scheint augenblicklich die gegen- 
theilige Ansicht über die Unzulänglichkeit der Schaden- 
ersatzpflicht bei lebens- und gesundheitsgefährlichen Er- 
werbszweigen (Bergbau, Elisenbahnbetrieb, Bauwesen) im 
Wachsthum begriffen zu sein. ^^) Ungünstige Erfahrungen 
über die Wirksamkeit eines bestehenden Zusiandes und 
offen vorliegende Missstände pflegen fast überall als Im- 
pulse der Gesetzgebung und Wegweiser der öffentUchen 
Meinung zu wirken. Wie immer die thatsächliche Er- 
fahrung in einzelnen Staaten sich gestalten möge : grund- 
sätzlich muss die Beschränkbarkeit der persönlichen Frei- 
heit in denjenigen Erwerbszweigen behauptet werden, 
welche gemischter Natur sind, weil sie gleichzeitig auf 
das Gemeinwohl und äiß persönliche Sicherheit Anderer 
gefährdend einwirken. Die Wirthschaftspolitik hat 
imter gleichzeitiger Anerkennung des individuellen Recht- 
zweckes die Mittel und Wege staatlicher Einwirkung vom 
Standpunkte des erfahrungsmässigen Erfolges näher zu 
prüfen. 

Als ein überaus wesentliches Element der indivi- 
duellen Berechtigung ist ferner nach dem höher ent- 
wickelten Bewusstsein der heutigen Culturstaaten die 
religiöse Freiheit zu verzeichnen. Der Rechtszweck 
des Staates fordert nach dem protestantischen Princip 
unbedingt auf der positiven Seite die völlige Anerken- 
nung der Gewissensfreiheit gegenüber dem kirchlich 
festgesetzten oder staatlich geheiligten Dogma, auf der 
negativen die Fortschafiung aller derjenigen Ungleich- 
heiten und Vorzugsrechte, welche sich an bestimmte Be- 
kenntnisse knüpfen. Nur in der einen Beziehung könnte 
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allerdings eine Ausnahme gedacht werden : dass gewissen 
historisch vorberechtigt gewesenen Glaubensgesellschaften 
der Staat durch Einziehung ihrer Gütermassen zur theil- 
weisen Bestreitung ihrer Bedürfnisse verpflichtet sein 
kann. Mit der Befreiung des individuellen Gewissens 
ist das corporative Recht kirchlicher Genossenschaften 
nicht zu verwechseln. Der Staat hat vom Standpunkte 
gegebener Gesellschaftszustände ausgehend, zu erwägen, 
in wie weit er die Wirksamkeit von Klöstern und Orden 
im Interesse des öffentlichen Friedens, zu gestatten, ein- 
zuschränken oder zu verbieten hat. 

Uebrigens zeigen sich je nach der geschichtlichen Ent- 
wickelung in den einzelnen Staaten höchst verschieden- 
artige Auffassungen hinsichtlich des Wesens der religiö- 
sen Freiheit. ^^) Nicht nur, dass in einzelnen katholischen 
Staaten der Grundsatz der Gewissensfreiheit selbst durch- 
aus verworfen wird, und höchstens vereinzelte theore- 
tische Verfechter findet, auch in protestantischen Staaten 
ist der Streit zwischen privilegirtem Staatskirchenthum 
und religiöser Freiheit gleichsam durch einen Waffenstill- 
stand vertagt, in dem meistenstheils der historisch ge- 
gebene Besitzstand erhebliche Vortheile bewahrt hat. 
Von der Meinung Stahl's über den kirchlichen Beruf 
des Staates ist bereits früher die Rede gewesen; in der 
Mehrzahl der Gesetzgebungen selbst protestantischer Län- 
der ist eben die Ordnung der Dinge viel mehr den An- 
forderungen Stahl's, als den Folgerungen aus dem Grund- 
satze der völligen Religionsfreiheit entsprechend. Immer- 
hin aber kann man sich den innerhalb der Europäischen 
Staaten bestehenden Gegensatz der Auffassungen klarer 
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vergegenwärtigen, wenn man die völlig freie Stellung der 
katholischen Kirche in vorwiegend protestantisch bevöl- 
kerten Ländern, wie England und Holland mit solchen 
Staaten vergleicht, in denen entweder die Kinder ihren 
jüdischen Eltern durch hinterlistige und zwangsweise be- 
wirkte Taufe entrissen oder Bibelleser auf die Galeeren 
gesendet werden konnten. 

Die Schwierigkeit für die praktische Politik der Ge- 
genwart liegt darin, dass trotz aller Anerkennung des 
Grundsatzes der Gewissensfreiheit die Befriedigung aller 
durch den Glerus daraus abgeleiteten Anforderungen im 
wirklichen Leben auf grossen Widerstand stösst. Obwohl 
nämlich die von kirchlichen Einflüssen und Dogmen un- 
abhängige Staatslehre davon ausgeht, dass nach erfolgter 
Anerkennung des Grundsatzes der Gewissensfreiheit der 
Staat als solcher überhaupt die Prädicate eines katho- 
lischen, protestantischen oder christlichen nicht mehr 
führen könne, so wird diese theoretisch richtige Be- 
trachtungsweise doch in demselben Augenblicke wirkungs- 
los, in welchem die innerhalb bestimmter Bekenntniss- 
gemeinschaft stehenden Personen ihren Einfluss auf die 
Gesetzgebung oder den Gang der öfl'entlichen Angelegen- 
heiten ausüben. Thatsächlich besteht also noch überall 
auf dem Boden der praktischen Politik unzweifelhaft, 
was die Franzosen in ihrer Verfassung Majoritätsre- 
ligion genannt haben, oder was man anderwärts die 
Gonföderation der geschichtlich berechtigten Bekenntnisse 
nennen könnte. Selbst in Amerika zeigt sich, dass das 
Princip an sich noch zu schwach ist, um den Einflüssen 

der älteren kirchlichen Ueberlieferung zu trotzen. Das 

18 
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rein negative Verhalten der Unionsverfassung gegen die 
Inhaltsbestimmungen der einzelnen Bekenntnisse und 
Sekten, hindert nicht den Fortbestand der strengen Sonn- 
tagsgesetze, welche als Ergebniss puritanischer Anschauun- 
gen die Denkweise der neu eingewanderten deutschen Be- 
völkerungsklassen verletzen.^) Das überall seit einem 
Jahrzehnt bemerkbare Schwanken in der Eirchenpo- 
litik der neueren Gulfcurstaaten beruht darauf, dass der 
paritätische Staat einerseits sich neutral gegenüber den 
verschiedenen Bekenntnissen verhalten muss, andererseits 
aber Religionslosigkeit eiu die sittlichen Grundlagen 
des Volkslebens zerstörendes Uebel sein würde. Auch 
der gerechte Kampf des Staates gegen die Uebergriffe 
des Glerus schädigt immer sittliche Güter, geradeso wie 
auf dem Schlachtfelde auch der Sieger schmerzliche Ver- 
luste zu tragen hat. 

Geschichtlich mit der Entwickelung der religiösen 
Freiheit verwachsen, darf die Auswanderungsfrei- 
heit nicht mit Stillschweigen übergangen werden. Im 
vollsten Umfange verwirklicht, bedeutet sie das Recht 
der freien Auswahl der Staaten durch den Staatsbürger. 
Da dieses Recht nicht blos theoretisch anerkannt, son- 
dern auch gleichzeitig von den Angehörigen der germa- 
nischen Staatenwelt im weitesten Umfange geübt wird, 
so ist es geeignet, in klarster Weise den Gegensatz der 
antiken Denkweise zu den heutigen Vorstellungen über 
die kosmopolitische Berechtigung des Individuums zu 
veranschaulichen. Aus dem einen Staate frei und unge- 
hindert austretend, findet der Auswanderer sofort den 
vollen Privatrechtsgenuss und hinterher die politische 
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Rechtsfähigkeit in dem grossen transatlantischen „Adop- 
tivstaate*'. 

Die einzige dem Auswanderer hinderliche Schranke des 
öffentlichen Rechts: seine Verpflichtung zum Dienst ip 
der stehenden Armee und zur Vertheidigung des Vater- 
landes hat wenigstens in Deutschland nur die Wirkung 
eines vorübergehenden Aufschubes. Wo die Aus- und 
Einwanderungsfreiheit anerkannt ist, kann man daher 
wohl sagen, die modernen Staaten seien gegenüber dem 
zur Reife eigener Entschliessung gediehenen Individuum 
nicht mehr Zwangsstaaten, sondern Wahlstaaten, deren 
Lebensprocess sich durch die freiwillige Angehörigkeit 
ihrer Unterthanen vollzieht. Auf der anderen Seite 
zeigt die Thatsache der in der germanischen Staaten- 
welt, in England, Deutschland und Scandinavien beson- 
ders hoch angeschwollenen Auswanderung, dass unter 
der Einwirkung der Reformation das Gefühl des indivi- 
duellen Rechts und das Bewusstsein der persönlichen 
Kraft gegenüber einer fernen und entlegenen Zukunft 
die reichste Entfaltung gefunden hat.^') Abgesehen von 
Irland, dessen massenhafte Auswanderung vielmehr als 
eine durch sociales Elend und Hungersnoth bewirkte 
Austreibung anzusehen ist, darf die Auswanderung selbst 
als ein Anzeichen der verhältnissmässig höher entwickel- 
ten Freiheit der germanischen Staaten bezeichnet wer- 
den: eine Auffassung, die sich sogar bei französischen 
Schriftstellern vorfindet und überdies ihre volle Bedeutung 
erst dann empfängt, wenn man erwägt, dass der natio- 
nale Machtzweck der bei der Auswanderung am stärk- 
sten betheiligten Staaten nicht die mindeste Einbusse 

18» 
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erlitt, seitdem die Auswanderung nach Nordamerika und 
Australien einen grösseren Umfang gewann. 

Wie die Religion, so gehört auch die wissen- 
schaftliche Forschung und ihre üebung der indi- 
viduellen Freiheit an : ein Satz, der in den neueren Ver- 
fassungen wesentlich als eine Folgerung der Gewissen- 
freiheit aufgestellt wird : denn gerade die Kirche war es, 
welche mit ihren Bücher- und Lehrverboten die freie 
Forschung zu hemmen gesucht hatte. 

Das Resultat unserer Ausführungen ist: der Rechts - 
zweck verlangt die grundsätzliche Anerkennung der 
Persönlichkeit in ihrer vollen Verfügungsfreiheit inner- 
halb des Privatrechts im Allgemeinen, auf dem wirth- 
schaftlichen Gebiete des Erwerbs, in der Wahl des Staates 
durch Auswanderung, in dem Reiche des Gewissens und 
der Wissenschaft. Somit ist der Rechtszweck wesentUch 
Ausäuss der in den Europäischen Völkern stärker oder 
schwächer waltenden Idee der Menschlichkeit und der 
kosmopolitischen Aufgabe der Staatsentwickelung. Denn 
alle diejenigen Rechte, welche wir aufgeführt haben, 
stehen auch Ausländern und Fremden zu. 

Indem der Berliner Friedenscongress 1878 die Rechte 
der Juden in Rumänien sicherstellte, gab er dieser kos- 
mopolitischen Anerkennung der Gewissensrechte inner- 
halb einer christlichen Staatsgesellschaft Ausdruck. Mit 
der theoretischen Anerkennung dieser menschlichen Frei- 
heitsrechte, deren directe Verletzung durch den Staat eine 
völkerrechtliche Verantwortlichkeit begründen könnte, ist 
aber die Aufgabe des Staates keineswegs erschöpft. Es 
genügt nicht, diesen individuellen Rechten gegenüber 
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weise Enthaltsamkeit in der Gesetzgebung zu üben ; viel- 
mehr kommt es femer darauf an, ihnen ihren praktischen 
Werth zu sichern in der Unterdrückung alles dessen, 
was als eine Störung und Hemmung sich bethätigen 
könnte. In Anerkennung dessen sorgt der Staat in seiner 
Auswanderungsgesetzgebung und Auswanderungspolizei 
für die Abwehr eigennütziger oder betrügerischer Aus- 
beutung selbst derer, die ihm eben den Rücken gekehrt 
haben. Die praktische Sicherung des individuellen Rechts- 
zweckes ist eine Aufgabe, auf welcher vorzugsweise Ge- 
richtspflege, Polizei und Wirthschaftspolitik berechnet 
sind. Bei richtiger Erkenntniss dieser Aufgabe ist auch 
keineswegs zu besolden, dass eine Verwechselung eintrete 
mit dem alten Wohlfahrtszwecke , welcher die Befrie- 
digung des individuellen Lebens durch positive Staats- 
satzungen erstrebte. 

Die Wegräumung der der Geltung des Freiheits- 
zweckes thatsächlich entgegenstehenden Hindernisse wird 
voraussichtlich eine niemals zu erschöpfende Aufgabe 
der Gesetzgebungspolitik bilden. Selbst für diejenigen 
Staaten, welche etwa glauben könnten, sich in ihrem 
eigenen Rechtszustande dem Gipfel der Vollendung zu 
nähern, würde immer noch übrig bleiben: für die Aus- 
gleichung der in den einzelnen Ländern bestehenden 
Privatrechtsverschiedenheiten durch völkerrechtliche Ver- 
tragsschliessung, mit anderen Worten für die Fortbil- 
dung des internationalen Privatrechts zur Ein- 
heit Sorge zu tragen. ^^) 

Den von uns bezeichneten Freiheitsrechten verwandt 
ist eine andere Klasse von Befugnissen, welche als 
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staatsbürgerliche Grundrechte bezeichnet werden, 
weil sie mit dem politischen Rechtsgenusse zusammen- 
hängen und an sich Ausländern oder Fremden nicht 
unbedingt zustehen: das politische Vereinigungs- 
und Versammlungsrecht, die Press- und die 
ünterrichtsfreiheit. Diese letztgenannten Rechte 
beziehen sich auf das Verhältniss des Individuums zur 
Staatsgesammtheit ; ihrer Natur nach sind sie also we- 
sentlich vom Privatrecht verschieden. Wenn auch hier 
als oberster Grundsatz die Freiheit des Individuums 
anerkannt wird, so ist dennoch daran zu erinnern, dass 
diese Freiheit eine aus dem Willen und den Interessen 
der Volksgesammtheit, zum Vortheile des Staates selbst 
unmittelbar abgeleitete Befugniss ist. Ihr Ursprung 
liegt nicht in der allgemein menschlichen Rechtsidee, 
obwohl ihnen dann und wann die Qualität von Menschen- 
rechten beigelegt worden ist, sondern vielmehr in der 
nationalen Verfassungsbildung, in welcher auch die po- 
litischen Wahlrechte der einzelnen Individuen ihren Grund 
haben. — Zwischen der individuellen Freiheit des Pri- 
yatrechts und der politischen Freiheit besteht der leicht 
fassliche Unterschied, dass jene dem Wesen nach ein 
negatives Verhalten in der Thätigkeit der Gesetzge- 
bung, diese letztere positive Einwirkung des Indivi- 
duums auf die Gestaltung des Staates zur Folge hat. 
Das Mass der in jedem Staate zulässigen Berechtigung 
der periodischen Presse, des Vereins- und Versammlungs- 
rechtes, der Unterrichtsfreiheit und des öffentlichen 
Cultus ist, nach einer unabänderlichen Formel nicht zu 
bestimmen, sondern schwankt in der Geschichte zwischen 
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den Anmassungen eines dem Staate grundsätzlich feind- 
lichen Parteitreibens oder dem staatslosen Idealismus 
8. g. absoluter, angeborener, unverjährbarer Menschen- 
rechte einerseits und dem Machtmissbrauch einer ent- 
weder ängstlich gewordenen oder durch Angriffe erbitter- 
ten Staatsgewalt andererseits. 

Der natürliche Regulator aller politischen Rechte ist 
die Thatsache ihres jeweiligen Gebrauchs oder Miss- 
brauchs und nur diese Regel kann Bestand haben: das 
Höhenmass aller politischen Grundrechte ist in seinem 
Steigen und Sinken überall abhängig und bedingt von 
dem Höhenmasse bürgerlichen Gemeinsinnes, der sich 
selbst in der Bethätigung seiner Rechte einzuschränken 
weiss durch die Achtung des gesellschaftlichen Friedens 
der Gleichberechtigung Andersgesinnter und der staat- 
lichen Gesammtordnung. 



Zehntes Capitel. 



Der gesellscbaftliche Cnltnrzweck des Staates. 

Der Begriff der Gesellschaft in der französischen Sprachweise. 
MohPs Definition und deren Yeranschaulichung. — Einzelne Er- 
scheinungsformen der Gesellschaft: Familie, Geschlecht, Stamm' 
Kaste, Race, Stände (beruhend auf dem Princip der Geburt); die 
Interessengemeinschaften materieller oder geistiger Art (beruhend 
auf dem Princip der freien Wahl). — Die freie Gesellschaftsbildung 
als Wesen der gegenwärtigen Entwickelungsstufe der Europäischen 
Staaten. — Die Gesellschaft als Summe der Interessengegensätze 
in dreifacher Richtuiig: Erstens in dem Yerhältniss der einzelnen 
Gesellschaftsgruppen zu einander; zweitens im Yerhältniss zu 
ihren einzelnen Mitgliedern; drittens im Yerhältniss zur Staats- 
gewalt und den Mitteln politischer Herrschaft. — Die Gleichberech- 
tigung der Gesellschaftsgruppen vom Standpunkte der heutigen 
Staatswissenschaft und Gesetzgebung. — Darstellung derselben in 
den Yolksvertretungen. — Inhalt des staatlichen Gulturzweckes: 
Neutralität der Staatsgewalt gegenüber den gesellschaftlichen Herr- 
schaftsbestrebungen, Aufrechterhaltung des gesellschaftlichen Frie- 
dens, Rechtsschutz der Individuen in ihrer Eigenschaft als Gesell- 
schaftsglieder. — Inwiefern diese Aufgabe als gelöst betrachtet 
werden kann im wirthschaftlichen und kirchlichen Leben der Ge- 
genwart. — Die Zweckbestimmungen in den neueren Bundesver- 
fofisungen der Nordamerikanischen Union, der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft und des Deutschen Reiches. 

Zwischen der nationalen Einheit nach Aussen und 
der unendlichen Verschiedenheit * des individuellen Le- 
bens zeigt uns die Betrachtung der Staaten und Völker 
bestimmt begrenzte Gesellschaftsgruppen vermittelnd, 
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deren Erkennbarkeit in der Eigenthümlichkeit collectiver 
Zwecke und Bestrebungen liegt. 

Den individuellen Lebenserscbeinungen stehen diese 
Gruppen und Vereinigungen insofern nahe, als ihre Zweck- 
bestimmungen meistentheils durch nationale Volksgemein- 
schaft nicht bedingt sind. Andererseits hat ihre For- 
mation mit dem Staat überhaupt gemeinsam, dass sie 
Merkmale einer durch die Zweckgemeinschaft geforder- 
ten Organisation der zum Handeln vereinten Kräfte in 
sich tragen. Obwohl selten durch den Staat selbst her- 
vorgerufen, sind diese Gesellschaftskörper dennoch über- 
all in ihrer geschichtlichen Entwickelung und Entfaltung 
vom Staate abhängig. 

Als eins der wichtigsten Ergebnisse der neueren 
Staatswissenschaft darf es betrachtet werden, dass man 
erkannte: die im Staate lebenden Menschen müssen in 
ihrem wechselseitigen Verhalten nicht blos aus dem Ge- 
sichtspunkte einer Summe von Einzelwesen betrachtet 
werden, sondern gleichzeitig nach ihrer Zugehörigkeit 
zu gewissen Interessengemeinschaften geistiger oder ma- 
terieller Art. 

Während man in Frankreich, an den Sprachgebrauch 
der alten naturrechtlichen Schule anknüpfend, unter der 
„societe^^ meistentheils die im Staate lebende Summe 
von Individuen, als eine Gesammtheit fingirt, deren Werk 
der Staat sei, deren Absichten ihn beherrschen sollen, 
deren jeweilige Anforderungen von ihm Befriedigung er- 
heischen dürfen, hat die „Gesellschaft" in Deutsch- 
land eine andere Begriffsbestimmung empfangen. Ohne 
auf die in der Literaturgeschichte behandelten Streit- 
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fragen näher einzugehen, bemerken wir, dass nach der 
auch für unsere Zwecke anzunehmenden Bestimmung 
MohPs: 

* „die Gesellschaft den Inbegriff aller in 
einem' bestimmten Umkreise (z. B. Staate, 
Welttheile) thatsächlich bestehenden gesell- 
schaftlichen Gestaltungen bedeut.et/^ 
Ob diese gesellschaftlichen Gestaltungen verdienen, 
Gegenstand einer besonderen, ausserhalb der Staats- 
wissenschaften stehenden Forschungs- und Darstellungs- 
weise zu werden, wurde bereits im ersten Capitel des 
ersten Abschnittes als eine gelehrte Streitfrage be- 
zeichnet und kann auch hier, wo auf das Wesen der 
Gesellschaft näher einzugehen ist, völlig auf sich be- 
ruhen bleiben. So viel ist indessen gewiss: Mag man 
diese Frage bejahen oder verneinen, ein klares Ver- 
ständniss des Gesellschaftsbegriffes ist für die Politik 
von grosser Bedeutung. 

Zunächst ist daran festzuhalten, dass die Gesell- 
schaft nur eine sprachliche Zusammenfassung- 
verschiedenartiger Bewusstseinsformen, nicht 
aber eine Einheit des Verschiedenartigen be- 
zeichnen kann. Denn als unbestreitbar ist anzu- 
nehmen, dass „alle thatsächlich bestehenden gesellschafk- 
lichen Gestaltungen" niemals als solche ein Gemeinbe- 
wusstsein der Einheit haben können. Wäre das der 
Fall, so würde die Gesellschaft nichts anderes sein, als 
das Volk. 

Nehmen wir zur Veranschaulichung der Verhältnisse 
eine grosse Staatsbibliothek, so würden darin einzelne 
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Bände als Individuen, die aus mehreren Bänden, beste- 
henden Werke, noch mehr aber die ein bestimmtes Fach 
(der Bechtswissenschaft, Philologie, Mathematik u. s. w.) 
ausmachenden Werke eine gesellschaftliche Gestaltung 
versinnlichen und der Begriff der Gesellschaft bildlich 
gebraucht werden können, wenn an die Summe der ver- 
schiedenen, derartig nebeneinander bestehenden Fächer 
gedacht würde, vielleicht sogar mit Erinnerung daran, 
dass über eine und dieselbe Sache, z. B. über den Staat, 
die einzelnen Fächer der Theologie, der Philosophie, der 
Volkswirthschaft, der Geschichte und der Jurisprudenz viel- 
fach eigenthümliches und sogar Widersprechendes lehren. 
Unsere Zugehörigkeit zu den einzelnen Gesellschafts- 
gruppen innerhalb des Staates entscheidet sich unter 
dem Einflüsse eines Zufalles, der Geburt, oder eigener 
Wahl und freier Entschliessung. Es ist denkbar, ja 
wahrscheinlich, dass wir mehreren Gesellschaftsgruppen 
gleichzeitig zugehören. Als solche Bildungen, deren be- 
gri^che Zusammenfassung die Gesellschaft nach der 
herkömmlichen Sprachweise bildet, sind beispielsweise 
aufzuführen : ' 

die Familie, als ursprünglichste, sogar vorstaat- 
liche und allgemeinste menschheitliche Gesellschafts- 
form, in der jedes Individuum nothwendigerweise 
mindestens für eine bestimmte Zeit seines Lebens 
eingeschlossen ist; der Geschlechtsverband, als 
die erweiterte, im Zusammenhang bleibende Verbin- 
dung mehrerer Familien; der Stamm, welcher bei 
einzelnen orientalischen Völkern und in den An- 
schauungen deutscher Particularisten seine beson- 
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deren Eigenthümlichkeiten beansprucht; die Race, 
welche in den Verschiedenheiten der Hautfarbe sehr 
starke Anziehungspunkte . und Abneigungen in der 
Nordamerikanischen Union entstehen lässt; die 
Kaste als eine Scheidung und Organisation der in- 
dischen Völker; die Stände des Mittelalters. 
Alles dies zeigt uns Gesellschaftskörper, die neben- 
einander bestehen können. In ihnen ist die Zugehörig- 
keit durch Geburt das für das Individuum entscheidende 
Moment. Als anderweitige Beispiele treten hinzu: die 
Berufsgemeinschaften, das Beamtenthum in seinen 
Abstufungen und Geschäftstheilungen , das Heer, insofern 
sich in der Gemeinschaft der Individuen ein Elassen- 
bewusstsein geltend macht; die Ideengemein- 
schaften in wissenschaftlichen Korporationen und Aca- 
demien, die Glaubensgemeinschaften in den Be- 
kenntnissen und Kirchen; die materiellen Interessen- 
gemeinschaften in den wirthschaftlich gesonderten 
Kreisen des grossen oder bäuerischen Grundbesitzes, 
des Handwerks, des Gross- oder Kleinhandels, des Ca- 
pitals oder der industriellen Arbeit. 

Von jeder VoUzähhgkeit in der Auffuhrung der heute 
etwa nachweisbaren Arten der Gesellschaftsbildung ab- 
sehend, sind unsere Beispiele nicht ohne Ueberlegung 
gewählt. Sie sollen die Verschiedenheit der alten und 
der modernen Staatscultur vergegenwärtigen. 

Das Eigenthümliche der alten Welt und der aus ihr 
entstammenden Staatswesen des Orients ist: dass dem 
Individuum gegenüber die gesellschaftliche Stellung be- 
herrscht ist von dem Gesetze des Zufalles und der Ge- 
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burt. Daher Kaste, mindestens in der Gegenüberstel- 
lung der Freien und der Sklaven, daher die patriarcha- 
lische Gewalt der Familie, daher der Einfluss der Ge- 
schlechter und Stämme. 

Das Figenthümliche der neuen Welt und der auf 
Europäischer Cultur beruhenden Staaten der Jetztzeit 
ist: dass die gesellschaftliche Stellung — abgesehen von 
dem zufälligen Schicksal der armen oder reichen Ge- 
burt, von angeborenen Fähigkeiten oder ererbten Män- 
geln des Leibes oder Geistes — beherrscht wird von dem 
freien Willen des Individuums. Der Grundtypus 
der modernen Gesellschaft ist daher freie 
Vereinigung und Association. In dieser Gegen- 
überstellung findet sich gleichzeitig der Entwickelungs- 
gang der Rechtsgeschichte und der Gesetzgebung, als 
deren letzte, das Gesellschaftsrecht berührende Gross- 
thaten zu verzeichnen sind: die Aufhebung der mittel- 
alterlichen Stände durch das Princip der staatsbürger- 
lichen Gleichheit vor dem Gesetze und die Unterdrückung 
der Sclaverei in Nordamerika. Aus den zuletzt ange- 
führten Beispielen ist schon hier eine einfache Erfahrung 
zu ziehen. Wir erkennen nämlich, dass der Staat die 
gesellschaftliche Gestaltung nur nach ihrer gesetzlichen 
Geltung, nicht nach ihrem Entstehen oder Aufhören 
durchgreifend zu bestimmen vermag. Die Vorurtheile 
der Geburtsvorzüge sind, wo sie bestanden, durch die 
gesetzliche Aufhebung der Stände keineswegs gemildert, 
sondern im Gegentheil vielmehr gesteigert worden. In 
Nordamerika werden sogar in den Nordstaaten Neger, 
welche sich einer weissen Frau aufdrängen, von umste- 
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henden oder hinzukommenden Weissen auf der Stelle 
straflos getödtet oder verstümmelt. 

Gäbe es also irgend eine wtinschenswerthe, dem 
goldenen Zeitalter vergleichbare Gesellschaftsgestaltung, 
immer wäre der Staat ausser Stande, sie mit seinen 
Mitteln unmittelbar zu verwirklichen. Ebenso wenig ver- 
mag er eine allgemeine Zersetzung und Entartung der 
Gesellschaft unmittelbar zu verhindern. Seine Macht- 
mittel kommen allerdings als eine die Natur der gesell- 
schaftlichen Entwickelung zum Guten oder Schlimmen 
unterstützende Hülfe in Betracht. Aus diesem Grunde 
ist die Aufgabe des Staates als politisches Zweckprincip 
gegenüber der Gesellschaft zu bestimmen. 

In der klaren Erkenntniss der Unzulänglichkeit staat- 
licher Kräfte zur Verwirklichung vollkommener Gesell- 
schaftszustände, liegt zunächst die Nothwendigkeit der 
Verzichtleistung auf die alte Vorstellung, dass der Staat 
mit seinen Zwangsmitteln irgend eine Gesellschaftsform 
unter dem Titel der Vervollkommnung dem Volke aufzu- 
nöthigen verpflichtet sei. Es erscheint unmöglich, dass 
er die Familie oder die Ehe auflöse und einen gleichen 
Besitz der Güter durch gewaltsame Vertheilung aufrecht 
erhalte, so lange in der bestehenden Gesellschaft selbst 
die Ehe als Rechtsverhältniss und das Privateigenthum 
Anerkennung finden. 

Um aus dem Inhalte des einheitlichen Volksbewusst- 
seins gegenüber den Gliederungen des Volkes in Gesell- 
schaftsgruppen, die richtige Stellung der Staatsgewalt er- 
mitteln zu können, ist zuvörderst auf die natürlichen Bestre- 
bungen der Gesellschaft selbst das Augenmerk zu richten. 
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Ihrer wahren Natur nach kann die Gesellschaft nicht 
anders bezeichnet werden, als gleichsam das negative 
Bild eines staatlich organisirten Volkes. Der Staat ist 
die durch den Rechtswillen der Gesammtheit gesetzte 
Einheit desYolkes, die Gesellschaft die thatsächliche 
Scheidung des Volkes nach seinen inneren Bruchtheilen. 
Die Summe der gesellschaftlichen Interessengemeinschaf- 
ten, welche man unter der Bezeichnung der Gesellschaft 
zusammenfasst, ist nämlich zugleich die Summe der 
(wirklichen oder vermeintlichen) Interessengegen- 
sätze. In dem positiven Bilde des Staates ist das Volk 
zunächst Einheit nach Aussen gegen andere Völker; in 
dem negativen Bilde der Gesellschaft;: Nebeneinander- 
bestehen feindlicher, einander bekämpfender, in bestimm- 
ten Formen organisirter Interessengemeinschaften. Inner- 
halb des gesellschaftlichen Lebens sind nun überall drei 
Verhältnisse zu unterscheiden, in denen sich die Natur- 
anlagen der einzelnen Gruppen verrathen. 

Erstens: die Stellung der einzelnen, auf den gleichen 
oder einen ähnlichen Zweck begründeten Gesellschafts- 
gruppen zu einander. Haben mehrere derselben ihre 
Bestrebungen auf denselben Zweck gerichtet, so ergiebt 
sich daraus mit Nothwendigkeit das psychologische Ge- 
setz (und in ihrem Handeln praktische Motiv) der ge- 
genseitigen Ausschliessung oder Feindschaft. Mit ihnen 
verhält es sich etwa wie mit den medicinischen Schulen 
der Homöopathie und Allopathie, von der jede denselben 
Zweck der Heilung Kranker erstrebt, jede aber auch 
wegen der Verschiedenheit der ins Auge gefassten Mittel 
ihre Mitbewerberin heftig anfeindet. Die Gesellschafts- 
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gruppen kämpfen gegeneinander, indem sie abwechselnd 
als Feldgeschrei erheben: freie Concurrenz als Forde- 
rung* des augenblicklich schwächeren Theils, Unter- 
drückung der Concurrenz auf Seiten des stärkeren Theils, 
bis endlich die wechselseitige Schwächung oder das 
Gleichgewicht der Kräfte, wenn nicht einer der Gegner 
unterUegt, ein Nebeneinanderbestehen ermöglicht. Am 
heftigsten pflegt der Yon uns angedeutete Kampf als- 
dann zu entbrennen, wenn es sich um die gleichzeitige 
Geltung nur zweier Gesellschaftsgruppen handelt. 

Zur Yeranschaulichung diene uns die im Grunde un- 
versöhnliche Feindschaft der christlichen Kirchenge- 
sellschaften, in welcher die Anfangs allein berech- 
tigte katholische Kirche je nach den Umständen ver- 
langt: entweder Freiheit vom Staate, wo sie verfolgt 
wurde, Freiheit im Staate, wo sie ihre Kraft thätig gegen 
andere Glaubensgenossenschaften zu brauchen denkt; 
oder Freiheit gegen den Staat, wo sie zum Siege ge- 
langt ist. Dasselbe Bild gewährt uns der Kampf der 
um ein und dasselbe Erwerbsgebiet concurrirenden Han- 
delsgesellschaften , von denen die eine nicht selten im 
Wege der Unterbietung in Billigkeit (underaelling) ihre 
Gegnerin wirthschaftlich zu zerstören sucht. Das Ringen 
der Gilden und Zünfte mit der nicht zünftigen Arbeit, 
des grossen und geschlossenen Grundbesitzes mit der 
Theilbarkeit der Güter, der SchutzzolUnteressenten mit 
dem Freihandel, der corporativ geschlossenen Gemeinde 
mit dem freien Anzüge und der Verheirathungsbefugniss 
vermögensloser Personen, der arbeitenden Klasse mit dem 
grossen Capital, alles dies sind Erscheinungen derselben 
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Art. Zu den unmittelbar gegeneinander stehenden ge- 
sellschaftlichen Parteien gesellt sich auf Grund der Wahl- 
verwandtschaft eine Reihe verbündeter Interessen: zum 
zünftigen Handwerk im Jahre 1849 der grosse Grund- 
besitz, der auf eine Stärkung seines Einflusses bedacht 
war ; zu den sociaUstisch gesinnten Kreisen der Arbeiter- 
bevölkerung die agraren Feinde des in der Industrie 
thätigen grossen Gapitals, welches seinerseits die ihm 
drohenden Gefahren durch eine in der Actienvertheilimg 
gegliederte Decentralisation für grosse Unternehmungen 
zu vermindern sucht. Ueberall zeigt sich dasselbe Ziel: 
Herrschaft über die wirthschaftlichen Neben- 
buhlerschaften. 

Eng verbunden mit dieser Gegnerschaft ist: 
Zweitens: die Stellung der einzelnen Gesellschafbs- 
gruppen zu ihren eigenen Mitgliedern. Die Interessen 
der erfolgreichen KJriegführung gegen den Concurrenten 
bedingen hier überall das Bestreben, eine Organisation 
zu gründen und aufrecht zu erhalten, vermöge deren 
der Widerspruch der einzelnen Gesellschaftsglieder gegen 
das Gesammtinteresse unmöglich oder unschädlich ge- 
macht werden kann. Innerhalb der feindlichen Gesell- 
schaftskörper wiederholen sich in kleinerem Massstabe 
die Erscheinungen, durch welche sich die Gegnerschaft 
aufeinander stossender Nationalitäten in älterer Zeit be- 
merkbar macht. 

Wo corporative Verbände mit einander in Streit lie- 
gen, ergiebt sich mindestens die Erschwerung des Aus- 
scheidens aus der Schlachtordnung und der Versuch, 

den Abfall von der gemeinschaftlich vertretenen Sache 

19 
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durch gesellschaftliche Isolirung der ihr dienenden Mit- 
glieder zu erschweren. Aus der Kirchengeschichte ist 
hierher zu ziehen der Kampf der mittelalterlich -katho- 
lischen Kirche gegen die Ketzerei und die protestanti- 
schen Bekenntnisse, dessen Formen zum Theil in dem 
Kirchenrechte der Gegenwart verzeichnet sind. Exeom- 
munication und Kirchenbusse gegen verdächtige Mitglie- 
der, Abschliessung der Geistlichkeit von den bürgerlichen 
Interessen durch Gölibat, Unveräusserlichkeit des Kirchen- 
gutes und andere Verordnungen gingen aus den takti- 
schen Gesichtspunkten der kämpfenden Kirche hervor. ^) 
Aus der neuesten Kriegsgeschichte der Kirche gehören 
hierher: die Isolirung der Geistlichkeit von den Einflüs- 
sen einer freien staatsbürgerlichen Denkweise durch die 
Erziehung in GoUegien, Knabenseminarien und Gonvikten, 
durch genaueste Ueberwachung ihrer gesammten geisti- 
gen Entwicklung, durch schär&te Handhabung des Dis- 
ciplinarrechts nicht sowohl im Sinne der sittlichen Zucht, 
als der strengsten Unterwerfung unter die kirchliche 
Hierarchie und der Niederhaltung der freien Individua- 
lität; sodann die Bekämpfung der gemischten Ehen, 
in denen eine Abschwächung der confessionellen Gegen- 
sätze, oder eine Annäherung der verschiedenen Glaubens- 
bekenntnisse zu besorgen steht; die Spendung materieller 
Wohlthaten in der Armenunterstützung und Kranken- 
pflege unter Berücksichtigung der Unterwürfigkeit unter 
die äusseren Gebote der Kirche; und endlich die Ab- 
sperrung der Jugend in streng bekenntnissmässiger Er- 
ziehung. So lange irgend eine Kirchengemeinschaft, in 
Anmassung verharrend, den Alleinbesitz der sitüichen 
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Wahrheiten für sich beansprucht und sich in diesem Besitz- 
thum die Aufgabe zuschreibt, den Irrthum und die Lüge 
anderer Religionsgesellschaften nicht nur von ihren eige* 
nen Angehörigen fernzuhalten^ sondern auch bei anderen 
auzurotten, ebenso lange werden diese Mittel als ver- 
dienstvoll und löblich betrachtet werden. Um so that- 
kräftiger werden sie gehandhabt werden, je weniger un- 
gleich das Verhältniss der gegeneinander stehenden Kräfte 
ist. Und andererseits zeigt sich die herrschende Kirche 
um so nachsichtiger gegen die Fehler ihrer Mitglieder, 
je weniger ernstlich sie von aussen her eine Verringe- 
rung ihrer Machtstellung zu besorgen hat. 

Dasselbe Gesetz der Organisation wiederholt sich in 
allen scharf abgegränzten Gesellschaftsklassen: in der 
indischen Kaste, ^^) die schon die körperliche Berührung 
mit den Personen einer niederen Kaste als beschimpfend 
und verunreinigend betrachtet, in der militärischen Kaste, 
welche die Missbilligung einer gesetzUch strafbaren Hand- 
lung, des Zweikampfes, oder den Verkehr mit politisch 
freidenkenden Männern zuweilen als ehrenrührig durch 
Ausschliessung aus dem Officiercorps ahndete, in der 
Geburtskaste, welche die Ebenbürtigkeitsregeln band 
habte, endlich zuletzt in der Arbeiterkaste, ^^^) welche 
sich nach denselben Begeln zum Kampfe gegen wirkliche 
oder vermeintliche Gegner rüstet, indem sie mit einer 
Beschränkung der persönlichen Freiheit unter ihren eige- 
nen Mitgliedern beginnt, die Dietatur einzelner Führer 
zulässt, die Verkündung des wirthschaftlichen Belage- 
rungszustandes gegen die Industrie durch Arbeitseinstel- 
lungen im Voraus ordnet und Zwangsmittel gegen die- 

19* 
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jenigen verhängt, welche nach begonnenem Kampfe ab- 
zufallen geneigt sein möchten. Zwischen dem Terroris- 
mus, den einzelne Gewerkschaften schon in früheren 
Jahrhunderten durch ihre Verrufs erklärungen übten, und 
dem Glaubensterrorismus der privilegirten Kirchen be- 
stand somit sachlich nicht der mindeste Unterschied. 

Drittens ist endlich zu betrachten: die Stellung 
der Gesellschaftsgruppen zu den Mitteln der staatlichen 
Herrschaft ; ein Verhältniss, welches sich aus den bereits 
entwickelten Grundsätzen und Neigungen der Gesell- 
schafbskörper gegen einander und gegen ihre Mitglieder 
ableiten lässt. Je weniger die einander anfechtenden 
Nebenbuhlerschaften auf geistigem oder wirthschaftlichem 
Gebiete Aussicht haben, siegreich aus dem Interessen- 
kampfe hervorzugehen und eine freiwillige Unterwerfung 
des Gegners herbeizuführen, desto näher liegt der Ver- 
such, sich der Staatsgewalt, insbesondere der Gesetzge- 
bung, der Verwaltung und der Gerichte zu versichern. 
Das klare Bewusstsein des vollen Eigennutzes kann da- 
bei in den handelnden Personen fehlen. Meistentheils 
beruhigt sich jedes Bedenken in der Vorspiegelung, dass 
das bedrohte oder bereits wankende Herrschaftsinteresse 
der einen Gesellschaftsgruppe über die mit ihr wetteifernde 
Klasse gleichbedeutend sei mit dem Staatsinteresse 
und deswegen eine Befriedigung durch den Staat zu 
fordern habe. 

In den stets erneuerten Mahnungen der katholischen 
und protestantischen Hierarchie, welche den Staat mit 
Verderben und Untergang bedroht, wenn er von der Ge- 
währleistung der Glaubensprivilegien abweiche; in der 
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patrimonialen oder feudalen Ueberzeugung, die sich 
gleichfalls durch die blosse Thatsache des ererbten Grund- 
besitzes als göttliche Ordnung der Dinge, unantastbar und 
geheiligt glaubt; in dem Wahn des Arbeiterstaates, welcher 
nach numerischer Aufstellung den angeblich funfundneunzig 
Procent der Bedürftigen die verbleibenden Procente der 
Besitzenden aufopfern soll, in der Vertheidigung hoher 
Schutzzölle aus dem Gesichtspunkte nationaler Politik: 
überall wiederholt und erneuert sich derselbe Gedanke 
eines durch den Staat zu leistenden Interessenschutzes. 
Dabei macht es im Grunde einen geringen Unterschied, 
ob eines unter diesen Interessen den Anspruch erhebt 
das allgemein herrschende und gültige zu sein, oder mit 
einiger Bescheidenheit die Unterstützung des Staates zur 
Ergänzung der ihm fehlenden Kräfte als genügend erachtet. 
In Verfassung und Gesetzgebung orientalischer Staa- 
ten erkennen wir meistentheils die Organisation ein- 
facher Gesellschaftsinteressen durch unbedingte Herr- 
schaft über andere. Mit Becht sind auch die Verfas- 
sungskämpfe des Mittelalters und der neueren Zeit ge- 
rade aus diesem Gesichtspimkte gewürdigt worden. Wo 
in der Gegenwart die unbedingte Herrschaft der einen 
Gesellschaftsklasse über die andere gebrochen ist, bleibt 
dennoch die Thatsache bestehen, dass das Streben nach 
poUtischem Einfluss in den Parteibildungen mit geseU- 
schaftlichen Interessen auf das engste zusammenhängt. 
Die politische Partei ist häufig bis zu einem gewissen 
Grade gleichzeitig wirthschafüiche oder religiöse oder 
local-particularistische Interessengemeinschaft. Daher die 
sogenannte Adelspartei, ultramontane oder „Arbeiter- 
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partei^^ in den yerschiedenen Staaten Europas; jede mit 
dem Wahne, die im Staate verlorene Herrschaft entwe- 
der als ihr historisches Recht zurückfordern, oder durch 
eine Berufung an die Zukunft verkünden zu dürfen. 

Nach der von uns gegebenen Schilderung der gesell- 
schaftlichen Bestrebungen lässt sich ihnen die Aufgabe 
des Staates unter dem Titel des Culturzweckes gegen- 
überstehen. 

Zunächst an die politischen Herrschaftsgelüste der 
Gesellschaftsgruppen anknüpfend, bemerken "wir, dass da- 
durch meistentheils sowohl der nationale Machtzweck als 
auch der individuelle Rechtszweck gefährdet wird. Der 
Staat, der sich auf eine privilegirte Klasse stützt, wird 
nach Aussen machtlos, sobald der Gegensatz der In- 
teressen sich gegen die Privilegirten auflehnt. Gegen 
den individuellen Rechtszweck Verstössen die Gesell- 
schafksinteressen , indem sie im eigenen Interesse die 
Macht der Gemeinschaft die vidderwilligen Mitglieder 
fühlen lassen und zur Unterdrückung berechtigter Frei- 
heit missbrauchen. Die nähere Bestimmung des dem 
Gulturzwecke Angesichts dieser Thatsache zu gebenden 
Inhalts ergiebt sich aus dem Rechtsbegriff des Staates 
selbst. Die Einheit des Volkswillens würde zerstört wer- 
den, wenn sich die Gesetzgebung dem Herrschaftstriebe 
einer Gesellschaftsgruppe gegen die andere darleihen 
wollte. Jede Parteinahme der Staatsgewalt müsste im- 
vermeidlich zur Störung des inneren Gleichgewichtes 
fahren. Die Stulen der Rechtsentwickelung sind, soweit 
das Verhältniss der Gesellschaftsgruppen zum Staat in 
Betracht kommt, im Wesentlichen folgende: Bei dem 
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entschiedenen Vorwiegen einer Wirthschaftsform z. B. des 
Ackerbaues über alle anderen, verfügt die stärkste Ge- 
sellschaftsklasse über die Staatsgewalt in dem Sinne, 
dass den bestehenden Thatsachen der vorhandenen Ueber- 
macht die gesetzliche Anerkennung hinzugefügt wird ; bei* 
dem Emporkommen anderer Interessen, deren Anfangs 
wenig beachtete Gegnerschaft von den herrschenden 
Klassen nicht mehr völlig unterdrückt werden kann, ent- 
steht das System der Bevorrechtung der einen 
Klasse gegenüber den Nebenbuhlerschafken auf wirth- 
schaftlichem und reUgiösem Gebiet, wofür die Organi- 
sation der mittelalterlichen Stände und der Feudalstaat 
das nächstliegende Beispiel bietet; bei der Vermehrung 
der Gesellschaftsgruppen erliegt späterhin das ehemalige 
Vorrecht der gemeinschaftlichen Verbündung aller gegne- 
rischen Interessen, die in der negativen Richtung ihres 
Widerstandes gegen Privilegien einig sind. So dringt 
auf der letzten Entwickelungsstufe dieGleichberech- 
tigung aller in das Staatsbewusstsein ein. Von da an 
beginnt vielfach der gesellschaftliche Verfall, indem, auf 
die rein mechanisch arithmetische Vorstellung der Majo- 
ritätsrechte fussend, die Volksmasse es unternimmt, der 
Minderheit der geistig oder wirthschaftlich bevorzugten 
Personen ihre Wucht fühlbar zu machen. 

U eberall tritt aber selbst unter den günstigsten Um- 
ständen in den einzelnen Gesellschaftskörpern die Neigung 
auf, bei der Vertheilung staatlicher Lasten eine vortheil- 
hafte Stellung für sich zu behaupten. Angenommen, dass 
in den neueren Gulturstaaten die Gleichberechtigung der 
einzelnen Gesellschaftsklassen durch den Staat bereits 



296 Drittes Buch. Der Staatszweck als Princip etc. 

nahezu verwirklicht worden wäre, so bliebe immer die 
Aufgabe bestehen, zu verhindern, dass nicht die Staats- 
gewalt durch den Eigennutz der einen Gesellschaftsgruppe 
gegen die andere ausgebeutet werde. Aus diesem 6e- 
'Sichtspunkte ist insbesondere die Theorie der Volksre- 
präsentation zu würdigen. Die alten Stände waren: Dar- 
stellung von Land und Leuten nach den in ihnen wal- 
tenden Gegensätzen. Die Aufgabe der neueren repräsen- 
tativen Bildungen ist: Darstellung des Volkes nach der 
Mannigfaltigkeit seiner geschichtlichen und- der Einheit 
seiner volksthümlichen Bestandtheile. Der allgemein 
politische Werth der Wahlgesetze vom Standpunkte der 
ErÜEJirung muss somit darin gesetzt werden, dass sie vor 
allen Dingen, negative Anforderungen befriedigend, kein 
ausschliessliches Elasseninteresse unter dem Titel der 
Volksvertretung dulden. Dass diese Forderung am 
leichtesten befiriedigt werden kann, wo mannigfach ge- 
staltete und gegliederte Gesellschaftskörper wie in Gross- 
staaten sich gegenseitig das Gleichgewicht halten, liegt 
auf der Hand; und gerade in dieses Daseins grösserer 
Wahrscheinlichkeit besteht eine der dem Grossstaate 
vor dem Eleinstaate zukommenden Auszeichnungen. Je 
kleiner die Landesvertretungen, desto stärker meisten- 
theils in ihrer Mitte das wechselseitige Misstrauen und 
die Furcht vor üebervortheilungen. 

Auf die Stellung der Gesellschaftsgruppen zu ein- 
ander bezogen, hat der Gulturzweck des Staats einen 
ähnlichen Lihalt. Kam es zuvor darauf an, der An- 
eignung der Staatsgewalt und dem Eigennutz der gesell- 
schaftlichen Parteiungen vorzubeugen, so ergiebt sich hier 
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als weitere Anforderung an die Politik : Der Rechtsschutz 
der einen Gesellschaftsklasse gegenüber ihrer Vergewal- 
tigung durch andere. Der entscheidende Gesichtspunkt 
kann hierbei allerdings nur in der allgemeinen Rechts- 
widrigkeit der gebrauchten Mittel, nicht aber in dem 
wirthschafthchen Nachtl^eil gefunden werden, den die 
eine Klasse der ihr feindlichen Gesellschaftsgruppe durch 
den Missbrauch ihrer Freiheit zuzufügen vermag. Die 
Coalitionsverbote der Arbeiter gegen die Fabrikanten 
und umgekehrt der Fabrikanten gegen die Arbeiter, 
waren ursprünglich keineswegs aus einseitiger Partei- 
nahme der Staatsgewalt^ sondern aus einer wohlmeinen- 
den Absicht wirthschaftlichen Schutzes hervorgegangen; 
dennoch waren sie verfehlt und mit dem Gedanken der 
Gleichberechtigung deswegen nicht vereinbar, weil diese 
Verbote weder beiden Theilen gleichmässig zu Gute 
kamen, noch auch gleichmässig leicht zu umgehen waren. 
Es lag auf der Hand, dass eine geringe Zahl grösserer 
Gapitalisten innerhalb eines und desselben Geschäfts^ 
Zweiges, ohne gegen das Gesetz äusserlich zu Verstössen, 
über gemeinschaftliche Verabredungen sich leichter ver- 
ständigen konnte, als eine hundertfach grössere Ziffer 
von Arbeitern. Wäre auf der Seite der grossen Produ- 
centen das bestehende Verbot auch wirklich geachtet 
worden: immer hätte sich das Misstrauen der arbeiten- 
den Klasse gegen die Gesetzgebung richten müssen. 
Welches daher immer der wirthschaftliche Nachtheil der 
verabredeten Arbeitseinstellungen sein möge, nach den 
heutigen Begriffen über gesellschaftliche Gerechtigkeit 
hat sich der Staat der GoaUtionsverbote zu enthalten 
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und nur dafür zu sorgen, dass nicht, unter dem Scheine 
der Freiheit, Erpressung, Einschüchterung und Gewalt 
in dem wirklichen oder vermeintlichen Widerstreite der 
wirthschaftlichen Interessen geübt werde. 

Ein gleiches Verhalten des Staates geziemt sich ge- 
genüber dem gesellschaftlichen Zwiespalt der nebenein- 
ander bestehenden Glaubensgenossenschaften. Keiner ist 
zu verwehren, dass sie ihr Bekenntniss als das allein 
wahre und richtige bezeichne, eine Armee von Missio- 
nären ausrüste, um Propaganda für sich zu machen, 
oder mit den Mitteln der Belehrung das Uebergewicht 
über andere erlange. Die Grenze der Duldung würde 
aber überschritten werden, wenn der Staat gestatten 
wollte, dass unter dem Deckmantel der Beligion auf der 
Kanzel zur Missachtung gleichberechtigter Confessionen, 
zur Beeinträchtigung ihrer Rechte oder zur Uebertretung 
der öffentUch verkündeten Staatsgesetze der Glaubens- 
krieg gepredigt würde. Die neueste Geschichte Oester- 
reichs zeigt, wie schwer es ist, die Fehler staatlicher 
Parteinahme für eine bestimmte Kirchengemeinschaft 
durch Veränderungen in der Gesetzgebung zu heilen. 
Eifrigste Bundesgenossen des Staates verkehren sich nach 
dem Verluste ihrer Vorrechte in eifrigste Feinde ; und für 
den modernen Staat ist es nicht zu viel gesagt, wenn man 
behauptet, jede Ertheilung von Privilegien erziehe in den 
Privilegirten selbst einen Feind der politischen Zukunft. 

Näher erläutert, bestimmt sich das Wesen des Gul- 
turzweckes, soweit die von uns vorausgesetzten Verhält- 
nisse vorliegen dahin: die Bewahrung des gesell- 
schaftlichen, vornehmlich wirthschaftlichen 
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und confessionellen Friedens, dessen schlimmste 
Störung in der Gegenwart nicht mehr das Werk ein- 
zelner übermächtiger Individuen, sondern der zum Kampfe 
gegen feindliche Interessen gerüsteten Association zu 
sein pflegt. 

Schliesslich berühren wir eine Frage, die nicht un- 
beantwortet bleiben kann: weswegen wir für die gegen 
die Gesellschaft dargelegten Zweckbestimmungen des po- 
litischen Handelns den Ausdruck des Culturzweckes 
gewählt haben? Darauf ist zu antworten, dass das 
Wesen der staatlichen Cultur im allgemeinen gerade 
vorzugsweise in der friedlichen Entwickelung und dem 
Nebeneinanderbestehen verschiedenartiger Gesellschafts- 
körper zu finden ist. Die mittlere Stellung, welche die- 
selben zwischen der Staatsgewalt und den Individuen 
einnehmen, kann sich allerdings in Zeiten der Entartung 
auf Kosten auch des Staates äussern. Höchste gesell- 
schaftliche Cultur als Zweck der staatlichen Handlungen 
wäre indessen erreicht,, wo die Gesellschaftskörper, auf 
die Oberherrschaft irgend welcher Sonderinteressen ver- 
zichtend, sowohl eine Verstärkung der nationalen Kräfte 
der Gesammtheit, als auch eine Steigerung der indivi- 
duellen Freiheit begründen. 

Zur Bethätigung des Culturzweckes in der Politik 
und zur erfolgreichen Ueberwindung der in der Gesell- 
schaft hervortretenden Spaltungen genügt es übrigens 
keineswegs, dass der Staat seine Neutralität gegen den 
Eigennutz der mächtigeren Gesellschaftskörper wahre, 
durch Aufrechterhaltung des inneren Friedens die na- 
türliche Entwickelung sicher stelle und das Recht der 
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Persönlichkeit gegen corporative Beeinträchtigung ver- 
theidige. Der Charakter eines derartigen Verhaltens 
wäre vorwiegend negativ. Auch darauf kommt es an, 
den Gulturzweck positiv zu erfüllen in der fortschreiten- 
den EntwickeluQg des Gemeinsinnes als der Grundlage 
der nationalen Einheit. Dem unentbehrlichen Kampfe 
der gesellschaftlichen Interessen ist das Gleichgewicht zu 
halten durch die Kräftigung des volksthümlichen 
Gemein bewus st sein s. Dies geschieht am wirksam- 
sten durch Pflege und Schöpfung derjenigen Einrichtun- 
gen, welche, ohne einer bestimmten Gesellschaftsklasse 
Vorzugsrechte zu gewähren, dem Gemeingebrauch Aller 
offen stehen. 

Hinsichtlich des wirthschaftlichen Lebens ergiebt sich 
daher für den Staat als besondere Aufgabe: die Für- 
sorge für die dem internationalen Bedürfniss und dem 
Binnenverkehr förderlichen Gommunicationsmittel. Es 
kann dahingestellt bleiben, ob der Staat selbst oder die 
Privatindustrie Eisenbahnen und Canäle, Heerstrassen 
und Verbindungswege herzustellen habe. Unbestreitbar 
ist, dass, wo die freie Thätigkeit der Gesellschaft wenig 
entwickelt ist, der Staat seine Anregung und Unter- 
stützung nicht ohne Nachtheil für die Gesammtheit vor- 
enthalten darf. Abgesehen nämlich von den rein wirth- 
schaftlichen Vortheilen verbesserter Gommunications- 
mittel, dienen die inneren Verkehrswege auch zur Ueber- 
windung localer oder landschaftlicher Gegensätze inner- 
halb des Grossstaates. Die grossen transatlantischen 
Dampferlinien, welche England mit seinen entlegenen 
Golonien verbinden, würden mit den Mitteln der Privat- 
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Industrie nicht bestehen können. Viele derselben sind 
zu ihrer Erhaltung auf eine Unterstützung des Staates 
angewiesen. Dass diese zu gewähren ist, wird von 
Niemand bestritten, sobald das Ergebniss der Vorent- 
haltung darin bestehen würde, jene überseeischen Be- 
sitzungen der Verbindung mit dem Mutterlande zu be- 
rauben. 

Ganz dasselbe gilt von der Einrichtung wenig ein- 
träglicher Postverbindungen im Innern des Staates. Frei- 
lich ist auch hier denkbar, dass die Unparteilichkeit ge- 
fährdet werde; beispielsweise wo der Staat unter bestehen- 
den Concurrenzlinien der einen seine Unterstützung zu- 
wendet, der anderen versagt. Die Klagen über Bevor- 
zugung des einen Landestheils vor einem anderen bei 
der Anlage grösserer Verbindungswege pflegen in keinem 
Grossstaate zu fehlen. Je stärker der Sondergeist, desto 
häufiger in der Regel die Beschwerden und die Be- 
schuldigungen. Insbesondere ist nicht zu leugnen, dass 
die aus kleineren Bestandtheilen zusammengesetzten Fö- 
derativstaaten in der Förderung gemeinsamer Verkehrs- 
anstalten mit heftigen Nebenbuhler schaften zu kämpfen 
haben. Um dies zu erweisen, ist an die frühere Ge- 
schichte der Holländischen Generalstaaten und die neuer- 
dings in der Schweiz so heftig erörterten Alpenbahnfra- 
gen zu erinnern. ^'^^) 

Im Bereiche der geistigen Interessen und der kirch- 
lichen Trennungen ist die Verschmelzung der Gegensätze 
anzubahnen und zu fördern durch Pflege der Kunst, 
der Wissenschaft und der Schule. 

Was zunächst die Kunst betrifft, so bieten uns die 
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höher entwickelten Staatswesen Griechenlands und die 
mittelalterliche Kirche einen nicht zu übersehenden Weg- 
weiser. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, dass in der 
Periode der kirchlichen Blüthe die Pflege der wissen- 
schaftlichen Anstalten, der Architektur und der Malerei 
zur Aufrechterhaltung des einheitlichen katholischen 
Glaubens mächtig beigetragen hat. Vom einseitigen 
Bechtszwecke ausgehend, mag man bestreiten, dass der 
Staat mit künstlerischen Anstalten irgend etwas zu 
schafiPen habe; auch kann zugegeben werden, dass es 
wünschenswerth erscheine, in der allgemeinen Verbrei- 
tung des Kunstsinnes und insbesondere in dem veredel- 
ten Geschmack der wohlhabenden Bevölkerungsklasse 
der künstlerischen Schöpfungskraft Anregungen zu bietep. 

Vom Standpunkte der Gegenwart ist jedoch nicht zu 
leugnen, dass die monumentale Kunst, die Sculptur und 
die geschichtliche Malerei nicht nur auf die Pflege durch 
den Staat angewiesen sind, sondern, wirksam gepflegt, 
auch im höchsten Masse dazu beitragen, den Culturzwec^ 
zu fordern. Aber auch der nationale Machtzweck weist 
auf ihre Förderung hin. Die Vertheidiger der republi- 
kanischen Staatsform und der Demokratie sind mit Recht 
darauf bedacht gewesen, den Vorwurf zu entkräften, dass 
sie sich gegen die Kunst gleichgültig verhielten und der 
Glanz der Monarchien zur Entfaltung künstlerischer Er- 
zeugungskraft unerlässlich sei. Wer vermöchte zu be- 
haupten, dass es für den einheitlichen Volksgeist, für 
das nationale Bewusstsein nichts bedeute, wenn die Gross- 
thaten der Geschichte und die Standbilder hervorragen- 
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der Männer der Betrachtung kommender Geschlechter 
überliefert werden? Und wo die dramatische Kunst der 
niederen Geldgier, der Rohheit und Unsitte verfällt, kann 
der Staat dieser Thatsache gleichgültig zuschauen? Ist 
es gleichgültig, ob die Gerechtigkeit der Gerichtshöfe in 
dunklen Kammern oder in leichten und weiten Hallen 
waltet ?^^^) Ob die äussere Würde einer grossstaatlichen 
Volksvertretung auch architectonisch in Parlamentsge- 
bäuden dargestellt wird? Sind die grossen Sammlungen, 
Museen und Galerien gleichgültige Dinge für den Staat? 
Oder kann dargethan werden, dass die Actiengesell- 
schaften das Kunstbedürfniss des Volkes in Gestalt wirth- 
schaftlich einträglicher Unternehmungen befriedigen wür- 
den? Für zoologische Gärten und Aquarien mag ein 
Actienverein ausreichen, für grossartige Kunstschöpfun- 
gen gewiss nicht. ^^) 

Nicht ai^ders verhält es sich mit den Anstalten der 
Wissenschaft. In ihnen, wie in der Kunst durchdringen 
sich die Aufgaben nationaler Cultur mit der Idee der 
Menschheit. Privatstiftungen können, wie das Beispiel 
einzelner nordamerikanischer Staaten beweist, für Aus- 
stattung gelehrter Schulen Bedeutendes leisten. Dabei 
ist aber nicht zu vergessen, dass der vorwiegend privat- 
rechtliche Charakter solcher Stiftungen durch die in ihnen 
enthaltenen Bedingungen sehr leicht im Laufe der Zeiten 
zu einem Widerspruch gegen die allgemein geistigen In- 
teressen und zu einer Hemmung des wissenschaftlichen 
Fortschreitens führen können. Die Schwierigkeiten, die 
allmälig veralteten Einrichtungen von Oxford im Sinne 
der Gegenwart umzuformen, hatten in der Uebermacht 
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der priyatrechtlichen und corporativen Eioflüsse ihren 
nächsten Grund. Selbstverständlich ist, dass der staat- 
liche Charakter der hohen Schulen, wo er gegeben ist, 
niemals so verstanden werden darf, dass die Ausbildung 
eines den jeweiligen Zeit- und Regierungsinteressen dienen- 
den Beamtenthums in Staat und Kirche als die zu lösende 
Aufgabe der Wissenschaft hingestellt werde. Der Cultur- 
zweck verlangt vielmehr, dass die gelehrten Schulen in 
gleichem Masse sichergestellt werden gegen die knech- 
tenden Satzungen veralteter Stiffcungsformeln , wie gegen 
die schnell wechselnden Einflüsse der administrativen 
Interessen. Welche Mängel an den deutschen Hoch- 
schulen immer von verschiedenen Seiten behauptet wer- 
den mögen, unbestreitbar ist, dass sie zwischen der mittel- 
alterlich corporativen Schwerfälligkeit alt englischer Uni- 
versitäten, der administrativen Abhängigkeit französischer 
oder italienischer Hochschulen und der gesellschaftlichen 
Einseitigkeit s. g. freier Universitäten in Belgien und 
Nordamerika eine glückliche Mittelstellung einnehmen. ^^^) 
Ueber die Volksschule und ihren Bestand ist hier 
nichts anderes hervorzuheben, als deren Nothwendigkeit 
vom Standpunkte der staatlichen Cultur. Für die Mehr- 
zahl der Staaten ist die Frage des pflichtmässigen Volks- 
unterrichts entschieden und es bedarf für Deutschland 
keiner Rechtfertigung des Schulzwanges gegen die Will- 
kür und die Vernachlässigung elterlicher Pflichten. Wohl 
aber ist daran zu erinnern, dass der Kampf zwischen 
den Anforderungen der historisch berechtigten Bekennt- 
nisse und der allgemein staatsbürgerlichen Idee in der 
Schule meistentheils noch zu entscheiden ist. Es gilt 



Zehntes Capitel. Der geseUschaitÜche Gulturzweck etc. 305 

vom Standpunkte der Cultur die Versöhnung zu finden 
zwischen dem Bechte der freien religiösen Lehre jeder 
Bekenntnissgemeinschaft, dem elterlichen Rechte, über 
die Richtung der religiösen Erziehung zu bestimmen und 
dem staatlichen Rechte, schon in der Schule die mensch- 
liche Entfaltung der Persönlichkeit zu sichern gegen die 
Knechtschaft der kirchlichen Unduldsamkeit und Verfol- 
gungssucht. Die Gegensätze der Meinungen sind hinsicht- 
lich der der Schule zu gebenden Einrichtung um so 
schrofiPer, je mehr die einzelnen Bekenntnisse darauf be- 
dacht sind, durch die Schule ihren Einfluss auf den 
Gang der Staatsangelegenheiten vorzubereiten. Um so 
klarer scheint uns freilich gerade deswegen die Stellung 
des Staates angedeutet zu sein.^®^) 

Schliesslich fragt sich, wie die von uns durchgeführte 
Untersuchung und deren Ergebniss sich zu dem Ver- 
fassungsrecht der Gegenwart verhalte. — Die Mehrzahl 
der Verfassungen hat es vermieden, bestimmte staatliche 
Zweckbestimmungen auszusprechen. ^®^) 

Dagegen ist in Gonföderationen das Bedürfniss, den 
Wirkungskreis der gesammtstaatlichen Gewalt und Bun- 
desregierung von dem berechtigten Lebenskreise der 
einzelnen Mitgliederstaaten zu scheiden, dadurch befrie- 
digt worden, dass der Bundes- oder Reichsgewalt ge- 
wisse Zweckbestimmungen entweder vorbehalten oder mit 
besonderem Nachdruck vorgezeichnet worden sind. 

Die Nordamerikanische Bundesverfassung erklärt als 

den Zweck ihrer Begründung in der Eingangsformel: 

„eine voUkommnere Einheit (union) herbeizuführen, Ge- 

re^tigkeit aufzurichten, die innere Ruhe zu sichern, für 

20 
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die gemeinsame Yertheidigung nach Aussen zu sorgen, 
das allgemeine Wohl zu befördern, die Segnungen der 
Freiheit den Stiftern selbst und ihren Nachkommen zu 
erhalten." 

Die Schweizerische Bundesverfassung (vom 29. Mai 
1874) erklärt als Absicht der Eidgenossenschaft, „den 
Bund der Eidgenossen zu befestigen, die Einheit, Kraft 
und Ehre der schweizerischen Nation zu erhalten und 
zu fördern." 

Die Verfassung des Deutschen Reiches bezeichnet als 
Zweckbestimmung des ewigen Bundes unter den bethei- 
ligten Staaten: 

den Schutz des Bundesgebietes (n ationaler Macht- 
zweck), des innerhalb desselben giltigen Rechts 
(Freiheits- oder Rechtszweck); sowie 
die Pflege der Wohlfahrt des Deutschen Reiches 
(Culturzweck). 

Die Deutsche Reichsverfassung entspricht somit genau 
der von uns entwickelten Dreitheilung der Staatszwecke. 
In der Eingangsformel der Amerikanischen Unionsver- 
fassung ist mit anderen Worten und etwas ausführlicher 
dasselbe gesagt, während in der Schweizerischen Bundes- 
verfassung der nationale Machtzweck ausschliess- 
lich betont worden ist. Für den Culturzweck ist die Be- 
zeichnung der Deutschen Reichsverfassung am wenigsten 
entscheidend und durchaus nicht geeignet, über die 
Gompetenz der Reichsgewalt eine andeutende Norm zu 
geben. Während nämlich Einheitlichkeit der Heeres- 
macht und der weitaus wichtigsten Godiflcationen der 
Hervorhebung des Macht- und Rechtszweckes entsprechend 
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sind, kann man nicht behaupten^ dass die Culturpf lege 
auf andern Gebieten ausser der Wirthschaftspolitik inner- 
halb der Competenz der Beichsgewalt läge. Die grossen 
Anstalten der Wissenschaft, der Kunst, das gesammte 
Erziehungs- und ßildungswesen, die Ordnung der Kirchen- 
verhältnisse, sind Obliegenheiten der Landesregie- 
rungen. 
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Die Harmonie der Staatszwecke. 

Das Verhältniss der Staatshandlungen zu den Staatszwecken als 
politische Principienfrage. — Innerer Zusammenhang der Staats- 
zwecke in der einheitlichen Natur des Staates. — Einheit von Macht 
und Recht. — Die Auleinanderfolge der Staatszwecke in der Ge- 
schichte der Nationen. — Verhältniss der Zweckvorstellungen zur 
Nationalität. — Die Ausbildung der Staatszwecke eine verschiedene 
in den Gulturstaaten der Gegenwart : Frankreich, Nordamerika, Eng- 
land, Italien, Deutschland. — Störungen in der Harmonie der Staats- 
zwecke durch völkerrechtliche Gollisionen unter dritten Staaten und 
durch Kriegführungen; ferner durch innere Umwälzungen. — Tech- 
nische Erfindungen und Religionsstiftungen. — Nationale Gegen- 
sätze im Innern des Staates — Oesterreich und die Türkei. — Ge- 
legentliche Widersprüche in den Objecten der staatlichen Zweck- 
thäthigkeit, zu heben durch Zwangsenteignungen und Yerwaltungs- 
justiz. — Die Grundrichtungen der conservativen, reformatorischen 
und radikalen Politik bestimmen sich nach dem Verhältniss der 
Staatszwecke zu den Mitteln ihrer Verwirklichung. — Radikale Po- 
litik dem staatlichen Nothstande entsprechend. — Die Garantien 
für die harmonische Verwirklichung der Staatszwecke: Völkerrecht 
und Staatsrecht. — Das Staatsrecht als Ergebniss der die Ver- 
fassungspolitik beherrschenden Thatsachen. — Schluss. 

Wir haben die Zweckbestimmungen des Staates in 
der dreifachen Gestalt der nationalen Macht, der indi- 
viduellen Freiheit und der gesellschafüichen Cultur, der 
Reihe nach betrachtet und die hauptsächlichen, aber 
keineswegs erschöpfenden Anwendungen hervorgehoben, 
in denen sich die Erkenntniss dieser Zweckb estimmun- 
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gen entweder verkörpert hat oder doch verkörpern sollte. 
Für die praktische Politik hat die Festsetzung bestimm- 
ter Staatszwecke zunächst die Bedeutung: 

dass jede Staatshandlung zu ihrer Recht- 
fertigung eine gewusste Beziehung zu einem 
der Staatszwecke in sich tragen muss, aiA 
allerwenigsten aber einem anerkannten 
Staatszwecke dem Erfolge nach zuwider- 
laufen darf. 

Soweit das Verhältniss einer vorzunehmenden Staats- 
handlung zu den Staatszwecken in Betracht kommt, liegt, 
wie wir bereits früher hervorgehoben haben, eine Prin- 
cipienfrage vor, bei deren Erledigung streitig sein kann: 
ob die in Rede stehende Massnahme über die staat- 
lichen Zweckgesetze hinausgreife, femer ob sie ihnen an 
sich oder in den nicht unmittelbar gewollten, aber vor- 
aussichtlich eintretenden Erfolgen widersprechen würde. 
Im letzteren Falle ist die endgültige Beilegung der Streit- 
frage von der Beweisführung des ursachlichen Zusammen- 
hangs auf dem Gebiete des thatsächlichen Geschehens 
abhängig. Zu verwerfen wäre jedenfalls jeder politische 
Akt, dessen glaubhafte und erkennbare Absicht zwar in 
Uebereinstimmung mit den Staatszwecken, dessen Er- 
folg indessen, der ausgesprochenen Absicht zuwider, in 
einem endlichen Widerspruch gegen die Staatszwecke 
bestehen würde. 

Am häufigsten entspringt die Streitigkeit der Prin- 
cipienfrage aus dem subjektiv gefärbten Staatsbegriff der 
bei einer Staatshandlnng betheiligten oder interessirten 
Gesellschaftskörper. Auf der einen Seite die Befaaup- 
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taug: dass die Befriedigung gewisser Anforderungen 
in Uebereinstimmung mit den Staatszwecken geschehen 
sollte; auf der anderen Seite die Verneinung aus dem 
Grande, weil es sich nur um ein einseitiges Klassenin- 
teresse handele. Derartig war die SteUung der Sclaven- 
halterpartei in Nordamerika ausgedrückt in der Ver- 
sicherung, dass die BaumwoUencultur als ein allgemein 
menschliches Bedürfniss und als die Quelle nationalen 
Wohlstandes der Staatsgarantie bedürfe ; ^°®) derartig die 
Stellung des englischen Grossgrundbesitzes, der die Auf- 
rechterhaltung der Eornzölle als eine Angelegenheit der 
englischen Nation hinstellte; derartig die Stellung der 
Communisten und Socialisten, nach deren Ansicht der 
Staat nur ihretwegen geschaffen ist. 

Allein, nicht nur auf das ideelle Verhältniss einer 
bestimmten Staatshandlung zu einem der Staatszwecke 
kommt es an; vielmehr ist zu fordern, dass keinem 
Staatszwecke zuwidergehandelt werde, und die praktische 
Politik hat nothwendigerweise die Beziehungen zu allen 
Staatszwecken ins Auge zu fassen. Damit dies geschehen 
könnte, ist zu untersuchen: Wie sich die drei Staats- 
zwecke zu einander verhalten? Ob einer und welcher 
von ihnen etwa den Vorzug vor anderen verdiene? 

Von einem inneren Widerspruche des einen Staats- 
zweckes gegen den anderen kann begriffsmässig keine 
Rede sein. Die einheitliche Natur des Staates würde 
ihn nicht ertragen. Ganz im Gegentheil sind die ein- 
zelnen Staatszwecke nur verschieden geformte Seiten, 
die sich um einen und denselben Körper zusammen- 
schliessen. Ihr gegenseitiges Verhältniss kann daher 



Elftes Gapitel. Die Harmome der Staatszwecke. 311 

grundsätzlich nur als dasjenige des Einklanges gedacht 
werden. Hält man daran fest, dass alle Staatszwecke, 
wie viele oder wie wenige man auch annehmen mag, 
ihre Berührung in dem einheitlichen Wesen des Staates 
finden müssen, so ergiebt sich für die politische Theorie 
das wichtige Gesetz: 

dass jede Zuwiderhandlung der Staatsge- 
walt oder der Gesellschaft gegen einen 
Staatszweck dem letzten Erfolge nach auch 
zu einer Beeinträchtigung der anderen 
Staatszwecke führen muss; 
oder was dasselbe sagen würde: 
dass die dauernde Förderung des einen 
Staatszweckes durch Verletzung eines an- 
deren Staatszweckes undenkbar ist. 
Zu einer erschöpfenden Würdigung und staatsmän- 
nischen Betrachtung politischer Handlungen ist daher 
nothwendig, dass deren Beziehung zu allen nachweis- 
baren Staatszwecken aufgesucht werde. 

Mit der Harmonie der Staatszwecke scheint allerdings 
der häufig in der Gegenwart gehörte Anspruch oder Vor- 
wurf: Macht gehe vor Recht, oder Recht gehe vor Macht, 
im Widerspruch zu stehen. In der Theorie hat die Unter- 
suchung über einen derartigen Gegensatz zwischen Macht 
und Recht keinen Platz. 

Die Macht kann nicht ohne rechtUche Grundlage, 
das Recht nicht ohne Machtmittel gedacht werden, so- 
fern der Staat überhaupt aufgehört hat, eine rein phy- 
sische, dem sittlichen Bewusstsein fremde Thatsache zu 
sein. Gerade darin zeigt sich das Eigenthümliche der 
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Rechtsgeschichte, dass alle dauernden Machtzustände 
der menschlichen Gesellschaft den Charakter der Recht- 
mässigkeit annehmen, aUe werdenden Rechtsbildungen 
nothwendig eine Aneignung der Macht vollziehen müssen, 
um als vollendete Thatsachen gelten zu können. Man 
beachte ausserdem: die Rechtsidee offenbart sich im 
Staate stets unter einer doppelten Gestalt. Einerseits 
unter derjenigen der Gleichheit, in welcher sie die 
physische Ueberlegenheit des einen Menschen über den 
anderen, der einen Gesellschaftsgruppe gegen die andere, 
trotz des Bestehens natürlicher Verschiedenheiten ver- 
neint. Andererseits unter derjenigen der Macht, in- 
dem sich jene Gleichheit nur verwirklichen kann in der 
Organisation von Kräften, welche den Willen des that- 
sächlich schwächeren Theiles steigern und gegen das Un- 
recht zur Uebermacht verhelfen. In jener ersten Eigen- 
schaft negirt die Rechtsidee die natürlich gegebene That- 
Sache der ungleichen Vertheilung der Kräfte auf die ein- 
zelnen Menschen, in ihrer zweiten Gestalt überwindet sie 
diese Ungleichheiten praktisch auf dem der Rechtsidee 
unterworfenen Gebiet. 

Die volle Harmonie der Staatszwecke und der zu 
ihrer Erfüllung dienlichen Mittel, wie angemessen sie 
immer der Natur des Staates sein möge, ist allerdings 
wesentlich letztes Ziel und höchstes Ideal der Politik, 
historisch am vollkommensten verwirklicht in denjenigen 
Lebensaltem des Staates, welche als Blüthezeit be- 
zeichnet zu werden pflegen. Den Völkern ergeht es in 
ihrer Entwickelung ähnlich wie den Individuen, in deren 
verschiedenen Altersstufen niemals die höchste Grenze 
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der körperlichen und geistigen Kräfte gleichzeitig in Allem 
erreicht wird. Jugendliche Schönheit, Kraft, Entschlos- 
senheit, Gerechtigkeit und Milde, Erfahrung und Weis- 
heit kommen niemals gleichzeitig zur Erscheinung in 
der menschlichen Person. 

Geschichtlich in den Völkern und Staaten erforscht, 
offenbart sich die politische Idee der Staatszwecke auf 
höchst mannigfaltige Weise. Wunderbare Gestaltungen 
ergeben sich in der Vereinigung und Durchdringung der 
die Zweckvorstellung des Staates beherrschenden Grund- 
ideen von Macht, Recht und Cultur. Fast immer näm- 
lich erscheint der eine Zweck gleichzeitig, was auch theo- 
retisch in der Politik als richtig zugegeben werden muss, 
unter dem Gesichtspunkte eines Mittels zur Erreichung 
eines anderen: die Macht als Ergebniss des Rechts, die 
Cultur als Ergebniss der Herrschaft des Allgemeinen 
über das Individuelle, oder umgekehrt. Wie die orga- 
nische Chemie aus einer geringen Anzahl einfacher Stoffe 
durch die verschiedenartige Vertheilung ihrer physika- 
lischen Einheiten eine Anzahl verschiedenartiger und 
doch isomerer Verbindungen und CoUectivstoffe hervor- 
gehen sieht, so bemerkt die Geschichtsforschung auf den 
Grundlagen elementarer Vorstellungen über den Staats- 
zweck unendlich mannigfaltige Formen der Darstellung 
in den Institutionen, Sitten, Rechtsgewohnheiten und Ge- 
setzen. Unverkennbar ist namentlich, dass in der Ge- 
schichte der am reichsten entwickelten Staaten eine 
Aufeinanderfolge der Staatszwecke in dem 
Sinne stattfindet, dass das Bewusstsein der Nationen in 
der Gegenüberstellung von Zweck und Mitteln der einen 
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GrundbestimmuDg eine vorzugsweise Geltung vor der 
andern beimisst. 

Die am häufigsten wahrnehmbare Reihenfolge ist nach 
den von uns bereits gegebenen Andeutungen: der Macht- 
z weck auf der Basis theokratischer Autorität oder kriege- 
rische Organisation im Beginne der Entwickelung oder 
bei unvollkommen ausgestatteten Staatswesen als bleiben- 
der Zustand; der Bechtszweck als der durch das 
Uebermass der Machtmittel in der Bethätigung des Volks- 
geistes hervortretende Widerspruch, mit welchem der 
Eintritt des schriftlich aufgezeichneten Gesetzes in die 
Rechtsgeschichte sich kund zu geben pflegt; und endlich 
der Culturzweck, in welchem die Erhebung des Staats- 
begriffes über die gesellschaftlichen Interessengegensätze 
ausgesprochen liegt. Auch nach einer anderen Seite hin 
können die Beziehungen der Staatszwecke einer histo- 
rischen Betrachtung zugänglich gemacht werden: nach 
den Einwirkungen nämlich der völkerrechtlichen 
Ideen, die in dem einen Volke stärker hervortreten, als 
in dem anderen. 

Das schwer zu bestimmende Wesen der Nationali- 
tät, welches die neuere Völkerpsychologie zu ergründen 
bemüht ist, könnte gleichfalls weitere Aufhellung empfan- 
gen, wenn man, auf Grund eines vergleichenden Ver- 
fahrens verfahrend, in dem Bewusstsein der heutigen 
Culturvölker die Staatszweckvorstellungen nach ihrem 
Inhalte und ihrem Verhältnisse zu einander näher er- 
gründete.^®^) Zweierlei wäre dabei vorzugsweise zu be- 
achten : welche Verbreitung dieselbe Art der Zweckvor- 
stellung im Volksgeiste gefunden und welche inneren 
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Widersprüche oder Irrthümer je nach den verschiedenen 
Bildungsschichten vorhanden sind. Eigenthümliche Vor- 
stellungen über das Verhältniss der Staatszwecke zu ein- 
ander und die zu ihrer Durchführung dienlichen Mittel 
unterscheiden, wie uns scheint, den Charakter der höher 
und minder entwickelten Volkskörper. 

Halten wir uns an die den einzelnen Staatszwecken 
anzuweisende Rangstellung, so ergiebt sich beispielsweise, 
dass der Machtzweck sich überall dort vorzugsweise 
lebendig erweist, wo Centralisation der Verwaltung dem 
Volksgeiste Befriedigung gewährt und die Neigung vor- 
waltet, anderen Nationen gegenüber eine bevorzugte Stel 
lung zur Geltung zu bringen. "®) In dem Uebermass die- 
ser Bestrebungen liegt ein Merkmal des französischen 
Volkscharakters, wie er sich seit dem Anfange des XVII. 
Jahrhunderts ausbildete. Negativ kommt hinzu, dass in 
Frankreich der Culturzweck bisher die geringste Befriedi- 
gung empfing. Das durch den Feudalismus gestörte 
Gleichgewicht der Gesellschaft ist auch durch die Revo- 
lutionen nicht wieder hergestellt und die auf die äusserste 
Spitze getriebene Gleichheitstendenz einer rein individua- 
listischen Staatsanschauung nach wie vor die Grundlage 
einer Regierungsgewalt, die sich nach Gelegenheit der 
Sache entweder auf die Armee oder die Geistlichkeit 
oder die Volksmasse stützt. ^^^) Die grossen Feindschaften 
des Schutzzolles und des Freihandels, der privilegirten 
Kirche und des freien Volksunterrichtes, der Arbeiter- 
interessen und des Kapitals sind von einer Vermittelung 
und Versöhnung noch weit entfernt, obwohl die seit 1871 
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gegen Deutschland aufrecht gehaltene Feindschaft die 
inneren Gegensätze verdeckt. 

In Nordamerika überwiegt, wie bereits früher be- 
merkt wurde, der individualistische Freiheitszweck in 
dem Masse, dass er sich gegen die Geltung der zur all- 
gemeinen Ordnung dienlichen Machtmittel fortdauernd 
auflehnt. Nicht zu verkennen ist aber: dass die Gleich- 
heit der individuellen Berechtigung durch die Thatsachen 
der gesellschaftlichen Gestaltung diejenige Stütze, min- 
destens in den nördlichen und westlichen Staaten findet, 
die das abstrakte Gesetz einer nominellen Volkssouve- 
ränetät in Frankreich vergebens zu ersetzen sucht. In 
der ungeheuren Menschenströmung, welche sich in das 
Innere des Nordamerikanischen Continents ergiesst, und 
kaum durch die Felsengebirge gestaut wird, ist es vor- 
läufig undenkbar, dass der Einzelne, auf Selbsthülfe und 
Selbstvertheidigung angewiesen, einen anderen Gedanken 
haben könne, als sich und die Seinigen. Schneller Geld- 
erwerb, als das für die gewaltige Masse einer gleichsam 
aus lauter Neulingen bestehenden Bevölkerung lockende 
Ziel, wendet den Geist selbst der wirthschafUich bevor- 
zugten Klasse von den öffentlichen Angelegenheiten ab.^^^ 
Daher die eigenthümliche Tbatsache, dass die Nordame- 
rikanische Bundesverfassung in dem Zeitraum zwischen 
ihrer Entstehung und dem grossen Bürgerkriege sehr zum 
Nachtbeil der Gesammtheit ausser Stande blieb, den ge- 
sellschaftlichen Veränderungen und Umgestaltungen in 
der Union zu folgen. Dass diese Verfassung unter dem 
Eindrucke der ihren Begründern gezollten Bewunderung 
und in dem allgemein verbreiteten Wahne ihrer Voll- 
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kommenheit so lange uDverändert blieb, wird von ameri- 
kanischen Politikern als eine dem Bürgerkrieg ebenso 
förderliche, wie der Wiederherstellung des inneren Frie- 
dens hinderliche Thatsache bezeichnet. Unleugbar ist 
der nächsten Zukunft der Union das grösste Problem 
im gesellschaftlichen Culturzweck gestellt, indem es gilt, 
das gesellschaftliche Zusammenleben nach der Idee der 
staatsbürgerlichen Gleichheit zu ermöglichen für hunderte 
von Kirchengesellschaften und Sekten, für alle in der 
Auswanderung vertretenen Nationalitäten , von denen 
einige, wie die Irländer, sich gleichsam neu zu consti- 
tuiren bemüht sind, für befreite Sklaven und die ihres 
Eigenthums gewaltsam beraubten Pflanzer, für die An- 
gehörigen der drei Hauptracen des Menschengeschlechts, 
die in dem vorwiegend germanischen Bevölkerungsbe- 
standtheile, in Gelten, Romanen, in Negern und Chine- 
sen vertreten sind. 

Ein gänzlich verändertes Bild zeigt uns das Mutter- 
land der meisten Nordamerikanischen Ansiedelungen. 
Der individuelle ßechtszweck ist , von den s. g. politi- 
schen Grundrechten abgesehen, in England mangelhaft 
verwirklicht. Es fehlt an der Durchbildung der privat- 
rechtlichen Idee in der Wissenschaft, an einer ausrei- 
chenden Garantie eines den ärmeren Klassen in der 
Givilrechtspflege zu gewährenden Schutzes. ^^^) Dagegen 
zeigte England in den letzten Jahrhunderten neben der 
höchsten Steigerung seiner Machtzwecke in der Seeherr- 
schaft, trotz seines aristokratischen Grundcharakters eine 
glficklidie Zttsammenfugung der einflussreidben Gesellr 
schafisklassen in der Einheit des Staatslebens. Die in 
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England geglückte Verschmelzung der staatlichen Ver- 
waltungsprobleme mit der gesellschaftlichen Organisation 
hat 6 n eist anschaulich gemacht und vorbildlich dar- 
gestellt. Unverkennbar aber trat hierin in den letzten 
Jahrzehnten eine erhebliche Umwandlung ein. Das 
Wachsthum des Proletariats und der grossstädtischen 
Arbeiterbevölkerungen, neben der Anhäufung riesenhafter 
Capitalien, veränderten zum Nachtheil der mittleren 
Schichten die Zusammensetzung des Gesellschaftskörpers. 
Dennoch ist, trotz der grössten Ungleichheit in der Besitz- 
vertheilung und dem Mangel einer Klasse kleinerer Grund- 
besitzer in der ländlichen Bevölkerung, der gesellschaft- 
liche Friede in England durch socialistische Agitationen 
weniger gefährdet gewesen, als in continentalen Staaten. ^^*) 
Auch Italien und Deutschland sind unzweifelhaft 
in ein Uebergangsstadium zu neuen Lebensformen ein- 
getreten. Beiden gemeinsam war: das völlige Zurück- 
treten des nationalen Machtzweckes in Folge innerer 
Zerstückelung und das Vorwiegen der allgemein mensch- 
lichen Interessen in Kunst und Wissenschaft, die unver- 
meidliche Stärkung localer und provinzieller Gegensätze, 
die Lähmung der wirthschaitlichen Kräfte durch den 
Sondergeist der Regierungen und eine in Gestalt der 
patriarchalischen Vorsorge wirkende Bevormundungspo- 
litik. Beiden gemeinsam ist endlich : das nahezu gleich- 
zeitige Erwachen des Volksgeistes in dem Gefühl der 
in den politischen Formen und territorialen Schranken 
oder in den wirthschaftlichen, privat- und strafrechtlichen 
und nationalen Einrichtungen hervortretenden Willkür- 
lichkeiten des Sondergeistes. 
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Der Unterschied zwischen beiden Staatswesen tritt 
indessen darin hervor, dass trotz der Einheit des katho- 
lischen Glaubens in Italien der revolutionäre Geist in 
den Massen dauernd Platz nahm und die Achtung nicht 
nur vor den politischen Institutionen, sondern vor dem 
positiven Eecht überhaupt schwer erschütterte, während 
in Deutschland die Mannigfaltigkeit des gesellschaftlichen 
Lebens und der in den £inzelstaaten gepflegten geistigen 
Cultur in Verbindung mit der vorwiegend privatrecht- 
lichen Bildung der im Staate unmittelbar thätigen Amts- 
kräfte eine einseitige Ueberschätzung der rein formalen 
Legalität im Staatsleben bewerkstelligte. ^^^) 

Im Uebrigen muss zugestanden werden, dass neben 
der bisherigen Schwäche des nationalen Sinnes in Deutsch- 
land, die verhältnissmässig höchste Cultur des wissen- 
schaftlichen Lebens und eine in ihren allmäligen Ueber- 
gängen vortheilhafte Gestaltung der wirthschaftlichen Be- 
sitzklassen hervorstechende Merkmale bilden. Die den 
Deutschen und Italienern gemeinsame Aufgabe für ihre 
nächste politische Zukunft besteht daher unzweifelhaft 
in der stärkeren Entwickelung des nationalen Gemein- 
geistes durch Ueberwindung eigensinniger, in der Zer- 
klüftung politischer Parteien hervortretender Sonderin- 
teressen, eine Aufgabe, die indessen nicht als eine den 
französischen Centrälismus nachbildende Vernichtung der 
localen Selbstständigkeit, sondern vielmehr als eine Ver- 
schmelzung der Idee der individuellen Freiheit mit der 
corporativen und gesellschaftlichen Cultur und beider 
mit der nationalen Einheit zu denken ist. In Deutsch« 
land, wo die Staatsverwaltung einen hohen Grad von 



320 Drittes Buch. Der Staatszweck als Princip etc. 

technischer Vollendung erreichte, bemerken wir neuer- 
dings die aufifallende Erscheinung, dass trotz mustergültig 
geglaubter Schuleinrichtungen,, weitverbreiteter Geistes- 
bildung und wenig beschränkter Polizeigewalt, religiöse 
Gegensätze in dem s. g. „Culturkampf^' und wirth^ 
schaftliche Störungen in dem schnellen Wachsthum der 
Socialdemokratie grade in dem Augenblicke heryorbrachen, 
wo man allgemein glaubte, nach Vollendung der natio- 
nalen Einheit einen Ruhepunkt gefunden zu haben. 

In den kurzen, nur über die Oberfläche streifenden 
Hinweise auf die modernen Staatswesen und ihre gegen- 
wärtige Gestalt finden wir ein gemeinsames Resultat: 
dass die Harmonie der Staatszwecke geschichtlichen 
Störungen im erheblichsten Masse unterliegt und fast 
überall die Gleichmässigkeit in der Entwicklung 
der den verschiedenen Staatszwecken dienenden Institu- 
tionen thatsächlich unterbrochen wird. 

Der Grund dieser Erscheinung liegt darin, dass theils 
das Volksbewusstsein von Thatsachen beherrscht wird, 
die zu dem einen Staatszwecke eine nähere Beziehung 
haben, als zum anderen, theils der Lebensprocess der 
Staaten nicht ausschliesslich bestimmt wird von der grös- 
seren oder geringeren Vollkommenheit der politischen 
Einsicht 

Alle Staaten unterliegen gelegentlichen Störungen 
durch Ereignisse, die sich vollkommen unabhängig von 
ihrem WiUen vollziehen. Der Krieg, den zwei einander 
verfeindete Staaten fuhren, wirkt unmittelbar auf die wirüi- 
schaftlichen und rechtliohen Interessen dritter unbethei- 
ligter Staaten ein. Jahrelang dauernde KriegsbefurchtoA- 
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gen in Deutschland und Frankreich äussern ihre Folgen 
nicht nur in England und Oesterreich, sondern sogar 
jenseits des Oceans , wie andererseits der Amerikanische 
Bürgerkrieg die industrielle Produktion der Europäischen 
Staaten beeinflusste. Die wirthschaftlichen Sünden, welche 
in einem Staate zu einer Handelskrise führen, sind auch 
von den weniger Schuldigen in entlegenen Welttheilen 
mit zu büssen. Je inniger die materielle und ideelle Ge- 
meinschaft des Völkerverkehrs, desto stärker muss sich 
auch die Rückwirkung aller Unglücksfälle über den Be- 
reich der unmittelbar betroffenen Nation äussern. Die 
Folgen der Missregierung eines einzelnen Staates be- 
schränken sich niemals auf dessen Staatsgrenzen. So 
kommt es denn, dass die gewollte und als wünschens- 
werth erkannte Entwicklung und die Harmonie der 
Staatszwecke theils verschuldete, theils unverschuldete 
Unterbrechungen erleidet und der praktischen Politik 
neben ihren weiteren Zielen nähere Aufjgaben durch die 
Thatsachen selbst gestellt werden. Die plötzlich gege- 
bene Gefahr des Krieges lässt den nationalen Macht- 
zweck in den Vordei^rund treten und verändert die be- 
sondere, vielleicht nach dem Gesichtspunkte der Gultur- 
pflege vorzugsweise bemessene Verwendung des Staats- 
kredits und der Staatsfinanzen. Ein' wirklich ausbrechen- 
der Krieg vernichtet vielleicht die wirthschaftliche Ar- 
beit vorangegangener Zeitperioden, und verlangt vielleicht 
zu seiner wirksamen Führung die Beschränkung der 
individuellen Freiheitsrechte. Die Nothwendigkeit, einen 
Yertheidigungskrieg gegen einen andrängendem Feind 

aufzunehmen, beherrscht und bedingt die Erfüllung aller 

21 
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Staatszwecke, so lange der thatsächliche Zustand der 
Gefahrdung oder des Krieges selbst dauert. Aber ge- 
rade in diesen Störungen und ihren Folgen bewährt sich 
das Gesetz der Harmonie, indem jede übermässige An- 
spannung der zur Aufrechterhaltung des Staates erfor- 
derlichen Mittel nothwendigerweise die für die Erfüllung 
des Rechts- und Culturzweckes verfügbaren Mittel ver- 
ringert oder gar für längere Zeit zerstört. 

Auch im inneren Staatsleben können sich Störungen 
ergeben, die im Voraus unberechenbar sind, und die 
ruhige Gleichmässigkeit der Entwickelung, folglich die 
Harmonie der Staatszwecke, in der Politik durchbrechen. 

Als solche Vorgänge, welche von der staatsmännischen 
Einsicht weder beherrscht, noch gelenkt werden können, 
sind insbesondere zu betrachten: solche technische 
Erfindungen, die in ihren Anwendungen das wirth- 
schaftliche Gleichgewicht plötzlich verändern, und 
solche Offenbarungen der geistigen Mächte, welche den 
Vorstellungen der Menschen eine gänzlich veränderte 
Richtung geben. 

Auf dem technischen Gebiete ist die Erfindung der 
Dampfmaschinen und die Ausbreitung des Eisenbahn- 
wesens als der Grund der Umformung unserer heutigen 
Gesellschaft einfach zu erwähnen. Auf dem geistigen 
Gebiete gehören hierher die grossen Religionsstiftungen 
und Religionserneuerungen. Solche Vorgänge sind von 
der Politik nicht zu beherrschen. Sie schleudern den 
Staat und die Gesellschaft aus ihrem Gleichgewichte. 
Jede grosse Erfindung fordert ihren Lohn für die Er- 
höhung des menschlichen Geistes in Gestalt schmerz- 



Elftes Gapitel. Die Harmonie der Staatszwecke. 328 

hafter Veränderungen des unmittelbar berührten Zeit- 
alters. Der Unterschied zwischen der alten und der 
neuen Betrachtungsweise dieser Dinge liegt wesentlich 
darin, dass die alte Politik zur Vertheidigung gegebener 
Zustände die Wissenschaft und die Ideen der Menschen 
zu beherrschen suchte, und in dem Kampf gegen die 
plötzlich eintretenden Neugestaltungen den Untergang 
des Staates beschleunigte, während die Politik der Ge- 
genwart die Unzulänglichkeit ihrer Mittel begreift und 
die Bewegungen des •menschUchen Geistes ihre freie 
Bahn wandeln lässt, dadurch die Feindschaft neuer Ideen 
gegen die alte Ueberlieferung mässigend. 

Als eine der schwersten Störungen in der Harmonie 
der Staatszwecke erscheint in der Gegenwart die mäch- 
tige Entfaltung der nationalen Ideen im Innern derjeni- 
gen Staaten, in welchen mehrere verschiedene und ein- 
ander feindliche Volksstämme einheitlich zusammenge- 
halten werden sollen. Hat diese Bewegung der Geister 
denjenigen Grad der Stärke erreicht, dass sie die Ge- 
sellschaft der Zahl nach in annähernd gleiche Heerlager 
auf Grund der sprachlichen Verschiedenheit zertheilt, so 
ist auch hier die praktische Politik meistentheils ausser 
Stande, das gewaltsam gestörte Gleichgewicht zwischen 
dem Staatsbestande und der Zerrissenheit der Gesell- 
schaft mit den sonst für den Culturzweck verfügbaren 
Mitteln wieder herzustellen. Der endliche Erfolg eines 
solchen Kampfes ist nahezu unabhängig von der Einsicht 
und dem Willen derer, die sich zu Schiedsrichtern im 
Sinne des Friedens aufwerfen möchten: entweder der 

in längeren Zeitperioden eintretende Untergang der 

21* 
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schwächeren Nationalitätsgruppe, vermittelt durch die 
geistige Ueberlegenheit der ihr gegenüberstehenden 
Gruppe, oder gewaltsame Gebietstrennungen im Zusam- 
menhang mit auswärtigen Kriegen, oder nach völliger 
Erschöpfung der Kräfte ein durch gegenseitige Zugeständ- 
nisse vereinbarter Zustand des gemeinsamen Zusammen- 
lebens. Oesterreich und die Türkei vorzugsweise ver- 
anschaulichen die Störungen des durch den Kampf der 
Nationalitäten gestörten Gleichgewichts und hinterlassen 
den Eindruck, dass der endliche Ausgang weniger von 
den Absichten leitender Staatsmänner, als von der natür- 
lichen, politisch nicht mehr zu beherrschenden Entwicke- 
lung der einander feindlichen Kräfte abhängt. 

Neben diesen Störungen in der Harmonie der Staats- 
zwecke, haben die kleineren in der Verwaltung der 
Staatsangelegenheiten hervortretenden Widersprüche der 
Interessen geringere Bedeutung. Im Vergleich zu jenen 
gewaltsamen, durch auswärtige Kriege oder wirthschaffc- 
liche und religiöse Revolutionen bewirkten Erschütterun- 
gen, tragen sie das besondere Merkmal an sich, dass sie 
von der politischen Thatkrafb und Einsicht beherrschbar 
erscheinen. Vorübergehende Widersprüche in der Ver- 
wendung der für verschiedene Staatszwecke erforderlichen 
Mittel ergeben sich beispielsweise in der gelegentlichen 
Gegenüberstellung des der Idee nach unverletzlichen 
Privateigenthums und eines nur durch Aufhebung des 
Privateigenthums zu befriedigenden Interesses der staat- 
lichen Einheit oder der gesellschaftlichen Cultur. Die 
Gleichberechtigung der Staatszwecke ist hier im Voraus 
gewahrt durch das vermittelnde Institut der Zwangsent- 
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eignung gegen Erstattung des vollen Werthes. Einen 
ähnlichen Weg ist die neuere Gesetzgebung Deutschlands 
überall da gegangen, wo es darauf ankam, geldwerthe 
Rechte gewisser Personen (z. B. gewerbliche Realberech- 
tigungen, Grundzins, Servituten u. s. w.) zum Nutzen der 
Gesammtheit aufzuheben, so dass der Vorrang der Ge- 
sammtrechte gegen widerstrebende Privatrechte in der 
gemeinsamen Erfüllung der Staatszwecke gewahrt wer- 
den kann. 

Endlich bleibt als ein in gleicher Weise vorzusehen- 
der und durch die Gesetzgebungspolitik zu ordnender 
Fall gelegentlichen Widerspruchs in der concreten Er- 
füllung der Staatszwecke noch übrig: die verwaltungs- 
rechtlich wichtige Klasse derjenigen Vorkommnisse, in 
denen die Ausübung der staatlichen Finanz-, Steuer- und 
Polizeirechte in Widerspruch tritt gegen ein behauptetes 
Privatrecht und von Seiten der betheiligten Privatperson 
entweder die Rechtswidrigkeit des in Rede stehenden 
Aktes oder die Entschädigungspflicht des Staates behaup- 
tet wird. Die in den meisten deutschen Staaten beste- 
hende Ausschliessung eines (nicht nothwendig in den For- 
men des avilprocesses oder vor den gewöhnlichen Ge- 
richten zu behandelnden) Rechtsstreites beruht auf der 
in diesem Punkte unvollkommenen Anerkennung des Pri- 
vatrechts und einer in der Verwaltung wirkenden Ueber- 
treibung einer centralistischen Machtpolitik. 

Zur Prüfung der den vorhandenen Regierungsmitteln 
gegebenen Anwendung ist es für die politische Theorie 
von grosser Wichtigkeit, auf Grund der bestehenden That- 
sachen zu erfahren: 
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ob der Staat sich im Zustande gleichmässig ge- 
sicherter EntwickeluDg der nationalen, gesellschafU 
lichen und individuellen Lebenskreise befinde, und 
somit das allgemeine Yerhältniss zwischen Staats- 
zwecken oder Staatsmitteln vorbehaltlich der im 
Einzelnen immer möglichen Verbesserungen beibe- 
halten werden könne? In welchem Falle eine vor- 
wiegend erhaltende Politik in der Natur der Dinge 
angedeutet liegt: 

oder ob durch Versäumnisse und Unachtsamkeit 
in der Fortbildung der zur Erreichung der Staats- 
zwecke an sich dienlichen Mittel die Gleichmässig- 
keit in der Staatsentwickelung thatsächlich unter- 
brochen ist? In welchem Falle eine vorwiegend re- 
formatorische Politik gefordert wird; 

oder ob ein ausserordentlicher, durch unvorher- 
gesehene Umstände herbeigeführter, aber vom Staat 
zu beseitigender Nothstand vorliegt? In welchem 
Falle eine radikale Politik gerechtfertigt sein 
kann. 

Nach einer derartigen Betrachtungsweise würde sich 
ergeben, dass an sich weder eine conservative, noch eine 
liberale, noch eine radikale Politik jemals von der poli- 
tischen Theorie völlig verworfen werden kann, der rela- 
tive Werth jeder unter diesen Eichtungen vielmehr be- 
dingt ist durch das zeitlich verschiedene und gegenständ- 
lich veränderliche Verhältniss der Staatszwecke zu den 
Staatsmitteln. ^^^). Ebenso ist klar, dass ein und der- 
selbe Staatsmann je nach der thatsächlich veränderten 
Proportion zwischen Staatszwecken und Staatsmitteln die 
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GruDdrichtang der politischen Wirksamkeit yerändem 
darf, ohne dass ihm der Vorwurf der Grundsatzlosigkeit 
gemacht werden dürfte. 

Die Politik des Freiherm von Stein war in verschie- 
denen Perioden verschieden gestaltet: radikal, reforma- 
torisch und conservativ. Das Gleiche gilt vom Grafen 
Cavour"^) und von dem Staatsmann, der durch eine 
nach Aussen radikale Politik dem deutschen Bundestag 
ein Ende machte. In der Natur der Sache liegt aller- 
dings, dass eine radikale Politik, welche zu ungewöhn- 
lichen Mitteln greift, deren Gebrauch nur ausnahmsweise 
erfolgreich und ausnahmsweise zulässig sein würde, be- 
sonderer Rechtfertigung aus dem Vorhandensein eines 
Nothstandes bedürfen würde. Die Regel aber ist unver- 
kennbar, dass aussergewöhuliche Störungen oder Verän- 
derungen in der Harmonie der Staatszwecke auch unge- 
wöhnliche Mittel der Abwehr erfordern. In schweren 
Krankheiten kann es der Arzt nicht immer vermeiden 
Giffce zu verabreichen, deren Wirkung, obwohl vielleicht 
nicht ohne untergeordnete Nachtheile für einzelne Glie- 
der, zur Erhaltung deis gefährdeten Organismus noth- 
wendig ist. 

Die Politik des staatlichen Nothstandes kann gleicher- 
weise Mittel erfordern, die bei normalen Zuständen zu 
verwerfen sind. Dem Culturzweck würde es, wie wir ge- 
sehen haben, zuwiderlaufen, eine Bevölkerungsklasse 
von Staatswegen zu unterstützen und zn bevorzugen. 
Und dennoch: bei besonders schweren Missernten, bei 
Ueberschwemmungen, kriegerischen Verwüstungen, die 
den gesammten Wohlstand einer Provinz dauernd zu ver- 
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nichten im Stande sein würden, darf der Staat nicht mit 
seiner Hülfe kargen. Ob solcher Nothstand von den 
Leidenden verschuldet wurde oder nicht, darauf kann 
nichts ankommen. Mit Recht ist daher eine Handels- 
republik wie Hamburg in der Krise von 1857 noth- 
leidenden Firmen zu Hülfe gekommen, obgleich viele 
unter ihnen durch unvorsichtige Ueberspannung ihres Cre- 
dits gesündigt hatten. Dagegen beobachtete die Oester- 
reichische Staatsregierung nach dem Ausbruch der wirth- 
schaftlichen Krise im Mai 1873 gleichfalls mit Recht eine 
vorsichtige Neutralität, weil sie sich sagen musste, dass 
sie Angesichts des gewaltigen Umfanges dieser Krise nicht 
zu helfen vermöge. Die entscheidende Frage wird in 
solchen Fällen immer diese sein, ob der Staat voraus- 
sichtlich nutzlose Opfer bringt oder bei rechtzeitigem Ein- 
greifen schwerer üebelstände sich zu bemeistern vermag.^^®) 
Denn gerade darin zeigt sich die einheitliche Natur des 
nationalen Körpers, dass ein Theil niemals dauernd leiden 
kann, ohne das Ganze in Mitleidenschaft zu ziehen. 
Nachdem der Ausbruch des Nordamerikanischen Bürger- 
krieges Hunderttausende von englischen Arbeitern in den 
Bezirken der Baumwollen-Industrie ihrer Arbeit beraubt 
hatte, vermochte man die Theorie der völligen staatlichen 
Theilnahmlosigkeit nicht unbedingt aufrecht zu erhalten. 
Aus dem gleichen Gesichtspunkte sind in der Culturge- 
schichte auch die Erlösungsakte zu würdigen, welche der 
Staat, in Anerkennung der individuellen Freiheit tief in 
den historisch überheferten Zusammenhang der Gesell- 
schaft zu Gunsten der unterdrückten Klasse eingreifend, 
vorzunehmen genöthigt wird: die Abschaffung der Sola- 
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verei in den überseeischen Pflanzstaaten, die Aufhebung 
der Gutsunterthänigkeit und Leibeigenschaft. 

Die sittliche Rechtfertigung solcher Befreiungsthaten 
liegt meistentheils darin, dass sich nach längeren Zeit- 
räumen herausstellt, wie die Hebung einer unterdrückten 
BeTÖlkerungsklasse auch als Hebung der ehemals Unter- 
drückenden wirkt; die Anfangs einseitig erscheinende 
Parteinahme zu Gunsten des schwächeren Theiles erweist 
sich alsdann in Wahrheit als Ausgleichung des histo- 
rischen Unrechts durch den Staat. 

Das tiefere Verständniss der Staatskrisen hat für 
die Aufrechterhaltung der Harmonie in den Staatszwecken 
dieselbe Bedeutung, wie die Beobachtung der Handels- 
krisen zur Abwehr derjenigen Störungen, die sich aus 
einem verschuldeten Missverhältniss zwischen der Er- 
zeugung und dem Verbrauch der Güter ergeben. Daher 
ist zu fragen: welche Garantien gegen die menschlichen 
Leidenschaften und Lrrthümer, gegen die den staatlichen 
Zwecken entgegenwirkenden Kräfte der Gesellschaft er- 
richtet werden können? 

Zwei Gesichtspunkte kommen hier vornehmlich in 
Betracht : 

Einmal, dass der Staat seine Lebensaufgaben nicht 
mit seinen eigenen Mitteln allein zu vollenden im Stande 
ist, sondern die völkerrechtliche Cultur mitbestim- 
mend eingreift. Die Sicherstellung der in Wahrheit den 
Völkern gemeinsamen Interessen durch die Fortbildung 
des Völkerrechts wirkt nicht als Beeinträchtigung, sondern 
als Verstärkung der in jedem einzelnen Staat wirkenden 
Kräfte, und es ist fernerhin unmöglich zu übersehen, dass 
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die Ideen der Nationalität und der allgemein mensch- 
lichen Cultur sich in ihrem Grunde zur Einheit verbinden. 
Sodann beruht auf der Harmonie der Staatszwecke der 
Grundgedanke der Verfassungsformen und Ver- 
fassungs-Eihrichtungen. Jede Klassenherrschaft 
zurückweisend und an die harmonische Erfüllung der 
Staatszwecke anknüpfend, haben die Staatsformen und 
Verfassungen die Aufgabe: zur Darstellung derjenigen 
Kräfte, welchen die Fähigkeit innewohnt, zur Erfüllung 
der staatlichen Gesammtaufgabe und zur Abwehr der 
erfahrungsgemäss gegen den Staat wirkenden Sonderin- 
teressen beizutragen. Völkerrecht und Staatsrecht sind 
somit die wichtigsten Garantien, gegen die Störungen in 
der Realisation der Staatszwecke. 

Die Regeln der Verfassungspolitik können bei 
dem gegenwärtigen Zustande der Gesellschaft in den ein- 
zelnen Europäischen Staaten keine allgemein gleichen 
sein. Wenn wir in dem Bewusstsein der Nationen einen 
eigenthümlichen Bildungsprocess der auf den Staatszweck 
bezüglichen Vorstellungen annehmen, wenn wir fernerhin 
nach dem jeweiligen Entwickelungsgange der Gesellschaft 
in den verschiedenen Staaten noch Besonderheiten in 
den am häufigsten hervortretenden Störungen nachweisen 
können, so müssen auch die Aufgaben der Verfas- 
sungspolitik von dem Zusammenhange der gegebenen 
Thatsachen abhängig gemacht werden. Nachdem die Ab- 
straktion und die poHtische Formel lange Zeit über die- 
jenigen ihre Herrschaft geübt, welche aus Bequemlichkeit 
an die Unabänderhchkeit und Einförmigkeit einer staat- 
lichen Theorie in Gegenwart und Zukunft glaubten, be- 
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ginnt man, durch den Mangel an Erfolg ernücbtert, mehr 
und mehr zu begreifen, dass der reale Werth der Ver- 
fassungen von der Einsicht derer abhängt, denen die An- 
wendung des politischen Rechtsgedankens im öffentlichen 
Leben obliegt. Die Einbildung, dass mittelst des allge- 
meinen gleichen Stimmrechts allein die Gleichberech- 
tigung Aller nothwendig zum Ausdruck gebracht werden 
müsse oder der Bestand der öffentlichen Freiheiten gegen 
alle Anfechtungen unfehlbar sichergestellt sei, wehrte sich 
lange Zeit gegen die Erkenntniss, dass das allgemeine 
gleiche Stimmrecht sowohl den Machtinteressen einer 
Militärdespotie wie dem gesellschaftlichen Klassenkampf 
dienstbar gemacht werden kann, seine idealen Wirkungen 
daher nur dann zu entfalten vermag, wenn die Staats- 
idee und die Staatszwecke in allen Schichten der Ge- 
sellschaft gleich verstanden und gleich gewollt werden, 
und wenn die Principien der Politik trotz der einander 
bekämpfenden Parteimeinungen eine feste Stütze im 
Volksbewusstsein finden. ^^^) 

Man darf nicht die Einbildung nähren, als ob es der 
Freiheit dienlich sei, der politischen Unbildung zu schmei 
cheln, indem man ihr sagt, dass die politische Herr- 
schaft des allgemeinen Willens nur von dem Zugeständ- 
niss der äusseren Verfassungsformen und von der Mecha- 
nik eines bestimmten politischen Systems abhinge.^^^) 

Die Geschichte der letzten Jahrhunderte zeigt, dass 
in demselben Masse als der Glaube an ein allein berech- 
tigtes Dogma der Kirche schwand, der blinde Glaube 
an die unbedingte Vortrefflichkeit einzelner politischer 
Formen zunahm. Das Bedürfniss zu glauben, das man 



i_ 
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aus dem Gebiete des religiösen Lebens als thöricht und 
unhaltbar auszuweisen suchte, fand eine Zufluchtstätte 
in Parteidoctrinen und Parteiprogrammen, in Gründungs- 
unternehmungen und socialistischen Heilsverkündigungen. 
Ohne die realen Bedingungen des Lebens zu beachten, 
hielt die Eurzsichtigkeit dafür, dass der Gang der politi- 
schen Dinge, wie der Angeklagte vor einem Schwurgerichte, 
moralischen lieber zeugun gen unterliege, die sich die Par« 
teien von ihrem eigenen Rechte gegenüber den angeschul- 
digten Thatsachen der Zeitgeschichte gebildet haben. 
Das Wesen der politischen Unbildung besteht gegenwär- 
tig vorzugsweise darin, dass man, befangen in dem Gul- 
tus des constitutionellen Formalismus, den Werth blosser 

« 

Meinungen und Gesinnungen überschätzend, die Bedingt- 
heit der Staatshandlungen übersieht, geschichtliche That- 
sachen und Erfahrungen unbeachtet lässt und das Ver- 
hältniss von Zweck und Mittel umkehrt. 

Die Principien der allgemeinen Politik, welche in der 
Rechtsidee, in der Sittlichkeit und in den Staatszwecken 
von uns aufgesucht wurden, sind nach der ihnen durch 
das Yolksbewusstsein gegebenen besonderen Gestalt auch 
das Princip der Verfassungspolitik. 

Eine gute Verfassung ist nur diejenige, welche der 
auf die Staatszwecke gerichteten Wirksamkeit der Ein 
zelnen, der Gesellschaft und der Nation freien Spielraum 
und geeignete Thätigkeitsformen bietet, indem die Har- 
monie der für die Gesammtheit nothwendigen Macht mit 
der individuellen Freiheit und den Daseinsbedingungen 
fortschreitender Cultur gewahrt wird. Die Herstellung 
solchen Einklanges kann niemals Sache der Abstraktion 
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sein, die von dem Grundgedanken der Theilung und Be- 
schränkung, der feindlichen Gegenüberstellung und Aus- 
einanderhaltung der im Staat wirkenden Kräfte geleitet, 
nur auf die äussere Consequenz der Formen Bedacht 
nimmt. Der Missbrauch der Macht durch die Regierun- 
gen, die Ausschreitungen der Parteileidenschaft und der 
Eigennutz des sich dem Staat entfremdenden Individua- 
lismus haben eine gemeinsame Schranke: an den aus 
den Staatszwecken herzuleitenden Pflichten, deren im 
Yolksgeiste lebendiges Bewusstsein die stärkste Garantie 
der Verfassungen ist. 



Anmerkungen nnd Nachweisnngen. 

Zum ersten Capitel. 
Die Politik als Wissenschaft 



(S. 1 bis S. 30) 

1. (Seite 1.) Begriff der Politik. Vgl. Mohl, Geschichte 
und Literatur der Staatswissenschaften III, 348. — Ders. En- 
cyclopädie der Staatswissenschaften S. 539 ff. — Bluntschli im 
Staatswörterbuche, Art. Politik. Unter ders. üeberschrift Held in 
Rotteck und Welcker's Staatslexicon. Der letztgenannte Schrift- 
steller unterscheidet, abgesehen von der Staatskunst, noch eine (theo- 
retische) Politik im weitern Sinne des Aristoteles von einer Po- 
litik im e. S' als „Specialwissenschait deren Inhalt in den übrigen 
Fächern nicht enthalten sei." (Band XI. S. Ö69.) Ausser den im 
Text hervorgehobenen Verschiedenheiten in der Definition giebt es 
noch einige andere minder erhebliche. Vgl. auch Kaltenborn, 
Einleitung in das constitutionelle Verfassungsrecht (1863) S. 35. — 
Albicini Iniorno ai principi /ondamentali della poliiica (Archivio 
giuridico Serafim*s II, 2). Im XVL und XVII Jahrhundert hielt 
sich die theoretische Betrachtung der Politik im engsten Zusammen- 
hang mit der Philosophie. Wie Naturrecht und Völkerrecht, so 
wurden auch Naturrecht und Politik in der Literatur vielfach ver- 
bunden. So beispielsweise : J. Lipsiusj Polidcorum sive ctvilis doc- 
irinae lihri VI. 159&. — F. A. Werdenhagen, universalis intro- 
ductio in omnes res publicas , sive politicd generalis. Amstelod. 1632, 
Auch in neuerer Zeit fehlt es nicht an solchen, die in ihren 
Schriften die Verbindung mit der Philosophie des Rechts entweder 
ankündigen oder vertheidigen. So: Ritter, üeber die Principien 
der Rechtsphilosophie und der Politik 1839. 

J. F. Fries, Politik oder philosophische Staatslehre, herausgeg. v. 

E. F. Apelt. Jena 1848. — Walter, Naturrecht und Politik 
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im Lichte der Gegenwart. Bonn 2. Aufl. 1871. — Auch Röder 
(Bechtsphilosophie 1 , 48) nimmt die Politik im Grunde identisch 
mit Naturrecht, — 

Von neueren über -die Politik im Allgemeinen handelnden Wer- 
ken sind hier zu erwähnen (während wegen der älteren Literatur 
auf M h P s Geschichte der Staatswissenschaften III , 343. 367 ver- 
wiesen werden kann) : (v. Rochau), Grundsätze der Realpolitik 1869. 
G. Waitz, Grundzüge der Politik. 1862 (ein kurzer Leitfaden). — 
J. Fröbel, Theorie der Politik als Ergebniss einer erneueren Prü- 
fung demokratischer Lehrmeinungen. Band 1 : Die Forderungen der 
Freiheit und Gerechtigkeit im Staate. B. 2: Die Thatsachen der 
Natur, der Geschichte und der gegenwärtigen Weltlage als Bedin- 
gungen und Beweggründe der Politik. Wien 1864. — J. C. Blunt- 
schli, Geschichte des allgemeinen Staatsrechts und der Politik seit 
dem sechszehnten Jahrhundert bis zur Gegenwart. München 1864. 
Derselbe: Allgem. Staatsrecht 5. Aufl. 1875 (der dritte Band des 
völlig umgearbeiteten Werkes soll die Politik enthalten, der erste 
die allgemeine Staatslehre). — H. Escher, Handbuch der prakti- 
schen Politik. 2 Bde. Leipzig 1863. — Huhn, Politik. Grundzüge 
der praktischen Staatskunst. Leipzig 1865. — Zwar nicht dem Titel, 
aber der Sache nach, gehört auch hierher: J. H e 1 d * s dreibändiges 
Werk: Grundanschauungen über Staat und Gesellschaft. Leipzig 
1861 — 63. — Rödinger: Die Gesetze der Bewegung im Staats- 
leben und der Kreislauf der Idee. Stuttgart 1864. — Roller, 
Grundsätze der Staatswissenschaften. Stuttgart 1864. v. Lavergne, 
Peguilhen. Die organische Staatslehre mittels Erörterung von Ta^ 
gesfragen erläutert 1870. Was das Ausland anbelangt, erwähne ich : 

A. Aus der Schweiz: Simon Ka iser, Grundsätze der Schwei- 
zerischen Politik 1875 (das beste und umfassendste Werk zum Ver- 
ständniss der neueren Schweizerischen Politik. Ausführliche Li- 
teraturangabe 975. ff.) — 

Eilty, Vorlesungen über Politik der Eidgenossenschaft 1875. 

B. Aus der neuesten französischen Literatur (bis zum 
Jahre 1865 am vollständigsten bei Held verzeichnet): 

Perez, Vart de gouvemer 1861. 

P. J. B. Buchez, Traiid de politique et de scienee sociale^ PubH^ 
ex6cvieurs de Vauteur L. Cerise et A, Ott. 2 vol, Paris 1866 (zählt 
zu den besten Werken der neueren staatswissenschaftlichen Lite- 
ratur Frankreichs). 

Herrenschneider^ La Beligion et la Politig[ue de la soci4ti mo^- 
deme. Paris 1867 (sucht die psychologischen Grundlagen zur Gel- 
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tung zu bringen; im übrigen mehr eine Reihe von Leitartikeln 
über die Vortrefflichkeit des Bonapartismus). 

Jules Simon, La PoLitique RadiccUe. Paris 1868 (vier Monogra- 
phien: Separation de VEglise et de VEtat, Liberte de la presse, 
Abolition des arm6es permanentes, Les Scoles. Droit de R4union 
et d^ Association). 

E, Baillet, Forces des Etats. Paris 1868 (von einem ehemaligen 
Hauptmann des 14. Linienregiments. Vorzugsweise vom militär- 
politischen Standpunkt mit vieler Einsicht geschrieben). 

Barrier, Principes de Sociologie, 2 vol. Paris 1868, 

Cldment, Essai sur la sdence sociale, 2 vol, Paris 1868. 

Born, VEurope politique et sociale 1869. — 

Pradier-Eoder^, Principes g4n4raux de droit, de politique et de 
UgislcUion 1869 — 

Baron de Portal, politique des lois civiles 1873, 

De Parieu, Principes de science politique 1870 (worin insbesondere 
die Lehre von den Staatsformen ausführlich abgehandelt wird.) — 

Villiaumd, la politique moderne 1873. 

Von Wichtigkeit für Einzelheiten ist auch das bekannte, vielfach 
aufgelegte Lexicon von M. Block, Dictionnaire genial de poli- 
tique (in dem aber leider Literaturangaben gänzlich vermisst werden). 

C. Aus Holland: J. De Bosch Äemper, Handleiding tot de 
hennis van de Wetenschap der zamenlewing, 3 Bde. Amsterdam 1863, 

D. Aus England verdienen vom Standpunkt der politischen 
Theorie vorzugsweise folgende Werke Beachtung: 

B, Spencer, Social statics: or the conditions essential to human 
happiness specified and the first of them developed. London 1851, — 
G. Cornwall Lewis f Treatise of the methods o/' Observation and 
reasoning in politics, 2 vol, Lond. 1852 (s. darüber Mo hl in seiner 
Geschichte der Staatswissensch. HI, 367): Das Hauptwerk der Eng- 
länder über Theorie der Politik. 
Lewis, Bd. L p. 64 nimmt „Politik für gleichbedeutend mit Staats- 
wissenschaften" und will dieselbe in vier Abtheilungen zerlegen, näm- 
lich 1. Staats geschichte und Statistik als thatsächliche Grund- 
lage der Staatserkenntniss ; 2. positive or descriptive politics, oder die 
Lehre von den nothwendigen Bedingungen der Staatsgewalt und den 
Staatsformen, entsprechend also der „Allgemeinen Staatslehre.'' 3. 
spectäative politics, Theorie der Nützlichkeit und der voraussichtlichen 
Wirkung der Staatshandlung, anknüpfend an die Verschiedenheit 
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der Staatsformen und Staatseinrichtungen. 4. maximt rf poUtieal 

praetiee, Grundsätze der Staatskunst, ohne Anwendung auf den con- 

creten Fall. Die Terminologie von Lewis ist also der deutschen 

Bezeichnung gerade entgegengesetzt, da yfspeeukuive poUäca^* unserer 

„praktischen Politik" am nächsten käme. 

Wr ottesley, Gedanken über Eegiertmg und Gesetzgebung. Deutsch 
von Stedefeld 1869. 

Walter Bagehot, Physica ofnd Politica or ThoughU on ihe appU- 
eation an the principlea of Natural aeleetion and inheritanee to 
pditical Society 1872 (Deutsch in der Internat. Bibliothek).* 

Herbert Spencer, The Study of Sociology 1874 (D. von Mar- 
quardsen in der Internat. Bibliothek). 

Greg^ political problems for our age and country 1870, 
Bein historisch (gleichsam vergleichende Staatsalterthümer dar- 
stellend): 

Freeman, Comparative politics 1873. 

£. Aus Italien: Saverio Scolari, Instituscioni di scienza po- 
liHea Pisa 1871 (im Sinne der allgemeinen Staatslehre). 

F. Femer aus Amerika: 
Carey, PHnciples of social science, Philadelphia 1838 {deßsärt: The 
science of the laws, which govem man in his efort to secure for 
himself the highest individtudity and tJte greatest power qf auo- 
ciation vnth his feÜow - menj, — Tfie science of Government in con- 
neetion with american inetitutions 1869, — Besonders beachtens- 
werth: Charles Reemelin, Politics asa science, Cincinnati 1875 
und Th, Woolsey, Political science of the State, theoreticaüy 
and practically considered. New- York 1876, 

2. Seite 4. Gesellschaftswissenschaften. Gegen Mohl, 
welcher ihre Ausscheidung aus den Staatswissenschaften beforwortet: 
Ueber die s. g. Gesellschaftswissenschaft (science sociale — soddogie 

— social science — sociology) s. Bluntschli: Kritische Ueber- 
schau 1856. Bd. III. S. 229. — Eiesselbach, Socialpolitik, 
Studien 1862. 

H. y. Treitschke, Die Gesellschaftswissenschaft. Leipzig 1869. 

Schäffle, Bau und Leben des socialen Körpers 3 Bd. 1875-1878. 

3. Seite 16. Idealpolitik. Sowohl Lewis^als Buch ez rech- 
nen die Lehre von den unerreichbaren und darum verwerflichen 
Zwecken der Staatsthätigkeit zu den von der Theorie der Politik 
zu behandelnden Stoffen, damit nachgewiesen werde, was man nicht 
zu erstreben habe. Unter den Parteien ist stets Streit darüber, wer 
sich als praktischer Politiker, wer als Idealist bezeichnen lassen soll 
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8. darüber Hume, Essays No. 16. On the Idea of a Perfect Com- 
monwecUth, Lewis, On the ideal modeis in Politics (Observations II, 
XXII), Du roU de PtUopie dana les prSvisions politiques in Tho- 
nissen, MÜanges de droit, d^histoire et d* Economic politique Louvain 
i873, — lieber die Berechtigung des Idealen in der Politik : Eant, 
Kritik der reinen Vernunft II, 2, 1. — Der umstand, dass das auf- 
gesteckte Ziel des politischen Handelns nicht sofort oder unmittelbar 
erreichbar scheint, berechtigt noch nicht, jemand aus der Reihe der 
Politiker zu verweisen. Die Einheit Deutschlands und Italiens galt 
lange Zeit hindurch, nachdem sie in den Volksgeist bereits einge- 
drungen war, als eine Sache der Schwärmerei und des Unverstan- 
des. Als Idealpolitiker werden vielmehr diejenigen zu bezeichnen 
sein, welche ein nach dem Zeitbewusstsein unmögliches oder ver- 
werfliches Ziel aufstellen (z. B. Auflösung der Familie und des Pri- 
vateigenthums) , ausserdem diejenigen, welche in der Berechnung 
der politischen Mittel das thatsächliche Eingreifen der gegebenen 
Zustände und eigennütziger Motive ganz allgemein übersehen oder 
auch darauf rechnen, dass die „sittliche Idee'^ von selbst sich voll- 
ziehen werde. — 

4. Zu Seite 18. Statistik, üeber die verschiedenen Aufias- 
sungen der Statistik, ihre Aufgaben und Methoden s. vorzugsweise 
Wagner in Bluntschli's Staatswörterbuch, Art. Statistik. — L. 
Stein, System der Statistik (1852). — Rümelin, Zur Theorie 
der Statistik in der Tübinger Zeitschrift 1863. S. 668. — 0. van 
MeeSy Redevoering over de Wetenschap der Statistiek. 1860. 

5. Zu Seite 19. Völkerpsychologie. lieber Bedeutung, 
Zweck und Inhalt dieser Wissenschaft vgl. das von Lazarus und 
Steinthal zu ihrer Zeitschrift für Völkerpsychologie u. Sprach- 
wissenschaft (welche seit 1860 erscheint) aufgestellte Programm in 
Band I, S. Iff: Es heisst daselbst unter Anderem (S. 9): „Ganz ab- 
gesehen von ihrer Methode stehen zwar Politik und Völkerpsycho- 
logie darum in inniger Verbindung, weil sie beide auf denselben 
Gegenstand gerichtet sind: auf die Kräfte des Volksgeistes; aber 
in der Absicht sind sie von einander verschieden: diese will blos 
erkennen, jene will leiten und wirken." Vgl. femer Bastian, Der 
Mensch in der Geschichte zur Begründung einer psychologischen 
Weltanschauung. 1866. E. Band : Politische Psychologie. 

Dass die Vorausberechnung der menschlichen Willensthätigkeit 
bei grossen Staatsactionen der Politik die grössten Schwierigkeiten 
l)ereite, haben ältere und neuere Schriftsteller häufig hervorgehoben; 
80: Macehiavellij Discorsi I, 39. — Paruta, Diseorsi I, 2, — 



Anmerkungen und Nachweisungeo. 3g9 

Comie, Philosophie positive JF, 438, — Lewis y Observotiims //, 
Chap. 24. „On Prediction in Pditics.'^ — In letzter Zeit hat insbe- 
sondere Bagehot, Englinh constitxdion 1867 f versucht, die Wirk- 
samkeit der Englischen Verfassung psychologisch aus dem Verhal- 
ten der unteren Volksklassen zur Aristokratie zu erklären. ^^Thß 
common peasantry will listen to a noble^s nonsense more svbmiasineUf 
ihan to the new man's sense" ( F. 118). Völkerpsychologische Spe- 
cialstudien über die Franzosen lieferte: Bamberger in den wissen- 
schaftlichen Beilagen der A. A. Zeitung (September 1870 bis Fe- 
bruar 1871); über die Italiener : De. Cesare, Vizj e virtu dei mo- 
derni Italiani 1869. — Vgl. auch Rückert, über die politische 
Thätigkeit und Anlage der deutschen Stämme in Baumerts histor. 
Taschenbuch 1865. 

In besonderem^ Masse hervorragend durch feine psychologische 
Beobachtung sind EiehTs neuere culturhistorische Arbeiten, die 
kein deutscher Politiker ungelesen lassen sollte. Völlig verschie- 
den von der Auffassung, die Lazarus von der Völkerpsychologie 
vorgetragen hat, ist der Versuch Schäffle's (in seinem Bau und 
Leben des socialen Körpers) eine sociale Psychologie- formalistisch 
auf medicinisch -physiologischen Analogien des individuellen Lebens 
ÄU construiren „die freiere Combination der individuellen Nerven- 
kräfte zu einer collectiven Nervenkraft Vieler" (ebendas. S. 704) 
Für die reale Politik ist damit nichts gewonnen. - 

6. Zu Seite 19. Die menschliche Freiheit in der Po- 
litik. Vgl. John Stuart MiU, Considerations on representative 
govemment. 2 ed. 1861. Chap. I: To what exient forma of govemment 
'are a matter of choice. 

7. Zu Seite 20. Die Eigenschaften der fürstlichen 
Person. Eine der angesehensten Schriften, welche gleichsam einen 
typischen Titel trägt, war Muratori's 1749 in Lucca erschienenes 
Werk: Anfangsgründe der Begierungskunst für junge 
Fürsten, welche einst ihr Volk glücklich zu machen 
wünschen. (1798 ins Deutsche von Cäsar übersetzt). Hier eine 
Probe: 

„Unter Staatsglückseligkeit verstehe ich also nichts anderes als den 
Frieden und die Buhe, deren Genuss ein weiser und liebens- 
würdiger Fürst seinem Volke, soweit es in seiner Macht steht, 
dadurch zu verschaffen strebt, dass er zu befürchtenden Unord- 
nungen und Uebeln zuvorzukommen, den schon eingerissenen aber 
abzuhelfen sucht; dadurch» dass durch seine Vorkehrungen die 
persönliche Sicherheit, die Ehre und das Eigenthom eines jeden 
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Unterthans nicht nur vor offenbaren Räubern, sondern überiianpt 
vor jedem Angriff gesichert werden; dadurch, dass er die Abga- 
ben so billig bestimmt, dass er sich mit der Wolle seiner Schafe 
begnügt, ohne ihnen auch die Haut abziehen zu wollen, und end- 
lich dadurch, dass er seinem Volke so viele Bequ emlichkeiten, 
Yortheile und Güter verschafft, als nur in seinen Kräften steht." 

Diese zahlreiche Klasse von Schriften bildet die Antithese zu dem 
„unliebenswürdigen Fürsten" Macchiavelli's. — Doria, la vita- 
civUe can un trattato della educazione del principe Napoli 1729, — 
Selbst £. M. Arndt, schrieb darüber 1813: Entwurf der Erziehung 
und Unterweisung eines Fürsten. Immerhin bliebe es wünschens- 
werth, die fürstlichen Hausgesetze mit Beziehung auf diese Er- 
ziehungsfirage zu revidiren, um diejenigen Vorschriften der Eti- 
qnette zu entfernen, die mit guten pädagogischen Grundsätzen im 
Widerspruch stehen z. B. Ordensverleihungen an Unerwachsene, 
Verleihung militärischer Grade an Kinder und anderes mehr. 

8. Zu Seite 23. Gesetzgebungspolitik. Als Schöpfer der 
neueren Gese^gebungspolitik wird mit Recht Montesquieu aner- 
kannt Die letzten Arbeiten über ihn sind von Brie in den Preuss. 
Jahrbüchern 1867 und von Bami, in dessen Histoire des idies mo- 
rdUs et politiquea en France au dix-huiti^ine si^cle (Paris 1866) I, 
103 sqq. de Portal, Politique des lois doiles ou seience des legida- 
tiom comparees 1873. Das gegenwärtige Jahrhundert dürfte auf dem 
Gebiete der staatswissenschaftlichen Literatur kein Werk au&u- 
weisen haben, das auch nur annähernd den Erfolg des Esprit des 
lois erreicht hätte: zwei und zwanzig Auflagen in anderthalb Jahren 
nach dem ersten Erscheinen (1748). — Den Vorwurf, dass Mon- 
tesquieu blinde Nachahmung der englischen Institutionen ge- 
predigt habe, widerlegt neuerdings Laboulaye, V^tat et ses limites 
{Paris 1863). — Ueber Montesquieu 's Verhältniss zur Kirche: 
Laurent. La Bivolution franQoise (Etudes tarn. XIIJ,p.ö07), ' — 
Mit Beziehung auf England s. Holland essays upon the /orms o/the 
iasD 1870 (ausserdem bereits oben erwähnten Buc he von Wr ottesley). 

9. Zu Seite 24. Begriff der Verwaltung und Umiang der- 
selben s. Lorenz St ein, die Verwaltungslehre. Erster Theil- 
S. 8 ff. „Man kann daher sagen, dass das thätige Leben des Staates 
sich in diesen zwei Grundformen, Vollziehung und Verwaltung dar- 
stellt; jene die Kraft an sich, aus welcher die Thätigkeit hervorgeht, 
diese die wirkliche Thätigkeit, welche die Kraft enthält.«« — „Die 
Vollziehung bedeutet und enthält das Verhältniss der Thätigkeit 
zum Willen und Wesen, zu Gesetz und Natur des Staates^ die Ver- 
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waltung das Yerhältniss derselben zum concreten Leben, das der 
Staat umiasst und zu der Macht der Thatsachen in seinem mate- 
riellen Dasein/' Hiergegen ist zu erinnern, dass das thätige Leben 
des Staates sich auch in der Gesetzgebung äussert. 

Weiterhin (S. 14) bestimmt der Verf. die Politik als gleichbedeu- 
tend mit „Begierungskunst", deren Frincipien in der Regierun gs. 
lehre enthalten seien. Bis jetzt werden allerdings die Begriäe „Re- 
gierung, Verwaltung und Vollziehung*' ohne klare Sonderung ihrer 
Bedeutung durcheinandergemischt ; doch bleibt es fraglich, ob es der 
Theorie gelingen wird, nachträglich, für die Zwecke ihrer Syste- 
matik, jedem emz einen Ausdrucke im Sprachgebrauch eme feste 
Orenze anzuweisen. 

Im Widerspruch zu der bisherigen Trennung der Funktionen der 
Staatsgewalt unterscheidet L. Stein drei Hauptgebiete der Staats- 
verwaltung: die Finanzen, die Bechtspflege und das Innere. 
Es ist klar, dass diese Aufstellung nicht erschöpfend sein kann. Schon 
der Ausdruck des Innern trägt an sich kein sprachlich hervortreten- 
des Merkmal der Unterscheidung im Verhältniss zu Finanzen und 
Rechtspflege an sich , indem er vielmehr an die unbestimmte Natur 
des Ministerium des Innern anknüpft. Auch die äusseren Angelegen- 
heiten sind so wichtig, dass sie neben den Finanzen u. s. w. ihre be- 
sondere Erwähnung als Hauptgebiet der Staatsthätigkeit beanspruchen 
dürfen. — Vgl. ausserdem: v. Inama — Sternegg, Verwaltungs- 
lehre in Umrissen 1870 — Rösler, Lehrbuch des deutschen Ver- 
waltungsrechtes 1872 — Ernst Meier, das Verwaltungsrecht in 
der Encyclopädie der Rechts¥dssen8chaft von v. Holtzendorff 2. Aufl. 
S. 843fif: — 

In anderer Weise als Stein versucht neuerdings Buchez {Trait6 
de poUtique II, 132) zu unterscheiden : Le gouvememeni est un pou- 
voir, dont les tendances doivent tovjours Stre progressives tandisque 
Vadministration est une insiiiution ^ dont les tendances sont natureÜe- 
ment stationaires. Jedenfalls hat der Satz desselben Autors viel 
Wahres: „Ze gouvememeni, qui s'oublie dans la pr^cupation des 
choses administratives — cesse de gouvemer." 

Ueber das Verhältniss von Verwaltung und Regierung vgl. Sco- 
lari, Diritto administrativo (Pisa 1866), p. 9 sqq. — Romagnosij 
Principii fondamentaU del diritto amministraiivo (Milano 1846): 
L^amminisirazione i la serie di azioni, interessanti tuUa una societä 
poiitica eseguite per atäoriid sovrana , propria o delegata , sopra ma- 
terie appartenenti ed interessanti a tutto ü corpo politico o alla sovro' 
nith medesima» 



342 AnmerkuQgen und Nachweisnngen. 

10. Zu Seite 26. Der staatswissenschaftliche Unter- 
richt auf den Universitäten ist seit längerer Zeit in seiner Unzu- 
länglichkeit erkannt; nicht bezüglich der Lehrenden, wohl aber hin- 
sichtlich der Lernenden. Ueber dieses oft behandelte Thema als 
kritische Schrift : Dr. Erwin Nasse, Ueber die Universitätsstudien 
und Staatsprüfungen der preussischen Verwaltungsbeamten Bonn 
1868. — Was der Verfasser über die herkömmliche Unwissenheit 
jüngerer Beamten auf dem Gebiete des öffentlichen Bechts bemerkt, 
stimmt mit unseren eigenen Wahrnehmungen vollkommen überein, 
und dürfte auch nirgends streitig sein. Die Frage bleibt indessen , 
wie diesem Uebelstande abzuhelfen wäre? Nasse dringt auf eine 
Vervollständigung der ersten Staatsprüfung durch Anerkennung der 
den Staatswissenschaften neben dem Privatrecht zukommenden Gleich- 
berechtigung. Bis jetzt dürfte sich folgendes als thatsächlich gegebe- 
ner Zustand herausstellen : ( In Preussen) mindestens drei Viertheile 
der auf die erste Staatsprüfung (das Beferendarexamen) verwendeten 
Zeit von durchschnittlich 5 Stunden erstrecken sich auf das Privat- 
recht und den Givilprocess ; in dem fehlenden Viertel unwissend 
zu sein, gilt nach der herrschenden Meinung als verzeihliches De- 
ficit. Oeffentliches Recht, mit Ausnahme des Criminalrechts und 
Eirchenrechts, wird verhältnissmässig selten, die gleichfalls erfor- 
derlichen Grundbegriffe der Staatswissenschaften fast gar nicht und 
gleichsam zufällig zum Gegenstand der Prüfungen gemacht. Für 
das deutsche Reich und seine Universitäten kommt ausserdem in 
Betracht, dass eine grosse Anzahl der Juristen (und zwar die kör- 
perlich tüchtigsten, präsumptiv also mit grösster Arbeitskraft aus- 
gestatteten Candidaten) nicht drei Jahre studirt, sondern durch 
den freiwilligen Militärdienst auf zwei Jahre Studium beschränkt 
wird, wovon das letzte der Vorbereitung zu den Prüfungen billiger- 
weise zu widmen ist. Es ist selten, dass bei den Promotionen ein 
Thema aus den öffentlichen Rechten gewählt wird, während Holland 
eine Reihe guter Dissertationen publicistischen Inhalts aufzuweisen 
hat. — Dieser Mangel an staatswissenschaftlicher Vorbildung, der 
in Bayern geringer ist als im Norden, wird mit der Entwickelung 
der deutschen Reichsverwaltung, wenn ihm nicht abgeholfen wird, 
noch empfindlicher werden, denn der Richter hat jedes Landesge- 
setz bezüglich seiner Reichsverfassungsmässigkeit zu prüfen. Ueber 
den Mangel an geeigneten Bewerbern für die Berufsconsulate ist 
wiederholentlich geklagt worden. Von besonderer Wichtigkeit sind 
aus neuerer Zeit die Stimmen von Ahrens in der von mir heraus- 
gegebenen Encyclopädie der Rechtswissenschaft. 3 Aufl. 1876; L. 
von Stein, Gegenwart und Zukunft der Rechts- und Staatswissen- 
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schuft Deutschlands, 1876; G. Meyer, Studinm des Offenllichen 
Bechts und der Staatswissenschaft 1875. — Gneist, Die Studien 
und Prüfungsordnung filr deutsche Juristen 1876 — Vgl. auch Held, 
Grundzüge des allgemeinen Staatsrechts (1868. 8. 13). — Ueber die 
Bedeutung des staatswissenschaftlichen Unterrichts aufden holländi- 
schen Universitäten: mein Aufsatz über die wirthschaftliche Ent- 
wicklung des holländischen Staatswesens vor der franz. Bevolution 
IV. in Fauch er und Michaelis' Vierte^ahrsschrift für Volks- 
wirthschaft IV. Jahrg. 3. Band. 0. Gierke, die juristische Studien- 
ordnung (im Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volks- 
verordnung im Deutschen Beich 1877. L. Goldschmidt, Das 
dreijährige Studium der Beichs- und Staatswissenschaften. Berlin 
1878. y. Holtzendorff, Vieijähriges Universitätsstudium in den 
„AlmaMater*^ 1877. Ferner Carlo Salvadori, del metodo nelle 
9cienze morcUi 1869 — C. F. Gabba, Iniomo ad alcuni piii gene- 
rcUi problemi della scienza sociale» Torino 1876 (Vorträge gehalten 
in der Florentiner scuola di scienze aqciali). 

11. Zu Seite 26. Polizei Wissenschaft. Wir haben diesen 
auf den deutschen Universitäten herkömmlichen Titel gewisser Vor- 
lesungen beibehalten. Im übrigen ist er bei einer fortschreitenden 
Entwickelung des staatswissenschaftlichen Unterrichts nothwendiger 
Weise- in drei Bestandtheile zu sondern: Verwaltungsrecht, Volks- 
wirthschaftspflege und Polizeistraf- und Zwangsrecht. — Sehr 
gut ist die Unbehülflichkeit und wissenschaftliche Unhaltbarkeit der 
alten Polizeiwissenschaft neuerdings nachgewiesen von Lorenz Stein 
in seiner Verwaltungslehre Band I, S. 197: „Das Wort Polizei hat 
drei Bedeutungen. Im allgemeinsten Sum ist die Polizei gleichbe- 
deutend genommen mit der ganzen inneren Verwaltung überhaupt, 
so dass Polizeirecht und Polizeiwissenschaft identisch werden mit 
Verwaltungsrecht und Verwaltungslehre — eine Verwirrung, die zu 
den grössten Unklarheiten führt, und ohne deren Beseitigung an 

ein Verständniss des Staatslebens nicht gedacht werden kann. 

Im engeren Sinne bedeutet Polizei einen Theil der Theorie und, 
wie wir ausdrücklich hinzufügen, auch einen grossen Theil der Ge- 
setzgebung, dasjenige Gebiet der inneren Verwaltung, welches wir 
die Sicherheitspolizei nennen. Die Theorie unterscheidet dann 
die Wohlfahrts- und Sicherheitspolizei und umfasst mit beiden Be- 
griffen eigentlich die Verwaltungslehre, wodurch dann die Bildungs- 
anstalten als polizeiliche Wohlfahrtsanstalten zu Tage kommen." 

Nach der von Ste in gegebenen Definition ist die Polizei: „nichts 
anderes, als die zwingende Gewalt fOr sich gedacht, mag sie er- 
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seheinen, wo ae wilL Sie ist ein Moment der Vollssiehung." Wie 
atn landwirthschaftHchen Academien ~ was för die modernen Selbst- 
yerwaltungsorgane Bedeutung hat — aus praktischen Gründen Land- 
wirthschaftsrecht gelehrt wird, so dürfte es sich empfehlen, an den 
polytechnischen Lehranstalten Gewerbe-Recht und Gewerbe- 
Polizei vortragen zu lassen. 



Znm zweiten Gapitel. 
Die Politik als Staatsknnst 

(S. 31 bis S. 58.) 

13. Zu Seite 38. Gausalitätsverhältniss der Politik 
j,Every jact or phenamenon, which hct» a be^nning, invariablif ani- 
sei when sotne ceriain combination of positive facts exists , provided 
eertain other positive jacts do not exist,** Mill^ Logic /, 403, — 
Vgl. femer: Lewis ^ On catucUion in politics (Observations I^ p. 324), 
Thonissen^ de la certitude dans les previsions politiqties (MHanges 
d^histoire) Louvain 1873. 

14. Zu Seite 41. Der übermässige Einfluss schlechter Rhetorik 
wurde schon im Alterthum während der Köm. Kaiserzeit als Zeichen 
des politischen Verfalles betrachtet: 

unde haec sartago loguendi, 
venerit in linguas, unde istud dedecus, in quo 
trossulus exuitcU tibi, per subseüia levis. 

Persius. Sai, /, 80, Ebenso: Tac. Annal. XJV, 20, 21. War im 
Alterthum die schlechte Rede höchst gefährlich, so kann man vom 
heutigen Parlamentarismus sagen: die besten Reden bleiben 
einflusslos, weil die Abstimmungen vorher gemacht werden. 
Nur in grossen Volksversammlungen, auf der Strasse und zu revo- 
lutionären Zeiten werden Reden oft bedrohlich. 

15. Zu Seite 50. Mannigfaltigkeit der Lebensverhältnisse 
als Vorbedingung der persönlichen Ausbildung zum politischen Be- 
rufe war schon von Wilhelm von Humboldt in seinem „Versuche, 
die Grenzen der Wirksamkeit des Staats zu bestimmen,'* nachdrflck* 
lieh betont worden, indem er persönliche Freiheit und Mannig- 
faltigkeit der uns umgebenden Lebenszustände als Vorbedingung der 
vollendeten Erziehung auffasst. Für die Politik gilt dies in beson- 
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derem Masse. Die Negative der fehlenden politischen Bildung er- 
klärt sich meistentheils dadurch, dass die Meinungen und Ansichten 
der Mehrzahl Ausdruck höchst einseitiger Bildungsmittel zu sein 
pflegen, indem nur ein bestimmter Lebenskreis, eine bestimmte Art 
des Umgangs und Verkehrs, ein bestimmtes Parteiblatt in der Presse, 
die Urtheile zu bilden pflegt. 

16. Zu Seite 51. Ueber das höchst wichtige Element des Becht- 
zeitigen in der Politik, vermöge dessen es sehr gerechtfertigt sein 
kann, gestern für und heute geg en eine bestimmte politische Mass- 
regel zu stimmen, s. Zachariä, Vierzig Bücher vom Staate II, S. 
2ö9. — Schon Theophrastus schrieb ein Buch: t^ noXtrtxdv 
npdg Toög xatpoug. Jn schwierigen Krisen entscheidet der Augen- 
blick Alles. 

17. Zu Seite 52. Politische Irrthümer. Höchst bedeutend 
ist der von Lewis gemachte Versuch, die Quellen der politischen 
Irrthümer näher zu ergründen, ein Thema, worüber sich auch Mi 11 
in seiner Logik ausführlich verbreitet. Lewis unterscheidet fünf 
Grundlagen der politischen Irrthümer: 

1. Unrichtigkeit der politischen Theorie und der darauf gestützten 
Maximen (z. B. ehemals der Glaube an die Vortrefflichkeit der 
Tortur). 

2. Unanwendbarkeit eines durchschnittlich richtigen Satzes 
auf einen bestimmten einzelnen Fall (Beispiel : die Nothwendig- 
keit, von der Privatconcurrenz bei der Verproviantirung einer 
ins Feld rückenden Armee abzusehen und von Staatswegen Für- 
sorge zu treflen für Beschaffung der Lebensmittel). 

3. Begründung einer Massregel auf einen schlechten Präcedenzfall. 

4. Herbeiziehung eines guten Präcedenzfalles bei unpassender Ge- 
legenheit (also verkehrte Analogie). 

5. Unvollkommene Eenntniss der im Augenblicke des Handelns be- 
stehenden Thatsachen. 

Band II, p. 378 heisst es über das Verhältniss der Theorie zu 
den politischen Irrthümern: No theory can he su/ficiently minute 
and deiailed, in its exposition^ nor ean any art or System of prac- 
Hcal rtdes, founded upon it, he sufßcienüy varied and elastic, to meet 
aU the exigencies of political practice wUhout adapiation. 

Beispiele starker Irrthümer bei bedeutenden Männern. Filan^ 
gieri prophezeite den Ruin Englands, weil es die Auswanderung 
seiner Unterthanen gestatte CSdema di legislazione IV, 3t). Pitt 
verkündete die Fortdauer des Friedens mit Frankreich (in seiner 
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Rede vom 31. Januar 1792) kurz vor dem Ausbruch [des Krieges. 
Washington Hess in der ünionsverfassung die Sklaverei zu, weil 
er deren natürliches Absterben erwartete. Michel Chevalier ver« 
hiess nach der Entdeckung der australischen Minen eine allgemeine 
starke Entwerthung des Goldes. Bismarck erklärte die günstigsten 
Erwartungen von dem Erfolge der dem Exkönig von Hannover ge- 
währten Abfindung zu hegen, worauf die Aufreizungsversuche des 
Hietzinger Hoflagers einen hohem Aufschwung nahmen und eine 
Sequestration herbeiführten, die bei richtigerer Würdigung der den 
Depossedirten innewohnenden Absichten kein Objekt hätte finden 
sollen. Ebenso rechtfertigte er vor 1870 die Jesuiten gegen die 
Angriffe des Freussischen Abgeordnetenhauses und endlich wird ihm 
auch die geringschätzige Aeusserung von dem „Bischen Herzegowina" 
beigemessen. Eigenthümlich ist diesem Staatsmann auch die Erwar- 
tung grosser Erfolge von der Anwendung neuer Strafgesetzpara- 
graphen auf hervortretende Missstände. Nicht unwahrscheinlich ist es, 
dass er zu denen gehörte, die glaubten, die jahrtausendalte Streit- 
frage zwischen Kirche und Staat durch die Staatsanwaltschaft und 
die Bestrafung renitenter Cleriker zu einem für Preussen vortheil- 
haften Abschluss bringen zu können. 

1 8. Zu Seite 62. Menschenkenntnis s. TalUyrand rechnet die 
richtige Beurtheilung der Menschen nach ihren Fähigkeiten und 
Neigungen zu den ersten Elemente eines staatsmännischen Charakters. 
In seiner Schrift über Colonisation sagt er : L*art de mettre les hom- 
mes d leur place est le premier de la aeience de gouvemement; mais 
eelui de irouver la place des micontents est ä eoup aur le plus difjß' 
cüe. {Essai sur Talleyrand par Henry Lytton BtUwer. Traduct, 

franc 1868 , p. 151). Mangel an Menschenkenntniss ist die Schwäche 
der Bureaukratie : quod non est actis, non est in mundo! Ebenso 
ging die absolute Monarchie daran zu Grunde, wo die Etiquette 
des Hofes den persönlich freien Verkehr des Monarchen beschränkte. 
Es giebt nur eine Schule: diejenige des Lebens. Daher es von 
grösster Wichtigkeit, dass der Kronprinz des deutschen Eeiches, 
abweichend von dem alten Herkommen, seine Söhne in einer öffent- 
licher Anstalt unterrichten liess. 

19. Zu Seite ö6 Ueber die Stellung der Nationalöconomie zu den 
übrigen Wissenschaften ist vorzugsweise zu vergleichen: Röscher, 
Die Grundlage der Nationalöconomie I, 25. — Schäffle, Das ge- 
sellschaftiiche System der menschlichen Wirthschaft (Tübingen 1867), 
S. 20. — K. Dietzel, Die Volkswirthschaft und ihr Verhältniss zu 
Gesellschaft und Staat. Frankfurt 1864. — Die englischen National- 
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öconomen der neueren Zeit, sogar Hill, Hearn, Fawcet, über- 
gehen die Fragen der Systematik meistentheils mit Stillschweigen. 
Beachtenswerth : Duke of Argyll, The reign of Law. Lond, 1866, 

Neben der Bedeutung der höchsten politischen Bildung im 
Beamtenthume darf die Wichtigkeit verbesserter politischer Bildung 
in den mittleren und unteren Schichten des Volkes nicht übersehen 
werden. Es ist ein grosser Irrthum zu glauben, dass für den Wähler 
das nothwendige Mass politischen Verständnisses lediglich aus der 
einseitigen Leetüre des Parteiblattes geschöpft werden kann. Für 
Amerika s. Reemelin treatise S. 2 — 4. Sehr anerkennenswerth ist 
daher auch der yon einem so hochstehenden Politiker wie Bluntschli 
1874 durchgeführte Versuch, eine „deutsche Staatslehre für Gebil- 
dete^' zu schreiben. Die praktische Entwickelung des öffentlichen 
Lebens nach gewissen Richtungen ruht heut nicht mehr wie vor 
hundert Jahren auf den „Constructionen" der Juristen, sondern auf 
dem breiten Fundament eines von bestimmten (leider meistens un- 
klaren) Vorstellungen beherrschten Volkswillens. 

Den relativen Werth von Theorie und Praxis in der Politik an- 
nähernd zu bestimmen, hat seine grosse Schwierigkeit. Opzoomer 
sagt: 

Die Staatskunst muss die Frucht der Wissenschaft vom Staate 
sein. Ein Thun, das nicht auf dem Wissen ruht, ist ebenso haltlos 
und schwach, als ein Gebäude ohne Grundmauer. (Das Unrecht 
Frankreichs im Kriege von 1870. S. 64). 

Er geht hierin, wie mir scheint» etwas zu weit. In der aus- 
wärtigen Politik und im Kriege müssen die leitenden Personen häufig 
auf Präsumtionen und Vermuthungen hin handeln. Die 
Ueberschätzung der rohen Empirie auf Seite des Praktikers führt zur 
geistlosen Rutine, die Ueberschätzung theoretischer Regeln charac- 
terisirt den „Doctrinär." Vorwiegend ist in der Gegenwart freilich 
die Geringschätzung des Wissens auf Seiten der Praktiker, die sich 
des Vollgefühls mangelhafter theoretischer Vorbildung in den Staats- 
Wissenschaften erfreuen. Daher der oft gehörte Vorwurf der „Pro- 
fessorenweisheit." Männer wie Arn d!t,MohI, Bluntschli, Sybel 
widerlegen ihn und Gneist ist auf wissenschaftlichen Wege der 
Begründer der neuen preussischen Verwaltungsreformen geworden. 
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Znm dritten Gapitel. 

Zasammenhang der Wissenschaft nnd Staatsknnst 

im politischen Process. 

(S. 59 bis S. 85.) 

22. Zu Seite 69. Politische Prognose. Der Vergleich 
zwischen Politik und Heilkunst ist sehr alt. Beispielsweise bei 
Macchiavelli (DUcorsi HI, 1). Femer Z a c h a r i ä , Vierzig Bücher 
vom Staate I, 174. Lewis (Obeervationa Ily 405) knüpft daran fol- 
gende Bemerkung: It may he said generaüy in poUtics as in medi- 
cine, that an attempt should be mcule to remove ihe cause qf ihe 
disease* — Femer: ,, Positive politics are ihe descriptive anatomy or 
physidogy of ihe Siaie** 

24. Zu Seite 66. Vereinswesen. Die ünflüiigkeit grosser 
Versammlungen, in politischen Dingen etwas anders als ,}Resolutio- 
neu" (meistentheils natürlich einstimmig!) zu beschliessen, die 
von den Stimmführern bereits vorbereitet sind, drückt das englische 
Wort aus: „^4 hig meeting will never do.** Der Schwerpunkt 
der aufs praktische Ziel gerichteten Thätigkeit englischer Vereine 
liegt daher wesentlich in den ,,ExectUive Committees»^^ 

25. Zu Seite 70. Englisches Parteiwesen seit der Thron- 
besteigung Georg's III. s. May, Die Verfassungsgeschichte Eng- 
lands (Deutsch von Oppenheim. Leipzig 1863). Bd. II, S. Iff. — 
Th. Karcher , Etudes sur les insiiiutions poliiiques et sociales (Paris 
1867), p.7.f, - Bagehot, Englische Verfassungszustände (Deutsche 
üebersetzung. Berlin 1868). S. 17lff. — Bentham, traiUdes sophis- 
mes politiques 1840. 

Für Spanien: Borrego, de la organisacion de los Pariidos 
considerada comeo medio de adelantar la educacion poliiica delpueblo 
Espand. Madrid 1855. 

Für Deutschland: Stahl, Die gegenwärtigen Parteien in Staat 
und Kirche. Berlin 1863. — Constantin Franz, Kritik aller Par- 
teien. Berlin 1864. — Ders. der Untergang der alten Parteien 
und die Partei der Zukunft 1878. Mehring, die socialdemokra- 
tischer Partei 1876. — Bamberger, Deutschland und der Socia- 
lismus 2 Aufl. 1878. -— H.v. Scheel, unsere socialpolitische Partei 
1878. — C. Walcker, Kritik der Parteien in Deutschland. Ber- 
lin 1865. 

Diese deutschen Schriften beschäftigen sich mit einer Vorföhrang 
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und Beartheilong der Parteizwecke, wobei natürlich der eigene Partei- 
standponkt der Yerüeisser entscheidend eingreift. Dagegen fehlt es 
meines Wissens in Deutschland noch an einer Darlegung der von 
den Parteien in ihrem inneren Leben befolgten Taktik und der 
herkömmlichen Mittel ihrer Wirksamkeit. 

26. Zu Seite 72. Organismus des Beamtenthums. Aus 
neuester Zeit: L. Stein, Yerwaltungslehre I, S. 281 ff» — Für Eng- 
land: Gneist, im Anhange zum zweiten Bande des englischen 
Yerwaltungsrechtes (S. 1343) „Statistik» Pragmatik und Reform des 
Givilbeamtenthums.'' — Für Italien: Scolari, DirUto amminU- 
trativo. p. 243, — Für Frankreich vorzugsweise: Ducroeq. 
Cours de droit administrcUif, Paris 1862, p. 26 f. 

27. Zu Seite 74. Privilegirung des Staatsbeamten- 
thums tritt am stärksten und für den Gang der öffentlichen Ange- 
legenheiten nachtheiligsten hervor in dem besonderen strafrechtlichen 
Schutz der s. g. Amtsehre , vermöge dessen eine Beleidigung „in 
Beziehung auf den Beruf" abweichend von der Privatbeleidigung 
geahndet wird. Wirksame Kritik der Amtshandlungen, an derder 
Staatsregierung viel gelegen sein sollte, wird dadurch 
geradezu zur Unmöglichkeit gemacht Man erinnere sich, dass der 
Tadel der Unterzeichnung des Londoner Tractates in Berlin noch 
nach der Eroberung der Herzogthümer als Beleidigung eines 1862 
im Amte gewesenen Ministers bestraft wurde. Ebenso ist der Vor- 
wurf der Gesetzes- oder Verfassungsverletzung nicht selten als Amts- 
beleidigung von Ministem verfolgt worden. — Die Gereiztheit per- 
sönlicher Bemerkungen und der Wettkampf in Sticheleien am Schluss 
parlamentarischer Debatten ist gleichfalls eine unwürdige Praxis. 
— Der natürliche Erfolg dieses Privilegiums gegen die Kritik be- 
steht darin, dass die Presse angeregt wird, sich mit abstracten Doc- 
trinen zu beschäftigen und ihre Beschuldigungen ganz allgemein, 
ohne Angabe der besonderen Beschwerdepunkte, gegen die Re- 
gierungen schlechthin zu richten. 

Dieser activen Privilegirung der Beamten entspricht die pas- 
sive» welche hervortritt in Erschwerung der gerichtl. Verfolgbar- 
keit. (Ueber die Befugniss der ordentlichen Gerichte zur straf- und 
civilrechtlichen Verfolgung von Staatsbeamten aus Anlass von Amts- 
handlungen nach preuss. Recht. Von einem Preussischen Richter. 
Berlin bei Guttentag. 1868). Vgl. gegenwärtig art. 11 desEinf. Ges. 
zum Cterichtsverf. G. 

28. Zu Seite 82. Grosse Staatsmänner verdienen ihre Bezeich- 
nung durch das Zusammentreffen der drei Momente : Ungewöhnlich- 
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keit des in der Geschichte hervortretenden Erfolges ihrer Handlun- 
gen, vorwiegend persönliche Verursachung des Erfolges und sitt- 
liche Erhabenheit ihrer Absichten. Daraus ergiebt .sich, dass Lud- 
wig XIV. und Napoleon I. den Beinamen „des Grossen'* nur durch 
die Schmeichelei empfangen können. Sehr wahr sagt Tocqueville 
von Napoleon I : II itait aussi grand , q*un komme puisse VStre saru 
vertu! Richtig ist: Ludwig XIV. und Napoleon haben auf die po- 
litische Denkweise der Franzosen einen nachtheiligen Einfluss aus- 
geübt. Auch für die neuere Zeit stellt Bagehot die meiner An- 
sicht nach zweifelhafte These auf: in poUHccU matters noto qmckly 
a leading statesmati can change the tone of the Community. Each pre- 
dominant mind ccdls out a corresponding sentiment in the country. 
Jedenfalls scheint mir dieser Satz nur auf solche Staatsmänner anwend- 
bar, die als Schöpfer dauernder Staatseinrichtungen angesehen wer- 
den können. Eine Übermächtige persönliche Autorität stumpft in 
der Begel die kritischen Fähigkeiten im Volke ab. 



Znm vierten Capitel. 
yerhältniss des positiven Rechts zar Politik. 

(8. 86 bis S. 114.) 

29. Zu Seite 89. üeber das Verhältniss des positiven Rechts 
^ur Politik s. Mohl, Literatur und Geschichte der Staatswissen- 
schaften III, 352. — Zöpfl, Grundsätze des gem. d. Staatsrechts 
(5. Aufl. 1863). B. I. § 17.) — Th. E. Holland, Essays upon the 
Form of the Law 1870. — 

30. Zu Seite 95. Ob der Missbrauch der Auflösungsbefugniss 
nach constitutionellem Staatsrecht eine Ministerverantwortlichkeit be- 
gründe, mindestens eine Beschwerde über die Minister rechtfertige, 
weil dieselben zum Zwecke der Wahlbeeinflussung in ihrem Inter- 
esse eine Auflösung angerathen haben, ist kürzlich in Holland streitig 
geworden; s. Menalda, de verantwoordelijkheid der Ministers in de' 
nieuuje Bijdragen voor Regdsgeleerdheid en Wetgeving, XVIII. ded, 
1868. p. 480. — Volkshlad No. IS. 1868. 

31. Zu Seite 97. Zustimmung der Volksvertretungen zu 
Kriegserklärungen und Friedensschlüssen wird neuerdings eifrig be- 
fürwortet von Marc Dufraisse: Histoire de droit de guerre et de 
paix de 1789 h 1815. Paris 1867. S. 124, ,,Il faut reserver aux 
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assernJU^es dlectives U droit stmo&rain de reeti/ier ou de rejeter les 
iraitis de paix^ d'alliance et de commerce . . . Hors de Ih point de 
s€dtU* . . . Dabei wird aber nicht gesagt, wie sich die Angelegenheit 
gestalten solle: wenn ein Friedensvertrag verworfen würde und der 
militärische Oberbefehl sich ausser Stande sieht, den Krieg fortzu- 
setzen. Ungünstige Friedensschlüsse, die zu verwerfen etwa Neigung 
vorhanden sein könnte, sind ohnehin das Resultat überlegener Ge- 
walt auf dem Schlachtfelde oder drohender Interventionen bis da- 
hin neutraler Mächte. 

Welche besseren Garantien hier die Zustimmung der Kammern 
ergeben könnte, ist nicht leicht einzusehen, nachdem die französische 
Nationalversammlung von Bordeaux 1871 die ungünstigsten Frie- 
denspräliminarien genehmigen musste. Auch die Zustimmung des 
Deutschen Bundesrathes zu Kriegserklärungen und die ihr ent- 
sprechende Einschränkung des Kaiserlichen Rechtes erscheint prak- 
tisch bedeutungslos. 

27. Zu Seite 91. Gonstante und variable Zweckmässigkeiten 
unterscheidet auch, wenngleich in einer von mir verschiedenen Weise, 
Buckez in seinem Trait6 de polüique: constantea de conservation 
(Familie, Recht, Heeres Verfassung) und constantea de progression (die 
Regierung als die Initiative der fortschreitenden Entwickelung). 

32. Zu Seite 98. Die Mangelhaftigkeit der Preuss. Justizstatistik 
liegt in der grossen Dürftigkeit des mitgetheilten Materials, da sich 
die besonders in zweijährigen Zwischenräumen herausgegebene Gri- 
minalstatistik nur auf die Schwurgerichtspflege bezieht. ~ Von der 
Baierischen und Sächsischen Justizstatistik (Uebersicht der Givil- 
und Strafrechtspflege im Königreich Sachsen), ist mindestens zu 
rühmen, dass sie gleichmässig für die verschiedenen Zweige der 
Rechtspflege, obwohl sehr summarisch gearbeitet ist. Mit der nun- 
mehr einheitlichen deutschen Processgesetzgebung dürfte sich auch 
die Nothwendigkeit einer nach einheitlichem Plane gearbeiteten 
Justizstatistik ergeben, denn der Bundesstaat hat noch mehr, als 
der Einheitsstaat die Aufgabe, die Wirksamkeit seiner Gesetze zu 
controUiren. Mustergültig sind die justizstatistischen Arbeiten der 
Franzosen. — S. auch Yvernes. VadministrcUion de la justice ci- 
vile et commerdcde en Europe. Paris 1876. 

33—35. Zu Seite 101. üeber Beweistheorie im Strafprocesa, 

eine für Holland noch nicht entschiedene Sache : Die Preisschrift der 

Provinciaal üirechtsche Genootschap van Künsten en Wetenschapen, ver- 

/€ust von 3f. Moddermann, de Wettelijhe Bewijsleer in Stra/saken^ 

Utrecht 1867. 
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Die Langlebigkeit verkehrter Gesetze aus der älteren englischen 
Bechtsgeschichte neben der Bevninderung des Common Law beleuch- 
tet: Henry C. Lea, 8uperstitum and Force. 3 Aufi, Philadelphia 1878, 
Wenn nach Goethe^s bekanntem Ausspruch (besetz und Rechte 
gleichsam congenitale Krankheiten der Völker sind, so erzeugt 
fortwährende Aenderung in dem Gesetzeszustande noch grösseres 
üebelbefinden. Im Staatsleben hat das Ueberlieferte schon als solches 
einen selbständigen Werth im Vergleich zu den neuerungssttchtigen 
Experimenten der Gesetzgebungslocomotive. Nach einer Mittheilung 
des neapolitanischen Blattes Staffetta sind im Königreich Italien 
in dem Zwischenraum von 1859 bis 1875 nicht weniger als 10,000 
Legislatiy-Akte und 3900 K. Dekrete emanirt! — 

Auf den französischen Cäsarismus und seine anzüglichen Er- 
folge passt insbesondere, was Buches Aber die Despotien sagt: 
Le deipotitme commence quelquefois par ce q*on appeÜe de grandes 
choses, mais cela ne lui est possible q*au dibtäy loraqü* il petU se eervir 
dee rieheeses acquuea dans les temps ani^rieurs^ Fius tard ces moyene 
lui manqueni^ aar aous sa dominoHon lesforees eociales e^iptUeent, mai$ 
ne se reparent pas. — II n^y a pas d'homme $i paffaii, que le pouvoir 
»oitverain n' enivre et ne ydte,'^ 

36. Zu Seite 112. Ueber das Verhalten der zur Regierung ge- 
langten Opposition nach englischer Praxis s. Bagehot, Englische 
Ver£ftssungszustände (1868). S. 188. 



Zum fünften Gapitel. 

Die Conflikte zwischen der Handhabung des Rechts 
nnd der praktischen Politik. 

(S. 115 bis S. 150.) 

87. Zu Seite 117. Ueber die Willkür des f&rstlichen Absolutis- 
mus gegenüber dem Gesetze braucht man sich nicht allzu sehr zu 
wundem, wenn man bedenkt, dass ein namhafter Bechtslehrer zu 
Anfang des vorigen Jahrhunderts den Gerichten die gleiche Willkür 
anempfahl. Leyser (spec. 2>. LIV ad, libr. XLVIl. D. tu. XV de 
praevaricaHone {. 31) sagt : Ridieulum et plus quam Catonianwn foret, 
legibus nihil profutura constantia inhaerere., 

88. Zu Seite 120. Bich terlic he Irrthümer sind viel häufiger, 
als gewöhnlich angenommen wird. Werthvoll ist in dieser Hinsicht 
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das Zeugniss eines der herrorragendsten schwedischen Juristen, wel- 
cher gegenwärtig Mitglied des höchsten Gerichtshofes zu Stockhohn 
ist: K. d"* Olive er ona. De la peine de mort, avec un rapport ä 
V acadimie des sciences morales et politiques par M. Ch. Lucas, 
Traduction de Kr am er, Paris 1868. — Der holländische Kritiker 
dieses Buches, welcher Adyokat beim höchsten Gerichtshofe im Haag 
ist, A. de Pinto, bemerkt in der Themis (1868. p. 448) über die- 
sen Punkt: Ik geloof, ik zou wel durwen zeggen^ it weet, dat dit 
waar is, en jeder, die eenigen jaren j^de praktijk heeft bijgewoont, kan 
er meer dan een vorbeeld van bijbrengeny*' — Für Frankreich sind 
besonders wichtig zwei neuere Schriften: Du Boisaym4, de la 
peme de mort. De la probabüite mathimatigue des jugements. Mar- 
seille 1863 und Bonn et, Tableau des proces criminels revises de- 
puis Frangois I. jusqu'ä nos jours. Paris 1867. Der Justizminister 
Mancini sagt in seinen Motiven zu dem 1877 von ihm vorgelegten 
Progetto di Codice penale, dass Irrthümer des Richters keineswegs 
so selten seien, wie man leichtsinnigerweise glaubt oder verkündet 
nur dass der richterliche Irrthum ein durchaus normales und un- 
vermeidliches Phänom der menschlichen Rechtsprechung sei. Vgl. 
Jahrbuch für Gesetzg., Verwaltung und Volkswirthschaft im deut- 
schen Reiche 1877. S. 646. 

39. Zu Seite 120. Zur Charakteristik des sachverständigen Ele- 
ments in der Justiz unter Vergleichung der Schwurgerichtsinstitu- 
tionen: Heinze, Ein deutsches Geschwomengericht (Zweite Aus- 
gabe. 1866) S. 73. - Als neueste Schrift: H. Es eher, Die Schwur- 
gerichte in Strafsachen und bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten. Schaff- 
hausen 1863. Femer F. v. Roenne, Die Aufgabe des Laienle- 
ments im Strafprocesse 1876. Dieser Autor erklärt sich für die 
allgemeine Theilnahme der Laien. Grundsätzlich können nur 
zwei Organisationen der Strafgerichtsverfassung gebilligt werden: 
Entweder Ausschliessung des Laienelements wie in Holland oder 
dessen Zuziehung auf allen Stufen der Jurisdiction. Inconsequent 
(ohne hinreichenden Grund) ist daher auch die neue deutsche Ge- 
richtsorganisation soweit die Strafgerichte in Betracht kommen. 
Uebrigens ist die Literatur für' und gegen Schwurgerichte, Schöffen- 
gerichte u. s. w. ins Unermessliche angewachsen. 

41. Zu Seite 122. Gollegialische Berathungsweise der 
Gerichte: Zacke, Ueber Beschlussfassung in Versammlungen und 
CoUegien, inbesondere über die Abstimmung in RichtercoUegien 
(Leipzig 1867). 

23 
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42. Zu Seite 124. üeber Militärrechtspflege : Kritische Beleuch- 
tung des in der norddeutschen Bundes-Armee eingeführten preus- 
sischen Militärstrafverfahrens. Berlin 1868. — K. Hilse, Die 
leitenden Grundsätze des heutigen deutschen Militärstrafverfahrens 
in ihrer Berechtigung, die Grundlagen eines nothwendigen neuen 
Militärstrafverfahrens-Gesetzes abzugeben. Berlin 1868. 

43. Zu Seite 129. Competenzconflikte in Preussen. 
VgL Sydow, Die Zulässigkeit des Rechtsweges und die Competenz- 
conflikte in Preussen. Eine systematische Darstellung des bestehen- 
den Bechtszustandes. Im amtlichen Auftrage. Berlin 1860. — L. 
Hartmann Das Verfahren bei Competenzconflikten zwischen den 
Gerichten und Verwaltungsbehörden in Preussen. Berlin 1860. — 
Ueber die allg. Verh. : L. Stein, Verwaltungslehre 1, 140. — Auch 
die correcteste Gesetzgebung wird dieselben nicht beseitigen; — 
Gneist, Geschichte der heutigen Gestalt der englischen Communal- 
verfassung (2. Aufl. 1863). S. 1395. — E. Meier, Verwaltungsrecht 
in V. HoltzendorfPs Encyclopädie der Rechtswissenschaft. I. Th. S. 946 
(3. Aufl.), woselbst die hauptsächlichsten Werke der neueren franzö- 
sischen und deutschen Literatur verzeichnet sind. — Gneist, das 
Selfgovemement und die Verwaltungsgeschichte in England. 3. Aufl. 
1871. — Derselbe in v. Holtzendorff, Rechtslexicon 11. S. 833 
(2. Aufl.). — Für Italien: Mantellini, 1 conftitti d'attribuzione fra 
Vautoritä giudiziaria e Vamministrazione Firenze 1871. — 

44. Zu Seite 130. Widerspruch der Administrativbehörden gegen 
rechtskräftige Entscheidungen der Gerichte. Einen der merkwürdig- 
sten Fälle des Conflikts zwischen Gerichten und geistlichen Behörden 
berichtet die Protestantische Kirchen^Zeitung in No. 16 u. 39 vom 
Jahre 1867 und No. 32 vom Jahre 1868. üeber den Thatbestand heisst 
es in der letztgenannten Nummer : „Der Fall betraf die Trauung jener 
im Concubinat lebenden Personen, von denen die Braut der evange- 
lischen, der Bräutigam der römisch-katholischen Confession angehörte. 
Dem letzteren war im Scheidungserkenntnisse die Verheirathung mit 
der Concubine untersagt, es sei denn, dass er zuvor die gerichtliche 
Erlaubniss beigebracht hätte. Diese war nicht eingeholt worden, wohl 
aber hatte der römisch-katholische Bischof zu Paderborn den Dis- 
pens zur Verehelichung der beiden Leute zu ertheilen sich für be- 
rechtigt gehalten und der römisch-katholische Pfarrer hatte sie auf 
Grund desselben 1864 getraut. Die Ehe war jedoch in dritter In- 
stanz mittels Urtel des Königlichen Obertribunals vom Jahre 1866 
als nichtig erklärt worden, mittlerweile aber hatten die Personen 
die Bitte um Aufhebung des Traüungshindemissep bei dem Könige 
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eingereicht. Allerhöchst welcher den Dispens ertheilte. Auf Grund 
desselben waren die Personen ohne vorheriges Aufgebot in der 
(evangelischen) Pfarrkirche der Braut und nicht durch den PÜEurer 
der letzteren, sondern durch den römisch-katholischen Pfarrer wie- 
derholt getraut worden. Derselbe erklärt, sie hätten im April 1867 
auf's Neue die Ehe unter sich vor ihm und zwei Zeugen, also 
nach den Vorschriften des Tridentiner Concils Sess, XXIV. cap. I 
abgeschlossen. Als gegen die Gültigkeit der Ehe im landrechtlichen 
Sinn von Seiten des Ereisgerichts Einspruch erhoben und eine Ver- 
folgung der Sache bei der Königlichen Oberstaatsanwaltschaft be- 
antragt wurde, erklärte diese, dass es nichts zu verfolgen gäbe; es 
sei von dem Pfarrer der römisch-katholischen Gonfession gar keine 
strafbare Handlung begangen, es sei von ihm lediglich ein uMtri- 
monium ratum^ nicht aber ein matrimonium legitimum vollzogen 
worden. — So lebten diese Personen bei einander, einmal im Jahre 
1864 in aller Form Rechtens durch den römisch-katholischen Pfeurer 
getraut, dann durch ürtel und Recht im Jahre 1866 geschieden, 
dann wieder getraut nach den Vorschriften des canonischen 
Rechts; sie lebten also im Goncubinate. üeber die ganze Materie 
solcher Gonflicte S. Gneist, Veiwaltung, Justiz, Rechtsweg. Ber- 
lin 1869. 

45. Zu Seite 131. Ueber die politische Entartung der 
Criminaljustiz in Frankreich giebt eine Skizze meine Schrift: „Fran- 
zösische Rechtszustände. Leipzig 1859." — Femer: /. le Berquier, 
La Magisirature et le Jury en France. Paria 1862. — Berriat 
Saint'Prix (Conseiller ä la Cour Imperiale de Paria) ^ La Justice 
Bdvolvlionnaire. Paria 1861. 

46. Zu Seite 134. Verhältniss des positiven Rec hts zu 
den Fortschritten der Cultur. Buchez (traite de politique. 
Uvre IV, 9) sagt darüber: Si Von eher che comment ont el4 accom^ 
plia tou8 les granda progria, qui aont la gloire dea aiiclea icouXea, on 
trouvera conaiamment , qvLe le bien/ait a die rialiae grace d une ex- 
aggiration momentande de la force gouvemementale et par la auJbalter' 
niaation d'une reaiatance qui venait dea paaaiona ou dea intirSta indi' 
viduela. II eat peut-itre maüieureux que lea choaea aoient ainsi^ maia 
dlea ne aont paa atUrement. 

47. Zu Seite 138. DerConflikt der Rechtsidee mit dem 
Gesetz trat am deutlichsten hervor in dem Widerstreit der Gleich- 
heitsforderung gegen die aus dem Mittelalter stammenden Privile- 
gien. Dass das Privilegium selbst ein bedeutender Factor der 

23* 
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Cultur in rohen Zeiten war, ist fast allgemein vergessen. Dasselbe 
diente häufig dazu, einen Fortschritt, den das Yolksbewusstsein im 
Grossen und Ganzen nicht ertragen haben wflrde, in einzelnen Fällen 
einzuführen und dann zu yerallgemeinem. So das Privilegium, 
welches einzelne Nationen oder Eaufmannsgilden von der Ausübung 
des Strandrechts befreite, das Privilegium der Nichtverpfiichtung 
zum Eampfbeweise und Andere mehr. — Zahlreiche Beispiele aus 
der Geschichte des Niederländischen Handels bei 0. van Beea^ Ge- 
tehiedenis der Staaishuiahoudkunde in Nederland tot het einde der acht- 
tiende eeuto. Utrecht 1865. So S. 40 das Privilegium der Stadt 
Kampen, ertheilt von den norwegischen Königen; S. 47 das Privile- 
gium englischer Kaufieute in Holland. — Die Exterritorialität Euro- 
päischer Staatsangehöriger in orientalischen Ländern ist gleichfalls 
aus dem Gesichtspunkte eines für die Culturbewegung nothwendigen 
Privilegiums zu würdigen. — Auf die Spitze getrieben, ist der mo- 
derne Grundsatz der politischen Gleichheit aller Staatsbürger cultur- 
widrig, unter allen Umständen schon dann, wenn die Gleichheit der 
politischen Rechte, (Zulassung zu allen Aemtem), auch für das 
weibliche Geschlecht gefordert wird. 

48. Zu Seite 141. lieber das internationale Vertragsrecht 
8. insbesondere Wheaton^ Elements of International Law (eighth ed, 
hy Dana. Boston 1866). §. 275; ,,Treaties expire, fjohere ihe internal 
constütäion of govemment is so changed , as to render the treaty in- 
applicable under circumstances diferent from those with a view to 
which it was concluded *' — 

Heffter, Das Europäische Völkerrecht der Gegenwart. § 98: 
Aufhebung oder Anfechtung der Verträge: , »wegen einer erst später 
eingetretenen, aber noch andauernden, obwohl nur relativen, ihn 
betreffenden Unmöglichkeit der Erfüllung, insbesondre wegen 
eines Gonfliktes mit Pflichten gegen sich selbst, mit 
dem Rechte und dem Wohle des Volkes'* u. s. w. 

49. Zu Seite 142. Ueber die Aufhebung des deutschen 
Bundesvertrages vom staatsrechtlichen Standpunkte: H. Schulze, 
Die Krisis des deutschen Staatsrechts. Leipzig 1867. S. 11 ff. 
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Znm sechsten Gapitel. 
Yerhältniss der Moral zur Politik. 

(S. 151 bis S. 189.) 

51. Zu Seite 151. Politische Moral Gegenwärtiger wissen- 
schaftlicher Zustand und Literatur derselben s. Mohl, Oeschichte 
und Literatur der Staatswissenschaften I, 45. 116. III, 709. 

Zu den von Mohl angeführten Schriften tritt hinzu: WilHam 
Paley (Archdeacon of CarlisU)^ The principlee of moral and poU- 
iical phüosophy (3. ediiion, London 178$). Was der Autor im All- 
gemeinen von der Anwendung der Moral auf die Politik sagt, trifft 
noch heute zu : 

In the ireati8e9, thcU I have met toiih upon the suhject of moraU^ 
I appeal to myaelf to have remarked the /oUowing imperfectiona — 
either ihai the prineiple was erroneotu^ or that it was indMnetly 
explained, or that the rules deduced from it were not aufßciently 
adopted to real life and to actual situations. 
Die Einheit der Privat- und Staatsmoral ist von Paley festge- 
halten. FQr die letztere kommen namentlich in Betracht die Erör- 
terungen über: Necessity of General Rules (S. 64); The General Hights 
of Manhind (S. 82); Oaths of AÜegiance (S. 167); Elements of Poli- 
iical Knowledge (S. 399—637). 

Aus neuerer Zeit, anknüpfend an Bentham: John Stuart 
Mill: Utilitarianism. London 1864. Das Moralprincip wird aus der 
allgemeinen und individuellen Nützlichkeit abgeleitet: 

The end of human action is necessarüy also the Standard of mora- 
üty, which may accordingly be defined: the rules and precepts /or 
human conduct by the observanee of which an existence such as hos 
been described' might be, to the greatest extent possible, seeured to 
au manhind, and not to them only, but so far as the natura of 
ihings admits, to the whole aentient creation (p. 17). 

Sehr treffend und schön ist der Zusammenhang der individuellen 
Glückseligkeit mit dem Gemeinsinn und der Antheilnahme am öffent- 
lichen Leben dargethan: 

Those, who leave öfter them objects of personal affection tmd espe^ 
dally those, who haioe also euUivated a feUow-feeling with the cfll- 
lective interests of manhind, retain as livtly an interest on the eve 
of death as in the vigou/r of youth and health (p. 20); und: 
The utaitarian morality does recognize in human beinga the power 
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of »aerifieing iheir own greatest good for the good of otJiert, It 
only refusea to tulmii that the saerißoe is iUdf a good (p. 24. Statt 
recognize hätte der Verfasser freilich, weiter gehend, sagen sollen : 
pregcribe.). 

Das blos ,^nträgliche<< (Expedient) wird von dem dauernd Nütz- 
lichen geschieden: 9,The Expedient, instead of being the same thing 
wüh the lue/ul^ is a branch of the hurtful. 

Garnier^ Morale socicUe ou devoirs de VEtai. Paris 1850, — 
Barni^ La morale dans la dimocratie. Paria 1868. — H. Fichte^ 
System der Ethik, l. Kritischer Theil: Die philosophische Lehre 
Ton Recht, Staat und Sitte in Deutschland, Frankreich und Eng> 
land von der Mitte des 18. Jahrh. bis zur Gegenwart. — Bluntschli 
im Staatswörterbuch. Art. Politik. •— Ghalybaeus, System 
der specul. Ethik oder Philosophie der Familie, des Staates und der 
relig. Sitten 1850. — Malver^ histoire des doctrines marales et po- 
litiques des trois demiers sikdes. Paris 1836. — Caro^ prdblhnes 
de morale sociale 1876. — F. Lieber, Political ethies, 3 Aufl 1875^ 

— Rowlandf law ofnaiure, the foundaiion of moraliiy London 1863». 

— Maurice, lectures ou social morality London 1859 — Grote, 
fragments on eihical subjets 1876 — G. L, Lewis, An essay an the 
inßuenee of authority in tnalters of opinion ed. 1876. — Bümelin,. 
Beden und Aufsätze 1875. — Reeder, über das richtige Verhalten 
der Sittlichkeit zum Rechte und zur Aufgabe des Staates. In der 
Tübinger Zeitschrift 1877 Heft 3. 

51 bis zu Seite 135. Die verhältnissmässig schnelle Entwickelung 
der materiellen Strafgesetzgebung in Deutschland stellt dar: B erner, 
Die Strafgesetzgebung in Deutschland yom Jahre 1751 bis zur Gegen- 
wart. Leipzig 1867. y. Holtzendorff, in seinem Handbuch des 
Strafrechts. I. Band, S. 87 ff. Für Frankreich : Ortolan EUments de 
droit p4nal (3, edition. 1863). L p. 69. — Für Italien: Pessina^ 
dei progressi del diritto penaie in Italia del seeolo XIX, Firenze 1868. 

52. Zu Seite 154. Eine in ihrer Uebersichtlichkeit und Kürze 
treffliche Kritik der verschiedenen ethischen Systeme giebt Trende- 
lenburg, Naturrecht auf dem Grunde der Ethik (2. Ausg. § 16 ff.)* 

53. Zu Seite 156. Unbrauchbarkeit der theologisiren- 
den Staatssysteme. S. Thilo, die theologisirende Rechts- und 
Staatslehre. Eine historisch-kritische und ethische Untersuchung über 
die Principien der Rechtsphilosophie und die damit zusammenhän- 
genden philosophischen Disciplinen, mit besonderer Rücksicht auf 
die Rechtsansicht Stahl's. Leipzig 1860. — Bluntschli, Politik, 
S. 213ff. (1876). 
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54. Zu Seite 158. Uebereinstimmung der moralischen und po- 
litischen Principien. d'Älembert (in seinen discours präiminaire 
de VJEncyclop^dieJ sagt: „Za politique. esp^ce de moraie d'un genre 
pariictäier et superieur^ It laqueÜe les principes de la moraie ordi- 
naire ne peuvent quelquefoU 9*aceommoder qu^avee beaucoup de finesse.^^ 

55. Zu Seite 159. „Der Zweck heiligt die Mittel.** Ueber 
die Bedeutung dieses Satzes und der dagegen ausgesprochenen Miss- 
billigung herrscht noch fortwährend yiel Unklarheit. Nur soviel steht 
fest: ein an sich sittlicher Zweck kann nur dann realisirt werden, 
wenn die schlechthin nothwendigen Mittel gleichfalls als zulässig an- 
erkannt werden. Bluntschli (Art. Politik im Staatswörterbuch) will 
auch schlechte Mittel zulassen, wenn nur im Erfolg das Gute über 
den Nachtheil überwiegt. Er sagt, was uns bedenklich ist: 

„Wenn aber in der sittlichen Weltordnung das einzelne Böse als 
Mittel zur Yervollkommnung des Ganzen dient, weshalb sollte es 
nicht ebenso dem Staate, der auch ein Ganzes ist, als Mittel 
dienen? Wenn die Menschheit und wenn Gott das Böse als Mittel 
benutzt, weshalb sollte der Staat es nicht auch thun dürfen?*' (124.) 
In der jesuitischen Moral sei die Verhältnissmässigkeit übersehen. — 
„Nicht jeder gute Zweck rechtfertigt jedes böse Mittel, sondern 
nur dann, wenn der sittliche Zweck mächtiger ist, als das unsitt- 
liche Mittel» wenn das Böse von dem Guten überwunden wird.'' 
Unter den neueren Schriftstellern über die jesuitische Moral vgl. 
insbesondere: Job. Huber, der Jesuitenorden (1873) S. 293 ff. 

Die Gedankenoperation einer Yergleichung zwischen Mittel und 
Zweck mag sich bei bedeutenden Naturen sehr schnell yollziehe.n 
Goethe bemerkte: ihm sei es, wenn er etwas vorhatte, unmöglich 
gewesen, über die Mittel erst zu denken, wodurch der Zweck zu 
erreichen war, jene mussten ihm schon bei der Hand sein» wenn er 
diesen nicht alsobald aufgeben sollte. 

Dagegen hebt Bagehot (in seinen Englischen Yerfassungszustän- 
den. Berlin 1868.) hervor, dass die geringe politische Einsicht der 
ungebildeten Klassen sich in mangelndem Unterscheidungsvermögen 
zwischen Zweck und Mitteln kund gebe. 

56. Zu Seite 160. Macchiavelli. Die Literatur über M. ist 
in seltener Vollständigkeit kritisch behandelt von Mohl, Die Ge- 
schichte und Literatur der Staatswissenschaften 11, 521 ff. Seit dem 
Erscheinen dieser Arbeit (1858) sind mehrere neuere Arbeiten hinzu- 
getreten, deren Gesammtcharakter den Eindruck gewährt, dass eine 
gerechte Würdigung M.'s sich mehr und mehr Bahn bricht, je tiefer 
der Charakter seines Zeitalters erfasst wird und je entschiedener die 
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Yon M. angerathenen Mittel als verwerflich im bestehenden 
Rechtsstaate bezeichnet werden 

In den beiden zuletzt erschienenen Abhandlungen über M. herrscht 
eine grosse üebereinstimmung des Urtheils, obgleich beide unabhängig 
von einander fast gleichzeitig herausgegeben wurden, s. Twesten: 
Macchiavelli. Berlin 1868. und: P. Poletti^ due letture Pisa 1868. 
Laboulaye, VEtat et ses limites 1863. p, 123, — Deltuf, Essai 
nur les Oeuvres de M. 1866. — Klein, Geschichte des Drama. III. Bd. 
Das bedeutendste Werk der neuesten Zeit ist unzweifelhaft das im 
staatsmännischen Geiste verfasste Buch von Yillari, Niccolo 
Macchiavelli und seine Zeit (Deutsch v. B. Mangold, Leipzig 1877). 

57. Zu Seite 161. Eine sehr beachtenswerthe Zusammenstellung 
der von den Päpsten durch ihre Nuntiaturen befolgten Grundsätze 
in : J a c b i (Professor der Theologie zu Halle), der päpstliche Nuntius 
in Berlin. (Berlin, Lüderitz' Verlagsbuchhandlung. 1868.) 

58. Zu Seite 169. Freiwillige Nachgiebigkeit gegen das 
geschichtlich werdende Eecht ist von besonderer Bedeutung gewesen 
in der Geschichte der englischen Verfassung und insbesondere des 
englischen Oberhauses. Vgl. Bagehot, Engl. Verfassun^szu- 
stände S. 132: „Das üebel zweier einander gleichstehender Häuser, 
die aber verschiedener Natur sind, liegt auf der Hand. Jedes Haus 
vermag die ganze Gesetzgebung vollständig ins Stocken zu bringen, 

und doch kann es ohne Gesetzgebung nicht gehen. Das Veto 

der Lords ist gewissermassen hypothetisch. Sie sagen, Wir weisen 
Eure Bill ein Mal, zwei Mal, sogar drei Mal zurück ; wenn Ihr aber 
fortfahrt, sie uns vorzulegen, so werden wir sie zuletzt nicht mehr 
zurückweisen." 

59. ZuSeite 170. Ministerverantwortlichkeit. Zu den 
berühmten Arbeiten von B. Constant und R. v. Mohl treten neuer- 
dings hinzu: Dr. Gonstantin Rössler, Studien zur Fortbildung 
der Preussischen Verfassung (Berlin, Lüderitz' Verlagsbuchhandlung. 
1864), 2. Abth. S. 39-96. — 0. de Kerchove de Denterghem, 
De la responsahiliU des minisires dana le droit public Beige. Gand 
1867 John, Kritik des preuss. Gesetzentwurfe über Ministerver- 
antwortlichkeit. 1863. — Samuel y, Princip der Ministerverantwort- 
lichkeit 1869. — Beau/ort^ prove oon de stra/rechtelijke verant- 
vfoordelijkeii der ministers Utrecht 1873 — Bonasiy deUa responsa- 
büith pen(Ue eivile dei ministri et degli altri ufßziali publici. Bo' 
logna 1814, 

60. Zu Seite 170. Zu den Vereinbarungen vom 22. August 



Anmerkungen und Nachweisangen. 361 

1864 ist neuerdings hinzugetreten, die Unterzeichnung eines Ueber- 
einkoromens (20. Oktober 1868), wonach die Grundsätze der Neutra- 
lität auch auf Seekrieg ausgedehnt werden sollen. Lueder, die 
Genfer Convention. Erlangen 1876 gekrönte Preisschrift. — Mar- 
coartu, Internationalismus 1876. — üeber die ältere Praxis der 
Seekriege: Yonge^ The history of the EngUshncajyy from the earliii 
period tho the preserU iime, 2, vol. lAmdon 1865, 

61. Zu Seite 176. Ueber Eriegsmoral und Eriegsmittel neuer- 
dings: C. Graham, Müitary ends and moral means, London 1864, 

— Das Eriegsrecht des XIX. Jahrh. mit Bezugnahme auf den Genfer 
Congress. (Deutsche Vierteljahrsschrift No. 108. Oct. 1864.) A, 
Marin ^ les loia relatives ä la gjierre sehn le droit gena moderne, 
Paris 1872. — Den Beer Poriugael, het corlogsreght. Breda 1872. 

— Die Versuche, das Eriegsrecht zu codifiren, blieben auf der 
Brüsseler Conferenz 1874 erfolglos. — Bagehot, Phyincs and polt- 
fies sagt: (S. 44): The progress of the müitary ort is the most con- 
spictwns. I was to say, the most showy fact in human history. 

62. Zu Seite 178. Die Trennung der Privat- und Staatsmoral 
in der Person des absoluten Fürsten trat besonders deutlich hervor 
in dem Gegensatz des Reformationsrechtes, das dem Fürsten 
erlaubte, seinen Unterthanen eine Eeligion zu verbieten, und dem 
Religionswechsel der Fürsten selbst aus politischen Motiven (Hein- 
rich IV., der Eurfürst von Sachsen u. s. w.) ; was als sittlich erlaubt 
galt und noch heute anstandslos von Prinzessinnen betrieben wird, 
die einen andersgläubigen Fürsten höheren Ranges heirathen 

63. Zu Seite 180. Moralstatistik. Zu den älteren bekann- 
ten Werken von u ^ t e 1 e t und W a p p ä u s treten hinzu : Als Haupt- 
werk: Guerry^ Siatistiqtte morale de VAngleterre comparde avec la 
statistique morale de la France^ apris les comptes rendus de Vadmi- 
nistration de la justice criminelle en Angleterre et en France. Paris. 
1864. ^Darüber: Messedaglia, Siatistica morale delV Inghilterra 
comparata alla Statistica delle Francia, Relazione critica, Atti deW 
Instituto veneto di scienze vol. X. Serie III.) — A. Wagner, Die 
Gesetzmässigkeit in den scheinbar willkürlichen menschlichen Hand- 
lungen vom Standpunkt der Statistik. Hamburg 1864. s. darüber: 
Helfe rieh's Recension in den Göttinger gelehrten Anzeigen 1865. 
S. 601. - V. Hildebrand, in ^dessen Jahrbuch. 1865, S. 287. — 
Venn^ the logic of chance an essay on the foundation and pro- 
vince of the theory of prohahility. 1866. — A. v. Oettingen, die 
Moralstatistik und die christliche Sittenlehre. Versuch einer Social- 
ethik auf empirischer Grundlage I. Theil, die Moralstatistik. 2. Aufl. 
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Erlangen 1874. — Scarabelli, Mla staiisiica in generale e ddla 
penale dd regno italico in particolare. Arehivio giuridico di Pieiro 
Mero, Bologna 1868 

64. Zu Seite 180. Für die ungleichm&ssige Entwickelung der 
sittlichen Begriffe in den einzelnen Beyölkerungsklassen diene als 
Beispiel : in den höheren Klassen die durchaus bestrittene Verwerf- 
lichkeit des Zweikampfes, in den mittleren die eigenthümlichen 
Auffassungen des kaufmännischen Kleinhändlers über wahrheitswi- 
drige Anpreisung und Verfälschung von Waaren; in den untersten 
ländlichen Kreisen die Vorstellungen über den Holzdicbstahl. 

65. Zu Seite 186. Die staatliche Ordnung 4er Prostitu- 
tion, von jeher ein streitiges Thema, aut welches sich Medicin, Theo- 
logie und Verwaltungslehre mit besonderem Eifer warf, war stets Gegen- 
stand lebhaften Streites in bayerischen Kammern geworden. Darüber: 
G. Thiersch, Die Strafgesetze in Bayern zum Schutze der Sitt^ 
lichkeit, den neuesten Abscl^jp^ächungsanträgen gegenüber vertheidigt. 
Nördlingen 1868. — Reclam, in Varrentrapp's VierteUahrschrift 
für öffentliche Gesundsheitspflege Band I. -^Entgegen dem Stand- 
punct der meisten medicinischen Vertreter der öffentlichen Hygiene 
ist auf Grundlage der dem §. 181 des Reichsstrafgesetzbuches zu 
Theil gewordenen, übrigens nicht unbestreitbare Auslegung, der 
Hamburger Senat durch Einwirkung des D. Bundesrath genöthigt 
worden, gegen seine in dieser Angelegenheit behauptete Auffassung 
die öffentlichen Häuser in Hamburg zu schliessen. 

66. Zu Seite 187. Restitutio in integrum. Eine systema- 
tische Entwickelung findet dieser Gedanke in der staatsrechtlichen 
Lehre von der Zwischenherrschaft. Die Unmöglichkeit, bei der 
Wiederherstellung des legitimen Herrschers die Akte des Usurpators 
einfach zu annulliren, damit dem formalen Rechte Genüge geschehe, 
ist allgemein anerkannt. Ausser den Lehrbüchern des positiven deut- 
schen Staatsrechts neuerdings: Held, Grundzüge des allg. Staats- 
rechts, S. 480 ff. — Brie, die Legitimation einer usurpirten Staats- 
gewalt 1866. Brockhaus, das Legitimationsprincip. 

66 bis zu Seite 188. Verpflichtung aus dem politischen 
Eide. Anderer Meinung, als der im TejX vorgetragenen, ist (mit Be- 
ziehung auf den dem Prinzen von Augustenburg geleisteten Eid) 
Schrader in seiner (1868) erschienenen Schrift über den politischen 
Eid. — Ausserdem: Duc de Broglie, Vues sur le gouvemement 
de France Paris 1870. 
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Zum siebenten Gapitel. 

Die Idealen Staatszweeke nach der allgemeinen 

Staatslehre. 

(S. 191 bis S. 227.) 

67. Zu Seite 191. Zur Literatur des Staatszweckes. Alle 
Lehrbücher des allgemeinen und positiven Staatsrechts handeln vom 
Staatszweeke, der auf einer abstract-speculativen Basis construirt 
wird. Am ausführlichsten unter den Neueren: Zöpfl, Grundsätze 
des gemeinen deutschen Staatsrechts, 6. Aufl. (1863). B. I, S. 41. 
Die Zwecktheorie des Verf., welche er selbst als diejenige der Völker- 
schaftlichen Unterstützung bezeichnet, gehört zu den gemischten 
Theorien, die nach Analogie der im Strafrecht für die Straftheorie 
üblichen Bezeichnungsweise auch Vereinigungstheorien genannt wer- 
den könnten. — Vgl. ferner Held, Staat und Gesellschaft, I. 352 ff. 
(Nach der L Aufl. dieser Principien) Bluntschli, AUgem. Staats- 
lehre 5 Aufl. S. 345—368 (175). — Aus der neueren ausländischen 
Literatur verdienen vorzugsweise Beachtung das Werk von J£d, La- 
houlaye^ VEtcU et ses limit€s, Paris 1S63. und Baron Eotv.ös, 
Der Einfluss der herrschenden Ideen des XIX. Jahrh. auf den 
Staat. 2 Bände. Leipzig 1857, ein Werk, auf welches Laboulaye 
(wie auch aui Wilhelm von Humboldt und J. St. Mill) viel- 
fach verweisst. — Femer: Herbert Spencer , the proper sphere qf 
govemement 1842, — Vom ultramontanen Standpunkt aus: J£. Duo- 
petiauXf Mission de VEtat, ses rigles et ses limites. Bruxelles 1861. 

68. Zu Seite 195. Ueber die Staatsanschauung von Huge 
Grotius neuerdings: O. v. Mees, Oorsprong en Karakier van de 
Nederlandscke Nyverheidspolitih der zeventiende eeuw, (Utrecht 1863.) 
p. 304 f. 

69. Zu Seite 201. Ueber die polizeilichen, kirchlichen und straf- 
rechtlichen Hemmungen des freien Wortes: Air. L. A, F. F. Buyni 
Het regt vor eene volkomen onbelemmerde Gedachte -Uiting. Amster- 
dam 1867, 

70. Zu Seite 203. Dass die Vergehen der möglichen Friedens- 
gefährdung durch Erregung von Hass und Verachtung aus den Straf- 
gesetzbüchern entfernt werden sollten, zeigt ein ehemaliger, durch 
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wissenschaftliche Tüchtigkeit ausgezeichneter Staatsanwalt, Sunde- 
lin in seinem Aufsatz: „Die brennende Reformfrage des 
Strafrechts und Strafverfahrens'^ (in der AUg. Deutschen 
Strafrechtszeitung 1863, Sp. 533ff.)« 

71. Zu Seite 204. Die s. g. Opportunität im Strafver- 
fahren kann nur beseitigt werden durch die oft — wenngleich in 
verschiedener Auffassung — anerkannte Nothwendigkeit staatsan- 
waltschaftlicher Reform. Die Deutsche Strafprocess- Ordnung und 
das Gerichtsverf. G. haben an dem älteren Zustande wenig geändert. 
Ohne allgemeine Zulässigkeit der staatsbürgerlichen Anklage zur Er- 
gänzung kam auch das Legalitätsprincip nicht genügen. — 
Ausser den Verhandlungen der deutschen Juristentage über Reform 
der Staatsanwaltschaft zu vergleichen: meine beiden Abhandlungen: 
„Die Reform der Staatsanwaltschaft in Deutschland" 
(Berlin 1864), „Die Umgestaltung der Staatsanwaltschaft 
vom Standpunkte unabhängiger Strafjustiz und der Ent- 
wurf einer Straf processordnung für den Preuss. Staat" (Berlin 186Ö). 
Vorzugsweise aber G. Keller, Die Staatsanwaltschaft in Deutsch- 
land, ihre Geschichte, Gegenwart und Zukunft. Wien 1866. — 
Gneist, Vier Fragen zur deutschen Strafprocessordt 
nung 1874. — Das französische Strafprocessrecht, in 
seiner Gegenüberstellung zu den Grundsätzen des englischen Rechts 
characterisiren : E» D esoer ^ Conference du jeune barreau» S^anee 
solennelle de rentrie le 8 Novembre 1864, Lüge 1864 — R. Heinze, 
Parallelen zwischen der englischen Jury und dem französisch-deut- 
schen Geschwomengeri cht. Erlangen 1864. — Barend de Bosch- 
Kern per ^ De Strtifvordering in hare hoofdtrekhen beschouwd. Am- 
sterdam 1866. — S. ferner Jul. Glaser, die geschichtl. Grund- 
lagen des neuen deutschen Strafprocessrechts in v. Holtzendorff's 
Handbuch des R. Strafprocess-Rechts 1877. 

73. Zu Seite 211. Kinderarbeit in den Fabriken, üeber 
die warnenden Erfahrungen Englands, dessen traurige Zustände in 
den Parlamentsberichten dargelegt sind: Die Reports der Chüdren*s 
Employment Commission, (seit 1862 jährlich). In Frankreich ist die- 
selbe Frage vorzugsweise durch Jules Simon und Wolowsky 
wiederholt behandelt, in Deutschland die von Reichswegen be- 
wirkte Erhebungen über Frauen und Kinderarbeit (1876). S. dar- 
über Stieda in v. Holtzendorff und Brentano, Jahrbuch für 
Gesetzgebung u. s. w. 1877 S. 206. 

74. Zu Seite 212. Wirthschaftl. Krieg. Zar Abschwächong 
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der in Sheffield verübten Greuelthaten : Progress of tke WorUng 
Classes 1832 — 1867, By M, Ludlov) and Lloyd Jones (deutsch 
von Julius von Holtzendorff. Berlin, 1868) p. Xlll. Der 
Verf. meint, dass nur einige wenige, an Bildung zurfickgebliebene 
Gewerkschaften von localer Bedeutung verbrecherisch gegen ihre 
widerspenstigen Mitglieder verfahren seien. G. Eowell^ The con- 
fiicis of Capital and Labour. — HütoricaÜy and economicaUy conti' 
dered. Being a hittory and revieu of the Trade Uniona qf great Britain 
1878. Guthrie, the law of Trade ünions in England artd Scofland 
1873. Von Wichtigkeit für die in Deutschland gangbaren und in den 
Versammlungen des socialpolitischen Vereins hervortreten- 
den Auffassungen werden Brentanos Publicationen, zumeist seine 
Arbeit zur Geschichte der Engl. Gewerkvereine 1871. Eine philos. 
Behandlung dieser Frage vom ethischen Standpunkte liefert: Ell er o^ 
de questione sociale — Bologna 1874. 

75. Zu Seite 214. Die Ueberlegenheit der Rechtszwecktheorien 
über die Wohlfahrtspolitik betont nachdrücklich Laboulayem seiner 
Schrift: UEtat et ses limiies. Sehr treffend heisst es (S. 81): 

V Etat est comme les iuteurs et les peres ; ceux, quHl a Heves soni 
iousjours pour lui des enfanis, On nous fera vieülir dans une dier- 
neue minorite, Depuis trente ans, toutes les fois, qü*on redame 
une libertdy fentends toujours la mime r4ponse : ,,PEtat ne demande 
pas mieux, que de Vaccorder, mais le peuple n'est pas mur:^^ il fatU 
attendre une sagesse^ qui ne vient jamais, 

Ueber den Rechtsstaat im modernen Sinne s. Bahr, der 
Rechtsstaat. Eine publicistische Skizze. Göttingen 18C4. » G n e i s t , 
der Rechtsstaat, 1872. (2. Aufl. im Erscheinen.) 

Zur Hegel'schen Staatsdoctrin. — Zwar hat Hegel nicht nur 
ao der Trennung von Recht und Moral festgehalten, sondern die 
weitere Au&tellung „der Sittlichkeit** hinzugefügt. Diesen objectiv 
auseinandergehaltenen Gebieten wird aber doch wiederum eine un- 
lösliche Einheit im Wirken des Staates selbst gegeben. „Der Staat 
ist die Wirklichkeit der sittlichen Idee.** „Der Staat ist als die 
Wirklichkeit des substantiellen Willens, die er in dem zu seiner 
Allgemeinheit erhobenen besonderen Selbstbewusstsein hat, das an 
und für sich Vernünftige. Diese substantielle Einheit ist 
absoluter unbewegter Selbstzweck.'* (Rechtsphilosophie 
§§. 267. 268.) 

Obwohl umgekehrt Trendelenburg in seinem Naturrecht unter 
Verwerfung der Thomasius-Eant'schen Trennung des Legalen und 
Moralischen und der von Hegel angestrebten Vermittlung beider 
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durch die Sittlichkeit. zu der antiken Anschauung der ethischen Ein- 
heit des sittlichen und rechtlichen Momentes im Staate zurückkehrt, 
90 gelangt er dennoch zu bestimmten Begrenzungen der staatlichen 
Thätigkeit Tom Standpunkte der universal -menschlichen Aufgaben. 
— Beide Auffassungen gelangen also zu entgegengesetzten Resul- 
taten in der Praxis. Hegel und seine Schule, trotz der Trennung 
der moralischen und rechtlichen Forderungen, zur antiken Aufopfe- 
rung des Individuums an den Staat unter Aufhebung der freien 
Persönlichkeit, Trendelenburg auf Grundlage platonischer Ideen in 
der Ethik zur Anerkennung der freien Persönlichkett in der Be- 
schränkung des modernen Staates. 

76. Zu Seite 217. Ausser den bekannten Werken über die Staats- 
idee des Islam: Laurent ^ Etudes iom. V, (lea Barbareset le Caihih- 
licisme. 2. 4d. 1864) p. 403. Femer: Kr am er, Geschichte der 
herrschenden Ideen des Islams. Der Gottesbegriff, die Prophetie 
und die Staatsidee. Leipzig 1868. — Palgrave, Essays on Easlem 
Qtiestiowt 1872, — Markham, the Hisiory of Persia and iis pre" 
sent poUtieal Situation 1S74, 

77. Zu Seite 224. Zu Schulzens Parallele zwischen dem 
individuellen Leben und den Staatszwecken. Schon St. Simon 
hatte denselben Gedanken dahin ausgesprochen, die Gesetze des ge- 
sellschaftlichen Lebens seien eine einfache Yergrösserung der indi- 
viduellen Lebensgesetze. 

Dagegen bemerkt Buchez mit Kecht als unterscheidend: Im 
Individuum kommen alle Gedanken und Willensäusserungen successive, 
in der Gesellschaft gleichzeitig zur Erscheinung. 

78. Zu Seite 227. Zu den Anhängern der gemischten Zweck- 
theorien zählt auch, wie bereits in Note 66 bemerkt, Zöpfl: Grund- 
sätze des gemeinen deutschen Staatsrechts (5. Aufl. 1863) I. S. 48. ff: 
„Die Erhaltung eines geordneten Bechtszustandes kann daher nur 
als die eine Seite der vom Staate zu lösenden Autgaben in Betracht 
kommen; die andere Seite derselben, besteht aber in der Bewir- 
kung solcher Einrichtungen und Anstalten, deren Beschaffung ausser- 
halb der Kräfte des Individuums liegt, aber nicht weniger, als dis 
Geltung und Handhabung des Kechtes, die Bedingung einer fort- 
schreitenden vernunftgemässen Entwickelung der Nationen ist.'' 

„Für die Theorie ist der Staatszweck bestimmt genug ausge- 
sprochen, wenn man ihn mit Kücksicht auf seine negative und po- 
sitive Seite in die Verwirklichung sämmtlicher äusseren 
Bedingungen einer wahren Humanität au f nationaler 
Grundlage setzt, was in Bezug auf das Individuum nichts anderes 
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ist, als völkerschaftliche Unterstützung zum Behufe selbst- 
th&tiger freier Entwickelung." 

Eine Auffassung, die mit Mo hl nahezu übereinstimmt. 

Endlich gehört hierher auch Escher, welcher (in seiner Prakt. 
Politik I, 45) im Anschluss an Aristoteles als Staatszwecke annimmt: 
1) Kechtssicherheit zu gewähren; 2) durch Arbeitstheiluog die öcono- 
mische Wohlfahrt zu fördern, und 3) auf Grundlage der beiden ersten 
Güter die intellectuellen, ästhetischen und sittlichen Anlagen der 
Menschen zu entwickeln und den edelsten Lebensgennss in Gemein- 
schaft des Lebens und im gegenseitigen Wohlwollen zu erstreben. 

Mit unserer Auffassung, nach welcher die Lehren des allgem. 
Staatsrechts unzulänglich erscheinen, stimmt auch überein Es eher 
(Prakt. Politik I, S. 37) : „Von der Theorie des allgemeinen Staats- 
rechts können wir keineswegs die Antwort entlehnen, da die An- 
sichten sehr widersprechend sind." Er zeigt ferner sehr gut, dass 
man nicht von den individuellen Lebenszwecken der Einzelnen 
bei der Aufstellung der Staatszwecke ausgehen darf. 



Zum achten GapiteL 

Die realen Staatszwecke; insbesondere I. der nationale 

Machtzweck der Staaten. 

(S. 228. bis S. 252.) 

79. Zu Seite 233. üeber den politischen Werth der antiken 
Oultur ist unter den neuesten Arbeiten besonders zu vergleichen 
Laurent in seinen Etudes sur Vhistoire de Phumaniie , ß, I — /F, 
und de Bosch' Kempen Oversigt over de ontwikkeling der zamen- 
leving in de oude wereld, (Handleiding II, §. 29,) — Rosa, Le 
origini della civiltä in Europa, vol. I. Müano 1862. 

80. Zu Seite 235. üeber den ewigen Frieden s. Bami, Bis- 
ioire des idies morales et politiques au 'S.VIII, stiele. — I, 49 ff., 
wo das probet de paix perpdtuelle des Abb 4 de Saint^Pierre 
näher besprochen wird. — Leibnitz, dem das Project unterbreitet 
worden, schrieb dem Abbe : „e^ se declara persuadi qtCun td prcjet 
en gros est faisable, et que son exdcution serait une des plus tMes 
ehoses du monde^^ (eine Aeusserung, die vorwiegend der Höflichkeit 
gegen den Verfasser entsprungen zu sein scheint, sobald man andere 
Stellen aus Leibnitzens Correspondenz betrachtet). Ausführlidier 
handelt derselbe Schriftsteller Bami über den ewigen Frieden in 
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Beiner mehrfach emvlihnten Schrift La Morale dan9 la Ddmoeraiie — 
Luigi Palma: La guerra ed il modemo diriito intemazioncUe in 
der Ritnsta Contemporanea , Febr. 1868. — Sehr ausgedehnt ist die 
neuere, aus Anlass der Alabama -Frage erwachsene Literatur über 
Arbitration, in welcher meistentheils die Frage des ewigen Frie- 
dens mit heineingezogen ist. Wir erwähnen davon nur die beiden, 
1867 erschienenen Schriften: Lord Hobart, Is it desirable to estaUuh 
a ge^iertU System of hiiemational Ärbitration; and, if so, on what 
Ftinciple should ii be organ\zed. — David Ross (Barrister - at^ 
Law), On an International High Court. — Für die sittliche Nothwend- 
digkeit des Krieges Trendelenburg in seinem Naturrecht (1. Aufl.), 
§. 228: „Indem der Krieg jenen thätigen Muth, welchen das Men- 
schenseben in verschiedenen Graden und in mannigfaltigster Gestalt 
zu allem Guten und Bedeutenden fordert, bis zur letzten Spannung 
horvortreibt, in Gefahren und Mühseligkeiten erprobt und stählt, und 
in dem gewaltigsten Ausdruck zur allgemeinen Empfindung bringt, 
hebt er den Geist und stärkt er den Charakter der Nation, 
und in edlem Sinne geführt, hat er in weiten Kreisen einen beleben- 
den Einfluss." — „Im Frieden erzeugt sich die Moral des wohl ver- 
standenen und wohl berechneten Interesse und jene nationalöcono- 
mische Ansicht, welche die produktive Energie des Eigennutzes auch 
für das dem Ganzen Erspriesslichste hält." — „Der Friede verweich- 
licht, aber der Krieg erzeugt Männer; der Friede mit seinem Glück 
und Genuss macht übermüthig; aber der Krieg besonnen und ge- 
meinsinnig.^' Noch weiter in der Verherrlichung des Krieges geht 
Lassen in seiner viel angegriffenen, jedenfalls aber geistvollen 
Untersuchung : Princip und Zukunft des Völkerrechts 1871. — Weitere 
Literatur über Krieg und Schiedsgericht bei v. Holtzendorff in 
dessen Encyclopädie zur Rechtswissenschaft (3. Aufl ) S. 10 21 ff. 

81. Zu Seite 237. lieber das Interventionsrechts in neue* 
ster Zeit: Mill, A few words on Non- Intervention in den IHsstr- 
tations and discussions, philosophical and historical [vol. 1 — 3. Boston 
1865). Ferner: Stapleton, Non - intercention versus Intervention, 
or ihe J'oreign Policy of Great Britain. London 1866. v. Holtzen- 
dorff in der Encyclop. der Eechtswissenschaft 3. Aufl. S. 994. 

82. Zu Seite 240. Die Bedeutung der Staatsgrenzen und des 
Staatsgebietes erörtert eingehend: Escher, Handbuch der prakt. 
Politik I, 94. — Was in Frankreich unter dem herkömmlich ge- 
wordenen Titel: „2Vb« /rontt^re«" vor 1871 in endloser Wiederho- 
lung geschrieben wurde, hatte vom Standpunkte wissenschaftlicher 
Prüfung höchstens den Werth, zur Kenntniss des französischen 
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Nationalcharakters beizutragen, üeber die Berechtigimg Deutsch- 
lands zur Veränderung seiner Grenzen gegenüber Frankreich s. ▼. 
Holtzendorff. Eroberungen und Eroberungsrecht 1872. 

83. Zu Seite 251. Gesellschaftliche Repräsentation. 
Abgesehen von dem Einfluss des Greldes kommen auch noch persön- 
liche Eigenschaften in Betracht 

Bagehot (Englische Yerfassungszustände S. 126) sagt: „Gute 
Manieren gehören zu den schönen Künsten; sie sind die Pfeiler der 
Gesellschaft ; in dem täglichen mündlichen Verkehr der menschlichen 
Wesen sind sie dasjenige, was die Kunst des literarischen Ausdrucks 
in dem gelegentlichen schriftlichen Verkehr ist.^^ Derselbe Autor 
(f 1877) beachtet (Fhysica and polüics p. 150) die Bemerkung eines 
welterfahrenen Mannes: Manner gets regtdarly worse as you go from 
the Eoät to the West, it is best in Asia, not so good in Europe and 
aliogether bad in the Western Staies of America. 

84. Zu Seite 252. Völkerrechtliches Institut. S. Annuaire de 
VInstitvt de droit international Deuxiinie annee. Gand 1878. 



Znm nennten CapiteL 
IL Der individuelle Rechtszweck des Staates. 

(S. 253 bis S. 279.) 

85. Zu Seite 253. Ueber den individuellen Freiheits- oder Recht- 
zweck im Allgemeinen: Lieber, On civil hberty and selj-govememeni. 
1849 (Deutsch 1860 von F. Mittermaier. Neueste Ausg. 1874 
von WooUey). — J. S, Mill, On liberty (Deutsch von Pickford. 
1860), worüber ein bemerkenswerther Aufsatz von Buckle in dessen 
Essays. — Mi II, Prindples of political economy IV, 1 ( On the grounds 
and limits of the Laisser-Jaire or Non- Interference Principle (PeopWs 
Edition. 1865. p. 567). — Dupont- White, LHndividu et PEtat.. 
2. 4d. Paris 1858. — J. Simon, La liberte. Paris 1859, — Beaussire, 
La liberte dans Vordre intellectuel et moral, LHndividu et Vitat. Paris 
1866. — E. Poitou, la liberti dvile et le pouvoir administratif &n 
France. — Bristed, The interference. theory of Govemement. New- 
York 1867. — Opzomer, die Grenzen der Staatsmacht Amster^ 
dam 1873. — Fitzjames Stephen, die Schlagwörter: Freiheit, 
Gleichheit, Brüderlichkeit in ihrer ethischen, socialen und politischen 
Anwendung (Deutsch von Schuster) Berlin 1874. — Maüruä, über 
die Freiheit in der Volkswirthschaft. 

24 
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86. Zu Seite 257. Die Macht der Begierong als Garantie des 
Rechts. „CPest avec une profonde raison , gue Von a dJU qua Vexis- 
tence de la liberti aupposait VexUtence du pouvoir.** Buchez, traü4 
de poUtique I, 279, Derselbe Schriftsteller bemerkt über die Neigun- 
gen des Volkes: ,,Dan8 toutes les epoques et encore avjourd'hui les 
peuplet oseiUent entre deux syatkmes; tant6t Us ae jettent dans celui 
de Vautorild ou du despotisme par horreur de la licence, et iantot ils 
exag^rent la liberte par aouvenir du despotisme. (Test aussi qtM faxt 
la France depuis trois quarts de si^de.*^ 

87. Zu Seite 258. Italienisches Räuberwesen. La camorra. — 
Notizie storiehe e documentate sul Brigandaggio, Firenze 1862. — 
0. L, M, Des Causes du brigandage dans les provinces Napolitaines. 
Turin 1863. C. Lombroso, l'uomo delinquente 2 ed. 1878. 

88. Zu Seite 259. Ueber das deutsche Gaunerwesen: F. G. B. 
Ay^-Lallemant, Das deutsche Gaunerthum. Leipzig 1863, der 
in dem ersten Band eine quellenmässige Geschichte der deutschen 
Räuberbanden giebt. 

89. Zu Seite 265. Rechts-Unsicherheit in Amerika. Mit 
den Excessen der Selbsthülfe steht in Verbindung die fernere That- 
sache, dass das Ansehen des Beamtenthums in Amerika ein ausser- 
ordentlich geringes ist. Ein republikanisches Blatt (gleichzeitig viel- 
leicht das beste politische Wochenblatt der anglo- amerikanischen 
Presse) „TAe Nation^^ sagt in seiner Nummer vom 8. October 1868: 
It is a fact^ that the utter woriJdessness of the Jiome civil serviee is 
the gravest danger ^ tkat now threcUens republican Govemement. — 
Nach einer glaubhaften — jedenfals aber bezeichnenden — Mit- 
tfaeilung galt es in einem Falle als Empfehlung für den Staatsdienst, 
dass jemand im Kriege einen Arm verloren hatte, weil — er nicht 
mit beiden Händen in die Staatskasse greifen könne, üeber die 
Seltenheit begabter Verwaltungsmänner in Nord -Amerika sagt die 
„Nation^ (No. 684 v. 8. April 1878): Good material for lawyus, 
doetors, judges, editors, mmisters, farmers^ mechanics abounds among 
US. Btit men io whom one can commit a large sum of money toith per- 
foet eonfidenee in tJteir aläity io inoest it in some undertaking with 
prudence and sagaeiiy and honesty are extremdy scaree and their 
searcity ha§ heen made increasingly manifest by the great growth of 
wealih tnthin the last forty years. 

90. Zu Seite 266. üeber das eheliche Güterrecht die reebifcag»- 
schichtlich vergleichenden Arbeiten der schwedischen Juristen OU- 
vecrona: Gm lagbestämd GifioräU 1861, In vierter Auflage unter 
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dem Titel: Om makars Oiftorätt i Bo\ wovon 1866 eine französische 
üefoersetzung erschien. 

91. Zu Seite 266. Gegen die directe Einmischung der Gesetz- 
gebung und des Richters in die Verhältnisse zwischen Gläubiger und 
Schuldner sind ferner anzuführen die die Reform des Goncursver- 
fahrens betreffenden Verhandlungen des IV. deutschen Handelstages 
zu Berlin im Oktober 1868. Derselbe erklärte sich gegen die Be- 
stätigung der Accorde durch den Richter, soweit dessen ürtheil 
auf Würdigkeit oder Unwürdigkeit des Schuldners sich stützt. 

92. Zu Seite 268. Rechte der Frauen in England. Eine 
kurze Schilderung der deutschen und englischen Verhältnisse findet 
sich in meinem Vortrag über die gesellschaftlichenundwirth' 
schaftlichen Vei\besserun gen in der Stellung der Frauen. 
Berlin 2. Aufl. 1876. — Gabba, condizione giuridica deüa donna 
(2. Aufl im Erseheinen). 

93. Zu Seite 268. Politische Bedeutung de s Erbrechts 
an Grund und Boden. Das Hauptwerk aus neuester Zeit ist: Le 
Play, La R4forme Sociale en France, Deduite de V Observation com- 
parde des peuples Europeens, Paris 1864, 2. vol. (von dem später 
eine billige Volksausgabe erschien). Vorzugsweise Bd. I, p. 97 ff. — 
A. Wagner, Die Abschaffung des privaten Grundeigenthums 1870. — 

94. Zu Seite 271. Waldschutz und staatliche Forst« 
cultur. Die Verhandlungen des volkswirthschaftlichen Gongres- 
ses, welcher einen Antrag von Lette (Bedingte Zulässigkeit staat- 
licher Einwirkung zur Verhütung gemeingefährlicher Entholzungen) 
ablehnte, sind veraltet. Für die im Text ausgesprochenen Ansichten 
die Autorität Röscher* s. In seinen „Ansichten der Volkswirth- 
sehaft" (2. Aufl. 1861. S. 105) sagt derselbe: 

Durch le ichtsinniges Roden kann bekanntlich eine ganze Provinz 
die gehörige Durchschnittsfeuchtigkeit verlieren, und dagegen efn- 
seinen Ueberschwemmnngen, zumal im Frühlinge, doppelt ausgesetzt 
werden; können Ströme seicht werden, ganze Berghänge der Acker- 
krume beraubt, fruchtbare Thäler mit Steinen verschüttet, der 
Wechsel von Hitze und Kälte mit seinen zerstörenden Folgen ver- 
schärft werden, kann die nothwendige Schutzwehr gegen Stürme, 
Lawinen, Flugsand u. s. w. verloren gehen. Offenbar lauter bedeu- 
tende Fragen des Gemeinwohls, auf welche der Privateigennutz der 
Waldbesitzer gar keine Rucksicht nehmen würde, auch wenn er 
sie verstände, und welche deshalb unzweifelhaft der poli- 
»eiliehen Intervention bedürfen. 

24* 
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Rossm&ssler forderte bekanntlich, noch weitergehend, den 
Schutz der Wälder durch internationale Verträge. Dagegen 
Bentzsch, Der Wald im Haushalt der Natur und der Volks- 
wirthschaft. In einer späteren Schrift (Der Staat und die Volks- 
wirthschaft. Leipzig 1863. S. 47) behauptet derselbe Verfasser: 
,,dass die strengsten Forstgesetzgebungen nicht mehr Erfolge auf- 
zuweisen haben, als die Freiheit des Betriebes." 
Die Richtigkeit der Thatsache zugegeben, wäre damit noch nichts 
bewiesen, denn gerade dass üebermaas der Strenge und Vorsorg- 
lichkeit mag zur ünausflihrbarkeit an sich richtiger Gesichtspunkte 
geführt haben, wofern nicht Nachlässigkeit und Pflichtvergessenheit 
des Staatsbeamtenthums in Anschlag zu bringen sind. Dass eine 
wirksame Aufsicht die Entwaldung grösserer Holzflächen nicht zu 
hindern vermöchte, dürfte schwer zu behaupten sein. 

Ausfuhrlich über das fragliche Thema: Eoth, Handbuch des 
Forstrechts und des Forstpolizeirechts nach den in Baiem gelten- 
den Gesetzen. München 1863. — Eding, Rechtsverhältnisse des 
Waldes 1874. Vgl. femer: Contzen, forstliche Zeitfragen 1870. 

— Landolt, der Wald im Haushalt der Natur und des Menschen 
1870. — Forest Management im Edinh. Review 1875 October. 

— H. V. Scheel, die Waldschutzfrage vom Standpunkt der 
Volkswirthschaftspolitik (in den forstl. Blättern. Sept. 1876). 

95. Zu Seite 272. Zur Englischen Eisenbahnpolitik. 
Ausser dem Hinweise auf die üebernahme der englischen Telegraphen- 
linien durch den Staat, sei hier erwähnt: der oft wiederholte An- 
trag, die irischen Eisenbahnen von Staatswegen zu erwerben und 
zu verwalten. S. darüber: What Action, if any , ought the govern' 
ment to tahe with regard to Railwaysf By Edwin Chadwick 1867. 

— Transactiona of the National Association for the Promotion of So* 
cial Science p, 593^ 682 sqq. Unter Zustimmung des Abtheilungs- 
präsidenten Sir Robert Eane äusserte William Bottomley 
(aus Belfast) gegen die Meinung, dass der Staat seine Einwirkung 
auf den Schutz der persönlichen Freiheit und des Privateigenthums 
zu beschränken habe. Folgendes: 

The limits to Government inter/erence are very piain. Whenever 
freedom of action and competition are possihle , then the public have 
the best security^ that they obtain a commodity at a fair rate^ and 
iliere is no ground for Government interference; biU in the case of a 
monopoly^ and railways are necessarily such, it is safer for the public, 
that the monopciy shoidd be in tke hands of the Government^ ihan of 
private individuals. And this ob/ection has been urged, namdy, that 
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there ha» heen frequent mismancigement in many OcvemmefiU depart'- 
ments. Thai is quite true, but the ctue of ihis Government manage^ 
ment of raüways U by no means omalogous. Every day the manage- 
ment of the raüways mtut he conducied under the eye» of the public^ 
and no mdstake can take place toithout ita being instanüy observed by 
some one and attention called to it. Ausserdem: Galty Raüway re- 
form, its importance and practicabitüy, considered as affecting the na- 
tion, the ahareholdera and the Government, London 186 5, — Gneist, 
Englisches Veriassungsrecht (2. Aufl.), II, S. 1117. Dope, Aufgabe 
der Eisenbahnpolitik 1874 vor allen andern fallen aber ins Gewicht 
die neueren Arbeiten von Prof. Gobn. — Zur Kritik des deut- 
schen Eisenbahnwesens: AI. Meyer als Referent in den Verhand- 
lungen des vierten deutschen Handelstages. Sitzung vom 21. Okt. 
1868. — Für Frankreich: Brinvilliers, VEtat et les chemin» de 
fer 1865. 

96. Zu Seite 274. Yerhältniss von Kirche und Staat. 
Von den politischen Lehrbüchern ist dasselbe am ausfuhrlichsten 
erörtert bei Escher, Handbuch, I, 401—669. Femer Held, Staat 
und Gesellschaft, 1, 119 und 360. — Laurent, VEglise et VEtat. 
ßruxelles 1858, — Die ältere deutsche Literatur wird entbehrlich 
durch E. Friedberg, die Grenzen zwischen Staat und Kirche und 
die Garantien gegen deren Verletzung. Tübingen 1872. — Vgl. 
ausserdem: Thudichum, Deutsches Kirchenrecht des XIX. Jahrh. 
2 Bde. Leipzig 1877. 

97. Zu Seite 275. Die Nord-Amerikanische Union und 
die Kirche. Von Wichtigkeit ist:Weingarten, Die Revolutions- 
kirche Englands. Ein Beitrag zur inneren Geschichte der Englischen 
Kirche und der Reformation. Leipzig 1868. ~ Gorrie^ The Churches 
and SecU of the United States. N.- York 1850. 

98. Zu Seite 277. Französische Auswanderungsver- 
hältnisse. Die beiden Hauptwerke sind: Legoyt^ V Emigration 
Europeenne. Son importance^ ses causes et ses efets^ Paris 1861 — 
J. Duval^ Histoire de V Emigration Europdenne, Äsiatique et AJri- 
came, Paris 1862. — Femer Le Play , Hiforme sociale L p. 328. — 
Ueber die holländische Golonialpolitik : VanRees, Gesehiedenis der 
Koloniale Politiek van de Bepubliek der Vereenigde Nederlanden, Ut- 
recht 1868^ (das letzte Werk eines bedeutenden Holländischen Staats- 
rechtslehrers , der leider im Mai 1868, obwohl geübter Schwimmer, 
in einer Badeanstalt ertrank. Ihm, meinem theuren Frennde, hatte 
ich es zu danken, dass ich im Laufenden mit der holländischen 
staatswissenschaftlichen Literatur erhalten wurde. 
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98. Zu Seite 265. Godification des internationalen 
Privatrechts. In England auf der Nationai AMsociatUm for the 
pranuHion isf Social Science zuerst von Prf. Dr. Katch^nowsky in 
CSharkow angeregt, ward sie 1865 Yon Dudley Field, dem Oodi- 
ficator der N.-Torker Gesetze wieder aufgenommen. Die Vorarbei- 
ten sind im Druck erschienen. (S. darüber dessen Schrift : On a 
projeci for an International Code. Law Magazine 1866). Ontlinea 
0/ and international Code N.- York 1872. Ausserde m : Z>e Do- 
min Petru$heuecz, Prdcis d*un Code de droit international, 
Leipzig 1861. — Dubois, Essai sur le conflit des lois fran^aises et 
des lois 4tranghre8 1862. — Dragoumis, de la condition dnile des 
Mkrcmger» 1864. — The present State of International Law in N. 
American Review Oct. 1866. — Trochon, Les etrangers devant la 
Justice Jran^ise et le» juridietions nationales. 1867. Bulmerinq, 
Praxis, Theorie und Godification des Völkerrechts 1874. — Man- 
cini, Vocazione del nostro secolo par la riforma e la codificazione del 
diritto deüe genti 1874. — Bergbohm, Staatsvertrag und Gesetze 
als Quellen des Völkerrechts 1877. — v. Holtzendorff, in der 
Encyclopädie der Bechtswissensohaft (3. Aufl.) S. 988. 



Zum zehnten Capitel. 
Der gesellschaftliche Oultnrzweck des Staates. 

(S. 280 bis S. 307.) 

99. Zu Seite 288. Gölibat der katholischen Geistlichkeit, 
aus neuerer Zeit: Henry C. Lea, An Historical Sketch qf Sacerdotaiy 
Celibacj in the Christian Church, Philadelphia 1867. — v. Holtzen- 
dorff, das Priestercölibat (in den Deutschen Zeit- u. Streitfragen 
1875. - Schultz, Gölibat 1875. Die altkath. Synode schaffte 1875 
die Gölibatpflicht ab. 

100. Zu Seite 291. Indische Kaste. Ueber die gegenwiU*- 
tigen gesellschaftlichen Verhältnisse der Kasten und die der Eng- 
lischen Verwaltung daraus erwachsenden Schwierigkeiten finden sich 
wichtige Mittheilungen in Mary Carpenter, Six Montks in India^ 
London 1868, sowie in dem von derselben Miss M. Garpenter (f 1877) 
begründeten Journal of the Indian Association, 

101. Zu Seite 291. Arbeiterkaste. Vgl. Levasseur, His- 
ioire des classes ouvri^es en France depuis 1789 Jusqu^d nos jours^ 
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2 vol. Paris 1867. Der Verfasser weist nach, wie die Pariser Ar- 
beiter mit Verachtung auf diejenigen blicken, die sich nicht in ihrem 
Sinne zu den Arbeitern zählen. Gleiche Wahrnehmungen aus Bel- 
gien berichtete mir Laurent in Gent brieflich. Der offenen Tren- 
nung der Arbeiterklasse von der mittleren GeseUschaftsschicht, die 
geringschätzig als hourgeoisie bezeichnet wird, redet auch Proudhon 
nochmals das Wort in einer seiner letzten Schriften: De la Capa- 
eite politique des Classes ouvrih'es. Paris 1863. Von besonderer Wich- 
tigkeit und aus der unabsehbaren Literatur der Arbeiterfrage her- 
Tomgend: V. Boehmert, Arbeiterverhältnisse und Fa- 
brikeinrichtungen der Schweiz. 2 Bde. 1873. 

102. Zu Seite 301. Eifersucht der Generalstaaten bei 
der Anlage neuer Verkehrswege. Interessante Beispiele bei van 
Rees, Geschiedenis i., 160 ff. 

103. Zu Seite 303. Staat und Kunst, üeber eine in der 
Gregenwart vielfach erörterte Angelegenheit, die Eunstindustrie 
liegen zahlreiche Schriften vor: H. Schwabe, Staatshilfe und 
Selbsthilfe auf dem Gebiete der Eunstindustrie, die Organisation 
von Kunst- Gewerbeschulen. Berlin 1868. A. von Zahn, Bericht 
über die Kesultate des Kunstunterrichts in Bezug auf den Fortschritt 
der Eunstgewerke. Leipzig 1868 u. a. m. 

105. Zu Seite 304. Deutsche Universitäten. Die Gele- 
genheitsschriften von Döllinger und v. Sybel, sind bekannt. 
Ausserdem v. Wessenberg, Die Keform der deutschen Universität, 
Würzburg, 1866. Dasselbe Thema wird fortdauernd in England, 
Frankreich und Italien erörtert. Als gegenwärtig bei den franzö- 
sischen Sachkennern anerkannte Vorzüge der deutschen Universitäten 
sind hervorzuheben*. 1) die Festhaltung eines wissenschaftlichen Mass- 
stabes für die Zulassung der Studirenden; 2) die Vereinigung der 
Facultäten in einem Gesammtlehrkörper ; 3) die grössere Unabhängig- 
keit der Universitäten von der Staatsverwaltung ; 4) die Honorirung 
der Vorlesungen neben den festen Gehalten der Lehrenden; 5) das 
Institut der Privatdocenten. — Ueber die Ausbildung der englischen 
Juristen ist noch zu vergleichen: Smith, An Histary of Edueation 
for ihe English bar, with suggesHons as io ihe Subjects and Methods 
of Study, 1865 — Für Frankreich: Cournot^ des instiiutions d'in- 
struction puMique en France 1864. 

Ueber das Examinationswesen in England: Transactions of ihe 
Association for the Promotion of Social Science. 1864, S. 408. — 
Als Curiosität verdient angeführt zu werden, dass eine juristische 
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Examenzeitung in England erscheint, um die am häufigsten vorkom- 
menden Fragen zur Eenntniss der Interessenten zu bringen. 

Ueber Amerika bemerkt dasK-Yorker Blatt „2%« Nation^': Nir- 
gends sei der Procentsatz klassisch gebildeter Personen so gering. 
Gelehrte Bildung auf den Universitäten heisse : Befähigung, jährlich 
nur 1500 Dollar zu verdienen; die Erziehungskosten würden ledig- 
lich als speculative Capitalanlage betrachtet; die Abneigung gegen 
das wissenschaftliche Studium der Rechte sei in einem steten Wachs- 
thnm; alles sei auf äussere Aneignung der Kechtsformen in derAd- 
vocatur bedacht. Besonders bemerkenswerth ist die Schrift eines 
Amerikaners, der selbst in Deutschland studirte: M.Hart. German 
üniversiiiea New - York 1874. Er erkennt an, dass Deutsche Uni- 
versitäten mit ungenügenden Geldmitteln weitaus mehr leisten, als 
die besten Amerikanischen Universitäten., bei denen viele Stiftungs- 
gelder auf Herstellung unpraktischer Bauten verwendet werden. 

106. Zu Seite 304. Confessionelle Schulen. Später als 
in Holland und England richtete sich die Aufmerksamkeit des deut- 
schen Politikers auf diese schwierige Organisationsfrage. Ueber das 
Historische: J. B. Meyer, Religionsbekenntniss und Schule. Berlin 
1863. Nicht zu vergessen ist, was Lahoulaye sagt: „Xa lihertd 
r/ligieuse c'est Pdme des societds modernes, c^est la rcidne de totstes 
es atUres Mhert4s** 

107. Zu Seite 305. Zweckbestimmungen im preussischen 
Yerfassungsrecht. Das Allgemeine Preussische Landrecht hatte eine 
Zweckbestimmung des Staates aufgestellt, die aus der Lehre der 
naturrechtlichen Schule entsprang. Häufiger geschieht es in Folge 
revolutionärer Bewegungen, dass im Gegensatz zu einem gestürzten 
Begierungsprincip besondere Zweckbestimmungen in den Verfassun- 
gen formulirt werden. So bestimmte die republicanische Verfassung 
vom 4. November 1848 für Frankreich in ihrem Pr^ambule L : 

La France c^est constitude en RipMique. En adoptant cette forme 
definitive de gouvemement, eile s'est propose pour Imt de marcher plus 
librement dans la voie du progres et de la civilisatum, d*assurer une 
ripartiHon de plus en plus equitalie des charges et des avanUiges de 
la sociite^ d^ augmenter Paisance de c?iacun par la rdduction graduie 
des dipenses publiques et des impots, et de faire parvenir tous les ct- 
togens, sans nouveUe commotion, par Paetion suceessive et constante 
den institutions et des loisy d un d^gre toujours plus ^Avk de mora- 
lit4, de lumi^res et de bien^eire (sehr schön gesagt, aber zur Hälfte 
Ideologie, zur anderen demagogische Bauemföngerei). 
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Zum elften GapiteL 
Die Harmonie der Staatszwecke. 

(S. 308 bis S. 338.) 

108. Zu Seite 310. SclaTenhalterpartei in Nordamerika, 
üeber ihre Anschauungen giebt den besten Aufechluss eines ihrer 
geistig hervorragenden Mitglieder: J. Williams, Die Rechtferti- 
gung der Südstaaten Nordamerikas. Mit einem Vorworte von E. M. 
Hudson. Berlin 1863. 

110. Zu Seite 315. üeber Nationalitäten und Nationa- 
litätsprincip. Die Bedeutung der Zweckrorstellungen für das 
Wesen der Nationalität hatte bereits Buchez 1831 hervorgehoben, 
indem er als das wesentliche Moment des völkerschaftlichen Zusam- 
menhanges die croyanees morales betrachtet. Als eine Curiosität sei 
hier erwähnt, dass Buchez überhaupt die Erfindung des Wortes 
„natwnalit^^ fOr sich in Anspruch nimmt uud dasselbe zuerst im 
Jahre 1831 gebraucht zu haben behauptet. — Tiefer angelegte Ar- 
beiten sind: Rüdiger über Nationalität in Lazarus u. Stein- 
thal's Zeitschrift für Völkerpsychologie III. S. 95ff. - Richard 
Böckh, Die statistische Bedeutung der Volkssprache als Kennzeichen 
der Nationalität. 1866. — Lazarus, üeber das Verhältniss des 
Einzelnen zur Gesammtheit (Zeitschrift für Völkerpsychologie II, 
S. 373 ff.). — Mit besonderer Beziehung auf Belgien : Discours de 
Bavojf in der Belgique JtuUciaire vom 9. März 1865. — Die Anzahl 
der französischen und italienischen Schriften über dies Thema ist 
unermesslich , deren Inhalt mit wenigen Ausnahmen oberflächlich, 
nur den politischen Tagesinteressen dienend. Als Schöpfer einer 
neuen, auf dem Nationalitätsprincip beruhenden Völkerrechtsschule 
gilt bei den Italienern Mancini, dessen Theorien eifrigst von Pier- 
wantoni, und vielen anderen vorfochten werden« Vollkommen 
unbefeuigen urtheilt vom politischen Standpunkt: Froudhon^ Du 
principe fidiratif (Paris 1863), insofern er nicht nur als Gegner der 
Einheitsbestrebungen in Italien, sondern auch des französischen Gen- 
tralismus auftritt. — Palma^ del prindpio di nagionaiitk Milano 
1867, Üeber die neuere Italienische Literatur, betreffend das Na- 
tional-Princip siehe meinen Aufsatz in der Revue de droit iniemat, 
1870, — Gneist in der National-Zeitung 28. März 1872. Einen 
Versuch, die Ideen des Darwinismus auf die Bildung der Nationa- 
litäten lieferte in geistvoller Durchführung: Bagehot, Fhysies and 
Politics 1872. — (Auch Deutsch in der internationalen Bibliothek). 
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111. Za Seite 316. Labonlaye, welcher der Selbstverwaltung 
eifrig das Wort redet, gesteht zu, dass seine Landslente im Grossen 
und Ganzen von den Vorzügen streng centralistischer Staatsleitung 
durchdrungen^ sind. Er sagt von dem zweiten Kaiserreich: C^eat 
Vempire Romain adotici par le Chrisiianisme ei la civüiaation. Von 
der französischen Demokratie urtheilt er: Ättrilmer ä ious les cUoyeru 
les mimes droits, crier un micaniame puissant et rapide, qtii trans- 
forme en loi la volonte naiionide^ e^est-h-dire ^ le voeu du plus grand 
nombre: tel est Viddal de nos dimocrates les plus avancSs. Hs nHtna- 
ffinent pas, q*avec tout cela un pays n^a point de libertd. Ce n^est 
pas pour les majorit4s, que la libertd a 6td invent4e. Uopinion et la 
force lewr su/fisent; c^est ä IHndividu, c'est aux minorit^ que la li- 
herti est nScessaire. 

112. Zu Seite 316. Zur Characteristik der auch in Frankreich 
übertriebenen Bewunderung des individualistischen Stand- 
punkts dient auch, was Buchez (traiti de politique I, 270) be- 
merkt: er habe Männer »gekannt, welche dem Staat das Recht der 
Justizpflege streitig gemacht hätten, in der Meinung, man müsse die 
Garantie gegen Verletzungen des Einzelrechts in der allgemeinen 
Indignation suchen. Derselbe Schriftsteller, der eine an Erfahrungen 
reiche Laufbahn durchschritten, bemerkt gegen den Grundsatz der 
absoluten Passivität des Staates: 

fjLmssez -faire et laissez -passer en touie autre question q^en affaires 
commerciales — vous ne ferez autre ckoae, q^abandonner le faible 
au fort}*" 

112. Zu Seite 316. Amerikanische und deutsche Ver- 
waltung. Ein rühmliches Zengniss erhielt die Ehrlichkeit der deut- 
lichen Verwaltung auf dem grossen amerikanisch-deutschen Sängertest 
von Chicago durch einen mit den Regierungen seines Heimath- 
landes energisch verfeindeten Republikaner. General Willich sagte 
bei dem bezeichneten Anlass (Juni 1868) in seiner Festrede: 

„Trotz aller Despotie und politischen Unterdrückung werden in 
Deutschland doch jedenfalls die öffentlichen Gelder, Güter und An- 
gelegenheiten redlich und mit Sachkenntniss verwaltet. Auch in 
Amerika muss der civilisatorische Geist der Deutschen daran gehen, 
der nun unerträglich gewordenen Missverwaltung der öffentlichen 
Angelegenheiten entschieden gegenüberzutreten.*' 

üeber die amerikanische Verwaltung giebt werthvolle Aufschlüsse : 
DemxTocy in America (North Am. Review No. 206 vom Jahre 1861). 
— The dangers of Demoeracy (Westminister Rev. 1868, 1). — Van 
Buren, JEnquiry intho ihe Origin and eourse of Pditieail Parties in 
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the United States. London 1867. — Chambruny le pouvoir tx^cuitf 
4IUX Etats-Uniß 1873. — Frothingham^ The BUe o/ the lUpublic 
of the N. JS, Boeton 1873. -^ H, Franklin ^ American ConMutiona 
Vd, 1. Albany 1873. — Dix, The American State and American 
StaUmen. Boaton 1876, 

113. Zu Seite 317. Ueber die M&ngel der Englischen 
Gerich tsverf assung. Besonders empfindlich ist das Fehlen stän- 
diger Localge richte; denn die Competenz ^^v Couniy Cour^« ist höchst 
beschränkt. In Sheffield, einer Stadt von 200,000 Einwohnern, fehlt 
es an einem Gerichtshöfe mit Zwangsjurisdiction über 300 Thaler 
Gold hinaus. Schon 1853 beklagte sich der Handelsstand Ton Liver- 
pool aufs Lebhafteste (S. Haatinga^ Sesaional Papers of the N. 
A. f. Prom. of S. S. 1866. p. 12). 

114. Zu Seite 325. üeber die Englischen Gesetzgebungspro- 
bleme : Queationa jor a Reformed Parliament. — Und Esaaya on Re- 
form, By varioua Wrüera. Beide 1867 erschienen. — Kinneart 

Principlea of Reform , political and legal. London 1866. — Deniaon , 
Maurice, The Workman and the franchiae. Chaptera from Engliah 
hiatory on the Repreaentation and eduecUion of the People. London 
1866. — Cairnes, political eaaaya. 1875. — Greg, Rocka ahead 1S75, 

115. Zu Seite 325. Ueber die formalistische Legalität der Art 
von Beamtenthum, das hundertmal eher eine Verfassung umstürzen 
hilft, als ein Versehen bei der Zusammenheft ung eines Aktenstückes 
entschuldigt, urtheilt Burke, ,,They uill think the auhatance of buai- 
neaa not to be mueh more important, than the form of li." 

116. Zu Seite 326. Gonservative und radikale Politik. Eines 
der angesehensten Wochenblätter der republikanischen Partei in der 
Union, die Nation, vom 22. October 1868 (S. 325) sagt darüber: 

„There are radical aasea juat aa well, aa there are radical aagea. 
There are timea^ when it ia good, to bee a „Radical^^ — that ia a tearer 
up by the roota; and there are timea , when it ia good to be a Con- 
aervcUive — theU ia an advocate of preaervation or conatruction. — Ä 
man, who peraiats in being alwaya Radical under aU cireumatancee — 
and there are timea when it may be to inaiat on pulling hia eabbagea 
up eoery day to aee how tkey are growing — a man, who inaista an 
alwaya deatroying and on looking up all conatruction, or all retfpee 
or love for the thing that ia, mih auapidon, ia a man, for whom the 
politicy of reaaonable people hm no place ^ and whom peraeverance in 
hia courae, may eventiutlly bring to the lunatic aaylum. SenaiUe ciH- 
zena of a free and intelligent Community do not aak about a candi- 
date, „Ia he Democratic or ia he Badicalf" but „Ia he honest, ia 
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hß pure, is he above reproachj is he <Me, is he eloquent , has he heen 
a consistent (tnd faithful supporter of certain principles^** They do 
not ask cUiotU a measure^ „Is it a Radiccd mecuure or is ü a Con- 
servaUoe measure^** beeause experience hos a thousand Umes shoum 
thrnn, that a measure may he Radical, and yet he on untnistakable 
näxture of J'oliy and rascaliiy ^ or it may he Convervative and he the 
product of both toisdom, hnowledge and disereUon.** 

117. Zu Seite 327. unter den zaMreichen Biographien von 
Gavour verdient ausserdem Aufmerksamkeit diejenige von Giu- 
seppe Massari (deutsch von E. Bezold. Leipzig 1874). 

{118. Zu Seite 328. Staats-Ünterstützung bei ausser- 
ordentlichen Galamitäten rechtfertigt auch Lewis (Observa- 
tions II 9 415): 1/ a populcUion is starving J'rom want o/ food, the 
practical politician must attempt to relieve the starvation, he/ore he 
can resort to gener al tneasures /or preventing the recurrence o/famines. 
— üeber die Unterstützungsmethoden: C. Siegel, üeber die Ver- 
theilung der Liebesgaben. Heidelberg 1877. — 

h'' 118. Zu Seite 331. Das allgemeine gleiche direkte Wahbedit 
ohne Volksbildung verurtheilen unter den entschieden freisinnigen 
Franzosen Laboulaye (,^Une ddmocratie ignoranie est une d^mocraiie 
condamn4e**J und Buche z (U, p. 390). Der Letztere sagt von 
Wahlen: „II se pUtce Vüecteur en face de Vinconnu, et tr^ souoent 
dans la nScessitd de choisir entre des candidatSy qui lui sont egcUement 
imposSs, de se prononcer pour le midiocre pour ne point avoir le pire, 
II est sujet h la hrigue, aux cahales^ h des pressions de diverses sortes, 
ä la fraude et mime ä la corruption,*^ Zur Beseitigung dieser üebel- 
stände schlägt er ein im Sinne Hare's gedachtes Verfahren bei der 
Aufstellung der Gandidaturen vor, eine Art von Vermittlung zwischen 
directer und indirecter Wahl. Denn: „dans le sujffrage direct Päec- 
teur a toutes les chanees d'itre trompd. Dans le cours ordinaire c^est 
u/n proce'dd aveugle." 

£me sehr bemerkenswerthe Schrift aber das Wahlrecht in Bel- 
gien hat zum Verfasser C. Bolin-Jacquemyns^ De la Ri/orme 
Electorale, Examen des moyens ä employer dans les gouvememenis 
ripresentatifs pour assurer la libertd des dlections et la sinceritd des 
votes, BruxeUes 1865. — Simon Stane, On representaitive gover- 
tiement and personal representants, Philadelphia 1871. — I. F. Quiney 
The protection o/ majorities and eonsiderations relating to eledoral 
rrform. Boston 1876. — Ferraris Carlo, La rappresentanza delle 
minoranze nel parlamento. Tomo 1870. 
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119. Zu Seite 331. Die Bildungsfeindlichkeit der französischen 
Demokratie, hervorgegangen aus dem Wahne, dass das allgemeine 
gleiche Stimmrecht für sich allein zur Aufrechterhaltung der Frei- 
heit und Sicherung des Fortschrittes genüge, ist vielfach von ein- 
sichtigen Politikern gerügt worden. Zwei französische Unterrichts- 
minister, Villemain und Salvandy, haben nachgewiesen, dass 
im Bezirke des Pariser Parlaments vor der französischen Kevolution 
mehr junge Leute eine allgemeine Bildung höheren Grades erhielten, 
als später in ganz Frankreich zusammengenommen (Buchez 1, 162)^ 

„11 y a mcUheureusemerU trop de gens , qui croient votiZotr, lors' 
qu'üs ne foni qu'obdir." — Adams, Demoer acy and Monarchy in 
France 1873, John Morley , Rousseau, N,-York 1873. Eine 
ähnliche Stellung gegenüber den gebildeten Klassen behauptet die 
vornehmlich auf bäuerlichem Grundbesitz beruhende Demokratie 
der Dänen. 
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